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Achter Bericht zur Entwickiungspolitik der Bundesregierung 


Vorbemerkung 

Mit dem vorliegenden Achten Bericht zur Entwicklungspolitik kommt die Bun- 
desregierung einem auf das Jahr 1971 zurückgehenden Auftrag des Deutschen 
Bundestages nach, im 2-Jahres-Rhythmus eine ausführliche Darstellung und Wer- 
tung der wirtschaftlichen und sozi^en Entwicklung in der Dritten Welt, der Nord- 
Süd-Beziehungen und des Nord-Süd-Dialoges, der bilateralen Zusammenarbeit 
der Bundesrepublik Deutschland mit den Entwicklungsländern, der Entwick- 
lungszusammenarbeit der Europäischen Gemeinschaft sowie der multilateralen 
Zusammenarbeit vorzulegen. 

Der Berichtszeitraum für den Achten Bericht umfaßt die Jahre 1987 und 1988. In 
einigen Abschnitten geht der Bericht, soweit es wegen der entwicklungspoliti- 
schen Bedeutung angemessen erschien, auch auf neue Akzente ein; redaktionell 
wurde er im März 1990 abgeschlossen. 

In der Struktur und im Umfang knüpft der Achte Bericht auf Wunsch des Aus- 
schusses für wirtschaftliche Zusammenarbeit des Deutschen Bundestages (AwZ) 
an den Vorbericht an. Inhaltlich trägt er den am 18. Oktober 1984 vom Deutschen 
Bundestag beschlossenen Vorgaben für künftige entwicklungspolitische Berichte 
Rechnung (Drucksache 10/1274). 

Ergänzend dazu geht er entsprechend den Forderungen der am 15. September 
1989 im Parlament angenommenen Beschlußempfehlung des AwZ vom 19. 4. 1989 
(Drucksache 11/4381) ein auf die „Bedrohung der Umwelt“, die „Aus- und Fortbil- 
dung von Fach- und Führungskräften der Entwicklungsländer“, die Ergebnisse 
der Anhörung von Sachverständigen zum Thema „Der Beitrag der Bundesrepu- 
blik Deutschland zur Aus- und Fortbildung in Entwicklungsländern - Schwer- 
pimkt gewerbliche Berufsbildung“ sowie auf die Darstellung und Bewertung der 
bisher erfolgten Anstrengungen zur Lösung der weltweiten Verschuldungskrise. 

Aufgrund des Aufbaus des Berichtes läßt es sich nicht vermeiden, daß einzelne 
Themen in verschiedenen Abschnitten angesprochen werden, was jedoch dem 
Verständnis des Lesers dient, der aus seinem spezifischen Interesse heraus nur das 
eine oder andere Kapitel liest. 
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Zusammenarbeit vom 30. Mai 1990 gemäß Beschluß des Deutschen Bundestages vom 15. September 1989 - 
Drucksache 1 1 14381 . 



Drucksache 11/7313 Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Inhaltsverzeichnis 

Seite 

L Situation der Entwicklungsländer Ende der 80er Jahre 14 

1. Entwicklungsländer in der Weltwirtschaft 14 

2. Zentrale Probleme der Entwicklungsländer 15 

2.1 Armut, Hunger imd Emährungsunsicherheit 15 

2.1.1 Armut, Verelendimg und Selbsthilfefähigkeit 15 

2.1.2 Gefahr wachsender Nahrungsmittelknappheit 15 

2.1.3 Ökonomische, ökologische und demographische Grenzen 

der Emährungssicherung 16 

2.1.4 Fehlen! wicklxmgen aus Agrarpolitik, Agrarhandel und Nah- 

nmgsmittelhilfe 16 

2.2 Bevölkerungswachstum 17 

2.2.1 Ausmaß des Problems und Perspektiven der Entwicklung . . 17 

2.2.2 Zusammenhänge zwischen Bevölkerungsentwicklung, Wirt- 
schaftswachstum und Verteilung 18 

2.2.3 Verstädterung 18 

2.2.4 Möglichkeiten imd Grenzen der Bevölkerungspolitik 18 

2.3 Verschuldung und Strukturanpassung 18 

2.3.1 Ausmaß und Struktur der Verschuldung 18 

2.3.2 Ursachen und Folgen der Verschuldungsprobleme 20 

2.3.3 Wege aus der Verschuldungskrise 20 

2.4 Handel 22 

2.4.1 Entwicklung des Handelsvolumens der Entwicklungsländer 22 

2.4.2 Preisentwicklung und Austauschverhältnisse (Terms of 

Trade) 23 

2.4.3 Entwicklimg der Export- imd Importwerte 23 

2.4.4 Abbau des Protektionismus 23 

2.4.5 Ungenügende Strukturanpassung in den Industrieländern . . 24 

2.5 Energieversorgung 24 

2.5.1 Verknappung traditioneller Energiequellen 24 

2.5.2 Importabhängigkeit bei fossilen Energieträgern imd Ener- 
gietechnik 25 

2.5.3 Auswirkungen auf Bedarfsdeckimg der Bevölkerung, Pro- 
duktion und Transport 25 

2.6 Bedrohung der Umwelt 26 

2.6.1 Ursachen der Wechselwirkungen 26 

2.6.2 Ökologische und wirtschaftliche Folgen 27 

2.6.3 Globale Dimension 28 

3. Internationale Lösungsversuche im Rahmen des Nord-Süd-Dialogs 28 

3.1 Stand des Nord-Süd-Dialogs 28 

3.2 Wichtige Konferenzen 29 

3.2.1 Generalversammlungen der Vereinten Nationen 29 


2 




Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/7313 


Seite 

3.2.2 Wirtschaftsgipfel 30 

3.2.3 Uruguay-Runde im Rahmen des GATT 30 

3.2.4 Tagungen von IWF und Weltbank 31 

3.2.5 „Global System of Trade Preferences" (GSTP) 31 

3.2.6 Internationales Jahr der Hilfe für Menschen in Wohnungsnot 

1987 31 

3.2.7 7. VN-Konferenz für Handel und Entwicklung (UNCTAD 

VII) 32 

11. Die entwicklungspolitische Zusammenarbeit der Bundesrepublik 

Deutschland 33 

1. Orientierungslinien der Entwicklungspolitik 33 

1.1 Die Schöpfung bewahren 33 

1.2 Die kulturellen und gesellschaftlichen Gegebenheiten ach- 
ten 34 

1.3 Die schöpferischen Kräfte der Menschen fördern 34 

Exkurs: Öffentliche Anhörung „Armutsbekämpfung durch Hilfe zur 

Selbsthilfe“ 35 

2. Leistungen, Verteilung und Schwerpunkte der Entwicklungszusam- 
menarbeit der Bundesrepublik Deutschland 36 

2.1 Leistungen an Entwicklimgsländer 36 

2.1.1 Übersicht über die Gesamtleistungen 36 

2.1.2 Haushalt des BMZ und mittelfristige Finanzplanung 36 

2.2 Verteilung 38 

2.2.1 Regionale Schwerpunkte 38 

2.2.2 Zusammenarbeit mit verschiedenen Ländergruppen 38 

2.2.3 Förderung der regionalen Zusammenarbeit 40 

2.3 Sektorale und übersektorale Schwerpunkte 40 

2.3.1 Schutz der Umwelt 40 

Exkurs: Tropenwaldprogramm der Bundesregierung 42 

2.3.2 Emährungssicherung und ländliche Entwicklung 43 

2.3.3 Armutsbekämpfung durch Hilfe zur Selbsthilfe 44 

2.3.4 Bevölkerungspolitik 44 

2.3.5 Frauen im Entwicklungsprozeß 45 

2.3.6 Förderung des Bildungswesens 46 

Exkurs: Öffentliche Anhörung „Beitrag der Bundesrepublik Deutsch- 

land zur Aus- und Fortbildung in Entwicklungsländern - 
Schwerpunkt gewerbliche Berufsbildung“ 47 

2.3.7 Verbesserung der Energieversorgung 48 

Exkurs: Bekämpfung des Rauschgiftmißbrauchs 49 


3 



Drucksache 11/7313 Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 

Seite 

3. Formen, Instrumente und Verfahren der bilateralen Zusammen- 
arbeit 50 

3.1 Allgemeine Aspekte 50 

3.2 Finanzielle Zusammenarbeit (FZ) 51 

3.2.1 Aufgabenstellung 51 

3.2.2 Finanzierungskonditionen 52 

3.2.3 Strukturhilfe 52 

3.2.4 Schuldenerlaß 53 

3.2.5 Umschuldungen im Rahmen des Pariser Clubs 53 

3.2.6 Rückflüsse der Finanziellen Zusammenarbeit 54 

3.2.7 Wiedereinsatz von Rückflüssen der Finanziellen Zusammen- 
arbeit 55 

3.2.8 Mischfinanzierungen, Ko-Finanzierungen 55 

3.3 Technische Zusammenarbeit (TZ) 55 

3.3.1 Aufgabenstellung 55 

3.3.2 Formen der Technischen Zusammenarbeit 55 

3.3.3 Zukünftige Anforderungen an die Technische Zusammenar- 
beit 56 

3.3.4 Förderung von Kleinstmaßnahmen 56 

3.3.5 Technische Zusammenarbeit gegen Entgelt 57 

3.4 Personelle Zusammenarbeit (PZ) 57 

3.4.1 Aus- und Fortbildung von Fach- und Führungskräften der 

Entwicklungsländer 59 

3.4.2 Studenten aus Entwicklungsländern an deutschen Hoch- 
schulen 59 

3.4.3 Förderung der Existenzgründung und berufliche Eingliede- 
rung 60 

3.4.4 Entwicklungshelfer 61 

3.4.5 Entsandte Fachkräfte 61 

3.4.6 Integrierte Fachkräfte 62 

3.4.7 Ausbildungsprogramme für Fachkräfte 62 

3.5 Nahrungsmittelhilfe und Emährungssicherung 63 

3.6 Flüchtlingshilfe 65 

3.7 Entwicklungszusammenarbeit der Länder und Gemeinden 65 

3.7.1 Art und Umfang der Leistungen der Länder 65 

3.7.2 Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern 65 

3.7.3 Partnerschaften deutscher Gemeinden in Entwicklungslän- 
dern 66 

3.8 Zusammenarbeit mit nicht-staatlichen Organisationen 66 

3.8.1 Grundlagen und Tendenzen 66 

3.8.2 Zusammenarbeit mit den Kirchen 67 

3.8.3 Zusammenarbeit mit den politischen Stiftungen 68 

3.8.4 Zusammenarbeit mit anderen privaten Trägem 68 

3.9 Förderung der Privatwirtschaft in Entwicklungsländern .... 69 

3.9.1 Grundlegende Überlegungen 69 

3.9.2 Politikdialog und Regierungsberatung 69 


4 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/7313 


Seite 

3.9.3 Beratung und Ausbildung 70 

3.9.3. 1 Staatliche Einrichtungen 70 

3.9.3.2 Privatwirtschaftli^he Selbsthilfeeinrichtungen 71 

3.9.3.3 Unternehmen 72 

3.9.4 Bereitstellimg von Finanzmitteln 74 

3.9.5 Förderung der Zusammenarbeit privater Unternehmen 75 

3.9.5. 1 Risikomindernde Instrumente 75 

3.9.5.2 Doppelbesteuerungsabkommen 76 

3.9.5.3 Niederlassungs- und Technologieprogramm 76 

3.9.5.4 Information und Beratung 77 

3.9.6 Fördenmg des Handels 77 

3.9.7 Unterrichtung der deutschen Wirtschaft über Vorhaben der 

Entwicklungszusammenarbeit 78 

3.10 Wirkungskontrolle der deutschen Entwicklungshilfe 78 

3.10.1 Ergebnisse von Inspektionen und Evaluierungen 78 

3.10.2 Maßnahmen zur Verbesserung der Umsetzung von Evaluie- 
rungsempfehlungen 79 

3.10.3 Beispiele für politische Projektwirkungen 79 

3.10.4 Beispiele für ein Projekt ohne erkennbare Auswirkimgen ... 80 

3.10.5 Unterrichtxmg von Parlament und Öffentlichkeit über Er- 
gebnisse der Querschnittsauswertungen 80 

4. Organisatorische Veränderungen im institutioneilen Bereich der 

Entwicklungszusammenarbeit 81 

4.1 Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

(BMZ) 81 

4.2 Deutsche Finanzienmgsgesellschaft für Beteiligimgen in 

Entwicklungsländern (DEG) 81 

4.3 Deutsche Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit 

(GTZ) 82 

5. Entwicklungszusammenarbeit im Rahmen der Europäischen 

Gemeinschaft 83 

5.1 Schwerpunkte xmd Tendenzen der EG-Entwicklungspolitik 83 

5.2 Die AKP-Staaten 84 

5.3 Lome IV 85 

5.4 Mittelmeerländer 86 

5.5 Entwicklungsländer in Asien und Lateinamerika 87 

5.6 EG-Nahrungsmittelhilfepolitik 87 

5.7 Erlösstabilisierung (Compex) für Nicht-AKP-Länder (LDC) . 88 

6. Multilaterale Zusammenarbeit 88 

6.1 Die Bedeutung der multilateralen Zusammenarbeit und des 

VN-Sy Sterns Ö8 

6.2 Multilaterale Finanzierungsinstitutionen 89 

6.2.1 Weltbankgruppe 89 

6.2.1.1 Weltbank 89 


5 



Drucksache 1 1 /731 3 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Seite 

6.2.1.2 International Development Association (IDA) 89 

6.2. 1.3 International Finance Corporation (IFC) 90 

6.2.1.4 Multilateral Investment Guarantee Agency (MIGA) 90 

6.2.2 Regionale Entwicklungsbanken 90 

6.2.3 Internationaler Fonds für landwirtschaftliche Entwicklung 

(IFAD) 91 

6.3 Entwicklungsaktivitäten von Sonderorganisationen und 

Sonderkörperschaften des VN-Systems 91 

6.3.1 Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen (UNDP) ... 92 

6.3.2 Bevölkerungsfonds der Vereinten Nationen (UNFPA) 93 

6.3.3 Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen (UNICEF) 94 

6.3.4 Weltemährungsrat 94 

6.3.5 Weltemähmngsprogramm (WEP) 94 

6.3.6 Emährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten 

Nationen (FAO) 95 

6.3.7 Organisation für industrielle Entwicklung (UNIDO) 96 

6.3.8 Internationale Arbeitsorganisation (ILO) 97 

6.3.9 Umweltprogramm der Vereinten Nationen (UNEP) 97 

6.3.10 Entwicklimgsfonds der Vereinten Nationen für Frauen 

(UNIFEM) 98 

6.3.11 International Trade Centre (UN CT AD/GATT) 98 

6.3.12 Zentnmi der Vereinten Nationen für Menschliche Siedlun- 
gen (HABITAT) 98 

6.4 Zweckgebundene Beiträge an VN-Organisationen 99 

6.5 OECD/DAC, ein Forum westlicher Geber 99 

7. Parlament, Wissenschaft und Öffentlichkeit 100 

7.1 Anhörungen des Bundestagsausschusses für wirtschaftliche 

Zusanunenarbeit 100 

7.2 Entwicklungspolitische Aussprachen und Beratungen im 

Deutschen Bundestag 100 

7.2.1 Entwicklungspolitische Grundsatzdebatten 100 

7.2.2 Schuldenkrise in der Dritten Welt 101 

Exkurs: Öffentliche Anhörung „Verschuldungskrise der Entwick- 
lungsländer" 101 

7.2.3 Öffentliche Anhörung der Enquete-Kommission „Vorsorge 
zum Schutz der Erdatmosphäre" zur Tropenwaldproblematik 102 

7.2.4 Förderung von Frauen in Entwicklungsländern 102 

7.3 Entwicklungspolitische Forschung 103 

7.4 Entwicklungspolitische Öffentlichkeitsarbeit 103 

7.5 Entwicklungspolitische Bildungsarbeit 104 

111. Anhang 

1. Entwicklungspolitische Zusammenarbeit mit zehn von der Bundes- 
regierung besonders geförderten Ländern 105 

1.1 Indien 105 


6 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/7313 


Seite 

1.2 Ägypten 106 

1.3 Indonesien 108 

1.4 Bangladesch 109 

1.5 Philippinen 111 

1.6 Bolivien 113 

1.7 Jamaika 115 

1.8 Ghana 117 

1.9 Kenia 118 

1.10 Togo 120 

2. Projektbeispiele 121 

2.1 Erfolgreiche Projekte 121 

2.1.1 Integrierte ländliche Regionalentwicklung im Tagant- 

Gebiet/Mauretanien 121 

2.1.2 Philippinisch-deutsche Zusammenarbeit im Forstsektor 122 

2.1.3 Verbreitung angepaßter holzsparender Technologien in 

flüchtlingsbetroffenen Gebieten der Nordwestgrenzprovinz/ 
Pakistan 123 

2.1.4 Beratung bei der Reorganisation der indonesischen Steuer- 
verwaltung 123 

2.1.5 Zweisprachige Schulerziehung/Ecuador 124 

2.1.6 Ernährungssicherungsprogramm San Yi/China 125 

2.1.7 Umweltverträgliche Bewirtschaftung tropischer Regenwäl- 
der (TZ-Vorhaben in Quintana Roo/Mexiko) 126 

2.1.8 Dörfliche Wasserversorgung in der Region PlateauxA/^R 

Kongo 127 

2.2 Weniger erfolgreiche Projekte 128 

2.2.1 Verbreitung agroforstlicher Produktionssysteme in der Re- 
gion Kayes/Mali 128 

2.2.2 Fischereihafen Tabarka/Tunesien 128 

2.2.3 Trinkwasserversorgung und Sanitärmaßnahmen in der 

Nordwestgrenzprovinz/Pakistan 128 

2.2.4 Trinkwasser- und Sanitärversorgung in Provinzstädten/Haiti 129 

3. Statistischer Anhang 131 

1. Weltimporte und -exporte 1963 bis 1988 133 

2. Außenhcindel der Bundesrepublik Deutschland mit den Entwick- 
lungsländern 1960 bis 1988 134 

3. Weltemährungssituation 135 

a) FAO-Indexwerte der Nahrungsmittelproduktion insgesamt und 

pro Kopf 1986-1988 135 

b) Getreideimporte und Nahmngsmittelhilfebedarf in Subsahara- 

Afrika 1988/89 oder 1989 136 

c) Getreide-Nahmngsmittelhilfezusagen für Subsahara- Afrika für 

1988/89 oder 1989 und lokale Aufkäufe 138 

4. Relative Belastung der Entwicklungs- und Industrieländer durch Rü- 
stungsausgaben 1987 139 

5. Regionale Verteilung der Rüstungsliefemngen 1983 bis 1987 nach 

Lieferländern und Empfängerregionen 140 


7 



Drucksache 11/7313 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Seite 

6. Entwicklungsländer mit den höchsten Rüstungsimporten im Ver- 
hältnis zu ihrem BSP und ihre öffentliche Entwicklungshilfe 1987 . . 141 

7. Bundeshaushalt vmd Einzelplan (23) des BMZ 1962-1993 142 

8. Bilaterale und multilaterale Gesamtleistungen der Bundesrepublik 

Deutschland 1950 bis 1988 - Nettoauszahlungen - 143 

9. Brutto- und Nettoleistungen der Bundesrepublik Deutschland 1986 

bis 1988 144 

10. Bilaterale und multilaterale öffentliche Entwicklungszusammen- 

arbeit (ODA) der Bundesrepublik Deutschland 1960 bis 1988 - Zusa- 
gen - 145 

11. Bilaterale und multilaterale öffentliche Entwicklungszusammenar- 

beit (ODA) der Bimdesrepublik Deutschland 1960 bis 1988 - Netto- 
auszahlimgen - 146 

12. Bilaterale öffentliche Entwicklungszusammenarbeit (ODA) der Bim- 

desrepublik Deutschland nach Erdteilen 1950 bis 1988 - Nettoaus- 
zahlungen - 147 

13. Öffentliche Entwicklungszusammenarbeit (ODA) mit Entwicklungs- 
ländern und -gebieten 1986 und 1987 - Nettoauszahlungen - 148 

14. Bilaterale öffentliche Entwicklungszusammenarbeit (ODA) nach 

Förderbereichen 1987 und 1988 - Zusagen - 153 

15. Multilaterale öffentliche Entwicklungszusammenarbeit (ODA) der 

Bundesrepublik Deutschland 1986 bis 1988 - Nettoauszahlungen - 154 

16. Nahrungsmittelhilfe der Bundesrepublik Deutschland 1986 bis 1988 155 

17. öffentliche humanitäre Hilfe der Bundesrepublik Deutschland für 

Entwicklungsländer und -gebiete 1984 bis 1988 156 

18. Zusagen der Deutschen Finanzierungsgesellschaft für Beteiligungen 

in Entwicklungsländern GmbH (DEG) 1962 bis 1988 161 

19. Bilaterale private Leistungen zu marktüblichen Bedingungen der 

Bundesrepublik Deutschland 1960 bis 1988 162 

20. Anteil der öffentlichen Entwicklungszusammenarbeit (der DAC- 
Länder und anderer Geber) am Bruttosozialprodukt 1970 bis 1988 

- Nettoauszahlungen - 163 

21. Bilaterale und multilaterale Gesamtleistungen der DAC-Länder 1988 164 

22. Anteil der Gesamtleistungen der DAC-Länder am Bruttosozialpro- 
dukt 1970 bis 1988 - Nettoauszahlungen - 170 

23. Aufbringung und Verwendung der Mittel des sechsten Europäischen 

Entwicklungsfonds (EEF) 1985-1989 171 

24. Entwicklungshilfezusagen der Europäischen Gemeinschaft 1986 bis 

1988 172 

25. Nahrungsmittelhilfe der Europäischen Gemeinschaft 1988 173 

26. Liefer- und Leistungsaufträge aus Entwicklungshilfeleistungen der 

Europäischen Gemeinschaft 174 

27. Leistungen der Bundesländer 1962-1988 175 

28. Studienplatzkosten für Studenten aus Entwicklungsländern 

1984r-1988 175 


8 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/7313 


Verzeichnis der Tabellen im Text 

Tabelle Seite 

1 Verschuldung der Entwicklungsländer in Mrd. US-$ 19 

2 Bundeshaushalt und Einzelplan 23 37 

3 Anteil der Instrumente innerhalb des Einzelplans 23 1986 bis 1990 .... 38 

4 Regionale Verteilung der Regierungszusagen der Finanziellen und 
Technischen Zusammenarbeit (FZ + TZ i.e.S.) mit Entwicklungsländer 39 

5 Anteil der ärmeren Entwicklungsländer an den FZ- und TZ-Regie- 

rungszusagen 39 

6 Anteil der am wenigsten entwickelten Länder an den FZ- und TZ- 

Regienmgszusagen 39 

7 Die zehn größten Empfänger länder deutscher FZ bis 1988 52 

8 Darlehensverträge der Finanziellen Zusammenarbeit 52 

9 Umschuldungen im Pariser Club 1983-1989 54 

10 Einnahmen des Bundes aus Rückflüssen der Finanziellen Zusammenar- 
beit 54 

11 Personelle Zusammenarbeit in Zahlen 58 

12 Teilnehmer an Nachwuchsförderungsprogrammen für deutsche Fach- 
kräfte 53 

13 Bilaterale Leistungen der Bundesregierung im Bereich der Ernährungs- 

Sicherung und Nahrungsmittelhilfe (NMH) 64 


9 



Drucksache 11/7313 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Abkürzungsverzeichnis 


AA Auswärtiges Amt 

ACDA Arms Control and Disarmament Agency 

AfDB African Development Bank 

AfDF African Development Fund 

AGEH Arbeitsgemeinschaft für Entwicklungshilfe 

AKP-Staaten Staaten aus Afrika, der Karibik und dem Pazifik, mit denen die 
EG im Rahmen der Abkommen von Lome zusammenarbeitet 

APRACA Asian and Pacific Regional Agricultural Credit Association 

ASA-Programm Arbeits- imd Studienaufenthalte; Nachwuchsförderungspro- 
gramme der CDG 

AsDB Asian Development Bank 

AsDF Asian Development Fund 

ASEAN Association of South East Asian Nations 


AwZ Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 


BA 

BfAI 

BGR 

BIP 

BK-Programm 

BM-Bau 

BMF 

BMZ 

BSP 

CARICOM 

CDB 

CDG 

CFA 

CFI 

CGIAR 

CIM 

CILSS 

Compex 


Bundesanstalt für Arbeit 

Bundesstelle für Außenhandelsinformation 

Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe 

Bruttoinlandsprodukt 

Programm zur Förderung betrieblicher Kooperationen 

Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

Bundesminister der Finanzen 

Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Bruttosozialprodukt 

Caribbean Community 

Caribbean Development Bank 

Carl-Duisberg-Gesellschaft 

Committee on Food Aid Policies and Progranunes 

Christliche Fachkräfte International 

Consultative Group on International Agricultural Research 

Centrum für internationale Migration und Entwicklimg 

Comite Permanent Interötats de Lutte contre la Söcheresse 
dans le Sahel 

System zum Ausgleich der Ausfuhrerlöse zugunsten der am we- 
nigsten entwickelten Länder, die das Abkommen von Lome 
nicht unterzeichnet haben. 


DAAD Deutscher Akademischer Austauschdienst 

DAB Deutsche Ausgleichsbank 

DAC Development Assistance Conunittee 

DAHW Deutsches Aussätzigen-Hilfswerk 

DED Deutscher Entwicklungsdienst 

DEG Deutsche Finanzierungsgesellschaft für Beteiligungen in Ent- 

wicklungsländern 

DFG Deutsche Forschungsgemeinschaft 


10 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/7313 


DFM Dipterocarp Forest Management 

DIE Deutsches Institut für Entwicklungspolitik 

DSE Deutsche Stiftung für internationale Entwicklung 

DTCD Department for Technical Cooperation and Development 

DÜ Dienste in Übersee 

DW Deutscher Volkshochschulverband 


ECOSOC 

ECU 

EEF 

EFP 

EG 

EIB 

EIRENE 

ERP 

FAC 

FAO 

FIAS 

FSO 

FZ 

GATE 

GATT 

GSTP 

GTZ 

ICARA 

IDA 

IDB 

IDF 

lEA 

lEFR 

IFAD 

IFC 

IGADD 

IGGI 

IIC 

ILO 

IPPF 

ITC 

ITTO 

lUCN 

IWF 

KfW 


Economic and Social Council 
European Currency Unit 
Europäischer Entwicklungsfonds 
Europäisches Freiwilligenprogramm 
Europäische Gemeinschaft 
Europäische Investitionsbank 
Internationaler christlicher Friedensdienst 
European Recovery Programme 
Food Aid Convention 

Food and Agriculture Organizsation of the United Nations 
Foreign Investment Advisory Service 
Fund for Special Operations 
Finanzielle Zusammenarbeit 

German Appropriate Technology Exchange 
General Agreement on Tariffs and Trade 
Global System of Trade Preferences 
Deutsche Gesellschaft für Technische Zusammenabeit 

International Conference on Aid for Refugees in Africa 
International Development Association 
Interamerican Development Bank 
Industrial Development Funds 
Internationale Energieagentur 
International Emergency Food Reserve 
International Fund for Agricultural Development 
International Finance Corporation 

Intergovernmental Authority on Drought and Development 

Intergovemmental Group on Indonesia 

Interamerican Investment Corporation 

International Labor Organization 

International Planned Parenthood Federation 

International Trade Center 

International Tropical Timber Organisation 

International Union for Conservation of Nature 

Internationaler Währungsfonds 

Kreditanstalt für Wiederaufbau 


LDC Least Developed Countries (in verschiedenen Quellen auch mit 

LLDC abgekürzt) 
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MIGA 

MSAC 

NIE 

NMH 

NRO 

ODA 

OECD 

OPEC 

OPS 

PAMSCAD 

PC 

PTB 

PZ 

SADCC 

SAP 

SES 

SKE 

SNPA 

STABEX 

SYSMIN 

SZR 

TFAP 

TZ 

TZ Le.S. 

TZ Lw.S. 

UNCHS 

UNCTAD 

UNDP 

UNEP 

UNESCO 

UNFDAC 

UNFPA 

UNHCR 

UNICEF 

UNIDO 

UNIFEM 

UNTAG 

UR 

UVP 

VE 

VN 

VN-SGV 

WB 

WCED 


Multilatercil Investment Guarantee Agency 
Most Seriously Affected Coimtries 

Newly Industrialized Countries 

Nahrungsmittelhilfe 

Nicht-Regierungsorganisationen 

Official Development Assistance 

Organization for Economic Cooperation and Development 
Organziation of Petroleum Exporting Coimtries 
Office for Projects Services 

Programme of Actions to Mitigate the Social Costs of Adjust- 
ment 

Pariser Club 

Physikalisch-Technische Bimdesanstalt 
Personelle Zusammenarbeit 

Southern African Development Coordination Conference 

Structural Adjustment Facility 

Senior-Experten-Service 

Steinkohleeinheiten 

Substantial New Programme of Action 

EG-System zur Stabilisierung der Exporterlöse, 

EG-Rehabilitierungsmodell für Bergbaubetriebe 

Sonderziehungsrechte 

Tropical Forest Action Plan 

Technische Zusammenarbeit 

Technische Zusammenarbeit im engeren Sinne 

Technische Zusammenarbeit im weiteren Sinne 

United Nations Centre for Human Settlements 
United Nations Conference on Trade and Development 
United Nations Development Programme 
United Nations Environment Programme 

United Nations Educational, Scientific and Cultural Organi- 
zation 

United Nations Fund for Drug Abuse Control 

United Nations Fund vor Population Activities 

United Nations High Commissioneer for Refugees 

United Nations Children's Fund 

United Nations Industrial Development Organization 

United Nations Fimd for Women in Development 

United Nations Transition Assistance Group 

Uruguay-Runde 

Umweltverträglichkeitsprüfung 

Verpflichtungsermächtigungen 
Vereinte Nationen 
VN-Sondergeneralversammlung 

Weltbank 

World Commission for Environment and Development 
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WEP 

Weltemährungsprograinm 

WER 

Weltemährungsrat 

WFP 

World Food Programme 

WHO 

World Health Organization 

WIPO 

World Intellectual Property Organization 

WWF 

World Wide Fund for Nature 

ZAV 

Zentralstelle für Arbeitsvermittlung 

ZGB 

Zentralstelle für Gewerbliche Bemfsfördenmg 

ZOPP 

Zielorientierte Projektplanung 
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I. Situation der Entwicklungsländer Ende der 80er Jahre 

1. Entwicklungsländer in der Weltwirtschaft 


Im Verlauf der 80er Jahre ist die wirtschaftliche Ent- 
wicklung in den einzelnen Ländern, Regionen und 
Kontinenten recht unterschiedlich verlaufen. Nach 
einer ausgeprägten Rezession zu Beginn des Jahr- 
zehnts befinden sich die Industrieländer seit 1983 auf 
einem Pfad stetigen Wachstums. 

Die wirtschaftliche Expansion der Gruppe der Indu- 
strieländer beschleunigte sich nach einer Verlangsa- 
mung im Jahre 1986 (2,6 %) wieder; 1987 imd 1988 
wuchs die gesamtwirtschaftliche Produktion um 
ca. 3,5 % bzw. um 4,4 %^). 

Nicht zuletzt bedingt durch die weltwirtschaftliche 
Verflechtung erreichten die Entwicklungsländer bei 
globaler Betrachtung ähnliche Zuwachsraten wie 
die Industrieländer. 1987 war das wirtschaftliche 
Wachstum mit 3,6 % etwas schwächer als 1986 
(4,2 %); 1988 wuchs die gesamtwirtschaftliche Pro- 
duktion um 4,2 % imd somit mit einer der höchsten 
Steigerungsraten in den 80er Jahren. 

Diese Globalzahlen verbergen jedoch höchst unter- 
schiedliche Entwicklungen in der Gruppe der Ent- 
wicklungsländer. 

In Asien, wo weltweit nach wie vor die meisten abso- 
lut Armen leben, war die Wirtschaftsentwicklung in 
einzelnen Regionen im Verlauf der 80er Jahre stär- 
ker als in den vorangegangenen Dekaden. In den 
meisten Entwicklungsländern war das wirtschaftli- 
che Wachstum schwach, vor allem in den ärmeren 
Ländern Afrikas und in den Ländern mit mittlerem 
Einkommen in der westlichen Hemisphäre, von de- 
nen die meisten Schuldendienstprobleme haben, ln 
einigen Ländern Lateinamerikas ist das reale Volks- 
einkommen pro Kopf niedriger als in den 70er Jah- 
ren, in einigen afrikanischen Ländern sogar niedri- 
ger als vor zwanzig Jahren. Offensichtlich ist es vie- 
len dieser Länder nicht gelungen, aus dem expan- 
dierenden Welthandel im Sog des wirtschaftlichen 
Aufschwungs der Industrieländer Nutzen zu ziehen. 

Der weltweite Austausch von Gütern erreichte 1988 
mit 9 % die höchste Wachstumsrate nach 1976; 1987 
wuchs das Welthandelsvolumen um ca. 6,6 % nach 
4,5 % im Jahr 1986. Das beschleunigte Wachstum des 
Welthandels gründete auf einer anhaltenden Ein- 
fuhmachfrage der Industrieländer, aber auch auf der 
Steigerung der Einfuhren der Fertigproduktexpor- 
teure unter den Entwicklungsländern. Die Entwick- 
lungsländer gewannen bei globaler Betrachtung 
1987 und 1988 Anteile am Weltausfuhrvolumen (vgl. 
dazu Tabelle 1 im Statistischen Anhang). Vor allem 
aber waren es die Schwellenländer in Asien, die ihre 


*) Zahlen des Kap. I 1 aus: IWF, World Economic Outlook 
Oktober 1989 


Märkte stark ausdehnen konnten. Die ostasiatischen 
Länder mit mittlerem Einkommen steigerten ihre 
Ausfuhren insbesondere nach Japan sprunghaft und 
der Handel innerhalb Ostasiens weitete sich 1988 um 
ca. 30 % aus. Auch einige Rohstoffproduzenten unter 
den Entwicklungsländern konnten durch gestiegene 
Preise und/oder Mengen ihre Marktanteile am Welt- 
handel leicht verbessern. 

Ende der 80er Jahre hat die regionale Verteilung der 
Ausfuhren der Entwicklungsländer ein gnmdlegend 
neues Erscheinungsbild: die ostasiatischen Länder 
haben gezeigt, daß sie im internationalen Wettbe- 
werb bestehen können; die geringen Exportzu- 
wachsraten in Lateinamerika und Afrika zeugen von 
einer abnehmenden internationalen Wettbewerbsfä- 
higkeit. Dies belegt, daß die 80er Jahre durch einen 
Differenzierungsprozeß in der Dritten Welt geprägt 
sind, so daß weniger denn je von einem homogenen 
Block der Entwicklungsländer gesprochen werden 
kann. 

Die Volkswirtschaften der Entwicklungsländer un- 
terscheiden sich erheblich in ihren Strukturen, in ih- 
ren Entwicklungsstrategien und -politiken sowie in 
dem Ausmaß ihrer Abhängigkeit von Veränderun- 
gen im internationalen wirtschaftlichen Umfeld. Hö- 
here Realzinsen, abnehmende Zuströme externer 
Finanzierungsmittel und verschlechterte Austausch- 
verhältnisse (Terms of Trade) haben Anpassungser- 
fordemisse deutlich werden lassen und gleichzeitig 
erschwert, insbesondere für hochverschuldete Län- 
der. 

Eine Reihe von Entwicklungsländern hat in den letz- 
ten Jahren strukturelle Reformen ihrer Volkswirt- 
schaft in Angriff genommen. Sie liberalisierten ihr 
Geld- und Kreditwesen und den Außenhandel, sie 
rationalisierten die staatliche Preispolitik, bauten 
Subventionen ab und veranlaßten öffentliche Unter- 
nehmen zu einer kostendeckenden Absatzpolitik. 
Besonders einschneidend waren die Reformen im 
Agrarsektor, wo insbesondere die Schlüsselrolle ho- 
her Erzeugerpreise für die einheimische Landwirt- 
schaft erkannt wurde. 

Anderen Staaten gelang es wegen mangelnder Re- 
formbereitschaft imd mangelnder Reformfähigkeit 
nicht, sich den Herausforderungen angemessen zu 
stellen. Beispielsweise besteht häufig auf dem Agrar- 
sektor die unbefriedigende Situation fort, daß eine 
falsche staatliche Preispolitik zu einem ineffizienten 
Einsatz von Produktionsfaktoren und zu einer wenig 
marktgerechten Produktionsstruktur führt. 

Weiterhin wurde die wirtschaftliche und soziale 
Entwicklung einer Reihe von Entwicklungsländern 
beeinträchtigt durch kriegerische Auseinanderset- 
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Zungen, hohe Militärausgaben, Naturkatastrophen, 
Energieknappheit und - vor allem in Afrika südlich 
der Sahara - durch ein hohes Bevölkerungswachs- 
tum. 

Die Wachstums- und Entwicklungsperspektiven der 
Entwicklungsländer im kommenden Jahrzehnt hän- 
gen in erster Linie von der Bereitschaft und Fähig- 
keit ab, (weiterhin) kurzfristige Anpassungspolitiken 
imd längerfristige Strukturreformen durchzuführen. 
Die Aussicht auf eine Verbesserung der wirtschaftli- 
chen und sozialen Lage in der Dritten Welt wird 
aber auch von den weltwirtschaftlichen Rahmenbe- 
dingungen bestimmt und somit vom wirtschaftspoli- 


tischen Handeln der Industrieländer. Diese können 
das Wachstum in den Entwicklungsländern auf drei- 
fache Weise fördern: 

- Stabilitäts- und angebotspolitisch durch die Ver- 
stetigung des Wirtschaftswachstums bei niedrigen 
Inflationsraten und niedrigen Realzinsen, 

- handelspolitisch durch den weiteren Abbau von 
Handelshemmnissen u.a. im Rahmen der Uru- 
guay-Runde des GATT, 

“ entwicklungspolitisch durch die Aufbringung der 
für Wachstum und Anpassung der Entwicklungs- 
länder notwendigen finanziellen Ressourcen. 


2. Zentrale Probleme der Entwicklungsländer 


2.1 Armut, Hunger und 
Ernährungsunsicherheit 

2.1.1 Armut, Verelendung und Selbsthilfefähigkeit 

Die Zahl der Menschen in der Dritten Welt, die un- 
terhalb der Armutsgrenze leben - d.h., deren Ein- 
kommen nicht ausreicht, um das Minimum an Nah- 
rungs- imd anderen Grundbedürfnissen zu decken - 
wurde von der Weltbank Mitte 1988 auf 950 Millio- 
nen geschätzt; davon sind 60 % Frauen. 

Ein Durchbruch zum Abbau dieser Massenarmut, die 
auch durch das starke Bevölkerungswachstum in 
vielen Ländern der Dritten Welt verstärkt wird, wur- 
de noch nicht erreicht. Dies liegt vor allem daran, 
daß es bisher nur in Ausnahmefällen gelimgen ist, 

- einen selbsttragenden auf Nachhaltigkeit ange- 
legten Entwicklungsprozeß einzuleiten, an dem 
die ärmsten Bevölkerungsschichten aktiv beteiligt 
sind, 

- geeignete politische, wirtschaftliche und sozio- 
kulturelle Rahmenbedingungen für Selbsthilfe zu 
schaffen. 

Mittlerweile setzt sich immer stärker die Erkennnt- 
nis durch, daß für die Überwindung der Armut ge- 
sellschaftliche Rahmenbedingungen nötig sind, in 
denen der Mensch seine schöpferische Fähigkeiten 
frei entfalten kann und in der die Armen die Mög- 
lichkeit bekommen, sich in Selbsthilfebewegungen 
zusammenzuschließen. 

Auch wächst - trotz manigfaltiger Rückschläge - die 
Bereitschaft vieler Regierungen in der Dritten Welt, 
die Bevölkerung stärker am Entwicklungsprozeß zu 
beteiligen. 


2.1.2 Gefahr wachsender Nahrungsmittelknappheit 

Weltweit werden genügend Nahrungsmittel zur 
ausreichenden Ernährung aller Menschen erzeugt. 
Einem Überschuß in den Hauptproduktionsländern 


steht jedoch eine Nahrungsmittellücke in vielen 
Entwicklungsländern, vor allem in Afrika, gegen- 
über. Dies ist Folge hohen Bevölkerungswachstums, 
unzureichender Agrarproduktion, oft verursacht 
durch verfehlte Agrarpolitiken, unzureichender Ver- 
teilung, fehlender Devisen zur Importfinanzierung 
sowie mangelnder Kaufkraft der ärmeren Bevölke- 
rungsschichten. Ein ständiger Transfer von Nah- 
rungsmittelüberschüssen ist letztlich keine Lösung. 

Wenngleich gegenwärtig wesentlich mehr Men- 
schen ernährt werden als Anfang der siebziger Jahre 
und trotz großer Erfolge in der Steigerung der 
Agrarproduktion und Kaufkraft, sind nach Schätzim- 
gen der FAO 520 Millionen Menschen ernstlich 
unter- bzw. fehlemährt. Bedeutender als der durch 
akute Katastrophen hervorgerufene Hunger ist die 
chronische Unterernährung. Die Mehrzahl der Un- 
ter- und Mangelemährten besitzt weder den Boden 
zur Eigenproduktion von Nahrung noch - wegen 
fehlender Beschäftigung - die Kaufkraft, um sich 
Nahrung zu beschaffen. 

Eine stärkere Förderung der Eigenproduktion von 
Nahrungsmitteln - soweit sie ökonomisch und öko- 
logisch sinnvoll ist - in den Entwicklungsländern ist 
eine notwendige Voraussetzung zur Beseitigung von 
Unterernährung. Die Ernährung der Bevölkerung in 
Entwicklungsländern sollte soweit als möglich aus 
eigener Kraft sichergestellt werden. Zusätzlich zur 
Steigerung der Nahrungsmittelproduktion in der 
Dritten Welt müssen Wege gefunden werden, durch 
Schaffung von Arbeitsplätzen die Kaufkraft ärmerer 
Bevölkerungsschichten zu erhöhen. 

Das gegenwärtige Bevölkerungswachstum in den 
Entwicklungsländern droht jedoch diese Ziele zu 
überholen. Schon heute gibt es afrikanische Länder 
und asiatische Länder (z.B. Bangladesch, Nepal), die 
künftig nicht mehr auf Landreserven zur Steigerung 
der Produktion zurückgreifen können. Hier bleibt 
nur der Ausweg einer Intensivierung der landwirt- 
schaftlichen Produktion, die jedoch für viele Länder 
wegen fehlender Devisen zum Ankauf von Produk- 
tionsmitteln nicht durchführbar ist. Die Folgen wer- 
den eine zunehmende Übernutzung der Böden, eine 
Ausdehnung der Produktion auf marginale und im- 
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geeignete Standorte und irreversible Schäden an 
den natürlichen Ressourcen sein. 

Es ist heute allgemein anerkannt, daß die absolute 
Armut die Hauptursache der Unterernährung ist. 
Der einzige Weg, Hunger dauerhaft zu beseitigen, ist 
deshalb ein Entwicklungsprozeß, der sowohl inner- 
halb als auch außerhalb der Landwirtschaft Beschäf- 
tigungsmöglichkeiten und damit Einkommen für die 
ärmeren Bevölkemngsschichten schafft. Gelingt 
dies nicht, wird die absolute Armut mit wachsender 
Bevölkenmg zunehmen und die Hungernden lang- 
fristig vom Entwicklungsprozeß ausschließen und 
sie zu Almosenempfängem degradieren. Die Bun- 
desregierung ist deshalb bemüht, wo immer sich 
Möglichkeiten bieten, Vorhaben vorwiegend im 
ländlichen Raum, aber auch in urbanen Standorten 
zu imterstützen und durchzuführen, die der Schaf- 
fung von Arbeitsplätzen dienen. 


2.1.3 ökonomische, ökologische und demographische 
Grenzen der Ernährungssicherung 

Die Grenzen der Emährungssicherung in Entwick- 
lungsländern werden auf verschiedenen Gebieten 
deutlich. 

Im ökonomischen Bereich werden sie im wesentli- 
chen durch den Stellenwert bestimmt, den die 
Agrarpolitik innerhalb der Wirtschafts- und Sozial- 
politik der Entwicklungsländer einnimmt. In den 
letzten Jahren hat sich hier - insbesondere in Afrika 
imter dem Druck der Dürre - mit der Abkehr von der 
jahrelangen Vemachlässigimg dieses Sektors ein be- 
achtenswerter Wandel vollzogen, den die Bundesre- 
gierung im Zuge des Politikdialoges auch künftig 
unterstützen wird. 

Auch bei einer in die Gesamtpolitik gleichberech- 
tigt integrierten Agrarpolitik einschließlich sachge- 
rechter Vermarktungsstrategien, bei Anlage und an- 
gemessener Bewirtschaftung von Nahrungsmittel- 
Notreserven, marktgerechter Preisgestaltung für 
Agrarprodukte und effizienter landwirtschaftlicher 
Beratung und Forschung, setzen die natürlichen Ge- 
gebenheiten einer Steigerung der Agrarproduktion 
Grenzen. Um nachhhaltig zu sein, muß sich land- 
wirtschaftliche Produktion an der ökologischen 
Tragfähigkeit orientieren. 

Auch unter Berücksichtigung dieser ökologischen 
Grenzen könnten dennoch in vielen Entwicklungs- 
ländern allein durch die Anwendung neuerer agrar- 
wissenschaftlicher Erkenntnisse in etablierten An- 
baugebieten Produktionssteigerungen erzielt wer- 
den, die zur gegenwärtigen Ernährungssicherung 
der Bevölkenmg ausreichen würden. 

Allerdings führt bereits der stark zunehmende Be- 
völkenmgsdruck, insbesondere in Afrika, oftmals 
zur Übernutzung von für die landwirtschaftliche 
Produktion nur mit Einschränkung geeigneten, mar- 
ginalen Standorten und Ausweitung der Anbauflä- 
chen auf ökologisch gefährdete Regionen (z.B. Steil- 
hänge, Wüstenrandgebiete, Trockensavannen). Öko- 
logische Schäden von zum Teil irreparablem Aus- 


maß mit erheblichen negativen ökonomischen Wir- 
kungen sind die Folge. 

Dadurch gehen nicht nur erhebliche Wirtschaftsflä- 
chen auf marginalen Standorten verloren, auch an- 
grenzende etablierte Anbaugebiete werden derart 
gefährdet, daß sie in absehbarer Zeit - falls keine ge- 
eigneten ressourcenschonenden Maßnahmen ergrif- 
fen werden - nicht mehr für landwirtschaftliche Nut- 
zung geeignet sind. 

Um irreversible ökologische Schädigxmgen zu ver- 
hindern, bedarf es in den Entwicklungsländern nicht 
zuletzt des politischen Willens, eine ökologisch ver- 
trägliche Landnutzungspolitik ebenso wie eine 
durchgreifende Politik zur Verringenmg des Bevöl- 
kerungswachstums durchzuführen. Sie muß sich in 
die allgemeine Wirtschafts- und Sozialpolitik eben- 
so einpassen wie in eine auf Eigenversorgimg mit 
Grundnahrungsmitteln ausgerichtete Agrarpolitik. 

Die internationale Gemeinschaft hat hierzu erhebli- 
che Anstrengungen unternommen (Weltbank: Joint 
Programme of Action for Subsaharan Africa; IFAD: 
Special Programme for Sub-Sciharan African Coun- 
tries Affected by Drought and Desertification; FAO: 
T ropenwaldaktionsplan; VN : Sondergeneralver- 
sammlung für Afrika; Special Program on African 
Agricultural Research). Diese Bemühimgen, ergänzt 
durch konzertierte Aktionen der bilateralen Geber 
und verbunden mit den unerläßlichen Eigenanstren- 
gungen der Entwicklimgsländer, können einen Weg 
aus einer Situation weisen, die für alle Menschen be- 
drohlich ist. 


2.1.4 Fehlentwicklungen aus Agrarpolitik, Agrarhan- 
del und Nahrungsmittelhilfe 

In den letzten Jahrzehnten haben sich sowohl in den 
Entwicklungsländern als auch in den Industrielän- 
dern in den Bereichen Agrarpolitik und Agrarhandel 
Strukturen herausgebildet und behauptet, die nicht 
nur aus entwicklungspolitischer Sicht als Fehlent- 
wicklung bezeichnet werden müssen. 

Vor diesem Hintergrund ist die Reform der EG- 
Agrarpolitik nicht nur aus finanziellen, sondern auch 
aus entwicklungspolitischen Gründen bedeutsam. 
Zwischenzeitliche Korrekturen der EG-AOTarpolitik 
zeigen deutliche Erfolge. So wurden die Überschüs- 
se bei Molkereiprodukten im wesentlichen besei- 
tigt, der Rindfleischexport ist erheblich gesunken, 
und bei Getreide hofft man auf einen Abbau der 
Überschüsse. 

In den Entwicklungsländern führte eine Vernachläs- 
sigung des landwirtschaftlichen Sektors zugimsten 
der städtischen Verbraucher bei möglichst niedrig 
gehaltenen Erzeugerpreisen oftmals zu einer Sta- 
gnation der eigenen Produktion und zu zunehmen- 
der Importabhängigkeit bei Nahrungsmitteln. Ver- 
fehlte Agrarpolitiken, die den Bauern keine Produk- 
tions- und Ertragsanreize bieten, sind vielfach für 
die geringe Leistungsfähigkeit der Landwirtschaft 
in der Dritten Welt mitverantwortlich. 
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In den Industrieländern, insbesondere in der EG und 
in den USA führte die Agrarpolitik, die ursprünglich 
zur Eigenbedarfsdeckung und zur sozialen Siche- 
rung der landwirtschaftlichen Bevölkerung im 
Druck der Industriegesellschaft gedacht war, in zu- 
nehmendem Maße zu großer Überschußproduktion, 
die sich wegen des hohen Subventionsbedarfes für 
die Industrieländer selbst und wegen des Export- 
druckes zu einer Belastung der Weltmärkte und da- 
mit der Entwicklungsländer entwickelte. 

Das Angebot großer Nahnmgsmittelmengen in den 
Industrieländern wirkte sich für die Entwicklungs- 
länder sowohl positiv als auch negativ aus. 

Von dem großen' Angebot der Industrieländer an 
Grundnahrungsmitteln ausgehend wurden bislang 
große Mengen an Getreide entweder kommerziell 
oder in Form von Nahrungsmittelhilfe in Enwick- 
lungsländer geliefert. 

Einerseits wurden damit preiswerte Versorgungs- 
möglichkeiten geboten, andererseits insbesondere 
die städtische Bevölkerung der Entwicklungsländer 
verstärkt an nicht traditionelle Verzehrgewohnhei- 
ten herangeführt und schließlich der ländlichen Be- 
völkerung Produktionsanreize und Märkte genom- 
men. 

Alle betroffenen Staaten gehen von einer gemeinsa- 
men Verantwortung für Agrarpolitik und Handel 
aus. Von wesentlicher Bedeutung sind hier die Ver- 
handlungen im Rahmen der GATT-Uruguay-Runde. 
Bei der Halbzeitbilanz der Uruguay-Runde im April 
1989 in Genf einigte man sich als Langfristziel auf 
eine substantielle, progressive Verringerung der 
landwirtschaftlichen Stützung und Protektion mit 
einem ersten Abbauschritt im Jahre 1991 mit dem 
Ziel, Beschränkungen und Verzemmgen der Welt- 
agrarmärkte zu korrigieren und zu verhindern, unter 
Anrechnung der bereits erbrachten Vorleistungen 
ab 1986, sowie als Kurzfristmaßnahme auf eine nicht- 
quantifizierte Reduzierung der Agrarstützung im 
Jahre 1990. Die Billigimporte bzw. Nahrungsmittel- 
hilfe-Lieferungen aus dem großen Angebot der In- 
dustrieländer kamen der entwicklungspolitischen 
Konzeption vieler Entwicklungsländer entgegen, 
die als wichtigstes Entwicklungsziel für ihre Wirt- 
schaft die Förderung ihres Industrie- und Exportsek- 
tors ansahen. In vielen Fällen verdrängten die (im 
Falle der EG subventionierten) Billigimporte aus In- 
dustrieländern die traditionellen Grundnahrungs- 
mittel von den Märkten der Entwicklungsländer, 
weil diese nur zu höheren Preisen produziert werden 
konnten. Daneben wurde aber auch in vielen Ent- 
wicklungsländern fast jeder Anreiz zur heimischen 
Erzeugung von Grundnahrungsmitteln durch staat- 
lich erzwungene Niedrigpreise für Agrarprodukte 
unterdrückt. Beide Entwicklimgen veranlaßten vie- 
le Bauern in der Dritten Welt, sich auf Selbstversor- 
gung zurückzuziehen. Gleichzeitig erhöhte sich der 
Anreiz für den Anbau von industriell verwertbaren 
oder für den Export bestimmten landwirtschaftli- 
chen Produkten (Kaffee, Kakao, Baumwolle etc.); die 
verbleibende Grundnahrungsmittelproduktion 
mußte in vielen Entwicklungsländern durch Sub- 
ventionen auf einen Minimalstand gehalten werden. 


Im Berichtszeitraum schafften jedoch Entwicklungs- 
länder vermehrt einschneidende Reformen in ihren 
Agrarsektoren, indem sie insbesondere verfehlte 
staatliche Preispolitiken änderten und durch höhere 
Importbarrieren der Sicherung und Förderung der 
heimischen Erzeugung Impulse gaben. 


2.2 Bevölkerungswachstum 

2.2.1 Ausmaß des Problems und Perspektiven der 
Entwicklung 

Während die Weltbevölkenmg 1960 noch 3 Milliar- 
den Menschen betrug, war sie 1987 bereits auf ca. 5 
Milliarden angestiegen. Davon lebten 75 % in Ent- 
wicklungsländern (1950: 66 %; 2000: voraussichtlich 
fast 80 %). Das Bevölkerungswachstum beträgt 1,7 % 
jährlich (Industrie- länder: 0,71 %, Entwicklungslän- 
der; 2,09 %) gegenüber rund 2,0 % im Zeitraum 1960 
- 1965. Bis zum Ende des Jahrhunderts wird ein wei- 
terer Rückgang des Bevölke- rungswachstums auf 
1,5 % erwartet. Absolut wird die Weltbevölkerung 
jedoch erheblich zunehmen; pro Sekunde werden 
3 Menschen geboren; das bedeutet eine jährliche Zu- 
nahme von 80 Millionen, die auf rd. 90 Millionen 
jährlich im Jahr 2000 anst eigen wird. Nach mittleren 
Projektionen der Vereinten Nationen wird die Welt- 
bevölkenmg im Jahr 2000 mehr als 6 Milliarden be- 
tragen. Dieser Anstieg wird sich ganz überwiegend 
in den Ländern der Dritten Welt vollziehen. 

41 % der Menschen leben in Entwicklungsländern 
wie Brasilien, Indonesien, Mexiko und in Teilen In- 
diens, wo trotz sinkender Geburtenraten die Bevöl- 
kerung jährlich um nmd 2 % wächst, was ausreicht, 
mn sie alle 35 Jahre zu verdoppeln. 

27 % leben in Afrika südlich der Sahara, in Teilen 
des Nahen Ostens und Südasiens, wo die Sterbera- 
ten gesunken, die Geburtenraten und die Säuglings- 
sterblichkeitsraten jedoch unverändert hoch geblie- 
ben sind. Die Bevölkerung dort verdoppelt sich in 
rund 25 Jahren. 

In Ländern, in denen sich das Bevölkerungswachs- 
tum deutlich reduziert hat, verminderten sich zuerst 
die Sterberaten, danach trat eine Senkung der Ge- 
burtenrate ein, bis sich beide auf einem niedrigen 
Niveau einpendelten. Aus diesen Beobachtungen 
schließen optimistische Schätzungen, daß sich die 
Weltbevölkerung bis Ende des nächsten Jahrhim- 
derts bei ca. 10 Milliarden Menschen stabilisieren 
könnte. Bei ungebrochenem Wachstum jedoch wür- 
de die Weltbevölkerung schon zu Beginn des näch- 
sten Jahrhunderts auf 6,2 Milliarden steigen, warn- 
ten Fachleute in der Abschlußerklärung des hoch- 
rangigen International Forum on Population in the 
21st Century („Amsterdam-Declaration", 09.11.1989). 

Aus diesen Daten und Projektionen der Demogra- 
phen wird deutlich, daß die Dimensionen des Bevöl- 
kerungswachstums angesichts der bestehenden 
Knappheit an Ressourcen erhebliche Anstrengun- 
gen erfordern, um ökologische, soziale, wirtschaftli- 
che und politische Krisen zu vermeiden. Diese Kon- 
stellation erhöht auch den Stellenwert entwick- 
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lungspolitischer Maßnahmen beträchtlich: Es gilt, 
eine weitere Verarmimg breiter Bevölkerungs- 
schichten als Folge des Bevölkerungs Wachstums in 
der Dritten Welt zu verhindern. 


2.2.2 Zusammenhänge zwischen 

Bevölkerungsentwicklung, Wirtschaftswachstum 
und Verteilung 

Die Bevölkenmgsentwicklung kann nicht losgelöst 
von der sozialen und wirtschaftlichen Situation be- 
trachtet werden, denn sie steht in vielfältigen Wech- 
selbeziehimgen zu beiden. Einerseits bestimmen ge- 
sellschaftliche und wirtschaftliche Faktoren die 
Sterbe- imd Geburtenraten. Andererseits beeinflußt 
das Bevölkenmgswachstum die Möglickeit der wirt- 
schaftlichen Entwicklung: 

- Hohe Geburtenraten führen dazu, daß erhebliche 
soziale Investitionen wie Schulen oder Gesund- 
heitsdienste erforderlich werden; 

- die Erhöhung des Bruttosozialprodukts oder die 
Steigenmg der Nahrungsmittelproduktion hält 
mit schnellem Bevölkerungswachstum häufig 
nicht Schritt. Versorgungsengpässe können die 
Folge sein; 

~ anhaltend hohes Bevölkenmgswachstum erfor- 
dert die Schaffung vieler neuer Arbeitsplätze und 
verschärft die bereits bestehenden Beschäfti- 
gungsprobleme; 

- hohes natürliches Bevölkenmgswachstum, Ab- 
wandenmgen vom Land und ungleiche Einkom- 
mensverteilimg begünstigen einen ungestümen 
Verstädtenmgsprozeß. 


2.2.3 Verstädterung 

Der Verstädtenmgsprozeß in der Dritten Welt hat 
eine Wachstumsdynamik und Größenordnung er- 
reicht, die historisch ohne Vorbild sind. Während 
sich von 1950 bis 1980 die Gesamtbevölkenmg der 
Entwicklungsländer verdoppelte, hat sich die städti- 
sche Bevölkenmg nahezu vervierfacht, ln vielen 
Entwicklungsländern leben heute bereits zwei Drit- 
tel der Bevölkenmg in Städten; um das Jahr 2000 
werden etwa 2 Milliarden Menschen in Städten 
wohnen, die Hälfte davon in Millionenstädten. 

Die Zunahme der Bevölkenmg in den Großstädten 
Asiens, Afrikas und Lateinamerikas ist mehr und 
mehr auf ein hohes natürliches Bevölkerungswachs- 
tum zurückzuführen. Zuwandenmgsströme aus un- 
terversorgten ländlichen Gebieten verstärken die 
Bevölkerungsentwicklimg in den Städten. Viele 
Städte wachsen inzwischen jedoch angesichts ihrer 
jungen Bevölkenmg mehr aus sich heraus als durch 
Land-Stadt-Wandenmgsbewegungen. 

Bedingt durch das rapide Bevölkenmgswachstum 
können die Städte immer weniger die Existenz- 
gnmdlagen ihrer Bewohner gewährleisten, da Nah- 
rungs-, Energie- und Rohstoffbedarf in einem Um- 


fang ansteigen, dem die Ballimgszentren nicht ge- 
wachsen sind. Die Masse der städtischen Bevölke- 
rung kämpft ums Überleben, gegen Arbeitslosigkeit 
imd Ausbeutung, Hunger imd Krankheit, Obdachlo- 
sigkeit und Wohnungsnot; in einigen der großen Ag- 
glomerationen leben mehr als 70 % der Bevölkenmg 
in Slums vmd Spontansiedlungen. 

Die fortschreitende Verstädtenmg verschärft in den 
städtisch-industriellen Ballimgszentren die Umwelt- 
probleme. Angesichts zusätzlicher Schadstoffbela- 
stungen in Luft und Wasser, Schwierigkeiten bei Ab- 
fallbeseitigung und -entsorgung sowie erheblichen 
Lärmbelästigungen tritt eine zimehmende Gesund- 
heitsgefährdung der Bevölkerung auf. 

Der Prozeß der Verstädterung ist nicht umkehrbar, 
zumal er Ausdruck und Bedingung der wirtschaftli- 
chen, sozialen und kulturellen Entwicklung eines 
Landes ist. Allerdings lassen sich Tempo und Aus- 
maß der Verstädterung verlangsamen. Es gilt daher, 
die Potentiale der städtischen Entwicklung und de- 
ren Bedeutung für das ländliche Umland wie auch 
für das Land insgesamt zu erkennen, diese zu fördern 
und zu unterstützen. 


2.2.4 Möglichkeiten und Grenzen der 
Bevölkerungspolltik 

Bevölkerungspolitische Maßnahmen können ent- 
wicklungspolitische Anstrengimgen nicht ersetzen, 
diese aber sinnvoll ergänzen. Auf der anderen Seite 
begünstigt eine erfolgreiche Entwicklungspolitik 
die Wirksamkeit bevölkerungspolitischer Program- 
me. 

Die internationale Erfahrung zeigt, daß Maßnah- 
men, die zu einer Verbessenmg des sozialen und 
wirtschaftlichen Umfeldes führen, auch zu einer 
Senkung der Geburtenhäufigkeit beitragen. So ha- 
ben z.B. die allgemeine Erziehung, Alphabetisie- 
nmgsprogramme oder auch die Verbessenmg der 
Stellung der Frau in der Gesellschaft in den Ent- 
wicklungsländern einen bedeutenden Einfluß auf 
das generative Verhalten. Unmittelbar wird Bevöl- 
kenmgswachstum durch F amilienplanungspro- 
gramme beeinflußt. Obwohl diese oft hinter gesetz- 
ten Zielen zurückgeblieben sind, können gut geführ- 
te Familienplanungsprogramme, insbesondere wenn 
sie in die Gesundheitsdienste integriert sind, einen 
wesentlichen Beitrag zur Senkimg der Geburtenra- 
ten leisten. Länder mit imterschiedlichen Gesell- 
schaftssystemen in Asien und Lateinamerika haben 
bereits ihre Bevölkerungszuwachsraten gesenkt. 


2.3 Verschuldung und Strukturanpassung 
2.3.1 Ausmaß und Struktur der Verschuldung 

Die Verschuldungssituation der beiden Problem- 
gruppen 

- den insbesondere gegenüber den Geschäftsban- 
ken verschuldeten Ländern mittleren Einkom- 
mens z.B. in Lateinamerika, und 
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- den insbesondere gegenüber westlichen Indu- 
strieländerregierungen verschuldeten Ländern im 
südlichen Afrika 

hat sich auch 1988 weiter verschlechtert. Dies steht 
im Gegensatz zur Verschuldungssituation aller Ent- 
wicklungsländer, deren Auslandsverschuldimg 1988 
im Vergleich zu 1987 etwas gesmiken ist. Sie war von 
1986 zu 1987 um 12,7 % gestiegen. 


Die Ursachen für diesen leichten Rückgang im Jahre 
1988 waren Schuldenreduzierungen durch Rückkäu- 
fe imd Swaps in Lateinamerika, Wechselkursände- 
rungen und die Zurückhaltung kommerzieller Kre- 
ditgeber bei neuen Ausleihungen infolge des weiter 
nachlassenden Kreditstandings der Schuldner. Die 
gesamte Verschuldung der Entwicklungsländer er- 
reichte 1988 1.284 Mrd. US-$ (Vorjahr: 1.292 Mrd. US- 
$; siehe auch Tabelle 1). 


Tabelle 1 


Verschuldung der Entwicklungsländer in Mrd. US-$ 



1982 

1984 

1986 

1987 

1988") 

a) der Weltbank berichtende 
Entwicklungsländer 

langfristige Schulden 

561 

684 

882 

999 

980 

- öffentl. Ausleihimgen 

199 

234 

360 

440 

443 

- private Ausleihimgen 

362 

450 

522 

559 

537 

kurzfristige Schulden 

168 

134 

122 

135 

141 

IWF-Ausleihungen 

24 

36 

43 

43 

35 

b) sonstige Entwicklungsländer 

86 

81 

99 

116 

128 

Gesamtverschuldimg der EL 

839 

936 

1146 

1292 

1284 


Nach wie vor ist die Zurückhaltung der privaten 
Banken bei Neuausleihimgen sehr ausgeprägt, was 
eine Erholung der hochverschuldeten Länder La- 
teinamerikas besonders erschwert. Unter Einschluß 
einer Zusage an Brasilien in Höhe von 5,2 Mrd. US-$ 
wurden diesen Ländern 1988 nur 7,5 Mrd. US-$ neue 
Engagements eingeräumt. Die Pro-Kopf-Einkom- 
men in den meisten hochverschuldeten Ländern 
sind - nicht zuletzt infolge hoher Geburtenraten - 
immer noch niedriger als vor 10 Jahren. Die Investi- 
tionsrate ist gering, mitbedingt durch den notwendi- 
gen hohen Schuldendiensttransfer dieser Länder. 

Die 17 von der Weltbank als hochverschuldet ein- 
gruppierten Länder mit mittlerem Einkommen ver- 
einigten 1988 rimd 528,6 Mrd. US-$ Auslandsver- 
bindlichkeiten auf sich; davon bestanden 71,2 % ge- 
genüber privaten Gläubigern. 1987 entsprachen die 
Schulden dieser Länder 63,1 % des BSP. Die höch- 
sten Verbindlichkeiten hatten 1988: Brasilien 120,1 
Mrd. US-$, Mexiko 107,4 Mrd. $, Argentinien 59,6 
Mrd. US-$, Venezuela 35,0 Mrd. US-$. Lateinamerika 
stellt 11 der hochverschuldeten Länder mit 405,1 
Mrd. US-$ (1988) Schulden. Das entspricht einem An- 
teil von 30,7 % der Verbindlichkeiten aller Entwick- 
lungsländer. Die Schuldendienstquote der hochver- 
schuldeten Entwicklimgsländer ist mit 36 % immer 
noch sehr hoch. Die notwendigen hohen Zins- und 
Tilgungsverpflichtungen dieser Länder bewirken 
einen steigenden negativen Ressourcentransfer 
(nach der Definition der Weltbank) aus diesen Län- 
dern, der 1988 31,1 Mrd. US-$ erreichte (1987 noch 


2) vorläufige Schätzungen 

Quelle: World Debt Tables 1989-1990, Volumes 1, S. 2, 
Weltbank, 1989 


21,8 Mrd. US-$). Sie erschweren naturgemäß die un- 
umgänglichen Wirtschafts- und strukturpolitischen 
Reformmaßnahmen dieser Ländern. 

Ausgehend von der Baker-Initiative hat zwar eine 
Reihe der hochverschuldenen Entwicklungsländer 
Anpassungsmaßnahmen ergriffen (insbesondere 
Chile, Kolumbien, Marokko und Uruguay), jedoch 
wurde eine nachhaltige wirtschaftliche Erholung 
nicht erreicht. Vielmehr gingen die Investitionen 
insbesondere in Lateinamerika weiter zurück. Die 
privaten Kreditgeber, von denen entsprechend der 
Baker-Empfehlung Kredithilfe erwartet wurde, ver- 
minderten ihre Ausleihungen gegenüber den hoch- 
verschuldeten Entwicklungsländern von 7,2 Mrd. 
US-$ (1984) auf - 1,9 Mrd. US-$ (1986). 

Die Verschuldungssituation Subsahara-Afrikas ist 
1988 noch ernster geworden als im Vorjahr. Die Ge- 
samtverschuldung stieg abermals um mehr als 9 % 
von 128,8 Mrd. US-$ (1987) auf 138,0 Mrd. US-$ (1988), 
nach einem Anstieg in 1987 um nicht weniger als 
18 %. 57 % der Schulden bestanden 1987 gegenüber 
öffentlichen Gläubigem. Der Anteil der Verbind- 
lichkeiten zu konzessionären Bedingimgen ging von 
1985 auf 1987 wegen der zwischenzeitlich praktizier- 
ten Schuldenerlasse von 38,7 % auf 37,0 % zurück. 

Besonders kritisch ist die Verschuldungssituation 
der Länder Subsahara-Afrikas mit niedrigem Ein- 
kommen. Deren Schuldendienstrate machte 1987 
wegen der geringen tatsächlich geleisteten Zahlun- 
gen nur 18,6 % aus. Aber die wachsenden Zahlungs- 
rückstände dieser Länder haben sich zu einem ern- 
sten Problem entwickelt, da damit der Zugang zu 
neuen Mitteln sowohl aus bilateralen wie multilate- 
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ralen Quellen blockiert ist und eine Konsolidierung 
der Auslandsverbindlichkeiten nicht erfolgen kann. 


2.3.2 Ursachen und Folgen der Verschuldung 

Das Anwachsen des Schuldenbergs der Entwick- 
lungsländer in der Vergangenheit war das Ergebnis 
von internen und externen Ursachen, Ein sich selbst 
tragendes Wirtschaftswachstum durch Kredithilfen 
wurde nur in wenigen Ländern erreicht. Tatsächlich 
lag das durchschnittliche Wachstum des Bruttoso- 
zialproduktes der Länder mit niedrigem und mittle- 
rem Einkommen im Zeitraum der Jahre 1980 bis 1988 
nur bei 4 % und das der hochverschuldeten Ent- 
wicklungsländer nur bei 1,3 %. Das Wachstum des 
Pro-Kopf-Einkommens der erstgenannten Länder- 
gruppe betrug hingegen nur 2,0 % (Subsahara- Afri- 
ka -2,5 %) imd das der hoch verschuldeten Entwick- 
lungsländer -1,2 %. Augenfällig ist, daß in allen Fäl- 
len das Wirtschaftswachstum in den letzten Jahren 
sich deutlich verlangsamt hat und das Pro-Kopf- 
Einkonunen der hoch verschuldeten Entwicklungs- 
länder gegenwärtig niedriger ist als vor 10 Jahren. 

Bis 1986 ist die Verschuldung angestiegen. Die auf- 
genommenen Fremdmittel wurden in vielen Län- 
dern kaum produktiv eingesetzt und haben die wirt- 
schaftliche Entwicklung nicht nachhaltig gefördert. 
Auch bedingt durch externe Einflüsse - sinkende 
Exporterlöse sowie hohe Zinsen zusätzlich zum 
ohnehin hohen Ölpreis - sahen sich viele Länder 
veranlaßt, ihre nationalen Haushalte teilweise mit 
Auslandskrediten zu finanzieren. Eine verfehlte 
Wirtschaftspolitik und eine ineffiziente Verwaltung 
sowie Kapitalflucht verschlimmerten häufig die 
Situation. Allerdings haben einige Länder, z,B. in 
Südostasien, die richtigen wirtschaftspolitischen 
Weichen gestellt und sehen sich keinen ernsten Ver- 
schuldungsproblemen gegenüber. 

Aufgrund der notwendigen hohen Schuldendienst- 
zahlungen (Zinsen und Tilgungen) flössen jährlich 
mehr Mittel von den hoch verschuldeten Entwick- 
lungsländern in die Gläubigerländer als umgekehrt. 
Zwischen 1985 und 1987 betrug der so verursachte 
Netto-Ressourcentransfer in die Gläubigerländer 
nach Ermittlungen der Weltbank (ohne Transferzah- 
limgen in diese Länder) 74 Mrd. US-$. Dies entsprach 
3 % des Bruttosozialproduktes. Die Schuldendienst- 
leistungen sind trotz der vielen Umschuldungen von 
98,7 Mrd. US-$ im Jahre 1982 auf 131,0 Mrd. US-$ im 
Jahre 1988 angestiegen. Sie werden durch Neukredi- 
te oder Erlöse aus Exporten finanziert. Im Falle der 
Länder Subsahara-Afrikas betrugen die Schulden- 
dienstverpflichtimgen 47 % der Exporterlöse. Das ist 
eine der Ursachen für einen erheblichen Rückgang 
der Investitionstätigkeit in diesen Ländern. Die 
durchschnittliche Investitionsquote bezogen auf das 
Bruttosozialprodukt ging von 22,6 % (1980) auf 
16,3 % (1987) zurück. Eine vergleichbare Tendenz ist 
bei den Ländern Lateinamerikas zu beobachten: Die 
Investitionsquoten verminderten sich von 21,4 % 
(1980) auf 14,9 % (1987). Die Leistungsfähigkeit der 
Volkswirtschaften hat entsprechend stark abgenom- 
men. Diese Entwicklungen wurden wesentlich ver- 


ursacht durch rückläufige private Direktinvestitio- 
nen, die stark verminderte Bereitschaft der privaten 
Banken zur Gewährung von neuen Krediten und die 
Kapitalflucht. 

Die angesichts der hohen Aüslandsverschuldung 
von vielen Ländern in Zusammenarbeit mit IWF und 
Weltbank durchgeführten Anpassungsprogramme 
haben in der Regel zur Steigerung der Exporte und 
zur Stabilisierung der Zahlungsbilanz beigetragen. 

Die Anpassungspolitik war aber - nicht zuletzt we- 
gen der hohen Schuldendienstzahlungen - häufig 
kurzfristig mit hohen sozialen Kosten verbunden. 
Die im Zuge der Anpassungspolitik notwendigen 
Ändenmgen des Anreizsystems zugunsten von Ex- 
portaktivitäten, die Verringerung der Beschäftigten 
im öffentlichen Dienst sowie Kürzungen der öffentli- 
chen Ausgaben und Preissteigerungen für lebens- 
notwendige Artikel haben in vielen Fällen zu höhe- 
rer Arbeitslosigkeit und einer Verringerung des Le- 
bensstandards armer Bevölkerungsgruppen beige- 
tragen. Dies darf nicht den Blick dafür verstellen, 
daß die Alternative zu wirtschaftspolitischen Anpas- 
sungs- und Strukturreformen die Fortsetzung der 
früheren Politiken mit ihren vor allem mittel- und 
langfristig höheren sozialen Kosten wäre. 

Die Weltbank und auch der IWF erkennen inzwi- 
schen die Notwendigkeit besonderer Schutz- und 
Kompensationsmaßnahmen zugunsten der Armen 
an. Zunehmend werden zur Milderung nachteiliger 
sozialer Auswirkimgen von Anpassungsprozessen 
gezielte Ergänzungsprogramme durchgeführt. 


2.3.3 Wege aus der Schuldenkrise 

Kern der traditionellen Schuldenstrategie ist es, im 
Falle der Zahlungsunfähigkeit des Schuldners und 
auf dessen Antrag Anpassungsbemühungen durch 
eine zeitliche Streckung der Zahlungsverpflichtun- 
gen im Rahmen von Umschuldungen zu flankieren. 
Entsprechende Verhandlungen finden getrennt für 
den Bereich der öffentlichen Gläubiger (im Pariser 
Club) und für den Bereich der Geschäftsbanken so- 
wie ggf. anderer Gläubigergruppen statt. Vorausset- 
zung für das Zustandekommen derartiger Vereinba- 
rungen ist grundsätzlich der Abschluß eines Bereit- 
schaftskreditabkommens zwischen dem Schuldner- 
land und dem Internationalen Währungsfonds (IWF), 
in dem sich die Regierung des Schuldnerlandes zu 
bestimmten Reformen und Anpassungsmaßnahmen 
verpflichtet und dafür Zugang zu Mitteln des IWF 
erhält. Die Kontrolle der vereinbarten Maßnahmen 
durch den IWF ist aus der Sicht der öffentlichen wie 
der privaten Gläubiger eine notwendige Bedingung 
für ihre Beteiligung an Umschuldungen. Das Prinzip 
der Umschuldungsvereinbarung besteht darin, Fäl- 
ligkeiten des Umschuldungszeitraumes zu strecken. 
Dadurch erhält das Schuldnerland zunächst eine 
finanzielle Entlastung, Der jährlich aufzuwendende 
Devisenbedarf für die notwendigen Transferzahlun- 
gen wird geringer. Die gesamte Schuld bleibt jedoch 
erhalten und wird auf künftige Jahre verschoben. 

Die Gläubiger bemühen sich seit Mitte der 80er Jah- 
re, neue Wege in der Umschuldungspraxis zu gehen, 
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um dem Schuldnerland eine langfristige dauerhafte 
Entlastung zu gewähren. Ab 1984 wurden im Rah- 
men von Umschuldungsverhandlimgen privater 
Banken mehrjährige Umschuldungsvereinbarungen 
getroffen, die einen Konsolidierungszeitraum von 
wenigstens 3 Jahren umfaßten. Ein ganz neues Kapi- 
tel wurde aber erst durch den Wirtschaftsgipfel in 
Toronto 1988 auf geschlagen. Einer Reihe besonders 
armer hochverschuldeter und anpassungsbereiter 
Länder gewährten die Gläubiger bei Umschuldun- 
gen von staatlich verbürgten Handelskrediten nach 
eigener Wahl eine der drei in Toronto beschlossenen 
Optionen: Teilschuldenerlaß, Gewährung von kon- 
zessionären Zinsen oder Ausweitimg des Rückzah- 
lungszeitraums auf nunmehr 25 Jahre. Die meisten 
Gläubiger im Pariser Club - so auch die Bundesre- 
publik Deutschland - haben sich vorrangig für das 
Modell der konzessionären Zinsen entschieden, bei 
dem für umgeschuldete garantierte Handelskredite 
die Marktzinsen um 3,5 Prozentpunkte ermäßigt 
werden (siehe dazu auch II., 3.2.4). 

Eine breiter angelegte Strategie zur Bewältigung 
der Verschuldungskrise, die über die Technik der 
Umschuldungen hinausgeht, leitete auf der Jahres- 
tagung von IWF und Weltbank im Oktober 1985 der 
damalige amerikanische Finanzminister Baker ein. 
Die wesentlichen Elemente der Baker-Initiative wa- 
ren: 

- Die Schuldnerländer sollten umfassende marktori- 
entierte wirtschaftliche Anpassungsmaßnahmen 
ergreifen, die bei außenwirtschaftlicher und bin- 
nenwirtschaftlicher Stabilisierung ein Wirt- 
schaftswachstum garantieren sollten. 

- Die Geschäftsbanken sollten diese Wachstums- 
strategie durch neue Kredite finanzieren. 

- Die Weltbank und regionale Entwicklungsbanken 
sollten ihr Kreditvolumen erheblich ausweiten. 

- Die Industrieländer sollen ihre Wirtschaftspoliti- 
ken koordinieren, um durch Schaffung geeigneter 
weltwirtschaftlicher Rahmenbedingungen ein in- 
flationsfreies Wachstum zu ermöglichen. 

Obwohl über die traditionellen Formen der Finan- 
zierung hinaus ein ganzes Menü neuer Finanzie- 
rungsinstrumente entwickelt wurde - Vorzugsbe- 
handlung neuer Kredite gegenüber Altschulden, 
Kapitalisierung von Zinsen, Schuldenkonvertierun- 
gen wie Debt-Equity-Swaps sowie Debt-for-Natu- 
re-Swaps und Schuldenrückkauf - ergab sich aus 
der Baker-Initiative kein entscheidender Durch- 
bruch. Zunehmend deutlich wurde die Notwendig- 
keit, die Schuldenstrategie zu stärken. Dabei wuchs 
die Erkenntnis, nicht nur bei den Gläubigern, son- 
dern vor allem bei den Schuldnerländem, daß fol- 
gende Elemente der Schuldenstrategie Bestand ha- 
ben sollten: 

- wirtschaftliches Wachstum ist Voraussetzung für 
die Lösung der Verschuldimgsprobleme, 


- Wirtschaftswachstum kann nur durch Strukturan- 
passungsprogramme der Schuldnerländer erreicht 
werden, 

- zur Finanzierung dieser Programme sind externe 
Finanzmittel erforderlich, 

- der Schuldenproblematik kann nur durch fallwei- 
se Lösungen begegnet werden. 

Auf der gemeinsamen Jahrestagung von IWF imd 
Weltbank 1988 in Berlin (West) trat klar zutage die 
nun auch bei den Industrieländern wachsende Er- 
kenntnis, daß über die bisherige Schuldenstrategie 
hinaus auch für Schuldnerländer mit mittlerem Ein- 
kommen nachhaltige Schuldenerleichterungen (oh- 
ne Verlagerung von Lasten vom privaten auf den öf- 
fentlichen Sektor) unerläßlich sind. 

Auf diesem „Signal von Berlin" (vgl. I.3.2.4) aufbau- 
end hat US-Finanzminister Brady im März 1989 neue 
Vorschläge unterbreitet. Der Kern der Brady-Initia- 
tive ist darauf abgestellt, erhebliche Finanzmittel 
zur Schulden- und Schuldendienstreduzierung der 
von privaten Banken gegenüber den hoch verschul- 
deten Entwicklungsländern gehaltenen Forderun- 
gen einzusetzen. Die Internationalen Finanzinstitu- 
tionen sollen zu diesem Zweck noch stärker in die 
Schuldenstrategie eingebunden werden. Die Gläu- 
bigerländer wurden insbesondere aufgefordert, Hin- 
dernisse für Schuldenverminderungen in der Ban- 
kenaufsicht sowie bei Bilanzierungsvorschriften und 
Steuerbestimmungen abzubauen. Die Geschäftsban- 
ken sollten eine breite Auswahl von Möglichkeiten 
finanzieller Unterstützung anbieten, neben Neukre- 
diten insbesondere Maßnahmen zur Verminderung 
von Schulden und Schuldendienstleistungen wie 
zum Beispiel freiwillige Schulden- und Schulden- 
dienstverringerungen. 

Der IWF hat im Mai 1989 Richtlinien verabschiedet, 
die vorsehen, daß in geeigneten Fällen Mitglieder 
etwa 25 % der Mittel ihrer Ziehungen für Maßnah- 
men zur Schuldenreduzierung einsetzen können (set 
aside), und gegebenenfalls zusätzliche Mittel des 
IWF bis 40 % ihrer Quote erhalten können, die für 
Zinsabsicherungen in Verbindung mit Schuldenre- 
duzierungen oder Schuldendienstreduzierungen 
eingesetzt werden müssen. 

Die Weltbank wird die Operationen ebenfalls durch 
Bereitstellung von etwa 25 % der Mittel (set aside) 
eines dreijährigen Anpassungsprogramms für ein 
Mitglied oder etwa 10 bis 15 % aller Mittel, die ein 
Mitglied in einer Drei-Jahres-Periode erhält, unter- 
stützen. Dazu wird sie für den Zeitraum 1990 - 1992 
den Einsatz ihrer Mittel auf 6 Mrd. US-$ begrenzen. 

IWF und Weltbank überlassen die Verhandlungen 
über Operationen zur Reduzierung der privaten 
Schulden und des entsprechenden Schuldendienstes 
den Schuldnerländem und Banken; sie mischen sich 
nicht ein. Im Sommer/ Herbst 1989 sind erste Gmnd- 
satzvereinbamngen dieser Art zwischen den Banken 
und Mexiko, den Philippinen und Costa Rica ge- 
schlossen worden. 
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2.4 Handel 

Im vierten Jahr in Folge nahm der Welthandel 1988 
stark zu, nämlich um 8,5 %3). Wie schon 1987 hatten 
die Entwicklungsländer (ohne OPEC) sowohl auf der 
Import- als auch auf der Exportseite ein überdurch- 
schnittliches Wachstum zu verzeichnen. 

Es gelang den Entwicklungsländern als Gruppe, ih- 
ren Anteil an den Weltexporten ab 1987 wieder zu 
steigern (auf 19,7 % im Jahre 1987, 1988 auf 19,8 %, 
vgl. hierzu Tab. 1 im Statistischen Anhang). Er liegt 
jedoch noch immer unter dem Höchstpunkt von 1980 
(28 %) und etwa auf derselben Höhe wie 1973 und 
1963. Der Grund für diese positive Entwicklung in 
den letzten beiden Jahren ist nicht nur in einer Erhö- 
hung der Exportmenge, sondern auch in einer Ver- 
besserung der Rohstoffpreise einschließlich der 
Preise für Agrarprodukte seit Mitte 1987 zu sehen. 
Der in der Vergangenheit teilweise wesentlich hö- 
here Anteil der Entwicklungsländer am Welthandel 
spiegelt z.T. die hohen Rohölexporte wider. 

Die exportstarken asiatischen Länder konnten ihren 
Anteil am Welthandel wesentlich stärker steigern 
als die Entwicklungsländer insgesamt. Der Grund ist 
darin zu sehen, daß die Exporte asiatischer Länder 
zu einem Großteil aus Halb- und Fertigwaren beste- 
hen, während vor allem Afrika noch überwiegend 
Rohstoffe exportiert. So nahm auch der Anteil der 
ärmsten Entwicklungsländer am Welthandel stetig 
ab - von fast 2 % Anfang der 50er Jahre auf 0,3 % 
1987 -, während der Anteil der Hauptexporteure von 
Fertigwaren (Argentinien, Brasilien, Republik Ko- 
rea, Hongkong, Singapur, Taiwan, Jugoslawien) auf 
8,9 % (1987) stetig anstieg^). Weltweit bestehen die 
Exporte von 64 Ländern zu mehr als 70 % aus Roh- 
stoffen, 33 davon liegen in Afrika. 17 Länder (11 da- 
von in Afrika) sind sogar zu 100 % vom Rohstoffex- 
port abhängig^). Das Problem wird dadurch noch 
verschärft, daß die Exporte sich meist auf sehr weni- 
ge Rohstoffe konzentrieren. 

Die verschiedenen Entwicklungsregionen nehmen 
sehr unterschiedliche Positionen im Welthandel ein. 
51 % der Entwicklungsländerexporte stammen aus 
Süd- und Ostasien, 20 % aus Lateinamerika. Auch im 
Süd-Süd-Handel steht Asien mit 56 % der Exporte 
an erster Stelle, an zweiter Stelle jedoch der Mittlere 
Osten. Das Schlußlicht in beiden Kategorien bildet 
Afrika, wobei 10 % der Entwicklungsländerexporte 
weltweit aus Afrika stammen, jedoch nur 5 % der 
Süd-Süd-Exporte. Insgesamt muß festgestellt wer- 
den, daß der Süd-Süd-Handel anteilsmäßig weiter 
abnahm (um 4,9 %)6). Diese Strukturen sind u.a. da- 
durch zu erklären, daß mit einfachen Produkten 
gleicher Art bzw. Rohstoffen zwischen Ländern mit 
konkurrierender Produktion kein Austausch zustan- 
de kommt, während die kostengünstigeren Halb- 
xmd Fertigwaren aus Entwicklungsländern in ande- 


^) GATT: Press Communique 21, Februar 1988 
^) UNCTAD: Handbook of International Trade and Deve- 
lopment Statistics, New York 1989, Tab. 1.9 imd 1.10 
®) eigene Berechnungen nach UNCTAD: Commodity 
Yearbook 1988, Tab. 1.18 

®) eigene Berechnrmgen nach GATT: International Trade 
1987-88, Tab. AA 10 und AA 9 


ren Entwicklungsländern oft bessere Absatzchancen 
haben als auf den qualitätsverwöhnten Märkten der 
Industrieländer. Darüber hinaus wird der Süd-Süd- 
Handel durch mangelhafte Informations- und Kom- 
mimikationskanäle sowie ungenügende Verkehrs- 
verbindungen zwischen den Entwicklungsländern 
erschwert. Die Halb- imd Fertigwaren produzieren- 
de asiatische Region spielt auch als Absatzmarkt 
(auch für in die Produktion eingehende Rohstoffe) 
für Entwicklungsländer eine zunehmend wichtigere 
Rolle: 54 % der Süd-Süd-Importe wurden 1987 von 
diesen Ländern getätigt ^). 


2.4.1 Entwicklung des Handelsvolumens der 
Entwicklungsländer 

Sowohl die Exporte als auch die Importe der Ent- 
wicklungsländer nahmen 1987 und 1988 mit größe- 
ren Raten zu als der Welthandel. Im Gegensatz zum 
Vorjahr stiegen dabei 1988 auch die Importe der Ent- 
wicklungsländer um ca. 11 %8). Die Import entwick- 
lung folgt der Exportentwicklung stets mit Verzöge- 
rung. Eine Exporterlössteigerung führt erst im fol- 
genden Jahr zu einer Nutzung des gewonnenen Im- 
portspielraums. Als langfristiger Trend ist in den 
70er und 80er Jahren eine stark zunehmende Import- 
nachfrage der Enwicklungsländer nach Agrarpro- 
dukten zu verzeichnen, während die Agrarimporte 
der Industrieländer in diesem Zeitraum stetig ab- 
nehmend). Der stärkste Zuwachs findet in Afrika statt 
- was sicherlich den starken Bevölkerungszuwachs 
in dieser Region widerspiegelt. Diese Entwicklim- 
gen sind auch bestimmt durch die Verzerrungen der 
Weltagrarmärkte, verursacht durch den Subven- 
tionswettlauf der Industrieländer. Hiervon profitie- 
ren auf Importe angewiesene Entwicklungsländer, 
während konkurrierende Produktion in einigen an- 
deren Ländern der Dritten Welt beeinträchtigt wird. 

Auf der Exportseite waren vor allem die vier ostasia- 
tischen Schwellenländer (Hongkong, Korea, Singa- 
pur, Taiwan) erfolgreich, mit Steigerungsraten von 
22,3 % (1987) und 15,7 % (1988)io). Es gelang aber 
auch praktisch allen anderen Ländergruppen, in den 
vergangenen beiden Jahren ihre Exporte mengen- 
mäßig zu steigern, wenn auch mit wesentlich niedri- 
geren Wachstumsraten. Lediglich die Hauptölexpor- 
teure ebenso wie die afrikanische Ländergruppe ins- 
gesamt mußten 1987 einen Rückgang ihrer Exporte 
hinnehmen (um 0,7 % bzw. 1,1 %). 

Auf der Importseite hatten 1987 die Entwicklungs- 
länder in Afrika (- 4,8 %) und im Mittleren Osten 
(- 6,6 %) einen Rückgang zu verzeichnen. Im Jahre 
1988 importierten nur die Länder des Mittleren 
Ostens weniger als im Vorjahr (- 1,6 %), während in 
allen anderen Regionen Importzuwächse stattfan- 
den. Die vier asiatischen Schwellenländer dehnten 
ihre Importe noch erheblich stärker aus als ihre Ex- 
porte (1987: 25,1 %, 1988: 23,1 %) und belebten damit 
erheblich Weltnachfrage und Süd-Süd-Handel. 


") ebd. 

®) IMF: World Economic Outlook, April 1989, Tab. A 24 
®) GATT: International Trade 1987-88, Appendix Table II 
*°) IMF: World Economic Outlook, April 1%9, Tab. A 24 
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2.4.2 Preisentwicklung und Austauschverhältnisse 
(Terms of Trade) 

Rohstoffpreise unterliegen wesentlich stärkeren 
Schwankungen als die Preise für Fertigwaren. Je 
nachdem, wie sich die Export- und Importstrukturen 
einzelner Länder zusammensetzen (Rohstoffe, 
Halb-/ Fertigwaren), sind sie von Preisschwankun- 
gen und -trends sehr unterschiedlich betroffen. Die 
Austauschverhältnisse (Terms of Trade) eines Lan- 
des oder einer Ländergruppe geben das Verhältnis 
zwischen durchschnittlichen Export- und Import- 
preisen wieder und treffen damit eine Aussage über 
die Entwicklung der Kaufkraft für die Exportgüter 
eines Landes. 

Die nominalen Rohstoffpreise waren von 1980 bis 
Mitte 1987 um ein Viertel (gemessen in US-Dollar) 
bzw. ein Drittel (gemessen in SZR) gefallen. Dies be- 
deutete für die Entwicklungsländer ein erhebliche 
Verschlechterung ihrer terms-of-trade; Allein von 
1985 - 1987 wurden die Fertigwarenimporte der Ent- 
wicklungsländer um 30 % teurer. 

Tropische Getränke (Kaffee, Kakao, Tee) erleben seit 
Mitte der achtziger Jahre einen rasanten Preisverfall 
- 1987 um fast 30 % -i^), teilweise als Folge starker 
Produktionsausweitungen Ende der 70er Jahre im 
damaligen Preisboom. Gerade diese Rohstoffe sind 
aber extrem wichtige Devisenbringer für viele Ent- 
wicklungsländer mit niedrigem Einkommen. Roh- 
stoffe, die in die Produktion eingehen, konnten als 
Folge des anhaltend starken Wirtschaftswachstums 
in den Industrieländern imd Schwellenländem ei- 
nen besonders starken Preisanstieg verzeichnen: Mi- 
neralien und Metalle 1987 um 17,2 % und 1988 um 
40,3 %, landwirtschaftliche Rohstoffe (keine Nah- 
rungsmittel) 1987 um 29,4 % und 1988 um 8,2 %i2). 
Nach starkem Absacken der Preise für Nahrungsmit- 
tel 1985 und 1986 stiegen auch diese - vor allem in- 
folge schlechter Ernten in den USA - 1987 und 1988 
wieder an (um 7,4 bzw. 25,3 %). 

Der Preistrend für Rohstoffe nimmt langfristig ten- 
denziell ab. Nach dem Weltbank-Index für Rohstoffe 
(ohne Energierohstoffe) liegen die inflationsberei- 
nigten Rohstoffpreise heute erheblich unter dem Ni- 
veau von vor 50 Jahren und - bei relativ starken 
Schwankungen im Zeitablauf - auf dem tiefsten bis- 
her erreichten Niveau^^j oig Gründe hierfür sind 
vielfältig. Auch die in internationale Rohstoffab- 
kommen gesetzten Hoffnungen haben sich nicht er- 
füllt. Die Einkommenselastizität der Nachfrage liegt 
für alle landwirtschaftlichen Rohstoffe unter 1, d.h. 
Einkommenssteigerungen führen nicht zu entspre- 
chenden Nachfragesteigerungen. Lediglich für Me- 
talle liegt sie über 1; die Preiselastizitäten verhalten 
sich wie die Einkommenselastizitäten^^). Technolo- 
gische Veränderungen - Substitution, vermehrtes 
Recycling, technischer Fortschritt - wirken auf ei- 
nen relativ verringerten Rohstoffeinsatz hin. 

‘ ') IMF: World Economic Outlook, April 1989, Tab. A 29 
'") ebd. 

‘®) IBRD: Price Prospects, a.a.O. 

‘^) ODI: Commodity Prices: Investing in decline?, März 
1988 


Dementsprechend haben sich - je nach Zusammen- 
setzung der Exporte und Importe - die Terms of Tra- 
de der Entwicklungsländer verändert. Die Terms of 
Trade für die gesamte Gruppe verbesserten sich 1987 
um 2,2 % und verschlechterten sich 1988 um 4,6 %. 
Die Verschlechterung 1988 betrifft vor allem Afrika - 
-9,2 % - (Rohstoffe) und den Mittleren Osten - 
-21,2 % - (Öl). Die Austauschverhältnisse der Fertig- 
warenexporteure haben sich trotz geringer Schwan- 
ktmgen in den 80er Jahren nicht grundsätzlich ver- 
schlechtert. Die Terms of Trade Sub-Sahara- Afrikas 
sind sowohl 1987 (um 8,3 %) als auch 1988 (um 2,2 %) 
gesunken^^). 


2.4.3 Entwicklung der Export- und Importwerte 

Die Höhe der Exporterlöse eines Landes (Produkt 
aus Menge und Preis) entscheidet letztlich über die 
Devisenverfügbarkeit und damit über die Möglich- 
keit, Importe zu finanzieren und Schuldendienst zu 
leisten. 1987 und 1988 stiegen die Exporterlöse der 
Entwicklungsländer vor allem aufgrund der gestie- 
genen Exportmengen, im Falle der Exporte metalli- 
scher und mineralischer Rohstoffe aber auch merk- 
lich wegen gestiegener Preise. Die Entwicklungs- 
länder insgesamt exportierten 1988 im Wert von 561 
Mrd. US-$, während für 558 Mrd. US-$ importiert 
wurde. Diegestiegenen Exporte der ärmsten Länder 
betrugen 81 Mrd. US-$, wälnend die Importe mit 158 
Mrd. US-$ fast doppelt so hoch waren. Auch die 
OPEC konnte ihre Exporte 1988 wieder steigern - 
auf 120 Mrd. US-$ - (Importe: 99 Mrd. US-$)i6). 

Die Kaufkraft entwickelte sich für die verschiedenen 
Regionen sehr unterschiedlich. Während die Kauf- 
kraft der Länder Süd- und Südostasiens erheblich 
zunahm (1987 um 20 %), blieb die Kaufkraft der Län- 
der der übrigen Regionen etwa gleich^^). Die Kauf- 
kraft der EL insgesamt stieg 1987 um 12 % und 1988 
(geschätzt) nochmals um 10 %. 

Die Entwicklung der Weltimporte und -exporte zwi- 
schen 1963 und 1988 ist im statistischen Anhang, Ta- 
belle 1 dargestellt. 


2.4.4 Abbau des Protektionismus 

Die grundsätzliche internationale Übereinstimmung 
über die Notwendigkeit, den Welthandel zu liberali- 
sieren und als Beitrag für die wirtschaftliche Ent- 
wicklimg der Entwicklungsländer insbesondere die 
Märkte der Industrieländer für Fertigwaren aus Ent- 
wicklungsländern offenzuhalten und bestehende 
Hindernisse abzubauen, wurde wiederholt bekräf- 
tigt (Halbzeitbilanz der Uruguay-Runde in Genf 
1989, OECD-Ministerrat, Wirtschaftsgipfel). Die Pra- 
xis vieler Industrieländer widerspricht allerdings 
diesen Beteuenmgen erheblich; diese Widersprüche 
wurden auch im Zuge der weltwirtschaftlichen Er- 
holung nicht aufgelöst. 


‘®) IMF: World Economic Outlook, Aprü 1989, Tab. A 28 
‘®) UN: Monthly Bulletin of Statistics, Juni 1989, Tab. 46 
‘ ’) UNCTAD: Handbook of International Trade and Deve- 
lopment Statistics, 1988; Tab. 2.6 


23 




Drucksache 11/7313 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Als Resultat der GATT-Tokyo-Runde (1973 - 1979) 
wurden die Zölle auf Fertigwaren in den Industrie- 
ländern auf durchschnittlich 5 % gesenkt. Die Be- 
deutung der „nicht-tarifären” Handelshemnmisse, 
wie Z.B. Importquoten, Selbstbeschränkungsabkom- 
men, technische und administrative Vorschriften, 
protektionistisch eingesetzte Anti-Dumping- 
Maßnahmen, hat seither erheblich zugenommen. 
Ökonomisch sind derartige Maßnahmen negativer 
einzuschätzen als Zölle, da sie zum einen den Markt- 
mechanismus außer Kraft setzen und zum anderen 
selektiv - d.h. gezielt gegen bestimmte Länder - ein- 
gesetzt werden können. Tatsächlich sind Entwick- 
limgsländer und die für sie besonders interessanten 
Sektoren (z.B. Textil/Bekleidimg, Lederwaren, 
Agrarprodukte) in weit stärkerem Ausmaß von 
nicht-tarifären Handelshemmnissen der Industrie- 
länder betroffen als die Industrieländer selbst^®). 
Eine Erklärung hierfür liegt auch in der geringeren 
Marktmacht der Entwicklimgsländer. 

Erste Liberalisierungsfortschritte bei tropischen 
Produkten wurden bei der GATT-Halbzeitminister- 
konferenz in Montreal im Dezember 1988 erzielt. 
Diese Ergebnisse wurden im Allgemeinen Präfe- 
renzsystem der EG für Entwicklungsländer bereits 
für das Jahr 1989 implementiert. 

Protektionismus darf als Entwicklungshemmnis 
nicht unterschätzt werden. Er erschwert Exportan- 
strengungen von Ländern, die häufig über eine ge- 
ringe Anpassungsflexibilität und geringe Diversifi- 
zierungsmöglichkeiten verfügen, behindert die Lö- 
sung der Schuldenprobleme und entmutigt Direkt- 
investitionen. 

Eine 1989 erschienene Studie von Weltbank und 
IWF belegt, daß die Wohlfahrtsverluste der Ent- 
wicklungsländer durch die Handelsbeschränkungen 
der Industrieländer im agrarische und nicht-agrari- 
schen Bereich jährlich doppelt so hoch sind wie die 
Beträge, die die gesamte Dritte Welt pro Jahr an Ent- 
wicklungshilfe erhält. Im Ergebnis trägt Entwick- 
lungshilfe dazu bei, die wirtschaftlichen Folgen der 
mit viel höherem Aufwand durch die Industriestaa- 
ten verursachten Entwicklungshemmnisse zu mil- 
dem. 


2.4.5 Ungenügende Strukturanpassung in den 
Industrieländern 

Eine wichtige Ursache des Protektionismus in Indu- 
strieländern ist die mangelnde Anpassung ihrer 
Volkswirtschaften an Ändenmgen des Weltmarkts, 
die sich als Folge technischen Fortschritts, des Wan- 
dels der Nachfrage, aber auch der zunehmenden 
Wettbewerbsfähigkeit einiger Entwicklungsländer 
ergeben. Die meisten Industrieländer haben erhebli- 
che sektorale und regionale Beschäftigungsproble- 
me, die zum Teil Ergebnis verzögerter Anpassimg 

‘®) vgl. hierzu auch: Refik Erzan, Guy Karsenty: Products 
facing high tariffs in major developed market-economy 
countries: An area of priority for the developing coun- 
tries in the Uruguay Round?, in: UNCTAD Review, Vol. 
1, 1989, Nr. 1 


durch Erhaltungssubventionen und protektionisti- 
sche Maßnahmen sind. Viele Länder bemühen sich 
um eine Erhöhung ihrer Anpassungsflexibilität z.B. 
durch Steuerreformen, Abbau administrativer Inve- 
stitionshemmnisse sowie Fördenmg von For- 
schtmgs- tmd Umstellungsinvestitionen. 

Die Vorstelltmgen von Industrie- tmd Entwicklungs- 
ländern über Stmkturanpassung haben sich in den 
letzten Jahren angenähert. Dies wurde auch im Rah- 
men von UNCTAD VII deutlich, wo Entwicklungs- 
länder und Industrieländer sich auf eine gemeinsa- 
me Bewertung der Weltwirtchaftslage einigen konn- 
ten, in der der Begriff „wachstumsorientierte Struk- 
turanpassung" seinen Platz fand. Der Begriff „Neue 
Weltwirtschaftsordnung", der in den 70er Jahren 
Vorstellungen wie „staatlich gelenkter antizipatori- 
scher Stmkturwandel der Industrieländer zugunsten 
der Entwicklungsländer" oder „Aushandeln von 
Marktanteilen zwischen Industrieländern imd Ent- 
wicklungsländern" umfaßte, ist nicht mehr in der 
Diskussion, Immer mehr Entwicklungsländer erken- 
nen die Notwendigkeit eigener Strukturanpassun- 
gen, erwarten aber dafür verstärkte Anpassungshil- 
fen (z,B. der Weltbank) und entsprechendes Verhal- 
ten der Industrieländer. 

Die Fortschritte bei dem nach Auffassung der Bim- 
desregienmg international dringend nötigen Abbau 
von Handelshemmnissen und Erhaltimgssubventio- 
nen sind jedoch noch immer unzureichend. Insofern 
ist die Kritik der Entwicklungsländer, aber auch in- 
ternationaler Organisationen wie GATT, Weltbank 
und OECD berechtigt. 


2.5 Energieversorgung 

2.5.1 Verknappung traditioneller Energiequellen 

Von den mehr als 3,5 Milliarden Menschen in Ent- 
wicklungsländern sind über 2 Milliarden auf tradi- 
tionelle Energiequellen, insbesondere Brennholz so- 
wie tierische und pflanzliche Abfälle, angewiesen. 
Je nach dem Entwicklimgsstand macht dies bis zu 
95 % des gesamten Energieverbrauchs eines Landes 
aus. Nach Schätzungen der FAO deckten 1980 etwa 
1,2 Milliarden Menschen in Entwicklungsländern 
ihren Energiebedarf, indem sie in ihrer Umgebung 
mehr Holz abschlugen, als nachwachsen konnte. Im 
Jahr 2000 sollen es bei anhaltendem Trend bereits 
2,4 Milliarden Menschen sein. Pro Person werden für 
Haushaltszwecke 500 bis 700 kg Holz im Jahr benö- 
tigt, das sind für derzeit rd. 2 Milliarden Verbraucher 
zwischen 2,7 und 3,8 Mio. to am Tag. Die Brennholz- 
krise hält imvermindert an. 

Der gesamte Primärenergieverbrauch der Entwick- 
lungsländer betrug jährlich 2,8 Milliarden Steinkoh- 
leeinheiten (traditionelle Energien plus kommer- 
zielle Energien wie Öl, Gas, Kohle, Wasserkraft, 
Kernenergie). Das entpricht etwa 27 % des Weltver- 
brauchs (Industrieländer 50 %, Staatshandelsländer 
23 %), obgleich etwa 75 % der Weltbevölkerung in 
Entwicklungsländern leben. Der Pro-Kopf- 
Verbrauch ist im Durchschnitt der Entwicklungslän- 
der neunmal geringer als in den Industrieländern. 
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2.5.2 Importabhängigkeit bei fossilen Energieträgern 
und Energietechnik 

Das Wachstum des Primärenergieverbrauchs in den 
Entwicklimgsländem hat sich in den Jahren 1987 
imd 1988 beschleunigt. Während im Zeitraum von 
1979 bis 1986 die Zunahme etwa 4 % jährlich betrug, 
stieg der Energieverbrauch in den letzten beiden 
Jahren jeweils um knapp 6 %. An der Spitze dieser 
Entwicklimg stehen die süd-ostasiatischen Schwel- 
lenländer. Neben den Auswirkimgen weiterhin 
niedriger Weltmarktpreise für kommerzielle Ener- 
gieträger geht hier von der wirtschaftlichen Ent- 
wicklung ein wesentlicher Impuls für die Energie- 
nachfrage aus. 

Für die Entwicklimgsländer insgesamt ist weiterhin 
Erdöl mit ca. 50 % des Verbrauchs der wichtigste 
Energieträger. Die meisten der rund 100 Erdöl im- 
portierenden Entwicklimgsländer sind zu mehr als 
drei Vierteln auf Ölimporte zur Deckung der bin- 
nenwirtschaftlichen Energienachfrage angewiesen. 
Die Entwicklungsländer verbrauchten 1988 5,3 % 
mehr als im Vorjahr, für alle anderen Länder zusam- 
men betrug der Anstieg 3,1 %. Der Anteil der Ent- 
wicklungsländer am Weltölverbrauch betrug 1988 
knapp 22 %, 1979 waren es noch 16 %. Nach Schät- 
zungen der Internationalen Energieagentur (lEA) 
dürfte sich dieser Anteil bis 2005 trotz voraussicht- 
lich steigender Ölpreise auf knapp 30 % erhöhen. 
Dies macht deutlich, daß die energiewirtschaftliche 
Situation in den Entwicklimgsländem einen wach- 
senden Einfluß auf den Weltmarkt für öl haben 
wird. 

Der Anteil der Nettoölimporte der nicht der OPEC 
angehörenden Entwicklungsländer an ihrem gesam- 
ten Ölverbrauch lag 1988 mit 65,8 % geringfügig un- 
ter dem Niveau der Vorjahre. Die Aufwendungen für 
diese Importe stellen mit 5 - 6 % der Exporterlöse 
weiterhin eine Belastung für die außenwirtschaftli- 
che Situation der Entwicklungsländer dar; aller- 
dings ist das Gesamtdefizit im ölhandel 1988 mit 
24,6 Mrd. US-$ gegenüber dem Tiefstand von 1986 
nur unwesentlich angestiegen. Je nach weiterer Ent- 
wicklung des Rohölpreises könnte sich die Import- 
abhängigkeit erneut negativ auf die gesamtwirt- 
schaftliche Entwicklimg auswirken. Anstrengungen 
der Entwicklungsländer zur stärkeren Nutzung al- 
ternativer Energiequellen, wie z.B. der emeuerbaren 
Energien, die Förderung der Nutzung heimischer 
Energieträger und eine auf die rationelle Ressour- 
cenverwendung ausgerichtete Energiepolitik dürf- 
ten daher wachsende Bedeutung erlangen. 

Die weltweit gesicherten und wirtschaftlich ge- 
winnbaren Kohlereserven sind derzeit etwa fünfmal 
so hoch wie die Ölreserven. Nur 10 % davon liegen 
in den allerdings teilweise unzureichend erkunde- 
ten Entwicklungsländern. Ob die Chancen zur rela- 
tiv arbeitsintensiven Gewiimung dieses vielseitig 
verwendbaren Energie- und Industrierohstoffes ge- 
nutzt werden, hängt in vielen Entwicklungsländern 
von einer rechtzeitigen Aufnahme bzw. Intensivie- 
rung der Exploration und dem Aufbau personeller 
Kapazitäten für den Bergbau ab. 


Die Entscheidimgsbildung im Energiesektor voll- 
zieht sich gegenwärtig in einem komplexen, von Un- 
sicherheitsfaktoren geprägten Umfeld, in dem kurz- 
und langfristige Einflüsse möglicherweise wider- 
sprüchliche Signale setzen. Außerdem geben die 
Umweltprobleme zunehmend Anlaß zur Besorgnis, 
da einerseits ökologische Risiken des sauren Regens, 
der Entwaldung und der „Treibhauseffekte“ besser 
erkannt, andererseits Betriebsrisiken der Kemener- 
gienutzimg anders bewertet werden. Die Entwick- 
limgsländer verfügen auf technischer und politi- 
scher Ebene oft nicht wie die Industriestaaten über 
das notwendige Instrumentarium zur Lösung dieser 
Probleme. Sie sind somit sowohl hinsichtlich der 
Versorgung mit Primärenergieträgem als auch hin- 
sichtlich der technologischen Leistungsfähigkeit auf 
Importe bzw. Know-how-Transfer angewiesen. 


2.5.3 Auswirkungen auf Bedarfsdeckung der 
Bevölkerung, Produktion und Transport 

Der Energie wurde im Entwicklungsprozeß stets 
eine produktionsfördemde Rolle beigemessen, ver- 
gleichbar der übrigen Infrastmktur einschließlich 
Straßen oder Betriebsanlagen. Bis zur Energiekrise 
konzentrierten sich die Entwicklungsländer daher 
auf die Produktion und den möglichst breitgefächer- 
ten Vertrieb von elektrischem Strom, um die Ent- 
wicklung von Industrie und Landwirtschaft zu för- 
dern und abzusichem. Ferner wollten sie gewährlei- 
sten, daß in ausreichendem Umfang flüssige Brenn- 
und Treibstoffe für das Verkehrswesen vorhanden 
waren. Der niedrige Preis des Mineralöls und seine 
scheinbar unbegrenzte Verfügbarkeit erleichterten 
diese Aufgabe wesentlich. Die Elektrizitätswerke 
waren ebenso wie die Raffinerien und/oder die Ver- 
triebsnetze für flüssige Brenn- und Treibstoffe im 
allgemeinen gut organisiert und vergleichsweise 
rentabel. Da das Preisgefälle zu den anderen Brenn- 
stoffen relativ unbedeutend war, konnten viele 
selbst recht arme Familien ihre Holz- und Holzkoh- 
leöfen durch Petroleum- oder Flüssiggasöfen erset- 
zen. 

Nach dem massiven Energiepreisanstieg wurde die 
Rolle der Energie nicht mehr positiv, als Teil der 
wirtschaftlichen Infrastmktur, sondern negativ, 
nämlich als Hemmschuh der Entwicklung, gewertet. 
Die Energieträger mußten nicht nur wirksamer ver- 
wendet, sondern auch ihr Verbrauch an sich mußte 
gesenkt werden. Das hat sich auch nach dem deutli- 
chen Rückgang des Ölpreises 1986 nicht geändert, 
da die Ölrechnung nach wie vor die Volkswirtschaf- 
ten der Entwicklungsländer stark belastet. Daher 
traten Maßnahmen der Energiepolitik, der Energie- 
planung und der Energieeinspamng in den Vorder- 
gmnd des Interesses. 

Die überwältigende Mehrheit der ärmsten Bevölke- 
nmgsteile in den Entwicklungsländern muß Trans- 
porte und Arbeiten in Landwirtschaft oder Industrie 
noch immer bzw. wieder mit ihrer Muskelkraft oder 
mit Hilfe von Zugtieren bewältigen. Zum Kochen 
und zur Beleuchtung kann dagegen auf erschwing- 
liche oder leicht erhältliche Brennstoffe nicht ver- 
zichtet werden. Diese gehören ebenso zu den Gmnd- 
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bedürfnissen wie Ernährung, Unterkunft, Beklei- 
dung, Wasserversorgung und Abwässerbeseitigung, 
denn sie tragen zur Verbesserung der Lebensbedin- 
gungen bei, weil sie den Frauen die Hausarbeit 
erleichtern, die Bildungschancen verbessern, dem 
Gemeinwesen dienende Aktivitäten anregen imd 
die Produktionsmöglichkeiten erweitern. 


2.6 Bedrohung der Umwelt 

Die Mehrzahl der in den vorangehenden Abschnit- 
ten dargelegten Probleme der Entwicklungsländer 
sind mit mittelbaren oder unmittelbaren ökologi- 
schen Auswirkungen verbunden und haben in der 
Summe wachsende Belastungen der natürlichen Le- 
bensgrundlagen zur Folge. Diese sind zum einen lo- 
kal spürbar und verstärken in kumulativen Prozes- 
sen Armut und Unterentwicklung in allen Lebensbe- 
reichen der betroffenen Länder. 

Darüber hinaus geht von einem großen Teil der öko- 
logischen Probleme der Dritten Welt auch eine Be- 
drohung unserer eigenen Umwelt aus. Industrie- 
und Entwicklungsländer sind zunehmend bereit, 
diesen Zusammenhängen in ihrer Politik Rechnung 
zu tragen. 

Die 6 % der Weltbevölkerung, die in den USA leben 
verbrauchen heute beispielsweise mit ihrem gegen- 
wärtigen Standard Ys der Weltjahresproduktion an 
mineralischen Rohstoffen; der Pro-Kopf-Ressourcen- 
verbrauch in den Industrieländern ist zehnmal so 
hoch wie der in den Entwicklimgsländem. 

Seit 1950 hat sich die Weltproduktion an Gütern ver- 
siebenfacht. Wollte man - unter den gegebenen Be- 
völkerungswachstumsbedingungen - den Konsum- 
standard der Entwicklungsländer auf den der Indu- 
strieländer anheben, so müßte die industrielle Gü- 
terproduktion nochmals um das fünf- bis zehnfache 
ansteigen. Dies ist unter den gegebenen produk- 
tionstechnischen Bedingimgen ökologisch untrag- 
bar. Für eine verantwortbare weltweite Entwick- 
lung müssen die Idustrieländer und die Länder Afri- 
kas, Asiens und Lateinamerikas ihre Produktion im 
Sinne einer marktorientierten aber auch ökologisch 
sowie sozial verträglichen Wirtschaftsordnung neu 
ausrichten. 


2.6.1 Ursachen und Wechselwirkungen 

Weltweite Verursachxmg und weltweite Auswirkun- 
gen werden am Beispiel der Bedrohung der Erdat- 
mosphäre besonders deutlich. Die für die erwarteten 
Klimaänderungen und den Treibhauseffekt bzw. das 
Ozonloch verantwortlichen Gase, d.h. insbesondere 
die Kohlendioxidbelastung mit einem Verursacher- 
anteil von 50 %, weiterhin Methan, FCKW und Ozon 
in der Troposphäre, werden von Industrie- wie Ent- 
wicklungsländern freigesetzt; die Folgen dieser Um- 
weltzerstörung sind weltweit spürbar. Während je- 
doch Vs aller Kohlendioxidemissionen allein aus den 
Wirtschaftsaktivitäten und dem Energieverbrauch 
in Europa imd Nordamerika stammen, tragen die 


Entwicklungsländer lediglich einen Anteil von rd. 
Ys zur jährlichen CO 2 -Zunahme bei. Die Industrie- 
länder belasten die Umwelt mit einem Anteil von 
80 % an der weltweit ausgestoßenen Schadstoffmen- 
ge und sind damit die Hauptverursacher der sich ab- 
zeichnenden globalen Umweltprobleme. 

In den Entwicklimgsländem führen Bevölkenmgs- 
wachstum und damit verbundener Nahrungs- und 
Energiebedarf zu immer stärkerer Nutzung der ver- 
fügbaren Boden-, Wasser- und Vegetationsressour- 
cen. In vielen ökologisch labilen Regionen der Erde 
sieht sich die bäuerliche Bevölkerung gezwungen, 
das durch Erfahrungen von Generationen geprägte 
Gleichgewicht zwischen Mensch und Natur zu ge- 
fährden. Auf der Suche nach bebaubarem Land über- 
schreiten Bauern die agronomischen Trockengren- 
zen und stoßen in erosionsgefährdete Gebiete vor. 
Die natürlichen Waldreserven sind durch den wach- 
senden Energiebedarf der dort lebenden Bevölke- 
mng bedroht. Die meist nährstoffarmen, empfindli- 
chen Böden des tropischen Regenwaldes verlieren 
durch intensiven, ungeschützten Ackerbau in kurzer 
Zeit ihre Fruchtbarkeit. 

Die aus Überweidung, standortwidrigem Ackerbau 
und Brennholz-Raubbau sich ergebenden Folge- 
schäden wie beispielsweise Bodenerosion, Wasser- 
haushaltsstörungen, Wald- und Biotopvemichtung 
sind unter diesen Rahmenbedingungen im wesentli- 
chen eine Begleiterscheinung der herrschenden Ar- 
mut. 

Die Entwicklungsländer bemühen sich, durch plan- 
mäßige Nutzung des wirtschaftlichen Potentials der 
vorhandenen Naturressourcen (Boden-, Wasser-, 
Wald- und Holzvorkommen, Rohstoffe) eine Wachs- 
tums- und exportorientierte Entwicklung zu fördern 
und die benötigten Devisen zu erwirtschaften. Dabei 
werden vielfach erhebliche Eingriffe in den Natur- 
haushalt, der Verbrauch ökologisch bedeutsamer 
Naturlandschaften und Umweltbelastungen ver- 
schiedenster Art in Kauf genommen. Wirtschaftliche 
Krisen verstärken die Tendenz, Vorhaben wie Stau- 
dämme, Agrarkolonisationen, agro-industrielle Ex- 
portkulturen, Viehzucht, kommerzielle Holznutzung 
in Angriff zu nehmen, ohne durch ausreichende Be- 
rücksichtigung der ökologischen Bedingungen die 
Umweltwirkungen auf ein erträgliches Maß zu redu- 
zieren. 

Auch die durch Bevölkerungswachstum xmd Land- 
flucht immer rascher anwachsenden industriell- 
urbanen Ballungsräume einzelner Entwicklungslän- 
der weisen, wie die Beispiele Sao Paulo, Mexiko- 
City, Lagos oder Manila zeigen, gravierende Um- 
weltbelastungen mit entsprechenden Folgen für die 
Gesundheit imd die Lebensverhältnisse der Men- 
schen auf. In den Agglomerationszentren der Dritten 
Welt werden die in Industrieländern auftretenden 
Probleme infolge bislang kaum vorhandener Um- 
weltschutzvorkehrungen im Bereich der Industrie, 
des Verkehrs und der Versorgungswirtschaft noch 
übertroffen. Obwohl die von der Industrie ausgehen- 
de ökologische Gesamtbelastxmg der Entwicklimgs- 
länder im allgemeinen noch gering ist, konunt es 
häufig wegen der regionalen Konzentration von Be- 
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trieben zu gefährlichen Inunissionswerten, Mangels 
funktionsfähiger Entsorgungs-Infrastruktur werden 
giftige Abwässer ungeklärt in Flüsse, Seen oder Kü- 
stengewässer geleitet, Industrieabfälle landen auf 
ungeordneten Deponien. Giftige Chemikalien, 
Schwermetalle und Krankheitserreger aller Art ver- 
seuchen auf diese Weise Oberflächen- und Grund- 
wasser, das vor allem arme Bevölkerungsgruppen oft 
imgeklärt benutzen. 

Als Ergebnis solcher wechselseitig verknüpfter und 
in den einzelnen Entwicklungsländern unterschied- 
lich ausgeprägter Auswirkungen auf die Ressour- 
cenbasis und die natürlichen Lebensgrundlagen zei- 
gen sich wachsende Gefahren für die menschliche 
Gesundheit und die Existenzbedingungen großer 
Teile der Bevölkerung. Darüber hinaus engt die 
Schmälerung der Ressourcenbasis die künftigen 
wirtschaftlichen Entwicklungsmöglichkeiten der 
betroffenen Länder ein. 


2.6.2 ökologische und wirtschaftliche Folgen 

Trotz der weltweit steigenden Agrarproduktion ver- 
schlechtern sich fürviele Länder vor allem in Afrika 
die Aussichten auf eigenständige Ernährungssiche- 
rung. Zunehmende Umweltschädigung läßt den Be- 
darf an Nahrungsmitteleinfuhren oder -hilfe beson- 
ders in klimatisch benachteiligten Regionen wie 
dem Sahelgebiet anwachsen, wenn es nicht gelingt, 
die landwirtschaftliche Produktivität mit standort- 
gerechten Landnutzungssystemen erheblich zu stei- 
gern. Jährlich gehen rund 20 Millionen Hektar land- 
wirtschaftlich nutzbarer Flächen (vier Fünftel der 
Fläche der Bundesrepublik Deutschland) durch Bo- 
denerosion verloren. In Trockengebieten führt die 
Zerstörung des Boden- und Vegetationspotentials 
auf jährlich 6 Millionen Hektar zur Wüstenbildung. 
Die Weltbank schätzt, daß zwei Fünftel der noch 
nicht verwüsteten Flächen in Afrika, ein Drittel in 
Asien und ein Fünftel in Lateinamerika bedroht 
sind. 

Die Tropenwälder schrumpfen nach neuesten Schät- 
zungen auf der Basis der FAO-Waldinventur von 
1980 zur Zeit jährlich um rund 17 Millionen Hektar. 
Die Tendenz ist zunehmend. Allein im brasiliani- 
schen Amazonasgebiet fielen 1987 8 Millionen Hek- 
tar Regenwald ökologisch unangepaßter Nutzung 
zum Opfer - mehr als die gesamte Waldfläche der 
Bundesrepublik Deutschland, Trockenklimagebiete 
wie der Sahelraum und Teile Ostafrikas sind mit 3,8 
Millionen Hektar zerstörter Wald- und Buschvege- 
tation insbesondere aufgrund wachsender Wüsten- 
ausbreitung und Brennholzverknappung betroffen. 

Besonders groß sind die Verluste bei den wegen ih- 
rer Artenvielfalt ökologisch besonders wertvollen 
Regenwäldern. Nach Expertenschätzung ist bei an- 
haltender Zerstörungstendenz im Regenwaldbe- 
reich das Überleben von 10 bis 20 % des gesamten 
biologischen Artenbestandes gefährdet. Diese ge- 
schlossenen Waldformationen der niederschlagsrei- 
chen Tropenregionen sind im übrigen von besonde- 
rer Bedeutung für die Erdatmosphäre - vgl, hierzu 


auch Kapitel 11. 7.2.3 Öffentliche Anhörung der En- 
quete-Kommission „Vorsorge zum Schutz der Erdat- 
mosphäre" zur Tropenwaldproblematik. 

Die Bedeutung der Tropenwälder für den Boden- 
schutz und den Wasserhaushalt wird insbesondere 
auch durch die Folgen großflächiger Zerstörung der 
schützenden Walddecke in Gebirgsregionen wie z.B. 
im Himalaya- und Andnraum deutlich. Der Verlust 
landwirtschaftlicher Nutzflächen, Überschwem- 
mungsschäden, Verlandung von Stauseen, Bewässe- 
rungssystemen, Wasserläufen und Hafenanlagen 
führt in vielen Ländern zu fühlbaren volkswirt- 
schaftlichen Einbußen und Kosten. So wendet bei- 
spielsweise Indien jährlich rund 250 Millionen Dol- 
lar für die Abwehr und den Ausgleich von Schäden 
an Staudamm-, Bewässerungs- und Hochwasser- 
schutzeinrichtungen auf. 

Von gravierender wirtschaftlicher Bedeutung ist die 
zunehmende Ausplünderung und Zerstörung der 
Tropenwaldressourcen vor allem auch für Länder, 
die - wie z,B. im westafrikanischen Raum und in 
Südostasien - traditionell einen erheblichen Anteil 
ihrer Devisenerlöse durch Ausfuhr von Tropenholz 
und Holzverarbeitungsprodukten erzielten. 

Die wachsende Belastung des Oberflächen- und 
Grundwassers durch Abfälle und Rückstände aus 
Haushalten, Rohstoffgewinnung, Industrie und 
Landwirtschaft hat nicht nur gravierende Auswir- 
kungen auf die menschliche Gesundheit - die WHO 
hält 80 % aller Krankheiten in Entwicklungsländern 
für wasserbezogen sondern führt in steigendem 
Maße auch zu Schwierigkeiten und zusätzlichem 
Kostenaufwand bei der Trinkwasserversorgung 
städtischer Ballungsgebiete. Häufig muß Wasser mit 
massivem Chemikalieneinsatz aufbereitet oder über 
aufwendige Versorgungsleitungen von weit entfernt 
liegenden Entnahmestellen herbeigeschafft werden. 
Meßbare Verluste entstehen auch in der Bewässe- 
rungslandwirtschaft und vor allem beim Fischfang, 
beides wesentliche Grundlagen für die Ernährungs- 
Sicherung der Menschen in Entwicklungsländern. 

Gefahren und Belastungen für die menschliche Ge- 
sundheit, das Klima und den Naturhaushalt, die sich 
aus der industriellen Produktion und dem unsachge- 
mäßen Einsatz potentiell gefährlicher Stoffe, insbe- 
sondere von Chemieerzeugnissen ergeben, nehmen 
mit dem Fortschreiten der Industrialisierung, der 
Einführung intensiverer Landwirtschaftsmethoden 
sowie dem Vordringen „moderner" Lebensweisen in 
den städtischen Siedlungszentren zu. 

Die durch Schutzvorkehrungen oder ergänzende 
Maßnahmen zur Erreichung der Umweltziele ent- 
stehenden Belastungen (im Schnitt bis zu fünf Pro- 
zent der Projektkosten) werden in ihrer Bedeutung 
für die Wirtschaftlichkeit von Investitionen meist 
überschätzt. Die technischen Möglichkeiten zur ko- 
stensenkenden Vrwertung beispielsweise organi- 
scher Abfälle von Verarbeitungsbetrieben landwirt- 
schaftlicher Produkte (Kompost, Biogas) oder zur 
Senkung von Schadstoffemissionen der Grundstoff- 
industrie durch bessere Nutzung der Rohstoffe oder 
Recycling sind in der Regel nicht ausgeschöpft. 
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Angesichts der immer offenkundiger werdenden 
Wechselbeziehimgen zwischen Bevölkerung, Um- 
welt, Ressourcen und Entwicklung sind wachsende 
Anstrengungen der Entwicklungsländer auf dem 
Gebiet der Umweltgesetzgebung und -administrati- 
on erforderlich. Kompetente Umweltbehörden sind 
- neben dem politischen Willen der Regierung - 
Vorbedingung für die Durchsetzung einer Politik 
der tragfähigen Entwicklimg, die Umweltbelange 
angemessen berücksichtigt. 

Die mit der Entwicklungszusanmienarbeit befaßten 
Einrichtungen der internationalen Gemeinschaft 
verstärken ihre Bemühimgen, Lösungscinsätze für 
die Umweltprobleme aufzuzeigen. Die Weltkommis- 
sion für Umwelt und Entwicklung (Brundtland- 
Kommission) hat in ihrem Bericht an die Vereinten 
Nationen 1987 die direkten Wechselbeziehungen 
zwischen Umwelt- und Entwicklung analysiert und 
die Gnmdlagen für das Konzept der „dauerhaften 
ökologisch tragfähigen Entwicklung" (sustainable 
development) gelegt, das mittlerweile in der inter- 
nationalen Diskussion allgemein akzeptiert ist. Ihm 
liegt die Erkenntnis zugrunde, daß Umwelt- und 
Entwicklungskrisen nicht separat gelöst werden 
können: Ohne eine Bekämpfung der Armut werden 
die globalen Umweltprobleme nicht zu beherrschen 
sein, andererseits ist bei allen Entwicklungsmaßnah- 
men die Umwelt als Produktions- und Kostenfaktor 
zu berücksichtigen. 


2.6.3 Globale Dimension 

Die gegenseitige Abhängigkeit von Industrie- und 
Entwicklungsländern und der Zwang zu gemeinsa- 
mem Handeln sind beim Umwelt- und Ressourcen- 
schutz besonders offensichtlich. 

Zum einen liegt in den Entwicklungsländern der 
Schlüssel zur Beeinflussung wesentlicher Umwelt- 
faktoren von globalem Belang: bei der Walderhal- 
tung ebenso wie bei der Eindämmung des Bevölke- 


rungswachstums. Zum anderen sind die Länder der 
Dritten Welt überwiegend nicht in der Lage, den 
Gefahren aus eigener Kraft wirksam zu begegnen. 
Hierfür fehlen vor allem die finanziellen und techni- 
schen Mittel. Außerdem ist trotz wachsenden Um- 
weltbewußtseins in den Entwicklimgsländem, wo 
häufig zunächst die Voraussetzungen für das bloße 
Überleben der Bevölkerung gesichert werden müs- 
sen, die Bereitschaft zu durchgreifenden umweltpo- 
litischen Maßnahmen noch immer gering. Der Ziel- 
konflikt zwischen notwendigem Wachstum, Ener- 
giebedarf und Erhaltung der natürlichen Lebens- 
grundlagen in den Ländern der Dritten Welt kann 
daher ohne Rückgriff auf die finanziellen und tech- 
nologischen Möglichkeiten der Industrieländer 
nicht gelöst werden. Die bereits in einigen Berei- 
chen bewährte Zusammenarbeit beim Umwelt- und 
Ressourcenschutz gilt es zügig zu einer globalen 
Umweltpartnerschaft auszubauen. 

ln den vergangenen zwei Jahren wurden durch eine 
Reihe internationaler Konferenzen die Vorbereitun- 
gen hierzu begonnen. Am 11.03.1989 haben Staats- 
und Regierungschefs aus 24 Industrie- imd Entwick- 
lungsländern, darunter der Bundeskanzler, die „Er- 
klärung von Den Haag" unterzeichnet. Die Industrie- 
länder bekennen sich darin zu der Pflicht, als Haupt- 
verursacher der Emissionen, die gegenwärtig die At- 
mosphäre schädigen, die Entwicklungsländer bei 
der Übernahme von Lasten zum Schutz der Umwelt 
angemessen und ausgewogen zu unterstützen. Eine 
herausragende Rolle spielten Umweltfragen auch 
auf dem Weltwirtschaftsgipfel im Mai 1989 in Paris 
und auf der gemeinsamen Jahresversammlimg vom 
IWF und Weltbank im September 1989 in Washing- 
ton. Die Weltbank wurde vom Entwicklungsaus- 
schuß (Development Committee) beauftragt, Vor- 
schläge zur Finanzierung der in den Entwicklungs- 
ländern notwendig werdenden Umweltschutzmaß- 
nahmen zu erarbeiten, ln den Vereinten Nationen 
wird die Weltkonferenz über Umwelt und Entwick- 
lung 1992 vorbereitet, in deren Rahmen u.a. eine 
Weltklimakonvention verabschiedet werden soll. 


3. Internationale Lösungsversuche im Rahmen des Nord-SUd-Diaiogs 


3.1 stand des Nord-SQd-Dialogs 

Das Gespräch zwischen Entwicklungsländern und 
Industrieländern über gemeinsam interessierende 
Fragen wird in vielen bilateralen Begegnungen und 
Verhandlungen, daneben in den internationalen Fo- 
ren des Nord-Süd-Dialogs intensiv fortgeführt. Die 
Vereinten Nationen, Sonderorganisationen und 
-körperschaften wie das GATT (Internationales 
Zoll- und Handelsabkommen), vor allem aber der In- 
ternationale Währungsfonds (IWF) und die Welt- 
bankgruppe sowie die Europäischen Gemeinschaf- 
ten (EG) haben u.a. angesichts der globalen Heraus- 
forderung im Bereich Umwelt an Bedeutung für 
Meinungsbildung und Entscheidungsprozesse in 
Nord-Süd-Fragen noch gewonnen. 


Es ist unverkennbar, daß die Verhandlungen zwi- 
schen Industrie- und Entwicklungsländern zuneh- 
mend von Pragmatismus und Nüchternheit geprägt 
werden. Die Notwendigkeit von internen Reform- 
maßnahmen als eine wesentliche Voraussetzung für 
eine Verbesserung der wirtschaftlichen und sozialen 
Lage wird allgemein anerkannt. Gleichzeitig mah- 
nen die Entwicklungsländer aber auch nachdrück- 
lich die Einlösung von Versprechen der Industrie- 
staaten, besonders im Handelsbereich an. 

Der Nord-Süd-Dialog im Berichtszeitraum war ge- 
prägt durch die Uruguay-Runde, die wohl ehrgeizig- 
ste Verhandlungsrunde in der über 40jährigen Ge- 
schichte des allgemeinen Zoll- und Handelsabkom- 
mens (GATT). Es geht hierbei um die Weiterent- 
wicklung des Welthandelssystems und damit um die 
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Zukunft des Welthandels in den 90er Jahren und 
darüber hinaus. Wenngleich Fortschritte erzielt wor- 
den sind, so wird der Erfolg dieser Verhandlimgs- 
runde maßgeblich davon abhängen, daß die Indu- 
strieländer ihren Bekenntnissen zu einem freien 
Welthandel Taten folgen lassen xmd Handelshemm- 
nisse für die Entwicklungsländer abbauen. 

Weiterhin wichtige Sachthemen des Nord-Süd-Dia- 
logs sind die Lösung der Verschuldungsprobleme 
vieler Entwicklungsländer und die besondere Situa- 
tion Afrikas südlich der Sahara. 

Die Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen 
weltweit erfordert internationale Anstrengungen in 
nicht gekanntem Ausmaß. Nur eine globale Um- 
weltpartnerschaft wird eine Antwort auf die Exi- 
stenzfrage aller Menschen in Nord und Süd, in Ost 
und West geben können. Diese Existenzfrage wird 
den Nord-Süd-Dialog der 90er Jahre beherrschen. 


3.2 Wichtige Konferenzen 

3.2.1 Generalversammlungen der Vereinten Nationen 

Die Vereinten Nationen haben sich auch während 
der 42., der 43. imd der 44. Generalversammlung 
(GV) als wichtiges Forum des Nord-Süd-Dialogs er- 
wiesen. Die Generalversammlungen der Jahre 1987, 
1988 und 1989 waren gekennzeichnet durch 

- die zunehmende konstruktive Mitarbeit der 
UdSSR und anderer osteuropäischer Länder bei 
wichtigen Themen der Weltentwicklung; 

- das zunehmend geschlossene Auftreten der Mit- 
glieder der Europäischen Gemeinschaft (EG); 

- zunehmend divergierende Positionen innerhalb 
der Gruppe der Entwicklungsländer (G 77) und 
dem 

- Auseinanderklaffen von Unterstützungswünschen 
der Entwicklungsländer und Reformerwartxmgen 
der Geber an die VN und die Entwicklungsländer. 

Inhaltlicher Schwerpunkt der 42. Generalversamm- 
lung war für die fortgeschritteneren lateinamerika- 
nischen Länder, teilweise auch in Asien und Afrika 
die Regulienmg der wachstumshemmenden kom- 
merziellen Auslandsschulden. 

Die Länder Afrikas südlich der Sahara versuchten, 
unterstützt durch die Beschlüsse der VN-Sonderge- 
neralversammlung über Afrika, mehr und auflagen- 
freie Hilfen der internationalen Gebergemeinschaft 
zum Bewältigen von Lasten der Vergangenheit, der 
gegenwärtigen Engpässe und der Zukunftsaufgaben 
zu erwirken. 

Die Umweltproblematik und mit ihr zusammenhän- 
gende Spezialfragen (Biosphäre, Abfall, Desertifika- 
tion, Schädlingsplagen, Naturkatastrophen, Wald- 
vemichtung) rückten in den Vordergnmd. Das Argu- 
ment, Umweltschutz sei gegenüber den Entwick- 
limgsanliegen nachrangig, verlor an Gewicht. Viele 
Entwicklungsländer fordern, Hilfen für Umweltvor- 
haben dürften nicht mit Auflagen einhergehen. 


Das für Subsahara-Afrika existentielle Thema AIDS 
wurde hervor gehoben, jedoch hielten sich gerade 
die besonders heimgesuchten Länder mit Stellung- 
nahmen zurück. 

Die o.g. Themenbereiche bestimmten auch die 43. 
Generalversammlung. Steigende soziale Kosten bei 
unbefriedigender Anpassung in einer Vielzahl von 
Ländern ließen einerseits Wünsche nach noch wei- 
tergehenden Hilfen und andererseits Kritik an 
Struktur- und Schuldenregulierungsprogrammen 
laut werden. 

Weitere Tagesordnungspunkte waren die Vorberei- 
tungen der für April 1990 anberaumten VN-Sonder- 
generalversammlung über internationale wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit (14. VN-SGV), für die im Sep- 
tember des gleichen Jahres stattfindende VN- 
Sonderkonferenz über die am wenigsten entwickel- 
ten Länder (VN-LDC-Konferenz), für die Strategie 
für die 4. Entwicklungsdekade (neunziger Jahre) der 
Vereinten Nationen, sowie für die VN-Dekade für 
Katastrophenschutz. 

Die Sondergeneralversammlung über Wirtschafts- 
fragen soll die LDC-Konferenz und die künftige Ent- 
wicklungsstrategie orientieren. Konfliktreich und 
zugleich nicht abschließend verliefen die Diskussio- 
nen auf anderen wichtigen Gebieten für die ein Ein- 
verständnis zwischen bedrängten Entwicklungslän- 
dern und helfenden Industrieländern von Nöten wä- 
re, nämlich 

- Management und Regulienmg von Schulden der 
Entwicklxmgländer und 

- Umwelt- und Ressourcenschutz. 

Die 44. Generalversammlung hat diese Themenkom- 
plexe fortentwickel. Die technische Hilfe des VN- 
Systems wurde eingehend, aber nicht abschließend 
behandelt, weil die Entscheidung über ein neues 
Verwaltungskostenverrechnungssystem noch aus- 
steht. 

Schon dem Wirtschafts- und Sozialrat der Vereinten 
Nationen (ECOSOC) lag auf seiner letzten Sitzung 
im Juli 1989 der Dreijahresbericht zur Überprüfung 
der Beratungsleistungen des VN-Systems vor. Ob- 
gleich der Bericht selbstkritisch war, gab er für viele 
VN-Mitglieder, insbesondere für die Gebemationen, 
Anlaß zu weitergehenden Anmerkungen. 

Die Entwicklungsländer hielten sich bei der Diskus- 
sion zurück, setzten aber durch, daß die Überprü- 
fung in die 44. VN-Generalversammlung verlagert 
wurde, die für ihre Anliegen der günstigere Rahmen 
ist.Diskussionsschwerpunkte dabei waren im ECO- 
SOC und in der Generalversammlung: 

- Eigenverantwortxmg der Länder für ihre Entwick- 
Ixmg; 

- politische Steuemng der Hilfen durch die Emp- 
fänger; 

- der prinzipiell vorübergehende Charakter von 
Auslandshilfe; 
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- Entwicklung des Selbsterhaltungspotentials der 
Hilfeadressaten; 

- Stärkung und Entwicklung nationaler Institutio- 
nen; 

- Effizienz, Sparsamkeit und geringerer Verwal- 
timgskostenanteil bei der multilateralen Hilfe; 

- Beziehungen zwischen dem Entwicklungspro- 
gramm der Vereinten Nationen (UNDP) und den 
VN-Sonderorganisation; 

- Konzentration auf die Hauptziele Armutsbekämp- 
fung, soziale Gerechtigkeit, Emährimg aus eige- 
ner Kraft, angemessene Bevölkerungsentwick- 
lung, Umweltschutz, 

Im übrigen wurde die 44. GV weitgehend von Um- 
weltthemen bestimmt. Dabei stand die für 1992 ge- 
plante Konferenz „Umwelt und Entwicklung“ in Bra- 
silien im Vordergrund. 

Übereinkünfte zirni Angehen substantieller Refor- 
men in den VN und in den Entwicklungsländern 
wurden weiter in die Zukunft verlagert. 


3.2.2 Wirtschaftsgipfel 

Auf dem Wirtschaftsgipfel 1988 in Toronto stellten 
die Staats- und Regierungschefs fest, daß viele hoch- 
verschuldete Länder den schwierigen Prozeß ge- 
samtwirtschaftlicher Anpassung durch Strukturre- 
formen eingeleitet haben. Ein wesentliches Ergebnis 
von Toronto war die Übereinkunft, Ländern mit 
niedrigem Einkommen, die international gebilligte 
Anpassimgsprogramme durchführen, bei Umschul- 
dimgen im Rahmen des Pariser Clubs besondere 
Schuldendiensterleichterungen zu gewähren: nach 
Wahl der Gläubigerstaaten entweder besonders 
günstige Zinsen oder längere Rückzahlungsfristen 
oder Teilschuldenerlaß oder eine Kombination die- 
ser Optionen (sogenannte „Toronto-Optionen"). 

Die Wirtschaftserklärimg von Paris (16.07,1989) stell- 
te drei große Herausforderungen für die Weltwirt- 
schaft in den Vordergnmd: Die Aufrechterhaltung 
eines inflationsfreien, ausgewogenen und dauerhaf- 
ten Weltwirtschaftswachstums, die zunehmende 
Einbindimg der Entwicklungsländer in die Welt- 
wirtschaft und die dringende Notwendigkeit, die 
Umwelt für künftige Generationen zu erhalten. 

In bezug auf die Schuldenkrise begrüßten die Staats- 
und Regierungschefs die einzelfallorientierten Maß- 
nahmen von Weltbank und IWF zur Schuldener- 
leichterung und zur Unterstützung struktureller An- 
passxmgsprogramme insbesondere in hochverschul- 
deten Ländern. 

Die Wirtschaftserklärung unterstrich die Auffas- 
sung, daß öffentliche Geber nicht an die Stelle priva- 
ter Gläubiger treten sollen. Die betroffenen Banken 
wurden aufgefordert, sich verstärkt auf freiwillige 
marktorientierte Operationen für den Schuldenab- 
bau zu konzentrieren. Die Regierungen erklärten 
sich bereit, steuerliche, aufsichtsrechtliche und Bi- 
lanzierungsvorschriften zu überprüfen mit dem Ziel, 


unnötige Hindernisse für eine Verringerung der 
Schulden und des Schuldendienstes abzubauen. 

Auf Initiative vor allem des deutschen Bundeskanz- 
lers befaßte sich der Gipfel ausführlich mit der glo- 
balen Umweltkrise. Die Vereinbarkeit von Wirt- 
schaftswachstum imd Umweltschutz soll Kernstück 
staatlicher Politik in allen wichtigen Bereichen z.B, 
Energie, Verkehr, Landwirtschaft, Handel imd For- 
schung werden. Um Entwicklungsländer zu umwelt- 
politisch wünschenswerten Maßnahmen zu ermun- 
tern, sollen wirtschaftliche Anreize gegeben wer- 
den: Finanzhilfen, gezielter Technologietransfer, in 
besonderen Fällen auch Schuldenerlaß als Gegen- 
leistimg für Umweltschutz. Weltbank und die regio- 
nalen Entwicklungsbanken wurden ermutigt, um- 
weltpolitische Überlegungen in ihre Tätigkeiten 
einzubeziehen. Die führenden Industrieländer er- 
klärten sich bereit, Staaten mit tropischen Wäldern 
in ihren Bemühungen um Schutzmaßnahmen durch 
Finanzielle imd Technische Zusammenarbeit zu im- 
terstützen. Die deutsche Initiative in diesem Bereich 
wurde ausdrücklich als Gnmdlage für Fortschritte 
begrüßt. 

Angesichts der katastrophalen Ausmaße des Dro- 
genproblems hob die Wirtschaftserklänmg die drin- 
gende Notwendigkeit von entschlossenen nationa- 
len und internationalen Maßnahmen hervor. Neben 
den Bemühimgen der Verbraucherländer zur Verrin- 
gerung der Nachfrage und Verstärkung des Kampfes 
gegen den Drogenhandel sollen die Erzeugerländer 
beim Ersatzanbau für illegale Pflanzungen durch bi- 
laterale und multilaterale Zusammenarbeit unter- 
stützt werden. Durch die Erhöhung ihrer Mittel imd 
Steigerung ihrer Effizienz sollen die Vereinten Na- 
tionen im Kampf gegen die Drogen eine stärkere 
Rolle spielen. 


3.2.3 Uruguay-Runde im Rahmen des GATT 

Im Dezember 1988 fand in Montreal die Halbzeitmi- 
nisterkonferenz der multilateralen Handelsverhand- 
lungen im Rahmen des GATT statt, die im April 1989 
in Genf auf politischer Beamtenebene zu Ende ge- 
führt wurde. Auf dieser Konferenz wurden die Wei- 
chen für die weiteren Verhandlungen gestellt und 
erste Ergebnisse (Abbau von Zöllen und mengenmä- 
ßigen Beschränkungen durch 9 Industrieländer und 
11 Entwicklungsländer) im Bereich „tropische Pro- 
dukte“ festgeschrieben. 

Im Bereich „Landwirtschaft" enigte man sich als 
Langfristziel auf eine substantielle schrittweise Ver- 
ringerung der Agrarstützung, sowie als Kurzfrist- 
maßnahme auf einen Abbauschritt für 1990. Die von 
den Entwicklungsländern für die Halbzeitbilanz 
verfolgten Ziele im Bereich „Textil und Bekleidung" 
- Einfrieren der bestehenden Handelsbeschränkun- 
gen und Festlegen eines Zeitrahmens für die Inte- 
gration dieses Sektors in das GATT - wurden nicht 
erreicht. Allerdings wurde der Anfangszeitpunkt des 
Integrationsprozesses auf die Zeit nach Abschluß der 
Verhandlimgen 1990 festgelegt. Während der Konfe- 
renz gelang es ferner, den Rahmen für ein zukünfti- 
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ges Dienstleistungsabkommen zu entwerfen. Auch 
wurde für die Uruguay-Rrmde ein Zollsenkungsziel 
von mindestens der Höhe des Ergebnisses der To- 
kyo-Runde (30 - 40 %) fest geschrieben. Zum Thema 
„Ftuiktionieren des GATT-Systems" wurde ein Über- 
wachungsmechanismus beschlossen: Zukünftig wer- 
den regelmäßige Länderexamina durchgeführt, die 
alle Handelspraktiken einer Vertragspartei und de- 
ren Auswirkungen auf das Funktionieren des multi- 
lateralen Handelssystems erfassen. Beschlüsse wur- 
den ebenfalls gefaßt zur Verbesserung des Streit- 
schlichtungsverfahrens bei Verstößen gegen GATT- 
Regeln. 


3.2.4 Tagungen von IWF und Weltbank 

Im September 1988 tagte die gemeinsame Jahresver- 
sammlung von Weltbank und Internationalem Wäh- 
rungsfonds in Berlin (West). Die besonders bei Indu- 
strieländern wachsende Erkenntnis, daß in einer er- 
weiterten Schuldenstrategie neben notwendigen 
Strukturanpassimgen und „frischem Geld" auch 
Schuldenerleichterungen unerläßlich sind, kann als 
„Signal von Berlin" gewertet werden. Zugenommen 
hat auch die Einsicht, daß die Industrieländer durch 
einen Strukturwandel der eigenen Volkswirtschaf- 
ten, insbesondere durch den Abbau von Handels- 
hemmnissen, einen zusätzlichen Beitrag leisten müs- 
sen. Weitere Diskussionsschwerpimkte waren: die 
Notwendigkeit sozialverträglicher Gestaltung von 
Strukturanpassungsprogrammen in Entwicklungs- 
ländern und die Armutsbekämpfung. Die Umwelt- 
problematik ist weiter ins Bewußtsein gednmgen. 
Auch bei den Entwicklungsländern setzte sich die 
Erkenntnis mehr und mehr durch, daß der Entwick- 
lungsprozeß umweltverträglich gestaltet werden 
muß, um den Teufelskreis von Armut, Bevölkerungs- 
explosion und Umweltzerstörung zu durchbrechen. 
Insgesamt war das Berliner Tagimgsklima durch ei- 
ne neue Sachlichkeit zwischen Industrie- und Ent- 
wicklungsländern geprägt. Dies gibt Anlaß zu vor- 
sichtigem Optimismus für die weitere Arbeit der- 
Bretton Woods-Institutionen und für die positive 
Entwicklung des Nord-Süd-Verhältnisses. 


3.2.5 „Global System of Trade Preferences“ (GSTP) 

Nach rund zehnjährigen Verhandlungen haben sich 
die Länder der Dritten Welt auf ein „Globales Sy- 
stem von Handelspräferenzen zwischen Entwick- 
limgsländem" geeinigt. Das Abkommen wurde auf 
der Ministerkonferenz der „Gruppe der 77" am 13. 
April 1988 unterzeichnet und ist bald danach in Kraft 
getreten. Es sieht im wesentlichen die gegenseitige 
Einräumung und den schrittweisen Ausbau von Prä- 
ferenzen beim Warenhandel vor. Gegenwärtig ge- 
währen sich die 48 am Abkommen beteiligten Län- 
der für insgesamt 1,300 Produkte Präferenzen. Das 
GATT-Prinzip der Meistbegünstigung, nach dem je- 
der Handelspartner so zu stellen ist wie der Meistbe- 
günstigte, soll auf Zölle, parafiskalische Abgaben 
und nicht-tarifäre Handelshemmnisse angewendet 
werden. 


3.2.6 Internationales Jahr der Hilfe für Menschen In 
Wohnungsnot 1987 

Angesichts der beispiellosen Verstädterungsprozes- 
se und deren Begleiterscheinungen (Slums und 
Spontansiedlungen, in denen die Bevölkerung in 
menschenunwürdigen Behausimgen häufig ohne 
Anschluß an Trinkwasser- und Energie versorgimg, 
Kanalisation und Abfallbeseitigung, ohne den Zu- 
gang zu medizinischer Versorgung, Bildung und Be- 
schäftigung lebt), wurde 1978 das „Zentrum der Ver- 
einten Nationen für menschliche Siedlungen 
(UNCHS) Habitat" gegründet. Das Jahr 1987 wurde 
von den Vereinten Nationen zum „Jahr der Hilfe für 
Menschen in Wohnimgsnot" erklärt. Uber 140 Staa- 
ten und internationale Organisationen beteiligten 
sich an der Durchführung, die vom HABIT AT- 
Zentrum koordiniert wurde. 

Im Mittelpunkt der deutschen Aktivitäten mit inter- 
nationalem Bezug stand die Aus- und Fortbildung in 
Entwicklungsländern. Neben der Erarbeitung von 
Ausbildungsunterlagen konzentrierten sich diese 
Maßnahmen auf Training Workshops, die in ver- 
schiedenen Ländern stattfanden. Träger waren ins- 
besondere die Carl-Duisberg-Gesellschaft (CDG), 
die Deutsche Stiftung für internationale Entwick- 
lung (DSE) und die Deutsche Gesellschaft für Tech- 
nische Zusammenarbeit (GTZ). 

Darüber hinaus wurde - in enger Abstimmung zwi- 
schen dem Bimdesminister für Raumordnung, Bau- 
wesen und Städtebau (BMBau), dem Bundesministe- 
rium für wirtschaftliche Zusammenarbeit (BMZ) und 
nichtstaatlichen Entwicklungshilfeorganisationen 
(insbesondere Deswos, Misereor, Habitat-Forum imd 
Trialog) sowie Landesregienmgen - ein Aktionspro- 
gramm zur Unterrichtung der deutschen Öffentlich- 
keit über Ursachen, Probleme und Lösungsansätze 
zur Behebung der Wohnungsnot in Entwicklungs- 
ländern durchgeführt. Es beinhaltete Konferenzen 
wie das „HABITAT-Forum Berlin' 87", die Wander- 
ausstellung „Wohnen ist ein Menschenrecht", die 
Herausgabe von Publikationen wie das „HABITAT 
Directory" und der Broschüre „Wohnungsversor- 
gung und Selbsthilfe", die Finanzienmg von Fallstu- 
dien imd den Aufbau von Partnerschaften zwischen 
deutschen Städten und Landkreisen mit Städten 
oder lokalen Organisationen in Entwicklungslän- 
dern. 

Das Internationale Jahr der Hilfe für Menschen in 
Wohnungsnot hat einen wichtigen Beitrag dazu ge- 
leistet, die gewaltige politische Herausforderung, 
der die Entwicklngsländer im Zuge dramatischer 
Verstädterungsprozesse gegenüberstehen, zu ver- 
deutlichen und den Themenbereich Wohnungsbau/ 
Städtebau einer breiten Öffentlichkeit bekannt zu 
machen. 


3.2.7 7. VN-Konferenz für Handel und Entwicklung 
(UNCTAD VII) 

Die 7. Handels- und Entwicklungskonferenz (UN- 
CTAD VII), die im Juli 1987 in Genf stattfand, zeich- 
nete sich im Vergleich zu den vorangegangenen 


31 




Drucksache 11/7313 Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Konferenzen durch eine wesentlich konzentriertere 
Tagesordnung aus, bei der die Punkte Entwick- 
lungsressourcen, Rohstoffe, internationaler Handel 
und Probleme der ärmsten Entwicklungsländer zu- 
sammenhängend und auf der Gnmdlage einer sorg- 
fältigen Analyse des weltwirtschaftlichen Struktur- 
wandels behandelt wurden. Es gelang auch, auf 
der Konferenz eine ausgewogene Behandlung von 
Eigenanstrengungen der Entwicklungsländer und 
Außenbeiträgen sowie eine angemessene Berück- 
sichtigung der Rolle des privatwirtschaftlichen Sek- 
tors zu erreichen. UNCTAD wurde am 2. August 1987 
mit einem Konsensbeschluß im Sinne dieser Ge- 
sichtspunkte erfolgreich abgeschlossen, der eine 


gute Gnmdlage für den weiteren Nord-Süd-Dialog 
bildet. 

Im Beschlußdokument konnte - vor allem aufgnmd 
der Bemühungen der Bundesregierung - die Not- 
wendigkeit eines besseren Marktzugangs für die 
Entwicklungsländer insbesondere bei Textil-/ 
Bekleidungsprodukten imd bei landwirtschciftlichen 
Erzeugnissen (einschließlich tropischer Produkte) 
sowie der Abbau der stärkeren Belastung von Verar- 
beitungsprodukten im Vergleich zu Rohstoffen 
(Zolleskcdation) erfreulich deutlich angesprochen 
werden. Dies wurde als positiver Impuls für die 
GATT-Uruguay-Runde gewertet. 
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II. Die entwicklungspolitische Zusammenarbeit der 
Bundesrepublik Deutschland 

1 . Orientierungslinien der Entwicklungspolitik 


1 .1 Die Schöpfung bewahren 

Die überragende Zukunftsfrage für die Menschheit ist 
das Überleben der Schöpfung. 

Zunehmend rücken Umweltschutz und die Vereinbar- 
keit von Entwicklung und Umwelt in den Mittelpunkt 
entwicklungspolitischer Überlegimgen. Hier sind 
auch wichtige deutsche Interessen berührt. Dies muß 
sich in unserem pohtischen Verhalten widerspiegehi. 

Die Frage der Vereinbarkeit des Umwelt- und des Ent- 
wicklungsziels steht im Mittelpunkt der globalen Um- 
weltherausforderung. Dies güt nicht zuletzt unter dem 
Aspekt einer langfristig umwelterhaltenden Nutzimg 
von Energie und nichtemeuerbaren Ressoxircen. 

Jedoch ist es nur über einen weiteren Ausbau der agra- 
rischen und industriellen Produktion möglich, den Le- 
bensstandard der Menschen in der Dritten Welt spür- 
bar anzuheben und die gesamte Menschheit zukünftig 
ausreichend mit Nahrungsmitteln und anderen Gütern 
zu versorgen. Aus diesem Grund sind weitere Fort- 
schritte auf dem Weg der agrarischen und industriellen 
Entwicklung insbesondere in den Entwicklungslän- 
dern unverzichtbar. Wirtschaftswachstum und gesell- 
schaftliche Entwicklung bedeuten jedoch nicht 
zwangsläufig Schädigxmg der Umwelt. Um den Erfor- 
dernissen eines nachhaltigen Umweltschutzes gerecht 
zu werden, muß sich allerdings Entwicklung - in ein- 
zelnen Staaten wie im weltweiten Rahmen - an den 
natürlichen Grenzen der ökologischen Tragfähigkeit 
orientieren. Das Schwergewicht einer qualitativ neuen 
industriellen Entwicklung muß demnach auf der Ein- 
führung solcher Technologien und Produktionsabläufe 
hegen, die eine höhere Produktivität bei geringerem 
Ressourcenverbrauch und weniger Verschmutzimg er- 
zielen. Ziel einer solchen Anpassung der Produktions- 
weisen - und auch des Konsumverhaltens - ist es, eine 
dauerhafte Entwicklung zu ermöglichen, die Wirt- 
schafthchkeit und Umweltverträgüchkeit miteinander 
verknüpft. 

Bei diesem Anpassungsprozeß sind zimächst die Indu- 
strieländer gefordert, all ihre Spielräume zu nutzen. 
Konsequenter Umweltschutz im eigenen Land ist - we- 
gen der Beispielfunktion wie auch wegen der Tatsa- 
che, daß die Industrieländer die weltweit mit Abstand 
größten Umweltverschmutzer sind - die Vorausset- 
zung für Glaubwürdigkeit und Überzeugimgskraft im 
internationalen Umweltschutz. 

In der Dritten Welt ist Armut eine der wichtigsten Ur- 
sachen für Umweltzerstörung. Es ist die Aufgabe der 
Entwicklungshilfe, den verderbhchen Kreislauf: Armut 
- Bevölkerungswachstum - zimehmender Druck auf 


die natürlichen Ressourcen - Umweltzerstörung - ver- 
schärfte Armut - an vielen Stellen gleichzeitig aufzu- 
brechen und die Länder der Dritten Welt dabei zu un- 
terstützen, ihre Entwicklung in Einklang mit den Er- 
fordernissen der Umwelterhaltxmg voranzutreiben. 

Im Mittelpunkt unserer entwicklungspoUtischen Be- 
mühungen steht die Förderung der Eigeninitiative und 
der schöpferischen Fähigkeiten des einzelnen. Beides, 
ebenso wie der Aufbau von Gesellschaftsordnungen, 
die Teilhabe an gesellschaftUchen und politischen Ent- 
scheidungsprozessen zulassen, ist auch für die Veran- 
kerung des Gedankens des Umweltschutzes in der po- 
litischen Fühnmg und den Gesellschaften der Ent- 
wicklungsländer entscheidend. Umweltschutz muß 
auch in der Dritten Welt „von innen", aus den Staaten 
selbst erfolgen. Der Zusammenarbeit mit Nichtregie- 
rungsorganisationen in den Entwicklungsländern 
kommt im Umwelt- und Ressourcenschutz besondere 
Bedeutung zu. 

Zentraler Ansatzpunkt für die Entwicklungszusam- 
menarbeit im Umweltschutz ist, die Partner zu befähi- 
gen, ihre eigenen Umweltstrategien zu erarbeiten, sie 
bei der Gesetzgebung zu beraten, die Verwalümg bei 
der Umsetzung zu unterstützen und geeignetes Perso- 
nal für diese Aufgaben auszubüden. 

Während die Industrieländer die finanziellen Lasten 
einer Anpassung an die Erfordernisse des Umwelt- und 
Ressourcenschutzes und der Bewältigimg von Um- 
weltschäden tragen können, fehlt es in vielen Entwick- 
lungsländern an der notwendigen Umwelttechnik, an 
Umsetzimgsstrategien und nicht zuletzt an Finanzie- 
rungsmitteln und geeigneten Mechanismen für die 
Durchsetzimg solcher Strategien. Aus diesen Gründen 
werden die Industrieländer zusätzliche Anstrengun- 
gen unternehmen müssen, um über die Entwicklungs- 
und Wachstumsprozesse hinaus die ökologisch not- 
wendige Umstrukturierung der Volkswirtschaften in 
der Dritten Welt zu fördern. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat als einer der Un- 
terzeichnerstaaten der Haager Erklärung vom Früh- 
jahr 1989 und auch in den Beschlüssen des Pariser Wirt- 
schaftsgipfels im Juli 1989 die besondere Pflicht der In- 
dustrieländer zur Unterstützung der Staaten der Drit- 
ten Welt im Bereich umwelterhaltender Entwicklung 
bekräftigt. Sie betrachtet diese Erklänmgen als politi- 
sche Grundlage für eine internationale Konvention 
zum Schutz der Erdatmosphäre. Die Konvention soll 
den Charakter einer Rahmenvereinbarung haben, 1992 
bei der Weltkonferenz über Umwelt und Entwicklung 
unterzeichnet werden und die Verpflichtung der ein- 
zelnen Staaten, z.B. beim Schutz der Wälder und bei 
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der Verringerung des Ausstoßes von Kohlendioxyd 
festlegen. 

Bis zur Umsetzung solcher internationaler Rahmen- 
vereinbarungen in konkrete Maßnahmen bleibt 
noch viel zu tun. Weder zur Finanzierung noch hin- 
sichtlich der Finanzierungsmechanismen bzw. zum 
konkreten Handlimgsbedarf des internationalen 
Umweltschutzes liegen gegenwärtig hinreichend 
ausformulierte Lösungswege vor. Auf Initiative des 
deutschen Weltbankgouvemeurs arbeitet deshalb 
die Weltbank als führende internationale Organisa- 
tion im Bereich Entwicklung und Umwelt hierzu de- 
taillierte Vorschläge aus. 

Die weltweiten Umweltprobleme werden die inter- 
nationale Zusammenarbeit in den kommenden Jah- 
ren prägen und eine neue Qualität der Nord-Süd- 
Beziehungen einleiten. Umwelt- und Ressourcen- 
schutz wird auch zukünftig ein besonderer Schwer- 
punkt deutscher Entwicklungshilfe sein. 

Angesichts der globalen Umweltkrise, der damit 
einhergehenden wirtschaftlichen und sozialen Fol- 
gen für Industrie- und Entwicklungsländer und an- 
gesichts des mit der Bedrohung der menschlichen 
Lebensgrundlagen verbimdenen Konfliktpotentials 
sind Nord-Süd-Fragen Überlebensfragen der ganzen 
Menschheit. Es reicht deshalb nicht aus, die ent- 
wicklungspolitische Debatte auf den quantitativen 
Anteil der Entwicklungshilfe am Haushalt oder auf 
ihren relativen Anteil am Bruttosozialprodukt zu be- 
schränken. Entscheidend ist darüber hinaus, daß die 
Notwendigkeit und die Bedeutung von Entwick- 
lungspolitik vor dem Hintergrund der globalen Her- 
ausforderungen auf der politischen Prioritätenskala 
entscheidend wächst. 


1.2 Die kulturellen und gesellschaftlichen 
Gegebenheiten achten 

„Entwicklungspolitik muß soweit wie möglich an 
kulturelle und soziale Gegebenheiten anknüpfen, 
um einen evolutionären Wandel zu unterstützen" 
(Grundlinien der Entwicklungspolitik der Bundesre- 
gierung, Ziff. 10). 

Evaluierungen der letzten Jahre belegen, daß der 
Erfolg von Projekten der Entwicklungszusammenar- 
beit nicht nur von wirtschaftlichen und technischen 
Faktoren, sondern ganz entscheidend auch von der 
Berücksichtigung des sozio-kulturellen Umfelds im 
Partnerland abhängig ist.Für die Entwicklungshilfe 
stellt sich damit die Aufgabe, dieses Umfeld bereits 
bei der Planung von entwicklungspolitischen Maß- 
nahmen - und erst recht bei ihrer Umsetzung - ange- 
messen zu berücksichtigen. 

Die Kultur jeder Gesellschaft besteht aus einer im- 
überschaubaren Zahl von spezifischen Einzelele- 
menten, die - direkt oder indirekt - für die wirt- 
schaftliche und gesellschaftliche Entwicklung von 
Bedeutung sind. 

Diese Komplexität läßt sich im Sinne der Zielset- 
zung praktischer Entwicklungspolitik auf folgende 
Schlüsselfaktoren reduzieren: 


1. Legitimität/ Akzeptanz: was will die Zielgruppe? 

2. Entwicklungsstand: was kann die Zielgruppe? 

3. Sozio-kulturelle Heterogenität: mit welchen ver- 
schiedenen Gruppen innerhalb des Partnerlandes 
haben wir zu rechnen? 

Auf der Grundlage dieser Fragestellung wurden 
vom BMZ in den letzten 2 Jahren Projektplanungs- 
kriterien erarbeitet, die in Zusammenarbeit mit den 
Durchführungsorganisationen weiterentwickelt 
werden. 

Dies soll gewährleisten, daß schon von der Projekt- 
findung an neben wirtschaftlichen und technischen 
auch die sozio-kulturellen Aspekte gleichrangig in 
der Planimg berücksichtigt werden. 

Parallel zu den Projektplanungskriterien wurden so- 
zio-kulturelle Länderprofile ausgearbeitet, die eine 
sachgerechte Anwendung der o.a. Kriterien erst er- 
möglichen. An den Länderprofilen wirken maßgeb- 
lich Landeskenner aus der deutschen Wissenschaft - 
insbesondere vom Deutschen Übersee-Institut in 
Hamburg - mit, die ihrerseits in engem Kontakt mit 
Instituten und Wissenschaftlern der jeweiligen Ent- 
wicklungsländer stehen. 

Die seit Jahren allenthalben geforderte „Beachtung 
kultureller und gesellschaftlicher Gegebenheiten" 
wird damit in einer Weise operationalisiert und 
konkretisiert, die die Qualität der Entwicklungszu- 
sammenarbeit verbessern und international bei- 
spielgebend wirken kann. 

In diesem Zusammenhang ist der Hinweis wichtig, 
daß es seit langem Praxis der deutschen Zusammen- 
arbeit mit Entwicklimgsländem ist, deren kulturelle 
Identität zu fördern. In den letzten Jahren hat die 
Bundesregierung im Rahmen ihrer entwicklungspo- 
litischen Programme verstärkt auch Maßnahmen ge- 
fördert, die der Erhaltung des kulturellen Erbes und 
der Entfaltimg neuer kultureller Ausdrucksformen 
in den Partnerländern dienen. 


1 .3 Die schöpferischen Kräfte der Menschen 
fördern 

Ziel der deutschen Entwicklungspolitik ist die Ent- 
faltung der schöpferischen Fähigkeiten der Men- 
schen in der Dritten Welt. Vorbedingung für das 
Wirksamwerden einer auf dieses Ziel ausgerichteten 
Hilfe sind entwicklungsförderliche Rahmenbedin- 
gimgen in den Entwicklungsländern selbst: Erfolg- 
reiche Entwicklung und Teilhabe aller Bevölke- 
rungsgruppen an politischen Entscheidungen, Frei- 
raum für privatwirtschaftliche Initiative imd nicht 
zuletzt die Achtung der Menschenrechte bedingen 
einander. 

Diese Erfahrung aus drei Jahrzehnten entwicklungs- 
politischer Zusammenarbeit mit den Ländern der 
Dritten Welt wird durch die Reformprozesse in Mit- 
tel-, Ost- und Südosteuropa eindrucksvoll bestätigt. 
Auch dort hat sich gezeigt, daß staatsbürokratische 
Wirtschaftslenkung, undemokratische Regierungs- 
formen imd das Machtmonopol korrupter Eliten Ent- 
wicklung verhindern. Dieses Signal für die Dritte 
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Welt gilt es für eine noch wirksamere Entwicklungs- 
Zusammenarbeit zu nutzen. 

Da die deutsche Entwicklimgszusammenarbeit den 
Aufbau entwicklungsgerechter Rahmenbedingun- 
gen vor allem für die ärmeren Bevölkerungsgruppen 
fördern will, denen bisher die Teilhabe am Entwick- 
limgsprozeß verwehrt wurde, muß sie sich mit der 
Frage der Wirtschaftsordnung ebenso auseinander- 
setzen wie mit den politischen und gesellschaftli- 
chen Strukturen in den Entwicklungsländern. Wir 
wollen und dürfen natürlich unsere Entwicklungs- 
zusammenarbeit nicht in Fässer ohne Boden geben. 
Deshalb werden wir unsere Entwicklungszusam- 
menarbeit auch in Zukunft ausrichten auf 

- die Verstärkimg des begonnenen Politikdialogs 
mit den Partnerregierungen, um politische und 
wirtschaftliche Reformprozesse zu aktivieren, 

- die Beratung imd Mitwirkung bei der Schaffung 
von Spielräumen für die Entfaltung privatwirt- 
schaftlicher Initiativen in einer marktorientierten 
W irtschaf tsordnung, 

- die Förderung der Beteiligung der Menschen an 
Entwicklungsprozessen, insbesondere durch die 
Unterstützung von staatsunabhängigen Selbsthil- 
feorganisationen z.B. der Landwirtschaft, des 
Handwerks u.a., der mittelständischen Wirtschaft, 
aber auch des sogenannten „informellen Sektors", 

- die Beratung und Unterstützung beim Aufbau de- 
mokratischer Regierungsformen und rechtsstaatli- 
cher Gesetzgebung, Verwaltung und Rechtspre- 
chung, vor allem über politische Stiftungen. 

Die stärkere Ausrichtung der Entwicklungszusam- 
menarbeit auf die Initiative des Einzelnen und auf 
das Potential des Privatsektors verkennt keineswegs 
die entscheidende Rolle des Staates im Entwick- 
limgsprozeß. Es geht vielmehr darum, den Staat von 
Aufgaben zu entlasten, die wirksamer im nicht-staat- 
lichen Bereich wahrgenommen werden können, und 
ihm dabei zu helfen, sich auf die Erfüllung staatli- 
cher Kemaufgaben zu konzentrieren. Die Stärkung 
partizipativer Entwicklungsprozesse kann sich also 
nicht darin erschöpfen, daß die zwischenstaatliche - 
und die multilaterale - Entwicklungszusammenar- 
beit in größerem Umfang nationale und lokale 
Nichtregierungsorganisationen in Entwicklungslän- 
dern erreicht. 

Die Bundesregierung ist sich bewußt, daß die Ge- 
staltimg der Rahmenbedingungen für die wirtschaft- 
liche xmd soziale Entwicklung Aufgabe und Verant- 
wortung eines jeden souveränen Staates ist. Sie im- 
terstützt mit deutscher Entwicklungszusammenar- 
beit jedoch insbesondere jene Länder, die die Rah- 
menbedingimgen für ihre Entwicklung verbessern 
imd sich wirtschaftlichen und politischen Reformen 
öffnen wollen. 

Die Bundesrepublik Deutschland befindet sich da- 
mit im Einklang mit der Politik der Weltbank und 
des Weltwährungsfonds, die die wirtschaftliche Aus- 
richtung ihrer Strukturanpassungsprogramme eben- 
falls immer stärker um die Förderung entwicklungs- 
gerechter institutioneller Rahmenbedingungen er- 


gänzen, aber auch der EG, die in ihrem neuen Ab- 
kommen mit den AKP-Staaten 1,15 Mrd. ECU zur 
Unterstützung von Strukturreformen bereitgestellt 
hat. 


Exkurs: Öffentliche Anhörung 

„Armutsbekämpfung durch Hilfe zur 
Selbsthilfe“ 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
hat am 20.06.1988 eine Sachverständigenanhörung 
durchgeführt, die sich mit dem Thema „Armutsbe- 
kämpfung durch Hilfe zur Selbsthilfe" beschäftigte. 
Eingeladen waren eine Reihe von prominenten 
Vertretern und -innen aus der Dritten Welt, die bei- 
den Durchführungsorganisationen für Technische 
und Finanzielle Zusammenarbeit, GTZ xmd KfW, 
und die deutschen Nichtregierungsorganisationen 
Bensheimer Kreis, Deutscher Entwicklungsdienst, 
Deutscher Sparkassen- und Giro verband, Evangeli- 
sche Zentralstelle für Entwicklungshilfe e.V., und 
Misereor. Von wissenschaftlicher Seite waren das 
HWWA-Institut für Wirtschaftsforschimg in Ham- 
burg und die FU Berlin vertreten. 

Armut wurde nicht mehr als ein nur statisches Phä- 
nomen (nicht ausreichende Deckung der Nahrungs- 
mittelbedürfnisse) verstanden, sondern auch mit Un- 
freiheit, Entwurzelung, Migration, Zerfall oder Zer- 
schlagung traditioneller Sozialstrukturen in Verbin- 
dxmg gebracht. Armut ist damit nicht mehr ein nur 
ökonomisches, sondern auch ein kultxirelles, soziales 
und politisches Problem. Damit erhält auch die Fra- 
ge nach Ursachen, Erscheinungsformen und Folgen 
der Armut, die von allen Beteiligten der Anhörung 
gestellt wurde, eine neue Bedeutung. 

Als Beispiele für die Vielfältigkeit der Erscheinungs- 
formen der Armut wurden genannt: 

- Landbewohner/-innen, die Monokulturen wei- 
chen müssen; 

- Slumbewohner/-innen, die wegen raumgreifender 
Infrastrukturmaßnahmen ihre Parzellen verlassen 
mußten; 

- Bewohner/-innen des Regenwaldes, deren Le- 
bensgrundlage durch großflächige Abholzung ge- 
fährdet wird; 

“ hungernde Menschen, die durch eine fortschrei- 
tende Desertifikation in den Trockengebieten der 
Welt in ihrer Existenz bedroht sind; 

“ Flüchtlinge, die Opfer kriegerischer Auseinander- 
setzungen werden. 

Zu den Folgen der Armut zählten die Sachverständi- 
gen beispielhaft: 

- eine noch immer zunehmende Landflucht mit ent- 
sprechendem Anwachsen der Elendsviertel der 
Städte; 

- Flüchtlingsströme, die durch die Verwüstung oder 
Zerstörung traditioneller Lebensräume entstehen; 
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- der Verlust der kulturellen und sozialen Lebens- 
zusammenhänge; 

^ die psychische Deformation einer Vielzahl von 
Menschen und die physische Existenzbedrohung. 

Die Fachleute waren sich in der Erkenntnis einig, 
daß ungünstige wirtschaftliche und politische Rah- 
menbedingungen jede Form der Selbsthilfe und der 
Selbsthilfefördenmg von außen zunichte machen 
können (z.B. bei fehlenden Strukturen der Selbstver- 
waltung oder wenn rechtliche Voraussetzungen für 
die Zulassung von Selbsthilfebewegungen fehlen). 

Andererseits bestand jedoch auch Einigkeit darüber, 
daß trotz der außerordentlich problematischen Si- 
tuation ein erhebliches Selbsthilfepotential gerade 
bei ärmeren Bevölkerungsgruppen anzutreffen ist. 
Arme entwickeln aus ihrer Situation heraus Fähig- 
keiten, den Willen und den Mut, sich zusammen- 
zuschließen und gegen Widerstände auf verschiede- 
nen Ebenen und gegenüber entgegengesetzten wirt- 
schaftlichen Interessen gemeinsam für ihr Überle- 
ben zu kämpfen. 


Die Erkenntnisse der Anhörung faßten die Fraktio- 
nen der CDU/CSU, FDP und SPD - DIE GRÜNEN 
legten einen eigenen Antrag vor - in einem gemein- 
samen Antrag zusammen. Darin wird eine stärkere 
Ausrichtung der deutschen Entwicklungszusam- 
menarbeit auf die ärmsten Bevölkenmgsschichten, 
eine Förderung von Selbsthilfegruppen in der armen 
Bevölkenmgsschicht sowie ein verstärkter Dialog 
der Bundesregienmg mit Regienmgen der Partner- 
länder zur Schaffung besserer Rahmenbedingungen 
für die Arbeit von Selbsthilfeorganisationen gefor- 
dert. 


Weiterhin wird an die gesellschaftlichen Gruppen in 
der Bundesrepublik Deutschland - u.a. Gewerk- 
schaften, Bauernverband, Umweltverbände, Unter- 
nehmer und Institutionen aus Wirtschaft, Wissen- 
schaft, Medien usw. - appelliert, sich mit eigenen 
Beiträgen zu beteiligen und ihre Erfahrungen der 
Selbsthilfe und Selbsthilfeverwaltung beim Aufbau 
einer solidarischen und demokratischen Gesell- 
schaft in den Prozeß miteinzubringen. 


2. Leistungen, Verteilung und Schwerpunkte der Entwicklungszusammenarbeit 
der Bundesrepublik Deutschland 


2.1 Leistungen an Entwicklungsländer 

2.1.1 Übersicht über die Gesamtleistungen 

Zu den bilateralen und multilateralen Gesamtlei- 
stungen der Bundesrepublik Deutschland werden 
neben der ODA (öffentliche Netto-Leistungen, d.h. 
bi- und multilaterale Zuschüsse sowie Kredite und 
sonstige Kapitalleistungen zu Vorzugsbedingungen) 
noch die sonstigen öffentlichen Leistungen sowie 
private Leistungen gerechnet (d.h. private Entwick- 
lungshilfe und Leistungen zu marktüblichen Bedin- 
gungen). 

Die öffentlichen Netto-Leistimgen der entwick- 
lungspolitischen Zusammenarbeit der Bundesrepu- 
blik Deutschland sind 1988 mit rd. 8,3 Mrd. DM ge- 
genüber rd. 7,9 Mrd. DM (1987) um 424 Mio. DM oder 
5,4 % gestiegen. Ihr Anteil am Bruttosozialprodukt 
belief sich 1988 auf 0,39 % und hatte damit den glei- 
chen Stand wie 1987 (1985: 0,47 %). Mit diesem Er- 
gebnis lag die Bundesrepublik Deutschland über 
dem Durchschnitt der westlichen Geberländer (1987: 
0,34 %; 1988: 0,36 %) (vgl. dazu Tabelle 11 und Tabel- 
le 20 im Statistischen Anhang). 

Der Anstieg der öffentlichen Leistungen im Jahr 
1988 ist insbesondere auf den Zuwachs bei der multi- 
lateralen Zusammenarbeit zurückzuführen, die sich 
um 403 Mio. DM erhöhte. Im Jahr 1988 entfielen auf 
die bilaterale öffentliche Hilfe 67,1 % (1987: 70,4 %) 
und auf die multilaterale Hilfe 32,9 % (1987: 29,6 %), 
vgl. hierzu auch Tab. 10 im Anhang. 

Die sonstigen öffentlichen Leistungen zu nicht ver- 
günstigten Bedingungen (insbes. Refinanzierungen 
des BMF) sind von rd. 1,6 Mrd. DM (1987) um 654 Mio. 


DM auf rd. 2,3 Mrd. DM im Jahr 1988 angestiegen. 
Dies ist vor allem auf die verstärkte Umschuldung 
verbürgter Handelskredite zurückzuführen. 

Die private Entwicklungshilfe (Zuschüsse nicht- 
staatlicher Organisationen aus Eigenmitteln und 
Spenden) ist 1988 auf 1,22 Mrd. DM (1987: 1,16 Mrd. 
DM) angestiegen und hat ihren bisherigen hohen 
Stand beibehalten. 

Die privaten Leistungen zu marktüblichen Bedin- 
gungen (d.h. vor allem bilaterale Direktinvestitio- 
nen, Wertpapierinvestitionen und Exportkredite so- 
wie Kreditaufnahme und Emission von Schuldtiteln 
multilateraler Stellen am deutschen Kapitalmarkt) 
haben sich im Jahr 1988 mit 8,95 Mrd. DM gegenüber 
1987 (4,24 Mrd. DM) mehr als verdoppelt. Den stärk- 
sten Zuwachs hatten dabei die Wertpapierinvestitio- 
nen (+ 2,46 Mrd. DM) sowie die Direktinvestitionen 
( + 983 Mio. DM) zu verzeichnen. 

Die deutschen Gesamtleistungen sind demnach 1988 
mit 20,8 Mrd. DM gegenüber 14,9 Mrd. DM im Jahre 
1987 kräftig gestiegen. Ihr Anteil am Bruttosozial- 
produkt betrug 1988 rd. 0,98 % gegenüber 0,74 % im 
Vorjahr. 

Tabelle 8 im Statistischen Anhang gibt einen Über- 
blick über die bilateralen und multilateralen Lei- 
stungen der Bundesrepublik Deutschland. 


2.1.2 Haushalt des BMZ und mittelfristige 
Finanzplanung 

Hauptinstrument der Finanzierung der entwick- 
lungspolitischen Zusammenarbeit der Bundesregie- 
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ning ist der Haushalt des Bundesministers für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit (Einzelplan 23). 1987 
stammten 71,5 % der öffentlichen (Brutto-) Entwick- 
lungshilfe aus dem Einzelplan 23, 1988 waren es 
71,2 %. Die restlichen 28,5 % bzw. 28,8 % stammten 
aus den Einzelplänen anderer Bundesministerien, 
den Haushalten der Länder, unseren Beiträgen zum 
EG-Haushalt sowie aus Mitteln der Kreditanstalt für 
Wiederaufbau. 

Die Ausgaben im Einzelplan 23 betrugen 1987 6,534 
Mrd. DM, 1988 6,801 Mrd. DM und 1989 7,062 Mrd. 
DM. Die Steigerungsrate erreichte nach 0,5 % in 1987 
in 1988 und 1989 4,1 % bzw. 3,8 % (vgl. Tabelle 2). 

Die Ausgaben enthalten seit 1988 auch Rückflüsse 
aus der Finanziellen Zusammenarbeit, die entspre- 
chend der Aussage in der Regierungserklärung von 
Bundeskanzler Kohl vom 18. März 1987 für neue 
Maßnahmen eingesetzt werden (1988 31,8 Mio. DM; 
1989 37,9 Mio. DM). 

Der Haushaltsplan 1990 sieht für den Einzelplan 23 
Ausgaben in Höhe von 7,246 Mrd. DM vor. Unter 
Einschluß der auf bis zu 200 Mio. DM erhöhten wie- 
dereinsetzbaren FZ-Rückflüsse beträgt die Steige- 
rungsrate gegenüber dem Ist-Ergebnis des Vorjahres 
5,4 %. 

Für die Jahre 1991 bis 1993 sieht der Finanzplan des 
Bundes für den Einzelplan 23 Steigerungsraten zwi- 
schen 2,3 % und 2,6 % p.a. vor (mit wiedereinsetzba- 


ren FZ-Rückflüssen). Mittel für Erhöhungen der 
deutschen Beiträge für die 9. Auffüllung der Interna- 
tionalen Entwicklungsorganisation (IDA) und für 
den 7. Europäischen Entwicklungsfonds sind dabei 
noch nicht berücksichtigt. Gleiches gilt auch für 
neue Aufgaben, die sich auf dem Gebiet des welt- 
weiten Umweltschutzes (z.B. Schutz der tropischen 
Regenwälder, Verbot von Fluorchlorkohlenwasser- 
stoffen in Ländern der Dritten Welt) ergeben kön- 
nen. 

Zwischen den einzelnen Instrumenten innerhalb des 
Einzelplans 23 hat sich in den letzten Jahren eine 
kontinuierliche Verschiebung zugunsten der Tech- 
nischen Zusammenarbeit im weiteren Sinne erge- 
ben (vgl. Tabelle 3). Ihr Anteil am Einzelplan 23 
steigt von 12,6 % in 1986 auf 15,1 % in 1990. Hierin 
kommt die besondere Bedeutung zum Ausdruck, die 
die Bundesregierung und der Deutsche Bundestag 
der Arbeit der nicht-staatlichen Träger und der Per- 
sonellen Zusammenarbeit zumessen. Der Anteil mul- 
tilateraler Maßnahmen steigt aufgrund abrufbe- 
dingter Mehrbedarf e bei der Internationalen Ent- 
wicklungsorganisation (IDA) und dem Europäischen 
Entwicklungsfonds (EEF) 1990 auf 31,3 %. Der Anteil 
der bilateralen Finanziellen Zusammenarbeit, der 
bislang bei knapp 40 % lag, geht 1990 auf 32,2 % zu- 
rück. 

Zur Entwicklung des Einzelplans 23 und des Bundes- 
haushaltes seit 1962 vgl. Tabelle 7 im Anhang. 


Tabelle 2 


Bundeshaushalt und Einzelplan 23 

1986 bis 1993 



Bundeshaushalt 

Einzelplan 23 


Mrd. DM 

Steigerungsrate 
in % 

Mio. DM 

Steigerimgsrate 
in % 

Anteil am Bimdes- 
haushalt in % 

1986‘) 

261,5 

1,7 

6 497,9 

- 15 

2,48 

1987‘) 

269,0 

2,9 

6 533,5 

+ 0,5 

2,43 

1988 ‘) 

275,4 

2,4 

6 801,4 

■^4,1 

2,47 

1989^) 

289,8 

5,2 

7 061,5 

-3,8 

2,44 

1990^) 

300,1 

3,6 

7 245,8 

+ 2,6*) 

2,41 

199H) 

311,4 

3,8 

7 416,0 

+ 2,3 

2,38 

1992") 

320,0 

2,8 

7 611,0 

+ 2,6 

2,38 

1993") 

329,0 

2,8 

7 810,0 

+ 2,6 

2,37 


‘) Ist-Ergebnisse (Epl. 23 ab 1988 einschließlich wiedereingesetzter FZ-Rückflüsse [1988: 31,8 Mio. DM]; 1989: 37,9 Mio. DM 
*) Soll It. Haiishaltsplan ohne Entwurf des Nachtragshaushalt 1990; Epl. 23 ohne wiedereinsetzbare FZ-Rückflüsse in Höhe 
von bis zu 200 Mio. DM 

^) Finanzplan bis 1993; Epl. 23 ohne wiedereinsetzbare FZ-Rückflüsse (mit wiedereinsetzbaren FZ-Rückflüssen in Höhe 
von bis zu 200 Mio. DM jährlich: 1991 2,3 %, 1992 2,6 %, 1993 2,5 %) 

^) mit wiedereinsetzbaren FZ-Rückflüssen in Höhe von bis zu 200 Mio. DM: 5,4 % 
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Tabelle 3 


Anteil der Instrumente innerhalb des Einzelplans 23 

1986 bis 1990 



1986^) 

1987^) 

1988‘) 

1989^) 

1990") 


Mio. DM 

Anteil 
in % 



Mio. DM 

Anteil 
in % 

Mio. DM 

Anteil 
in % 

Mio. DM 

Anteil 

in% 

FZ 

2 557,8 

39,4 

2 532,5 

38,8 

2 677,9 

39,4 

2 464,4 

34,9 

2 334,6 

32,2 

TZ i.e.S 

914,8 

14.1 

914,9 

14,0 

964,2 

14,2 


15,4 

1 100,0 

15,2 

TZ i.w.S 

822,3 

12,6 

891,4 

13,6 

944,6 

13,9 

■BBS 

14,3 

1 094,3 

15,1 

Sonstige bilaterale 
Maßnahmen 

350,7 

5.4 

369,7 

5.7 

367,4 

5.4 

387,6 

5,5 

375,3 

5.2 

Multilaterale Maßnahmen 

1 805,9 

27,8 

1 766,5 

27,0 

1 791,1 

26,3 

2 049,5 


2 271,1 

31,3 

Verwaltungsausgaben . . . 

46,4 

0,7 

58,5 

0,9 

56,2 

0,8 


0,9 

70,5 

1.0 


6 497,9 

100,0 

6 533,5 

100,0 

6 801,4 

100,0 

7 061,5 

100,0 

7 245,8 

100,0 


‘) Ist-Ergebnis (1988 einschließlich wiedereingesetzter FZ-Rückflüsse in Höhe von 31,8 Mio. DM, 1989: 37,9 Mio. DM) 
Soll It. Haushaltsplan 1989 (ohne wiedereinsetzbare FZ-Rückflüsse in Höhe von bis zu 200 Mio. DM) 


2.2 Verteilung 

2.2.1 Regionale Schwerpunkte 

Die Bundesregierung arbeitet weltweit mit Ent- 
wicklungsländern zusammen. In den Jahren 1987, 

1988 und 1989 befanden sich Vorhaben von mehr als 
100 Entwicklungsländern und regionalen Zusam- 
menschlüssen der Entwicklungsländer, die für eine 
bilaterale staatliche Förderung in Betracht kommen, 
im Stadium der Prüfung, Vorbereitung oder Durch- 
führung. 

Mit rd. 70 Ländern finden regelmäßig Regierungs- 
verhandlungen über die Förderung neuer Vorhaben 
statt. Darüber hinaus werden jährlich mit fast 40 Län- 
dern Konsultationen über das Programm der Ent- 
wicklungszusammenarbeit durchgeführt. 

Die FZ und TZ (i.e.S.) sind die Instrumente, mit der 
eine bilaterale Zusammenarbeit gezielt von Staat zu 
Staat betrieben werden kann. 

Mittel der FZ und TZ (i.e.S.) werden nach Kontinen- 
ten, Ländergruppen und Ländern bei den jährlichen 
Rahmenplanungen verteilt. Bei dieser Planung wer- 
den vor allem der Entwicklungsstand der Empfän- 
gerländer, ihr Entwicklungspotential und ihre 
Eigenanstrengungen, daneben auch regionale und 
außenpolitische Faktoren sowie historische Bindun- 
gen berücksichtigt. 

In den Jahren 1987 (Ist), 1988 (Ist) und 1989 (Soll) ent- 
fielen auf Afrika 42,6 %, 43,6 % bzw. 41,1 % aller re- 
gional aufteilbaren Regierungszusagen in der FZ 
und TZ (i.e.S.). Insbesondere unter dem Aspekt der 
Bedürftigkeit bekamen die Länder südlich der Saha- 
ra den überwiegenden Anteil der Zusagen (nämlich 
32,6 % im Jahre 1987 bzw. 33,8 % im Jahre 1988, für 

1989 sind 27,3 % geplant). Die Schwerpunkte lagen 
bei Vorhaben zur Steigerung der landwirtschaftli- 
chen Produktion, der ländlichen Entwicklung, der 


Gnmdbedürfnisbefriedigung sowie im vermehrten 
Umfang bei Maßnahmen zur Rettimg des tropischen 
Regenwaldes. 

Asien erhielt 38,5 % (1987), 38,5 % (1988) und 41,0 % 
(Soll 1989) aller Regierungszusagen der FZ und TZ. 

Lateinamerika hat für die Entwicklungszusammen- 
arbeit der Bundesregierung einen hohen Stellen- 
wert. Die Anteile dieses Kontinents betrugen 15,1 % 
im Jahre 1987, 10,5 % im Jahre 1988. 13,8 % sind für 
1989 vorgesehen. 

Die jährlich schwankenden Anteile erklären sich im 
wesentlichen aus der Praxis der Zweijahreszusagen. 

Die Zusage- Anteile für Europa lagen 1987 bei 3,7 %, 
1988 bei 7,1 %. 1989 sollen 3,7 % der gesamten FZ/ 
TZ-Zusagen auf diesen Kontinent entfallen (vql. Ta- 
belle 4). 


2.2.2 Zusammenarbeit mit verschiedenen 
Ländergruppen 

- Ärmere Entwicklungsländer 

Die Bundesregierung richtet ihre Entwicklungszu- 
sammenarbeit an den speziellen Bedingxmgen in 
den einzelnen Ländern und Ländergruppen aus. Sie 
gewährt einen großen Teil ihrer Hilfe den ärmeren 
Entwicklungsländern (dazu zählen die LDC, d.h. die 
Gruppe der am wenigsten entwickelten Länder so- 
wie alle Länder, in denen das jährliche Pro-Kopf- 
Einkommen 1986 unter 425 US-$ lag). Mehr als die 
Hälfte aller Regienmgszusagen im Rahmen der FZ 
imd TZ entfällt auf diese Ländergruppe (s. Tabelle 5). 

Die Zusammenarbeit mit den ärmeren Entwick- 
lungsländern richtet sich an besonderen Engpässen 
dieser Länder aus: Bevorzugt werden Maßnahmen 
gefördert, die dazu beitragen, eine Mindestversor- 
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Tabelle 4 

Regionale Verteilung der Regierungszusagen der finanziellen und technischen Zusammenarbeit 

(FZ + TZ i.e,S.) mit Entwicklungsländern 



1987 (Ist) 

1988 (Ist) 

1989 (Soll)*) 


Mio. DM 

% 

Mio. DM 

% 

Mio. DM 

% 

Europa 

156 

3,7 

319 

7,1 

164 

3,7 

Afrika 

1778 

42,6 

1964 

43,6 

1838 

41,1 

(davon südl. d. Sahara) 

(1 359) 

(32,6) 

(1 521) 

(33,8) 

(1 222) 

(27,3) 

Lateinamerika 

630 

15,1 

474 

10,5 

617 

13,8 

Asien 


38,5 

1723 

38,5 


41,0 

Ozeanien 

4 

0,1 

23 

0,5 

20 

0,5 

Regional aufteilbar 

4 175 

100,0 

4 504 

100,0 

4 474 

100,0 

Nicht aufteilbar 

121 

- 

151 

- 

154 

- 


•) Ohne Tilgungsrückflüsse (200 Mio. DM) und ohne FZ-Sonder-Verpflichtungsermächtigung China (460 Mio. DM) 


gung der armen Bevölkerung mit lebensnotwendi- 
gen Gütern und Leistungen zu sichern. Eine wichti- 
ge Rolle spielt die Unterstützung und der Aufbau 
von Trägerorganisationen insbesondere durch die 
TZ, um sie in die Lage zu versetzen, die Planung, 
Vorbereitung und Durchführung von Projekten ei- 
genverantwortlich zu übernehmen. Innerhalb der 
Gruppe der ärmeren Länder genießen die 42 am we- 
nigsten entwickelten Entwicklungsländer (LDC) ei- 
ne bevorzugte Förderung. Die den LDC netto zuge- 
flossene deutsche bilaterale und multilaterale öf- 
fentliche Hilfe entsprach 1987/88 einem Anteil von 
0,11 % am Bruttosozialprodukt. Damit wurde das 
von den Vereinten Nationen beschlossene und von 
der Bundesregierung grundsätzlich akzeptierte Ziel, 
den LDC's 0,15 % des Geber-Bruttosozialprodukts 
als öffentliche Netto-Hilfe zu gewähren zwar nicht 
erreicht, aber der Anteil der Bundesrepublik 
Deutschland übertrifft den Durchschnitt der westli- 
chen Industrieländer, der 1987/88 0,09 % betrug. 

Der Anteil der LDC an den Regierungszusagen der 
bilateralen TZ (i.e.S.) und FZ - auch letztere wird 
diesen Ländern ausschließlich in Form von Zuschüs- 
sen zur Verfügung gestellt - wurde mit rd. 24 % auf 
einem hohen Niveau gehalten (vgl. Tabelle 6). 


Tabelle 5 


Anteil der ärmeren Entwicklungsländer an den 
FZ- und TZ-Regierungszusagen (Ist) 


Zeitraum 

Mio. DM 

% 

1984/85 

3 360,3 

48,6 

1986/87 

2 377,0 

57,2 

1988 (1 Jahr) 

2 501,0 

53,7 


Anmerkung: Wegen ungleicher Verteilung von Zwei- 
jahreszusagen ergibt die Betrachtung von Zweijahresperio- 
den ein ausgewogeneres und zutreffenderes Bild als der 
Vergleich einzelner Jahre. 


Tabelle 6 


Anteil der am wenigsten entwickelten Länder 
(LDC) an den FZ- und TZ-Regierungszusagen (Ist) 


Zeitraum 

Mio, DM 

% 

1984/85 

1 727,2 

25,0 

1986/87 

981,3 

23,6 

1988 

1 110,3 

23,8 


Anmerkung: Wegen ungleicher Verteilung von Zwei- 
jahreszusagen ergibt eine Betrachtung von Zweijahrespe- 
rioden ein ausgewogeneres und zutreffenderes Bild als der 
Vergleich einzelner Jahre, 


- Wirtschaftlich fortgeschrittene 
Entwicklungsländer 

Auch bei der Zusammenarbeit mit wirtschaftlich 
fortgeschrittenen Entwicklungsländern setzt die 
Entwicklungszusammenarbeit an deren besonderen 
Engpässen an. Der Schwerpunkt liegt deshalb im 
technologisch-wissenschaftlichen Bereich in der 
Übertragung von Know-how. Aber auch die im Stre- 
ben nach rascher Entwicklung vernachlässigten Be- 
reiche werden besonders gefördert. Dazu zählen der 
Sozialbereich (z.B. Slumsanierung), Fragen der 
Stadtentwicklung, der Raumordnung, des Umwelt- 
und Ressourcenschutzes und der selbsthilfeorien- 
tierten Armutsbekämpfung. 

Die Zusammenarbeit auf privatwirtschaftlicher Basis 
sowie der Erfahrungs-Austausch zwischen wissen- 
schaftlichen Institutionen ist bei diesen Ländern be- 
sonders erfolgsversprechend. Es stehen eine Reihe 
von Instrumenten zur Verfügung, z.B. die Förderung 
von Privatinvestitionen und Niederlassungen, Be- 
triebskooperationsberatung, Exportförderung durch 
Unterstützung bei Messebeteiligungen, Ausbildung 
von Fach- und Führungskräften, Förderung von 
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Partnerschaften zwischen Hochschulen sowie zwi- 
schen anderen Institutionen (z.B. Handelskammern). 
Die Gewähnmg von Darlehen im Rahmen der Ent- 
wicklungszusammenarbeit spielt dagegen eine tm- 
tergeordnete Rolle, da diesen Länder im allgemei- 
nen der Zugang zu den internationalen Kapital- 
märkten offensteht. 


2.2.3 Förderung der regionalen Zusammenarbeit 

Die regionale Zusammenarbeit der Entwicklungs- 
länder tmtereinander dient dem Erfahrungsaus- 
tausch imd dem Aufbau regional bezogener Institu- 
tionen dieser Länder. Sie wird im Rahmen der Ent- 
wicklungspolitik bereits seit den 60er Jahren geför- 
dert. Es wurden dazu bisher Mittel in Höhe von ins- 
gesamt 1.195 Mio. DM (bis 31. Dezember 1988) von 
der Bimdesregierung zur Verfügung gestellt. 

Im regionalen Vergleich steht Afrika mit einem Zu- 
sagevolumen der bilateralen FZ imd TZ (i.e.S.) von 

563.6 Mio. DM (47,2 %) an 1. Stelle, gefolgt von Asien 
mit 338,7 Mio. DM (28,3 %) imd Lateinamerika mit 

292.7 Mio. DM (24,5 %). 


2.3 Sektorale und Qbersektorale Schwerpunkte 
2.3.1 Schutz der Umwelt 

So vielschichtig die Ursachen der weltweiten Um- 
weltzerstönmg sind (vgl. 1.2.6) und so global ihre 
Auswirkungen - die Verantwortung für eine dauer- 
hafte, ökologisch tragfähige Entwicklimg liegt zu- 
nächst bei jedem einzelnen Staat. Weder Nord noch 
Süd können jedoch diese Aufgaben allein bewälti- 
gen. 

Im Rahmen der Entwicklungspolitik trägt die Bim- 
desregierung in dreierlei Weise zur Verwirklichung 
ihrer umweltpolitischen Ziele bei: 

- durch Unterstützimg der Entwicklungsländer bei 
der Formulierung und Verfolgtmg ihrer eigenver- 
antwortlichen Umweltpolitik; 

- durch Förderung von konkreten Umweltschutz- 
maßnahmen der Partnerländer imd die umweltge- 
rechte Gestaltimg aller Vorhaben der Entwick- 
lungszusammenarbeit; 

- durch Beiträge zu internationalen oder regionalen 
Anstrengungen bei der Lösung von Umweltpro- 
blemen. 

Vielen Entwicklimgsländem fehlen ausreichende 
Mittel und Kenntnisse zur sachgerechten Formulie- 
rung und Umsetzung einer wirksamen Umweltpoli- 
tik. Aus der Sicht der Bundesregierung ist es deshalb 
besonders wichtig, in diesen Ländern Aufbau und 
Stärkung entsprechender Institutionen, deren tech- 
nische Ausstattung, die fachliche Beratung bei der 
Durchführung von Umweltschutzprogrammen, Aus- 
und Fortbildung damit befaßter Fachkräfte sowie 
Forschungsvorhaben auf diesem Gebiet zu fördern. 
Mit einer Reihe von Ländern wie Indien, Brasilien, 


Indonesien, Marokko und Tunesien wurde der Um- 
weltschutz ausdrücklich als besonderer Schwer- 
punkt der Zusammenarbeit vereinbart und die För- 
derung von Umweltinstitutionen in die Wege gelei- 
tet. 

Der Erfolg von Umweltprogrammen hängt wesent- 
lich davon ab, ob es den betreffenden Ländern ge- 
lingt, geeignete ökonomische Rahmenbedingungen 
zu schaffen und die notwendigen Reformen - etwa 
beim Bodenrecht oder der Ausgestaltung wirtschaft- 
licher Anreizsysteme wie Steuern, Abgaben imd 
Subventionen - durchzuführen. Darum unterstützt 
die Bundesregierung gemeinsam mit Weltbank und 
anderen Gebern die Ausarbeitung nationaler Um- 
welt-Aktionspläne, die die Ursachen für Umweltzer- 
störung identifizieren und geeignete Maßnahmen 
Vorschlägen. Erste positive Erfahrungen liegen in 
Madagaskar, Lesotho und Mauritius vor. Durch bila- 
terale Vorhaben können auch Umwelt-Sektorpro- 
gramme der Weltbank wie in Brasilien und Ghana 
sowie Strukturanpassungsprogramme sinnvoll er- 
gänzt werden, die Umweltaspekte in wirtschafts- 
und strukturpolitische Reformen einbeziehen und 
damit einen Beitrag sowohl zur wirtschaftlichen Ge- 
sundung wie auch zur Sicherung der natürlichen 
Ressourcenbasis für dauerhaftes Wachstum leisten. 

Diese Ziele zu unterstützen sowie zusätzliche Spiel- 
räume zur Finanzierung von Umweltschutzmaßnah- 
men zu schaffen, war ein wesentlicher Beweggrund 
für die im Zusammenhang mit dem Schuldenerlaß 
für Kenia im September 1989 getroffene Vereinba- 
rung, daß die durch den wegfallenden Schulden- 
dienst freiwerdenden Mittel in Landeswährung im 
Rahmen des Möglichen für konkrete und kontrol- 
lierbare Maßnahmen des Umwelt- und Ressourcen- 
schutzes eingesetzt werden. 

Umweltkomponenten sind in zunehmendem Maße 
Bestandteil bilateraler Vorhaben aller Sektoren. Da- 
zu gehören standortgerechte Landnutzung, Maß- 
nahmen zum Erhalt der Bodenfruchtbarkeit und ver- 
antwortungsvoller Umgang mit Pflanzenschutzmit- 
teln in Agrarprojekten ebenso wie die Begrenzung 
von Schadstoffemissionen bei der Energieerzeugung 
und in Industrievorhaben oder die Lösung von Ent- 
sorgungs- imd Sanitärproblemen bei Stadtsanierun- 
gen und Programmen zur Trinkwasserversorgung. 
Wesentlich ist dabei, durch entsprechende Gestal- 
tung der Vorhaben die Ziele der Wirtschaftlichkeit 
und der Umweltverträglichkeit in Einklang zu brin- 
gen. 

Die schwerwiegenden Umweltprobleme, die die 
Entwicklungsmöglichkeiten vieler Länder zuneh- 
mend behindern, wirken sich auch auf die Prioritä- 
tensetzung bei den Förderanträgen aus. Projekte des 
gezielten Umwelt- und Ressourcenschutzes haben 
einen ständig wachsenden Anteil. Ihr Volumen stieg 
bei der Technischen Zusammenarbeit (TZ) kontinu- 
ierlich von 146 Mio. DM 1984 auf 304 Mio. DM 
(21,4 % der Gesamtzusagen) 1988 an. In der Finan- 
ziellen Zusanunenarbeit (FZ) wurden 1988 Vorhaben 
in Höhe von 389 Mio. DM (12 % der Gesamtzusagen) 
bewilligt. Die Planungen 1989 sehen sowohl in der 
TZ wie in der FZ weitere Steigerungen des Anteils 
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der Umweltprojekte vor. Mittel der FZ können dabei 
erstmals auch bei Ländern, die üblicherweise Kredi- 
te erhalten, als Zuschuß gewährt werden. 

Den größten Anteil an den Gesamtzusagen im Be- 
reich Umweltschutz hatten 1988 Forstvorhaben so- 
wohl in der Finanziellen (45 %) wie auch in der 
Technischen Zusammenarbeit (33 %), Projekte der 
xmiweltgerechten Entsorgung von Abwasser und 
Abfall sowie andere Maßnahmen des städtischen 
Umweltschutzes folgten in der FZ mit 39 % (TZ 
15 %), Industrieller Umweltschutz und Investitionen 
in ressourcenschonende Energieversorgung standen 
in der FZ mit 16 % an dritter Stelle (TZ 7 %), wäh- 
rend in der TZ umweltbezogene Aktivitäten vor al- 
lem in der Landwirtschaft (29 %) und beim Aufbau 
entsprechender Institutionen (17 %) gefördert wur- 
den. 

Die Erhaltung der Tropenwälder, die für viele Län- 
der ein unverzichtbcires Potential für ihre wirtschaft- 
liche Entwicklung und für die ganze Welt ein uner- 
setzbares ökologisches Kapital wegen ihrer Klima- 
funktion und ihres Artenreichtums darstellen, ist ein 
Schwerpunkt der Entwicklungspolitik der Bundes- 
regierung (vgl. Exkurs „Tropen waldprogramm der 
Bundesregierung" im Anschluß an dieses Kapitel). 
Ziel des Tropenwaldprogramms ist es, gemeinsam 
mit den Partnern Politiken zu definieren und umzu- 
setzen, die die wirtschaftliche Nutzung der Wälder 
einschließlich der dort vorhandenen Boden-, Roh- 
stoff- und Energiepotentiale auf Formen begrenzt, 
die mit den übergeordneten ökologischen Schutzer- 
fordemissen und den Überlebensvoraussetzungen 
der dort lebenden Menschen vereinbar sind. 

Als ein wesentliches Instrument der umweltgerech- 
ten Gestaltung der Vorhaben in der bilateralen Zu- 
sammenarbeit hat die Bundesregierung ein Verfah- 
ren zur Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) ent- 
wickelt und zum 01.01.1988 in Kraft gesetzt. Es wur- 
de in die bestehenden Abläufe der Planung und 
Steuerung bilateraler Vorhaben voll integriert. Da- 
mit werden bei allen Projektprüfungen auch die 
Auswirkungen auf die Umwelt untersucht und wenn 
nötig Alternativen gewählt und Schutzmaßnahmen 
ergriffen, die Belastungen auf ein vertretbares Maß 
reduzieren. 

Die Anwendung generell gültiger Maßstäbe und 
Kriterien zur Bewertung von Umweltwirkungen ist 
angesichts der Vielfältigkeit ökologischer Bedin- 
gungen und eigener umweltpolitischer Vorstellun- 
gen in den Partnerländern kaum möglich. In jedem 
Einzelfall muß im Rahmen der Projektprüfung im 
Dialog mit den Partnern festgelegt werden, welche 
Ansprüche an notwendig werdende Schutzmaßnah- 
men zu stellen sind, um Schutzgüter wie menschli- 
che Gesundheit und Tragfähigkeit des Ökosystems 
vor nicht vertretbaren Belastungen zu bewahren. 
Den damit befaßten Fachleuten stehen mit den UVP- 
Materialien des BMZ Arbeitsunterlagen zur Verfü- 
gung, die auch eine Sammlung international ge- 
bräuchlicher Standards enthält. 

In Industrieländern geltende Maßstäbe für Schad- 
stoffemissionen sind für eine Übertragung auf Ent- 
wicklungsländer nicht immer geeignet. Zum einen 


lehnen es Entwicklungsländer häufig ab, den für 
hoch industrialisierte und dicht besiedelte Länder 
wegen der hohen Vorbelastungen definierten „Stand 
der Technik" durch kostspielige Investitionen zu 
übernehmen, durch die vor allem in der Betriebspha- 
se zusätzliche Kosten und technische Anforderun- 
gen entstehen können. Zum anderen ist häufig durch 
einfachere, den technischen Möglichkeiten besser 
angepaßte, von Entwicklungsländern auch in ande- 
ren Bereichen anwendbare Schutzkonzepte eine ef- 
fektivere Wirkung zu erzielen, als durch Übernahme 
hoher Standards aus Industrieländern. 

Bei Eingriffen in den Naturhaushalt, die durch 
Grenzwerte nicht regelbar sind, muß in jedem Ein- 
zelfall eine Erfassung der Umweltwirkungen sowie 
eine Bewertung bezüglich der jeweiligen Belastbar- 
keitsgrenze vorgenommen werden. Die Bundesre- 
gierung beteiligt sich aktiv an der wachsenden Zahl 
internationaler Initiativen, die sich mit Lösungsstra- 
tegien und der Koordination von Maßnahmen zur 
Bewältigung der Umweltprobleme befassen. Im 
Rahmen der Vereinten Nationen sind die Vorberei- 
tungen der Weltkonferenz über Umwelt und Ent- 
wicklung 1992 in ein konkretes Stadium getreten 
(UNEP und Intergovemmental Panel on Climate 
Change, IPCC). Ziel ist die Verabschiedung einer 
Klimakonvention mit ergänzenden Protokollen, in 
denen ähnlich wie bei den bestehenden internatio- 
nalen Absprachen über den Schutz der Ozonschicht 
(Montrealer Protokoll) oder über die Kontrolle von 
Giftmüllexporten (Baseler Konvention) Vereinba- 
rungen beispielsweise über die Verminderung der 
Kohlendioxid-Emissionen oder zum Schutz der Wäl- 
der getroffen werden. 

Auf Initiative der Bundesregierung sprach sich der 
Weltwirtschaftsgipfel von Paris 1989 für eine schnel- 
le Umsetzung des von der FAO koordinierten Tro- 
penwald-Aktionsplans (TFAP) aus, der den derzeit 
wirksamsten Rahmen für zwischen Gebern und Ent- 
wicklungsländern koordinierte Programme zum 
Waldschutz und zur Forstentwicklung darstellt. Aus- 
drücklich unterstützt wurden vom Wirtschaftsgipfel 
auch die Anstrengungen der Internationalen Tro- 
penholzorganisation (ITTO), die unter anderem 
durch Verhaltensregeln für die tropische Holzwirt- 
schaft und den Tropenholzhandel die Bemühungen 
von Entwicklungsländern zur Einführung einer 
nachhaltigen Waldbewirtschaftung in hierfür geeig- 
neten Gebieten fördern will. Vereinbarungen dieser 
Art würden auch eine Bevorzugung von Tropenholz 
aus geregelt genutzten Beständen im internationa- 
len Handel ermöglichen. 

Globale Initiativen, an denen sich die Bundesregie- 
rung beteiligt, zielen u.a. auch auf eine Einbezie- 
hung der Tropenforstforschung in die Koordination 
der internationalen Agrarforschung, auf die Erarbei- 
tung eines weltweiten Programms zur Erhaltung der 
biologischen Vielfalt sowie auf Hilfen an Entwick- 
lungsländer bei der Reduzierung von Produktion 
und Verwendung ozonschädlicher Gase. 

Da Umweltzerstörung vor nationalen Grenzen nicht 
halt macht, verstärken viele Entwicklungsländer die 
Zusammenarbeit auf regionaler Ebene. Solche Be- 
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mühungen werden, wie beispielsweise im Fall der 
karibischen Gemeinschaft (CARICOM), der Sahel- 
länder (CILSS), der ostafrikanischen (IGADD) und 
der südostafrikanischen Staaten (SADCC) durch Pro- 
gramme der bilateralen Zusammenarbeit von der 
Bundesregierung unterstützt. 

Der Erfolg von Umweltprogrammen in Entwick- 
lungsländern hängt ganz wesentlich davon ab, ob es 
gelingt, diejenigen aktiv einzubeziehen, die bei- 
spielsweise als Kleinbauern oder Slumbewohner auf 
intakte natürliche Lebensgrundlagen angewiesen 
sind. Häufig gelingt es über örtliche nicht-staatliche 
Organisationen, solche Gruppen an Planung und 
Durchführung von Projekten zu beteiligen. Die Bun- 
desregierung sucht aber auch die Zusammenarbeit 
mit international erfahrenen NRO wie der Natur- 
schutzunion (lUCN) und dem World Wide Fund for 
Nature (WWF), deren Projektaktivitäten sie bei- 
spielsweise in Mali und Kamerun fördert. 

Umwelt- und Ressourcenschutz ist mittlerweile auch 
in allen multilateralen Organisationen zu einem 
Schwerpunkt der Arbeit geworden. Die Bundesre- 
gierung hat auf diese Entwicklung sowohl auf politi- 
scher Ebene, etwa bei Weltbank und Regionalban- 
ken, bei FAO und UNDP, in den Ministerräten von 
OECD und EG, als auch durch eine enge fachliche 
Kooperation hingewirkt. Sie hat sich dabei von der 
Überzeugung leiten lassen, daß ohne eine gleichzei- 
tige Behandlung der drängenden wirtschaftlichen 
und sozialen Fragen globale Umweltprobleme nicht 
gelöst werden können. 


Exkurs: Tropenwaldprogramm der 
Bundesregierung 

Von den ursprünglich vorhandenen Tropenwäldern 
sind bereits 40 % zerstört, die jährliche Zerstörungs- 
rate liegt nach neueren Erkenntnissen erheblich 
über den bisherigen Schätzungen von rd. 11 Mio. ha. 
Die Folgen zeigen sich in vielfältiger Weise, z.B. 
dxirch Verlust einer wertvollen Ressourcenbasis, 
durch zunehmende soziale Konflikte im Kampf um 
knapper werdende Ressourcen, durch Klimaände- 
rungen, Zerstörung genetischer Vielfalt und durch 
das Entstehen riesiger Ödlandflächen. 

Walderhaltung und Ressourcenschutz sind wegen 
ihrer großen Bedeutung für Mensch und Klima eine 
der größten Herausforderungen der Entwicklungs- 
zusammenarbeit geworden und gehören mittlerwei- 
le zu den wichtigsten internationalen Aufgaben im 
Bereich Umwelt und Entwicklung. 

Anläßlich der IWF/Weltbank- Jahrestagung 1988 in 
Berlin kündigte Bundeskanzler Kohl die Bereitstel- 
lung von zusätzlich 150 Mio. DM Finanzhilfe für die 
Walderhaltung an. Damit wurde 1988 das Zusagevo- 
lumen für den Forstsektor auf 274 Mio. DM gegen- 
über den Vorjahren weit mehr als verdoppelt. Auch 
1989 und 1990 wurden wiederum jeweils über 250 
Mio. DM für das Tropenwaldprogramm eingeplant. 
Damit hat sich die Bundesrepublik an die Spitze der 
bilateralen Geber im Forstbereich gesetzt und ist zu 


einem wichtigen Partner der Entwicklungsländer 
für einen besseren Ressourcenschutz geworden. 

Wegen der komplexen Ursachen der Waldzerstö- 
rung bietet nur die Verfolgung einer breit angeleg- 
ten Strategie der Tropenwalderhaltung, die sowohl 
von den betreffenden Entwicklungsländern wie der 
Internationalen Gebergemeinschaft getragen wird, 
Erfolgschancen. Deshalb versteht die Bundesregie- 
rung ihr Tropenwaldprogramm auch als Beitrag zur 
ökologischen Absicherung von Entwicklimgspro- 
grammen übersektoraler Ausrichtung. Damit sollen 
eine Reihe internationaler Intitiativen gestärkt und 
politisch aufgewertet werden, beispielsweise 

- Strukturanpassungsprogramme in Tropenwald- 
ländern 

- Sektorprogramme der Regionalbanken und Re- 
gionalorganisationen wie CILSS, SADCC, IGADD 

- die Arbeit der Internationalen Tropenholzorgani- 
sation ITTO 

- die Erarbeitung von nationalen Umweltaktions- 
plänen durch die Weltbank 

- die Vorbereitung und Umsetzung nationaler Tro- 
penwald-Aktionspläne 

Die hier aufgezeigten Handlungsmöglichkeiten sind 
auch Gegenstand der derzeit unter Federführung 
des Bundesministeriums für Ernährung, Land- und 
Forstwirtschaft (BML) erstellten umfassenden Be- 
richtes der Bundesregierung über „Schutz und Be- 
wirtschaftung der Tropenwälder". 

Das BMZ-Tropenwaldprogramm soll zugleich den 
international als Handlungs- und Koordinierungs- 
rahmen akzeptierten Tr openwald- Aktionsplan 
(TFAP) fördern und seine Umsetzung auf nationaler 
Ebene unterstützen. Der 1986 im Rahmen der FAO 
verabschiedete und durch sie koordinierte TFAP 
versteht sich als Aktionsrahmen, der erstmals alle re- 
levanten bi- und multilateralen Geberorganisatio- 
nen zusammenführt, die - koordiniert durch eine re- 
gelmäßig tagende Forstberatergruppe - mittlerwei- 
le über 60 Entwicklungsländer bei der Ausarbeitung 
von Forstsektorstrategien unterstützen. 

Dabei werden auch die Kenntnisse und Erfahrungen 
nicht-staatlicher Organisationen einbezogen. Es 
werden die jeweiligen sozio-ökonomischen Rah- 
menbedingungen berücksichtigt, es werden Reform- 
schritte identifiziert, die die jeweiligen Länder etwa 
im Forstsektor oder im Bereich des Bodenrechts lei- 
sten müssen, und es werden Weichenstellungen dar- 
über getroffen, für welche Maßnahmen vordringlich 
finanzielle Mittel einzusetzen sind. Solche Maßnah- 
men zielen beispielsweise auf: 

- Korrektur bestehender gesetzlicher, steuerlicher 
und sonstiger Anreize, die bislang die Erschlie- 
ßung, Rodung und Umwandlung von Waldgebie- 
ten beschleunigen; 

- Untersuchungen und Planungen zur Landnutzung 
und Regionalentwicklung sowie Aufbau lei- 
stungsfähiger Verwaltungen für den Schutz oder 
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auch die kontrollierte Nutzung der vorhandenen 
Waldressourcen; 

- Ausarbeitung und internationale Vereinbarung 
grenzüberschreitender Konzepte des Regenwald- 
und Ökosystemschutzes nach regionalen und glo- 
balen Erfordernissen; 

- Einführung und wirksame Kontrolle von nachhal- 
tigen forstwirtschaftlichen und sonstigen Nut- 
zungsformen (einschließlich der notwendigen 
Brennholzversorgung der Bevölkerung) für dieje- 
nigen Waldgebiete, die aufgrund einer umfassen- 
den Landnutzungsplanung als bewirtschaftete 
Flächen erhalten bleiben sollen. 

Der Verbesserung der konzeptionellen Grundlagen 
für Maßnahmen der Walderhaltung und Forstent- 
wicklung dienen auch eine Reihe von Forschungs- 
vorhaben in den Bereichen Tropen-Ökosysteme, 
Aufforstung, tropische Holzwirtschaft sowie eine 
Querschnittsevaluierung laufender und abgeschlos- 
sener bilateraler Forstprojekte. Zum Erfahnmgsaus- 
tausch und zur Förderung des Bewußtseins für die 
Erhaltung der Tropenwälder trugen mehrere inter- 
nationale Symposien bei, an denen neben Vertretern 
staatlicher Institutionen aus Industrie- und Entwick- 
lungsländern auch Nichtregierungsorganisationen 
teilnahmen. 

Flankiert wird das Tropenwaldprogramm durch 
Vorhaben zur Entwicklung von Randzonen in Na- 
turschutzgebieten, der Intensivierung landwirt- 
schaftlicher Produktion, der Agroforstwirtschaft, der 
Tropenforstforschung, der Umwelterziehung, des 
Ersatzes von Brennholz durch alternative Energie- 
träger usw., um den Siedlungsdruck der Landbevöl- 
kenmg auf den Tropenwald zu vermindern. Projekte 
dieser Art sind Bestandteil der bilateralen Zusam- 
menarbeit mit vielen Entwicklungsländern. Ergänzt 
werden sie durch entsprechende Programme erfah- 
rener internationaler Organisationen wie UNESCO, 
UNEP und lUCN, die mit Treuhand-Mitteln geför- 
dert werden. 


2.3.2 Ernährungssicherung und ländliche Entwicklung 

Die Ernährungssicherung aus eigener Kraft ist für 
die Bundesregierung vorrangiges Ziel der Entwick- 
lungspolitik, insbesondere in Afrika. Dabei kann es 
auch hier nur darum gehen, Hilfe zur Selbsthilfe zu 
leisten. Vorhaben zur angepaßten, die natürlichen 
Ressourcen schonenden Steigerung der Produktion 
haben dabei erste Priorität. 

Die Bundesregierung ist bemüht, auch die Nah- 
rungsmittelhilfe (vgl. hierzu II. 3.5) in diesen Kontext 
einzuordnen. Nahrungsmittelhilfe-Programme stel- 
len oft einen ersten Ansatz zur Emährungssicherung 
dar. Sie müssen jedoch schrittweise durch Maßnah- 
men zur Steigerung der einheimischen landwirt- 
schaftlichen Produktion sowie zur Entwicklung des 
ländlichen Raumes ergänzt bzw. ersetzt werden. 
Wichtig ist eine engere Einbindung der Nahrungs- 
mittelhilf eprogramme in die jeweilige Agrarpolitik 
einschließlich der Getreidemarktpolitik, wobei auch 


der koordinierte Einsatz von Nahrungsmittelhilfe in 
Strukturanpassungsprogramme für einzelne Ent- 
wicklungsländer in Betracht zu ziehen ist. 

Aufkäufe, insbesondere von Getreide und getreide- 
ähnlichen Grundnahrungsmitteln in Entwicklungs- 
ländern mit überdurchschnittlich guten Ernten tra- 
gen den traditionellen Emährungsgewohnheiten 
der Begünstigten in der Regel besser Rechnung imd 
erhalten die Produktionsanreize in temporären 
Überschußregionen der Entwicklungsländer. Diese 
Politik wird erfreulicherweise durch das internatio- 
nale Nahrungsmittelhilfe-Übereinkommen von 1986 
und die EG-Verordnung über die Nahrungsmittel- 
hilfepolitik und -Verwaltung von 1986 (vgl. II. 5.6) 
ausdrücklich gefördert und wurde auch von der 
Bundesregierung im Rahmen der bilateralen Nah- 
rungsmittelhilfe nachdrücklich verfolgt. 

Die Ernährungsprobleme in den Ländern der Dritten 
Welt müssen im Zusammenhang der gesamten Ent- 
wicklungsproblemaktik gesehen werden. Die Viel- 
schichtigkeit und Verknüpfung von niedriger Pro- 
duktivität und Einkommen, schlechten Produktions- 
bedingungen, Defiziten bei der Erfüllung der 
Grundbedürfnisse, entwicklungshemmenden Ver- 
haltensmustem sowie ungünstigen institutioneilen 
und politischen Rahmenbedingungen bedingen in 
ihrer Gesamtheit Unterentwicklung. Hunger und 
Ernährungsunsicherheit stellen lediglich einen Teil- 
aspekt dar. Institutionelle Faktoren wie Landbesitz 
und Pachtsysteme oder Denk- und Verhaltenswei- 
sen können deshalb ebenso bestimmend für Himger 
und Unternährung sein wie Mangel an Kaufkraft 
oder eine zu niedrige Nahnmgsmittelproduktion. 
Diese Komplexität verlangt, daß Problemlösungen 
in verschiedenen Richtungen gesucht und Maßnah- 
men in der Regel mehrdimensional getroffen wer- 
den. 

Neben Vorhaben zur Steigenmg der landwirtschaft- 
lichen Produktion bedarf es der Schaffung von Kauf- 
kraft (nicht nur im ländlichen Raum) sowie der um- 
fassenden Entwicklung ländlicher Räume zur Ver- 
besserung der Lebensbedingungen der dort leben- 
den Menschen. 

Wichtige Voraussetzungen für den Erfolg von För- 
derungsmaßnahmen zur Emährungssicherung aus 
eigener Kraft bilden eine aktive Bevölkenmgspoli- 
tik, eine Markt- und Preispolitik, die Anreize zur 
Agrarproduktion schafft, sowie gesicherte Bodenbe- 
sitzverhältnisse bzw. langfristige Landnutzungs- 
rechte für die Bauern. In vielen Fällen ist hierzu eine 
Agrarreform erforderlich. 

Zur Steigemng der landwirtschaftlichen Produktion, 
der insbesondere in vielen Ländern Afrikas südlich 
der Sahara erste Priorität zukommt, hat die Bimdes- 
regiemng der Fördemng von kleinbäuerlichen Fa- 
milienbetrieben Vorrang eingeräumt. Derartige Be- 
triebe erzeugen ca. 85 % der landwirtschaftlichen 
Produktion in den Entwicklungsländern. Es geht 
hier insbesondere darum, den Bauern Alternativen 
zu ihren lokalen, oft die natürlichen Ressourcen 
schädigenden Produktionsmethoden anzubieten. 

Die Entwicklung und der Einsatz von angepaßten 
ökologisch verträglichen Produktionsmethoden in 
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Verbindung mit verbesserten und ertragssicheren 
Nahrungskulturen hat dabei Vorrang. Die besondere 
Rolle, die den Frauen in vielen Gesellschaften bei 
Bodenvorbereitung und Anbau, Ernte, Verarbeitung 
und auch Vermarktimg landwirtschaftlicher Pro- 
dukte zukommt, wird bei der Planung und Durch- 
führung von Vorhaben im ländlichen Bereich, be- 
sonders in der Subsistenzwirtschaft, berücksichtigt. 

Für die Sicherung der künftigen Welternähiung bei 
anhaltend wachsender Bevölkenmg kann die inter- 
nationale Agrarforschung einen wichtigen Beitrag 
leisten. Der Agrarforschung wird deshalb auch in 
Zukunft ein hoher Stellenwert im Rahmen der ent- 
wicklungspolitischen Zusammenarbeit beigemessen 
werden. 

Die Bundesregierung trägt den Anforderungen, die 
an die Agrarforschung gestellt werden, Rechnung. 
Sie fördert die Internationale Agrarforschung durch 
die CGIAR (Consultative Group on International 
Agricultural Research). Seit 1972 wurden Mittel in 
Höhe von insgesamt 300 Mio. DM bereitgestellt. 

Zur Beratung im Hinblick auf ihre Förderpolitik für 
internationale Agrarforschung bedient sich die Bun- 
desregierung der „Arbeitsgemeinschaft Tropische 
imd Subtropische Agrarforschimg e.V (ATSAF), die 
vom BMZ und BML getragen wird. 

In den letzten Jahren hat die Internationale Agrar- 
forschung neben dem Ziel der Verbesserung insbe- 
sondere lokaler Nahrungskulturen auch den Proble- 
men der Erhaltung natürlicher Ressourcen Rech- 
mmg getragen. Schwerpunkte sind dabei die Ent- 
wicklung nachhaltiger umweltgerechter Produkti- 
onsmethoden als Alternative zu der immer noch weit 
verbreiteten Brandrodung, ferner die Entwicklung 
natürlicher Pflanzenschutzmethoden, um die Ver- 
wendung chemischer Pflanzenschutzmittel auf ein 
Mindestmaß zu beschränken. 


2.3.3 Armutsbekämpfung durch Hilfe zur Selbsthilfe 

Entwicklungszusammenarbeit im Bereich „Armuts- 
bekämpfung durch Hilfe zur Selbsthilfe" zielt auf ge- 
sellschaftlichen Wandel zugunsten der Armen. Die- 
ser Veränderungsprozeß hat daim Chancen, breiten- 
wirksam, selbsttragend, strukturwirksam und nach- 
haltig zu verlaufen, 

- wenn er von den Armen ausgeht und von diesen 
getragen wird, 

- wenn er von den an Hilfsaktionen Beteiligten ge- 
stützt wird, im Umfeld der Armen sowie auf natio- 
naler und internationaler Ebene, 

- wenn er durch geeignete politische, wirtschaftli- 
che und soziokulturelle Rahmenbedingungen er- 
möglicht wird. 

Die 1983 für das Aufgabengebiet eingerichtete be- 
sondere Arbeitseinheit im Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit hat seitdem in der 
Gemeinsamen Arbeitsgruppe „Armutsbekämpfung 
durch Selbsthilfe" mit Vertretern aus deutschen 


nicht-staatlichen und staatlichen Entwicklungsinsti- 
tutionen Leitlinien für ein Konzept und konkrete 
Ansätze für Maßnahmen erarbeitet und erprobt. 

Die Vorschläge für Maßnahmen, die sich aus den Ar- 
beitsergebnissen herauskristallisiert haben, liegen 
in so unterschiedlichen Bereichen wie Sparförde- 
rung und institutioneile Voraussetzungen für das 
Sparen armer Bevölkerungsgruppen, Förderung der 
Selbsthilfefähigkeit und der eigenständigen Ent- 
wicklung der Armen durch offene Fonds, Verbesse- 
rung der Lebensbedingungen der Menschen, die ihr 
Einkommen im sogenannten „Informellen Sektor" 
erzielen, Möglichkeiten und Grenzen der Armutsbe- 
kämpfung durch formale Selbsthilfeorganisationen, 
Z.B. Genossenschaften, Selbsthilfeförderung bei In- 
frastrukturvorhaben im Bereich Trinkwasserversor- 
gung und Entsorgung, Einfachwohnungsbau und 
Stadtviertelentwicklimg sowie kleinbäuerliche Be- 
wässerung. Bei allen Vorhaben wurde besonders Ge- 
wicht auf die Analyse der Rolle der Frauen im Rah- 
men des jeweiligen Förderkonzeptes gelegt. 

Die besondere Arbeitseinheit hat Ende April 1989 ih- 
re Tätigkeit wie vorgesehen beendet; Armutsbe- 
kämpfung durch Hilfe zur Selbsthilfe ist nunmehr 
regulärer Aufgabenbestand des für sektorübergrei- 
fende Aufgaben zuständigen Referates. 


2.3.4 Bevölkerungspolltik 

Die Zunahme der Bevölkerung übersteigt in vielen 
Entwicklungsländern die Wachstumsraten von Nah- 
rungsmittelproduktion und Bruttosozialprodukt und 
führt zu einer Verschlechterung der Lebensbedin- 
gungen. Die Bundesregienmg mißt daher bevölke- 
rungspolitischen Maßnahmen in der Entwicklungs- 
zusammenarbeit einen hohen Stellenwert bei. In 
Übereinstimmung mit den Empfehlungen der Inter- 
nationalen Bevölkerungskonferenz von Mexiko 1984 
und Amsterdam 1989 (Forum on Population in the 
21st Century) hat sie für entsprechende multilaterale 
Programme im Zeitraum 1987/88 insgesamt 91 Mio. 
DM zugesagt. Hauptempfänger dieser Leistungen 
waren der Bevölkerungsfonds der Vereinten Natio- 
nen (UNFPA) und der Dachverband Privater Famili- 
enplanungsträger (IPPF) (vgl. II. 6.3.2). 

Für bilaterale bevölkerungspolitische Vorhaben 
wurden in den Jahren 1987/88 knapp 61 Mio. DM zu- 
gesagt. Der Schwerpunkt entsprechender Program- 
me liegt u.a. in Bangladesch, Kenia, Tanzania, Sim- 
babwe, Indonesien und Jamaika. Die Bundesregie- 
rung ist darüber hinaus generell zu einer verstärkten 
Förderung von bevölkerungspolitischen Maßnah- 
men bereit, lehnt aber Zwangsmaßnahmen jeder Art 
ab. 

Wesentliche Elemente der von der Bundesregierung 
geförderten Maßnahmen der Familienplanung in 
den Entwicklungsländern sind Aufklärung und Be- 
ratung. Motivationskampagnen sollen - in Verbin- 
dung mit der Verteilung von Kontrazeptiva - dazu 
beitragen, die Akzeptanz für Familienplanung zu er- 
höhen. Ziel ist es, die Menschen in den Entwick- 
lungsländern in die Lage zu versetzen, die Zahl der 
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Geburten eigenverantwortlich, vorausschauend und 
wirksam zu begrenzen und auf diese Weise einen 
Beitrag zur Verringerung zu hoher Bevölkenmgs- 
wachstumsraten zu leisten. 

Besonders bewährt hat sich die Verbindung von be- 
völkerungspolitischen Maßnahmen mit Vorhaben 
der Erwachsenenbildung und, weil auf diese Weise 
eine medizinische Beratung und Betreuung gewähr- 
leistet werden kann, mit solchen des Gesundheits- 
wesens. Die Bundesregierung strebt zusätzlich eine 
verstärkte Einbeziehung von Familienplanungs- 
Komponenten in Vorhaben der ländlichen Entwick- 
lung an. 


2.3.5 Frauen im Entwicklungsprozeß 

In vielen Ländern der Dritten Welt nehmen Frauen 
eine Schlüsselrolle in wirtschaftlich und sozial wich- 
tigen Bereichen ein. Dies gilt nicht nur für Hauswirt- 
schaft, Kindererziehung, Gesundheit und Familien- 
planung, sondern insbesondere auch in der Land- 
wirtschaft (dreiviertel aller Arbeitsleistungen auf 
dem Land werden von Frauen erbracht), in der Ener- 
gie- und Wasserversorgung, in Handwerk, Handel 
und auch in der modernen Industrieproduktion. 

Gegenüber den Männern sind die Frauen in der 
Dritten Welt jedoch vielfach wirtschaftlich, sozial, 
rechtlich und politisch benachteiligt und besonde- 
ren Belastungen ausgesetzt. 

Benachteiligungen gegenüber Männern bestehen 
z.B. hinsichtlich Ausbildung, Erziehung, Zugang zu 
Krediten wie auch bei der Mitwirkung an wirt- 
schaftlichen und politischen Entscheidungsprozes- 
sen. Durch Haus- und Feldarbeit, häufige Geburten 
sowie unzureichende Wasser- und Energieversor- 
gung sind Frauen oftmals Doppelbelastungen ausge- 
setzt. Ebenso wirken sich Modemisierungsprozesse 
häufig nachteilig auf Frauen aus, indem sie diese aus 
traditionellen Einkommensbereichen verdrängen 
und ihnen neue Arbeitsbelastungen aufbürden. 

Zunehmend sind es auch die Frauen, die auf dem 
Lande und insbesondere auch in den Slumgebieten 
der Städte den Lebensunterhalt für die Familien er- 
wirtschaften müssen. Weltweit sind bereits mehr als 
ein Drittel der Haushaltsvorstände Frauen, in eini- 
gen Entwicklungsländern liegt ihr Anteil bereits bei 
über 50 %.Die Internationale Arbeitsorganisation 
hat 1978 die Situation der Frauen schlagwortartig 
wie folgt charakterisiert: „Frauen sind die Hälfte der 
Weltbevölkerung, leisten nahezu Va der Arbeitsstun- 
den, erhalten % o des Welteinkommens und besitzen 
Vioo des Welteigentums." 

In Anbetracht dieser Situation haben Maßnahmen 
zur Frauenförderung eine wichtige Bedeutung im 
Rahmen der entwicklungspolitischen Zusammenar- 
beit. Die Bundesregierung geht dabei von der Über- 
legung aus, daß die Verbesserung der Lage der Frau- 
en der Verwirklichung der Menschenrechte und der 
sozialen Gerechtigkeit dient und insbesondere auch 
entwicklungspolitisch bedeutsam ist. Wirtschaftli- 
che und soziale Entwicklung ist ohne die Arbeit, die 
Fähigkeiten und das schöpferische Potential der 
Frauen nicht möglich. 


Die Bundesregierung hat daher in ihren „Grundlini- 
en der Entwicklungspolitik" von 1986 die Förderung 
von Frauen zu einem Schwerpunkt der deutschen 
Entwicklungszusammenarbeit erklärt. Die Förde- 
rung der Frauen wird als eine Querschnittsaufgabe 
betrachtet, die in allen Bereichen der Entwicklungs- 
zusammenarbeit berücksichtigt werden muß. Die In- 
teressen von Frauen sind in die Planung und Durch- 
führung aller Projekte imd Programme einzubezie- 
hen. Ziel ist es, Frauen angemessen am Nutzen aller 
Vorhaben zu beteiligen, nachteilige Auswirkungen 
auf Frauen zu vermeiden und Vorgefundene Benach- 
teiligungen von Frauen durch gezielte Förderungs- 
maßnahmen abzubauen. Zur Erreichung dieses Ziels 
können auch spezielle Frauenprojekte notwendig 
sein. 

Frauen sollen dabei sowohl im sozialen imd familiä- 
ren Bereich wie auch in ihren Funktionen in der Pro- 
duktion, im Dienstleistungsgewerbe und im Handel 
gefördert werden. Entwicklungszusammenarbeit ist 
deshalb so anzulegen, daß auch Frauen Zugang zu 
Produktionsfaktoren wie z.B. Land, zu Krediten so- 
wie zu Aus- und Fortbildungsmaßnahmen erhalten. 
Da Frauen in vielen Entwicklungsländern das Haus- 
haltseinkommen überwiegend alleine erwirtschaf- 
ten, sind einkommensschaffende Förderungsmaß- 
nahmen für Frauen von großer Bedeutung, wobei 
diese jedoch nicht zu unzumutbaren Mehrbelastun- 
gen für die Frauen führen dürfen. 

Für alle Maßnahmen gilt, daß die Frauen in den Ent- 
wicklungsländern stärker als bisher selbst entschei- 
den sollen, wo entsprechend ihren Bedürfnissen und 
ihrem sozio-kulturellen Selbstverständnis eine För- 
derung ansetzen soll. 

Zur Umsetzung dieser Zielsetzung hat die Bundesre- 
gierung 

- ein Konzept für die Förderung von Frauen in Ent- 
wicklungsländern erarbeit, das Vorgaben für die 
Planimg, Durchführung und Bewertung von Vor- 
haben unter dem Gesichtspunkt der Frauenförde- 
rung enthält; 

- ein Querschnittsreferat (März 1988) eingerichtet, 
in dem das Anliegen der Frauenfördenmg mit an- 
deren übersektoralen Grundsatzfragen wie Ar- 
mutsbekämpfung durch Selbsthilfe und sozio- 
kulturelle Aspekte verknüpft wird; 

- verschiedene Planungs-, Steuerungs- und Evaluie- 
rungsverfahren der Technischen und Finanziellen 
Zusammenarbeit sowie sektorale Grundsatzpapie- 
re durch entsprechende frauenbezogene Kriterien 
ergänzt; 

- in Evaluierungen z.B. Vorhaben im Bereich der 
ländlichen Entwicklung und der Trinkwasserver- 
sorgung hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf die 
Lebensbedingungen von Frauen in der Projektre- 
gion untersucht; 

- Forschungsvorhaben über Themen wie z.B. „Die 
Einbeziehung von Frauen in Projekte der Ent- 
wicklungszusammenarbeit mit islamischen Staa- 
ten Nordafrikas" und „Förderung von Frauen im 
städtischen und ländlichen informellen Sektor in 
Indien" vergeben; 
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~ verstärkt Fortbildungsmaßnahmen für Mitarbei- 
ter imd Mitarbeiterinnen des BMZ imd der Durch- 
führungsorganisationen zu Fragen der Frauenför- 
derung in der Entwicklungszusammenarbeit 
durchgeführt. 

Maßnahmen zur Fördenmg von Frauen im Rahmen 
von ländlichen Entwicklungsvorhaben konzentrie- 
ren sich auf die Beratung und Ausbildung von Land- 
frauen im Bereich der Nahrungsmittelproduktion, 
der landwirtschaftlichen Verarbeitung und Ver- 
marktimg, auf die Förderung von einkommensschaf- 
fenden Maßnahmen im Bereich des Kleingewerbes 
imd auf die Förderung von Selbsthilfegruppen. Hin- 
zu kommen Vorhaben zur Arbeitserleichterxmg wie 
Z.B. die Einführung energiesparender Öfen, die Ver- 
bessenmg der Trinkwasserversorgung und die Ent- 
wicklung und Verbreitung von arbeitssparenden 
Technologien zur Nahrungsmittelvercirbeitung. 

Im städtischen Bereich, wie beispielsweise bei Slum- 
Sanierungsvorhaben, werden Frauen durch Maß- 
nahmen zur Verbesserung der Wohnungssituation, 
aber auch durch Ausbildungs- und einkommens- 
schaffende Programme gefördert. 

Bei Gesundheits Vorhaben liegen die Schwerpunkte 
beim Aufbau von Basisgesundheitsdiensten, Mutter- 
Kind-Programmen, der Aus- und Fortbildung von 
Hebammen, der Gesundheitserziehung und Ernäh- 
rungsberatung sowie der Familienplanung. 

Im Bereich der Bildung, Aus- und Fortbildung, wer- 
den Zentren für die berufliche Ausbildung von Mäd- 
chen und Frauen gefördert. 

Daneben werden weiterhin Pilotmittel eingesetzt, 
um neue Ansätze zur Förderung von Frauen zu er- 
proben bzw. bestehende Ansätze weiterzuentwik- 
keln. Die Pilotvorhaben konzentrieren sich insbe- 
sondere auf Vorhaben zur Einkommensschaffung so- 
wie zur Existenzgründung von Frauen im Bereich 
des Kleingewerbes und des informellen Sektors in 
ländlichen imd städtischen Gebieten der Entwick- 
lungsländer, 

Daneben beteiligt sich die Bundesregierung auch an 
der (Mit-)Finanzienmg von Vorhaben nicht-staatli- 
cher Träger. Kirchen, private Träger und auch die 
politischen Stiftungen unterstützen zur Frauenför- 
derung Z.B. lokale Trägerstrukturen und Selbsthilfe- 
gruppen und verfügen insbesondere über Erfahrun- 
gen in den Bereichen Sozialstruktur, Ausbildung 
und Gesundheitswesen. 

In der multilateralen Zusammenarbeit finanziert die 
Bundesregierung internationale Organisationen und 
Progrctnune mit, die sich auch mit der Förderung von 
Frauen in Entwicklungsländern befassen. 1989 wur- 
de der jährliche Beitrag für UNIFEM, dem Entwick- 
lungsfonds der Vereinten Nationen für Frauen, von 
bisher 100.000,— DM auf 1 Mio. DM erhöht. In Zusam- 
menarbeit Z.B. mit ILO und UNESCO fördert die 
Bundesregierung Treuhandprojekte, die Maßnah- 
men für Frauen im Bereich Bildung und Ausbildung 
sowie im Bereich Verbesserung der Einkommenssi- 
tuation vorsehen. 


2.3.6 Förderung des Bildungswesens 

Der Bildungssektor gehört seit Beginn der Entwick- 
lungszusanunenarbeit zu deren Schwerpunktberei- 
chen. Rund 20 % der bilateralen öffentlichen Hilfe- 
zusagen entfallen auf diesen Sektor. Die Bundesre- 
gierung liegt damit in der Spitzengruppe der Geber- 
länder. Auch die Qualität der deutschen Bildungs- 
förderung ist durch Querschnittsevaluierungen be- 
stätigt worden. Für die Dritte Welt hat die Bedeu- 
tung dieser Förderung zugenommen, da eine wach- 
sende Zahl von Entwicklungsländern in einer Situa- 
tion sozialer, ökonomischer und budgetärer Krisen 
einerseits nicht mehr in der Lage ist, die hohen Ko- 
sten des Bildungswesens zu tragen und die erforder- 
lichen Reformen durchzuführen, andererseits vor 
der Aufgabe steht, eine zahlenmäßig starke junge 
Generation mit den Kenntnissen und Fähigkeiten 
auszurüsten, die für eine aktive Beteiligung am wirt- 
schaftlichen und sozialen Leben unabdingbar sind. 

Von besonderer Bedeutung für den Fortschritt in 
Entwicklungsländern ist die Vermittlung einer aus- 
reichenden allgemeinen Grundbildung; Investitio- 
nen in diesem Bereich versprechen den höchsten 
volkswirtschaftlichen und persönlichen Ertrag, 
Trotz großer Anstrengungen und Erfolge der Ent- 
wicklungsländer bei dem Ausbau des allgemeinbil- 
denden Erziehungswesens (einschließlich der Al- 
phabetisierung) haben nach Angaben der Weltbank 
in der 3. Welt fast 100 Millionen Kinder und Jugend- 
liche im Schulalter keine Möglichkeit, eine Schule 
zu besuchen. Insgesamt gibt es in Entwicklungslän- 
dern fast 1 Milliarde Analphabeten. Diese Zahlen 
steigen weiter an. Wege zur Abhilfe hat eine Welt- 
konferenz aufgezeigt, die im März 1990 in Thailand 
zwei wichtige Dokumente verabschiedete, eine 
„World Declaration on Education for All" und ein 
„Framework for Action to Meet Basic Leaming 
Needs". Konferenz und Ergebnisse lassen erwarten, 
dciß sich die internationale Zusammenarbeit im 
Grundbildungsbereich neu beleben wird, daß ver- 
mehrt Förderungsanträgen gestellt werden und da- 
mit der Bundesregierung die Möglichkeit gegeben 
wird, die Zusammenarbeit in diesem entscheiden- 
den Bereich erheblich zu verstärken. 

Förderungsmaßnahmen im allgemeinen Grundbil- 
dungsbereich sollen zu einer gerechteren Vertei- 
lung der Bildungs- und Lebenschancen beitragen, 
d.h. insbesondere ärmeren Bevölkerungsschichten 
und Frauen und Mädchen zugute kommen und auch 
ländlichen Regionen erreichen. Wichtige Projektan- 
sätze sind Förderung des muttersprachlichen An- 
fangsunterrichts, Verbesserung des naturwissen- 
schaftlichen Unterrichts, Einführung praktischer Fä- 
cher, Lehrmittelentwicklung und -herstellung und 
Lehreraus- und Fortbildung. Alphabetisierungspro- 
gramme werden im Zusammenhang mit Unterwei- 
sung in Fragen der Gesundheit, Hygiene, Landwirt- 
schaft, Umweltschutz etc. gefördert. Die Bundesre- 
gierung unterstützt im allgemeinen Grundbildungs- 
bereich in erheblichem Umfang Hilfemeißnahmen 
nicht-staatlicher Träger, insbesondere der Kirchen. 

Der Hochschulsektor ist in den vergangenen Ent- 
wicklungsdekaden in der Dritten Welt stark ausge- 
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baut worden. Vielfach wurde dabei die Finanzkraft 
des Staates und die Absorptionsfähigkeit des Ar- 
beitsmarktes überfordert. Die Zusammenarbeit der 
Bundesregierung in diesem Bereich zielt daher vor 
allem darauf ab, bestehende Kapazitäten zu konsoli- 
dieren und zu qualifizieren sowie den Entwicklungs- 
beitrag der Hochschulen zu stärken. In einer Situati- 
on permanenter finanzieller Not, die vor allem an 
afrikanischen Hochschulen herrscht, gilt es, Bemü- 
hungen um Rationalisierung und effizientes Hoch- 
schulmanagement zu unterstützen. Durch den Auf- 
bau eines Beratungswesens sollen nicht nur wert- 
volle Entwicklungsbeiträge geleistet, sondern auch 
die Finanzierrmg der Hochschulen erleichtert wer- 
den. Die Bundesregierung fördert derzeit rund hun- 
dert Hochschulprojekte im Rahmen der Techni- 
schen Zusammenarbeit, etwa ein Viertel hiervon auf 
der Basis von Hochschulpartnerschaften. Die Förde- 
nmg konzentriert sich auf Schwerpunktuniversitä- 
ten und auf solche Fachbereiche, von denen Impulse 
für die weitere Entwicklung ausgehen, vor allem die 
Natur-, Agrar- und Ingenieurwissenschaften. Dane- 
ben hat die Fortbildung von Studenten und jungen 
Wissenschaftlern aus Entwicklungsländern an deut- 
schen Hochschulen eine wichtige ergänzende Funk- 
tion. Zu den bemerkenswerteren Entwicklungen in 
diesem Bereich gehört der Aufbau eines Stipendien- 
programms für entwicklungsbezogene postgraduale 
Studienangebote, die deutsche Hochschulen in den 
letzten Jahren in Übereinstimmung mit Empfehlun- 
gen des Wissenschaftsrats eingerichtet haben. Im 
Rahmen dieses Programms, das noch ausgeweitet 
werden soll, vergibt der DAAD 1989 aus BMZ- 
Mitteln etwa 250 Stipendien für 18 ausgewählte Stu- 
dienangebote, die durchschnittlich 18 Monate dau- 
ern, z.T, in englischer Sprache stattfinden und zum 
Teil mit einem in Entwicklungsländern anerkannten 
akademischen Grad (Master, Magister) abschließen. 

Der beruflichen Bildung mißt die Bundesregierung 
innerhalb ihrer Bildungszusammenarbeit einen ho- 
hen Stellenwert bei. Im Jahre 1988 beliefen sich die 
Ausgaben des BMZ für diesen größten Subsektor im 
Bildungsbereich auf über 300 Mio. DM. 

Die Förderung der beruflichen Bildung soll einer- 
seits dazu beitragen, den Bedarf an fachlich qualifi- 
ziertem Personal zu decken - dies ist für die Ent- 
wicklung eines Landes eine notwendige Vorausset- 
zung - und andererseits Einkommens-ZBeschäfti- 
gungsmöglichkeiten für die Auszubildenden zu er- 
öffnen bzw. zu verbessern. Ein praxisorientiertes Be- 
rufsbildungswesen, das die betroffenen Personen- 
gruppen, Institutionen und Organisationen insbe- 
sondere der Arbeitgeber und Arbeitnehmer an der 
Planung, Durchführung und Finanzierung der Be- 
rufsbildungsmaßnahmen beteiligt, erscheint im Hin- 
blick auf die Verwirklichung dieser zweifachen Ziel- 
setzung besonders erfolgversprechend. 

Eine bedarfsgerechte Berufsbildung bedeutet aber 
auch, daß in Ländern, in denen die Mehrheit der 
Menschen im sogenannten „informellen Sektor" tä- 
tig sind, die Besonderheiten dieses Sektors in der 
Planung und Durchführung der Berufsbildungsmaß- 
nahmen Berücksichtigung finden. Bisher hat die 
Bundesregierung diesen Bereich überwiegend indi- 


rekt durch die finanzielle Unterstützung von NRO's 
gefördert - die Kirchen z.B. erhielten im Durch- 
schnitt der letzten Jahre rund 30 Mio. DM Bundeszu- 
schüsse für in der Regel integrierte Berufsbildungs- 
projekte. 

Die Bundesregierung wird ihr differenziertes Instru- 
mentarium zur Berufsbildungsförderung im Hin- 
blick auf die veränderten Anforderungen in den Ent- 
wicklungsländern weiterentwickeln und ausbauen, 
um auch weiterhin bedarfsorientierte Berufsbildung 
unterstützen zu können, und zwar nicht nur im Hin- 
blick auf die Arbeitsmärkte, sondern auch in bezug 
auf die Nachfrage der Menschen, 


Exkurs: Öffentliche Anhörung 

„Beitrag der Bundesrepublik 
Deutschland zur Aus- und Fortbildung in 
Entwicklungsländern - Schwerpunkt 
gewerbliche Berufsbildung" 

Anläßlich der in den letzten Jahren vermehrt geäu- 
ßerten Kritik an der konzeptionellen Ausrichtung 
der gewerblichen Berufsbildungshilfe, insbesondere 
an dem im Jahre 1986 von dem BMZ erarbeiteten 
Sektorkonzept zur gewerblichen Berufsbildung, 
führte der Ausschuß für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit (AwZ) eine Sachverständigenanhönmg zum 
obigen Thema am 13. April 1988 durch. Im gleichen 
Zeitraum wurden zwei Kleine Anfragen der Fraktion 
der Grünen am 29.01.1988 und der CDU/CSU und 
FDP Koalition am 15.03.1988 zur Gewerblichen Be- 
rufsbildung in Entwicklungsländern an die Bundes- 
regierung gerichtet und beantwortet. 

An der Anhörung nahmen als Sachverständige je- 
weils ein Vertreter der Gesellschaft für Technische 
Zusammenarbeit (GTZ), der Zentralstelle für ge- 
werbliche Berufsförderung, des Deutschen Entwick- 
lungsdienstes, des Salesianerordens Don Bosco, der 
Handwerkskammer Köln sowie Wissenschaftler der 
TU und FU Berlin teil. 

Die Sachverständigen stimmten dam überein, daß 
auch dem informellen Sektor, insbesondere seinen 
Betrieben, eine hohe wirtschaftliche und soziale Be- 
deutung bei der Entwicklung eines Landes zu- 
kommt, Aus diesem Grunde trat die Mehrheit für ei- 
ne künftig stärkere Berücksichtigung des informel- 
len Sektors bei der Planung und Durchführung von 
gewerblichen Berufsbildungsn^aßnahmen ein. Hin- 
gegen hielten sie eine Schwerpunktverlagerung auf 
Kosten der bisher praktizierter Berufsbildungshilfe 
zugunsten des informellen Sektors für nicht sinnvoll. 
Es wurden Zweifel geäußert, daß die formelle ge- 
werbliche Berufsbildung die Ärmsten der Armen er- 
reicht. Die größten Erfolgschancen wurden solchen 
Förderansätzen eingeräumt, die gewerbliche Berufs- 
bildung in ihr Förderkonzept integriert haben, z.B. 
ländliche Regionalentwicklungsvorhaben oder Ge- 
werbefördemng. 

Das Konzept der dualen Berufsbildung wurde im 
Grundsatz mit einer Ausnahme von allen befürwor- 
tet. Dabei wurde unterstrichen, daß das „deutsche 
duale Berufsbildungssystem" nicht unreflektiert 
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übertragen werden soll. Es gehe vielmehr darum, 
aus dem Spektrum von möglichen dualen Ansätzen 
denjenigen auszu wählen, der am besten den jeweili- 
gen landesspezifischen Gegebenheiten gerecht 
wird. 

Kritisch wurde von allen angemerkt, daß die Förde- 
nmg der Frauen in der gewerblichen Berufsbildimg 
bis auf wenige Ausnahmen sehr vernachlässigt wur- 
de und einer Steigerung bedarf. 

Auf eine entsprechende Beschlußempfehlimg des 
AwZ (Druchsache 11/4381) hat der Deutsche Bundes- 
tag durch Beschluß vom 15. September 1989 zur 
Sachverständigenanhörung und zu den Antworten 
auf die kleinen Anfragen (Drucksache 11/1855 und 
11/2470) festgestellt: 

1. „Wesentliches Ziel der Berufsbildungshilfe müs- 
sen Beiträge und Komponenten für anpassungsfä- 
hige, bedarfsgerechte und finanzierbare Berufs- 
bildungssysteme sein. Dual strukturierte berufli- 
che Bildung bietet hierzu durch aktive Beteili- 
gung von Industrie und Handwerk eine aussichts- 
reiche Möglichkeit. Dies schließt nicht aus, daß 
andere Verhältnisse in Entwicklungsländern oder 
in einzelnen ihrer Regionen durch andere Ansätze 
berücksichtigt werden. Wesentlich ist, daß die Be- 
rufsbildungshilfe geeignet ist, zu der Entwick- 
lung eines flächendeckenden Berufsbildungssy- 
stems beizutragen. Eine schrittweise Ausweitung 
der Berufsbildungshilfe auf den gesamten infor- 
mellen Sektor erscheint notwendig. 

2. Berufsbildxmgshilfe soll möglichst überall mit 
Maßnahmen der Gewerbeförderung verbunden 
werden. Dazu zählt auch die Vermittlung von all- 
gemeinbildenden, technischen und sozialen Qua- 
lifikationen sowie die Einbeziehung von Betriebs- 
beratung und Kreditprogrammen. 

3. Die berufliche Aus- und Fortbildung sollte nicht 
nur infrastrukturverbessemd, sondern auch ziel- 
gruppenbezogen sein. Fehlende Zielgruppenbe- 
zogenheit hat in der bisherigen Berufsbildungs- 
hilfe dazu geführt, daß Frauen generell und Ju- 
gendliche des ländlichen Bereichs zu wenig ge- 
fördert wurden. 

4. Im Interesse einer den länderspezifischen Bedürf- 
nissen angepaßten Berufsbildungshilfe als Bei- 
trag zur Entwicklung personeller Ressourcen soll- 
te der Fortbildung und Förderung von einheimi- 
schen Ausbildern besondere Priorität zukommen." 

Der Deutsche Bundestag fordert in seinen Empfeh- 
lungen die Bundesregierung auf, diese gewonnenen 
Erkenntnisse in ihrer konzeptionellen und prakti- 
schen Arbeit umzusetzen. Ein intensiverer Erfah- 
rungsaustausch mit allen in der Berufsbildungshilfe 
Tätigen, vor allem mit den NRO, sowie zusätzliche 
Querschnittsevaluienmgen sollten durchgeführt 
werden. Über den Fortschritt der Umsetzungen der 
Empfehlungen soll zukünftig berichtet und auf der 
Grundlage der zusätzlichen Erfahrungen das Sektor- 
papier möglichst bald fortgeschrieben werden. 

Die Bundesregierung wird auch künftig ihr bisheri- 
ges Berufsbildungsangebot aufrechterhalten, da die 


Nachfrage der Entwicklungsländer danach unver- 
mindert anhält und sogar noch zunimmt. 

Darüber hinaus wird sie aber Konzept imd Instru- 
mentarium dahingehend weiterentwickeln, daß eine 
direkte gezielte Förderung des informellen Sektors 
durch integrierte Berufsbildungsprojekte möglich 
ist. Zu diesem Zweck hat die Bundesregienmg ein 
Forschungsvorhaben „Strategien der beruflichen 
Bildung für den informellen Sektor im Rahmen inte- 
grierter Förderansätze" vergeben und eine Fachkon- 
taktgruppe „Berufliche Bildung" eingerichtet, in der 
der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
und wichtige im Bereich der Berufsbildung tätigen 
Organisationen mitwirken. Zusätzlich werden mit 
internationalen Organisationen wie Weltbank und 
ILO Pilotvorhaben zur beruflichen Bildung im infor- 
mellen Sektor durchgeführt. 

Auf der Grundlage der so gewonnenen Erkenntnisse 
und Erfahrungen wird das Sektorkonzept zur ge- 
werblichen Berufsbildung fortgeschrieben werden. 


2.3.7 Verbesserung der Energieversorgung 

Im Interesse einer wirtschaftlichen, umweltschonen- 
den imd sicheren Energieversorgung der Entwick- 
lungsländer sowie zur Beseitigung von Energieeng- 
pässen in der Landwirtschaft, der Industrie und im 
Transportwesen (vgl. 1 2.5) verfolgt die Bimdesregie- 
rung weiterhin die im „Programm der Bundesregie- 
rung für die Zusammenarbeit mit Entwicklungslän- 
dern auf dem Gebiet der Energie" niedergelegten 
Ziele: 

- Deckung des Energiebedarfs breiter Bevölke- 
rungsschichten, insbesondere durch dezentrale 
Energieversorgung, sparsame Nutzimg von Holz 
sowie durch nachhaltige Bewirtschaftung der 
Wälder; 

- Abbau der Abhängigkeit von importierten Ener- 
gieträgern durch strukturelle i^passungen im 
Energiesektor, Energiesparmaßnahmen sowie Er- 
schließung bisher ungenutzter, insbesondere 
nicht erschöpflicher einheimischer Energiequel- 
len; 

- Stärkung der technologischen Leistungsfähigkeit 
der Entwicklungsländer auf dem Energiesektor 
durch Zusammenarbeit im Bereich neuer Energie- 
technologien. 

Die bilateralen Regierungszusagen im Rahmen der 
FZ und TZ (i.e.S.) für Erkundung, Erschließung und 
rationelle Nutzung des Energiepotentials der Ent- 
wicklungsländer betrugen 1987 832,4 Mio. DM und 
1988 924,3 Mio. DM. Der prozentuale Anteil dieses 
Sektors an allen bilateralen TZ- und FZ-Regierungs- 
zusagen betrug damit 1987 19,3 % und 1988 19,9 %. 

Bei den im Rahmen der FZ geförderten Vorhaben 
steht weiterhin die Verbesserung der Stromversor- 
gung im Vordergrund, insbesondere durch Wasser- 
kraftanlagen und durch thermische Kraftwerke auf 
Braunkohle-, Steinkohle-, Erdgas- und Ölbasis sowie 
durch Ausbau der Übertragungs- und Verteilungs- 
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leitungen. In der TZ werden insbesondere Energie- 
planungs- und Trägerförderungsprojekte durchge- 
führt. 

Zur Verbesserung der Wirtschaftlichkeit der Ener- 
gieversorgung und aus umweltpolitischen Gründen 
(Treibhauseffekt, Brennholzkrise) werden besondere 
Anstrengungen unternommen, um das auch in Ent- 
wicklimgsländem vorhandene erhebliche Einspar- 
potential auszuschöpfen, die rationelle Energiever- 
wendung zu fördern und die emeuerbaren Energien 
verstärkt zu nutzen. So wird bei der Prüfimg von 
Energieprojekten der FZ regelmäßig geprüft, ob die 
Energieerzeugung dadurch niedriger gehalten wer- 
den kann, daß Verluste in Übertragungs- und Vertei- 
lungsnetzen verringert werden. In jüngerer Zeit 
wird vermehrt auch imtersucht, wie ein Einsparpo- 
tential bei Verbrauchern im Rahmen von Projekten 
erschlossen werden kann. Dabei ist eine geeignete 
Energiepolitik des jeweiligen Entwicklungslandes 
eine wesentliche Erfolgsvoraussetzung. Die Bundes- 
regierung wirkt in der Geberkoordinierung, im Poli- 
tikdialog mit den Entwicklimgsländem imd durch 
Auflagen in den Projektvereinbarungen darauf hin, 
daß die Energiepreise auch die volkswirtschaftli- 
chen Kosten wiederspiegeln. Der Erschließimg von 
Einsparpotentialen dienen Beratungs- \md Ausbil- 
dungsprojekte zur rationellen Energieverwendimg 
(REV), insbesondere in der industriellen Produktion, 
imd Verbreitimgsprogramme für holzsparende Her- 
de in ländlichen wie in städtischen Bereichen, die in 
der TZ gefördert werden. 

Eine intensivere Nutzimg emeuerbarer Energien 
(Sonne, Wind, Kleinwasserkraft, Biomasse, tierische 
und menschliche Muskelkraft) wird im Rahmen von 
Test-, Demonstrations-, und Verbreitimgsprojekten 
angestrebt. Die Stärke der emeuerbaren Energien 
liegt in ihrer Einsatzfähigkeit dort, wo u.a. wegen 
Weiträiimigkeit und dünner Besiedlung auf abseh- 
bare Zeit eine Erschließung durch Stromnetze aus- 
geschlossen bleibt. In vielen Entwicklungsländern 
sind davon bis zu 80 % der Bevölkerung betroffen. 
Die Ausarbeitung von dezentralen Energieversor- 
gungskonzepten ist eine aussichtsreiche Methode, 
die Energieprobleme auch für diesen Teil der Bevöl- 
kerung lösen zu helfen. Bei der Entwicklimg von 
Technologien zur Nutzung erneuerbarer Energien 
arbeiten das BMZ und das BMFT eng zusammen. 


Exkurs: Bekämpfung des 

Rauschgiftmißbrauchs 

Das Drogenproblem hat sich zu einer globalen Her- 
ausforderung entwickelt. Die Zahl der Rauschgift- 
süchtigen ist nach neueren Schätzungen auf welt- 
weit 48 Millionen Menschen angestiegen. Jahr für 
Jahr werden Drogen im Marktwert von 500 Mrd. 


US-$ konsumiert - ein Betrag, der die Entwicklungs- 
hilf eleistimgen aller Geber um das zehnfache über- 
steigt. 

Drogen sind nicht nur ein Problem der Industrielän- 
der; die Drogensucht breitet sich auch in den Erzeu- 
gerländern und den Transitländem Asiens, Afrikas 
und Lateinamerikas immer stärker aus. Rauschgift- 
mißbrauch stellt deshalb Industrie- imd Entwick- 
lungsländer vor große Probleme und behindert die 
soziale und wirtschaftliche Entwicklung. 

Der Intemationalisierung der Drogenkriminalität 
muß eine Intemationalisiemng der Bekämpfung ge- 
genüberstehen. Die Bundesregierung wirkt bei der 
Bekämpfung des Rauschgiftproblems in der Welt auf 
bilateraler und multilateraler Ebene mit. Sie leistet 
einen Beitrag dazu, den gemeinsamen Kampf gegen 
den kriminellen Drogenhandel zu stärken, die sozia- 
len Ursachen des Drogenanbaus in den produzieren- 
den Ländern zu überwinden sowie die gesellschaftli- 
chen Ursachen für Drogenabhängigkeit und Dro- 
genkonsum in den Verbrauchsländem zu beseitigen. 

Neben anderen Politikbereichen und Formen der 
staatenübergreifenden Zusammenarbeit ist hier 
auch die Entwicklungspolitik gefordert. Die Bundes- 
regierung hat seit 1980 für Projekte der unmittelba- 
ren und mittelbaren Rauschgiftbekämpfung insge- 
samt fast 289 Mio. DM zugesagt. Von dieser Summe 
entfallen 254 Mio. DM auf bilaterale Projekte; 35 
Mio. DM sind Zahlungen an den VN-Fonds für Dro- 
genkontrolle (UNFDAC). Ein Schwerpunkt der bila- 
teralen deutschen und der mitgeförderten multilate- 
ralen Maßnahmen sind sogenannte Ersatzanbaupro- 
jekte, d.h. ländliche Entwicklungsvorhaben, die zu 
einer Verringerung des Anbaus von Rauschgift- 
pflanzen in den Erzeugerländern beitragen. Die Pro- 
jekte beinhalten ein Bündel von Maßnahmen, das in 
abgestimmter Folge in verschiedenen Sektoren wie 
Landwirtschaft, Vermarktung, Gesundheit, Ver- 
kehrswesen, Sozialwesen, Erziehungsmaßnahmen, 
Wasserversorgung, Handwerksförderung usw. 
durchgeführt wird. 

Daneben fördert die Bundesregierung im Rahmen 
ihrer Entwicklungszusammenarbeit Projekte, wel- 
che den Handel mit Rauschgiften und ihren Konsum 
bekämpfen. Es handelt sich zum einen um Projekte 
der Verwaltungshilfe, etwa zur Qualifizierung von 
Polizei und Zollverwaltung durch die Ausbildung 
von Rauschgiftfahndem oder die Lieferung von 
Rauschgifthunden, zum anderen um Projekte im Ge- 
sundheitsbereich zur Behandlung und Rehabilita- 
tion von Rauschgiftsüchtigen. 

Angesichts der Dimension der Drogenproblematik 
gewinnt die allgemeine Entwicklungszusammenar- 
beit zur politischen, wirtschaftlichen und sozialen 
Stabilisierung in den Koka-Anbauländem zusätzlich 
an Bedeutung. 
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3. Formen, Instrumente und Verfahren der bilateralen Zusammenarbeit 


3.1 Allgemeine Aspekte 

Rund zwei Drittel der vom BMZ verwalteten Mittel 
werden bilateral ausgegeben. 

Die bilaterale Zusammenarbeit kennt vor allem fol- 
gende Haupt-Formen: 

- die bilaterale Finanzielle Zusammenarbeit - auch 
Kapitalhilfe genannt. Sie zielt vor allem darauf ab, 
Produktionskapital in den Entwicklungsländern 
besser nutzbar zu machen. Bei dieser Hilfe steht 
die Geldkapital-Bereitstellung im Vordergrund. 

- die Technische Zusammenarbeit - auch Techni- 
sche Hilfe genannt. Sie zielt darauf ab, die Lei- 
stungsfähigkeit von Menschen und Organisatio- 
nen zu erhöhen. Die Dienstleistung ist hier das 
Hauptelement der Hilfe. Sie erfolgt in der Ver- 
mittlung oder Mobilisierung von Kenntnissen und 
Fähigkeiten bzw. in der Verbesserung der Voraus- 
setzungen für diese Anwendung. 

Bei der Technischen Zusammenarbeit wird unter- 
schieden zwischen der staatlichen und der nicht- 
staatlichen Hilfe. Bei der staatlichen Hilfe arbeitet 
die Bundesregierung mit der Regierung eines Ent- 
wicklungslandes und deren nachgeordneten Institu- 
tionen zusammen. Bei der nicht-staatlichen Hilfe ar- 
beiten private deutsche Träger in eigener Verant- 
wortung in Entwicklungsländern. Dafür können sie 
imter bestimmten Voraussetzungen Zuschüsse von 
der Bundesregierung erhalten. 

Daneben kennt die deutsche bilaterale entwick- 
limgspolitische Zusammenarbeit noch eine Reihe 
von Sonderformen wie die Nahrungsmittelhilfe und 
Emährungssicherung, die Flüchtlingshilfe, die ge- 
zielten finanziellen und personellen Förderungs- 
maßnahmen für den privatwirtschaftlichen Bereich 
der Entwicklungsländer sowie die Handelsförde- 
rung. 

Der im Zusammenhang mit der TZ-Definition ge- 
nannte „Dienst am Menschen" wird auch Personelle 
Zusammenarbeit (PZ) - oder Personelle Hilfe - ge- 
nannt. Diese PZ ist keine eigenständige Hilfeform, 
sondern kommt in unterschiedlicher Stärke als eine 
Hilfekomponente in praktisch allen vorgenannten 
Hilfe-Arten vor. Werden z.B. Fach- und Führungs- 
kräfte im Rahmen eines FZ-Vorhabens aus- oder 
fortgebildet, ist diese Förderungsmaßnahme PZ. 
Werden deutsche Fachkräfte im Rahmen der Nah- 
rungsmittelhilfe eingesetzt, ist dies die PZ-Kompo- 
nente. 

Das BMZ sorgt im Rahmen seiner Zuständigkeit für 
eine möglichst aufeinander abgestimmte zielkonfor- 
me Nutzung der Hilfeformen. 

Zentrale entwicklungspolitische Richtschnur für die 
Entwicklungshilfeformen sind die am 19.03.1986 vom 


Bundeskabinett verabschiedeten „Grundlinien der 
Entwicklungspolitik der Bundesregierung". Die 
Leitlinien für die bilaterale Finanzielle und Techni- 
sche Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern 
vom 23.02.1984, ergänzt durch Vorschriften für die 
1987 eingeführte Strukturhilfe stellen die Verwal- 
timgsvorschriften für die FZ und TZ (i.e.S.) dar. Sie 
bilden in der Praxis darüber hinaus eine Orientie- 
rungslinie für die anderen Hilfeformen, die zum Teil 
aber auch durch eigene Richtlinien o.ä. gestaltet 
werden. Wichtige Leitpunkte für verschiedene Hil- 
feformen sind ferner „Papiere", die Hinweise bzgl. 
wichtiger übersektoraler oder sektoraler Ausrich- 
tungen geben. 

Für eine zielorientierte Zusammenarbeit werden im 
BMZ alle verfügbaren Informationen ausgewertet, 
um Kernprobleme des jeweiligen Entwicklungslan- 
des und sein Entwicklungspotential zu analysieren 
und Schwerpunkte der zukünftigen Zusammenar- 
beit und des Politikdialogs zu erarbeiten. Dies dient 
auch einer verbesserten Koordinierung mit anderen 
Gebern. 

Das entwicklungspolitische Instrumentarium wurde 
in der Berichtszeit den wechselnden Bedürfnisse 
und den neugewonnenen Erkenntnissen angepaßt. 
In diesem Zusammenhang sind vor allem folgende 
Maßnahmen erwähnenswert und werden an ande- 
ren Stellen des Berichtes näher erläutert: 

- Verbesserung der FZ-Konditionen 

- erweiterter Schuldenerlaß und verstärkte Um- 
schuldungsmaßnahmen 

- Einführung der Strukturhilfe 

“ Verwendung von Rückflüssen der FZ für entwick- 
lungspolitische Maßnahmen 

- Erarbeitung von Vorgehensweisen für die selbst- 
hilfeorientierte Armutsbekämpfung 

- verstärkte Umwelt- und Ressourcenschutzmaß- 
nahmen 

- stärkere Beachtung der Frau, der Jugend und Fa- 
milie im Rahmen der wirtschaftlichen und sozia- 
len Entwicklung 

- systematischere Berücksichtigung der sozio- 
kulturellen Faktoren im erweiterten Projektum- 
feld 

” Förderung des privaten Sektors in Entwicklungs- 
ländern sowie des Handels 

- Förderung privatwirtschaftlicher Initiativen 

- noch engere Zusammenarbeit mit den Nichtregie- 
rungsorganisationen 

- verstärkte Rückkehrförderung 
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- Erhöhung der Effizienz bei der Hilfeabwicklung 
durch Umorganisationen im BMZ, in der GTZ imd 
DEG. 


- Höhere Anforderungen 

Die Veränderungen der Rahmenbedingungen für 
die wirtschaftliche Entwicklxmg sowie die allgemei- 
ne wirtschaftliche und finanzpolitische Lage er- 
schwerten es Entwicklungsländern vielfach, weitere 
Investitionen und neue Vorhaben zu beginnen. Eine 
Reihe von Entwicklungsländern, insbesondere in 
der Sahelzone Afrikas konnten die laufenden Kosten 
und die Folgekosten der schon begonnenen Vorha- 
ben, die zum Teil nicht mehr in den neuen Schwer- 
punktbereichen der Entwicklung lagen, nicht mehr 
aufbringen imd tragen. Vielfach standen wirtschaft- 
liches Krisenmanagement und Überlebenshilfen im 
Vordergrund. Durchführungskapazitäten sind be- 
sonders in den ärmeren Entwicklungsländern nach 
wie vor gering. Hierauf haben sich die FZ und TZ 
eingestellt. 

Darüber hinaus haben die generellen Anforderun- 
gen an die inhaltliche Gestaltung der Vorhaben auf- 
grund der bisherigen Erfahrungen der Zusammenar- 
beit und neuere Erkenntisse erheblich zugenom- 
men. Im Vordergrund stand die stärkere Berücksich- 
tigung der Frau im Entwicklungsprozeß und die 
Auswirkung von Projekten auf die Umwelt. Es wur- 
de daher die Umweltverträglichkeitsprüfung für alle 
mit FZ und TZ geförderten Vorhaben eingeführt. Zur 
Rettung der bedrohten Tropen Wälder wird seit 1989 
ein Sonderprogramm von 250 Mio. DM durchge- 
führt, das fortgesetzt werden soll. Die Armutsbe- 
kämpfimg steht weiterhin im Vordergrund. 

Um den durch Schuldenprobleme besonders stark 
belasteten Entwicklungsländern entgegenzukom- 
men, hat die Bundesregierung die FZ-Konditionen 
verbessert. Dies ist auch im direkten Zusammenhang 
mit kommerziellen Umschuldungen und den FZ- 
Schuldenerlaß für 13 afrikanische Entwicklungslän- 
der zu sehen. 

Der Einsatz der Strukturhilfe ist intensiviert worden. 
Darüber hinaus werden Strukturanpassimgsbemü- 
hungen und wirtschaftliche Reformen durch die An- 
siedlung von Fördermaßnahmen in den Anpassungs- 
bereichen gefördert. Weitere erhöhte Anforderun- 
gen entstehen durch die Berücksichtigung von so- 
zio-kulturellen Faktoren bei der Planung und Vor- 
bereitung der deutschen Förderung sowie die Zu- 
sammenarbeit mit privaten Trägern. 


- Erweiterte Aufgaben 

Die Vorhaben zur Erhaltung imd Verbesserung be- 
stehender Kapazitäten haben vielfach Vorrang vor 
neuen Vorhaben. Vor allem die Warenhilfe sowie 
sektorbezogene Programme wurden zur Erhaltung 
und Rehabilitierung bestehender Investitionen ein- 
gesetzt. Wegen geringer interner Finanzierungsfä- 
higkeit vieler Entwicklungsländer wird besonders 


auf die Ertragskraft der Vorhaben und damit auf ih- 
ren Beitrag zum gesamtwirtschaftlichen Wachstum 
und auf positive Einkommenseffekte für breite Be- 
völkerungskreise geachtet. Die Bundesregierung 
berücksichtigt bei der Vorbereitung der Förderung 
ferner, ob die Durchführungs- und Wartungskapazi- 
täten des Empfängerlandes ausreichen oder durch 
entsprechende Maßnahmen zu unterstützen wären 
oder ob die gegenwärtigen und künftigen Belastun- 
gen aus Projekten die Fähigkeit des Entwicklungs- 
landes, die erforderlichen Beiträge aufzubringen, 
nicht übersteigen. 

Um die Durchführungs- und Projektträgerkapazitä- 
ten der Entwicklungsländer zu verbessern, hat die 
Bundesregierung in den letzten Jahren in die FZ zu- 
nehmend Elemente technischer Hilfestellung einge- 
schlossen. Vorbereitungs- und Betreuungsmaßnah- 
men (z.B. Studien, Managementberatung, Aus- und 
Fortbildung) können aus Mitteln der FZ finanziert 
werden. Im Bereich der FZ und der TZ erweisen sich 
weiterhin Studien- und Fachkräftefonds zur Vorbe- 
reitung und Abrundung der Förderung sowie zur 
Finanzierung kleinerer Maßnahmen und genereller 
Studien als sehr nützlich. Mit ihrer Hilfe wird eine 
flexible und weniger verwaltungsaufwendige Ver- 
wendung der deutschen Mittel unterstützt. 


- Planung und Durchführung 
der deutschen Förderung 

Die im Frühjahr 1984 beschlossenen und eingeführ- 
ten neuen Leitlinien, die Inhalt und Verfahren für 
die bilaterale staatliche Zusammenarbeit im Rah- 
men der FZ und TZ (i.e.S.) auf eine klare und verbes- 
serte Grundlage stellten sowie der neue planerische 
Ansatz von 1985 für die Vorbereitung und Durchfüh- 
rung der Förderungen nach einem systemanalyti- 
schen Verfahren, das auf der Methode des „Logical 
Frameworks" aufbaut, haben sich bewährt. Die 
FZ/TZ-Leitlinien sind im Berichtszeitraum um Aus- 
führungen zur Strukturhilfe ergänzt worden, wäh- 
rend das Bearbeitungsverfahren für die FZ und TZ in 
Zusammenarbeit mit den Durchführungsorganisatio- 
nen gestrafft und daher vereinfacht werden konnte. 


3.2 Finanzielle Zusammenarbeit (FZ) 

3.2.1 Aufgabenstellung 

Die Finanzielle Zusammenarbeit (FZ) soll in Form 
von zinsgünstigen Krediten oder Zuschüssen - je 
nach Entwicklungsstand und wirtschaftlicher Situa- 
tion des Empfängerlandes oder in Abhängigkeit 
vom Projekttyp - zur Erhöhung bzw. effektiveren 
Nutzung des Produktionspotentials und zur Verbes- 
serung der materiellen und sozialen Infrastruktur 
beitragen. Zu diesem Zweck kann die Bundesregie- 
rung Projekte und Programme der Entwicklungslän- 
der fördern oder sie durch allgemeine Warenhilfe 
und Strukturhilfe unterstützen, wobei die Übergän- 
ge durchaus fließend sein können. Entscheidend ist, 
daß sich die Instrumente sinnvoll ergänzen und in 
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ein fest umrissenes Gesamtkonzept eingeordnet 
sind, wie dies insbesondere in Ländern mit laufen- 
den Strukturanpassungsprogrammen der Fall ist. ln 
Anbetracht der wirtschaftlichen Situation vieler 
Entwicklimgsländer gibt die Bundesregierung der 
Rehabilitierung imd Erhaltung von bereits getätig- 
ten Investitionen Vorrang vor Neuinvestitionen (die 
jährlichen Wertverluste durch nicht - oder schlecht 
- gewartete Investitionsanlagen in Entwicklungs- 
ländern werden von der ILO auf rd. 100 - 200 Mrd. 
US-$ geschätzt!). 

Tabelle 7 


Die 10 größten Empfängerländer 
deutscher FZ bis 1988 


Land 

Regierungszusagen 

Indien 

9,007 Mrd. DM 

Türkei 

5,278 Mrd. DM 

Ägypten 

4,202 Mrd. DM 

Israel 

3,335 Mrd. DM 

Pakistan 

2,998 Mrd. DM 

Indonesien 

2,722 Mrd. DM 

Bangladesch 

2,105 Mrd. DM 

Marokko 

1,618 Mrd. DM 

Tunesien 

1,563 Mrd. DM 

Sudan 

1,298 Mrd. DM 


Die Bundesregierung hat seit Beginn der FZ bis zum 
31. Dezember 1988 den Entwicklimgsländern aus 
dem Einzelplan 23 Zuschüsse und Kredite (ohne ei- 
gene Finanzmittel der KfW) in Höhe von insgesamt 
65,17 Mrd. DM zugesagt (1987: 3,00 Mrd. DM; 1988: 
3,23 Mrd. DM); davon wurden bis Ende 1988 insge- 
samt 50,16 Mrd. DM ausgezahlt (vgl. dazu Tabellen 7 
und 8). 


Tabelle 8 


Dar lehensver träge der Finanziellen 
Zusammenarbeit 1986 bis 1988 


Anzahl 

der 

Verträge 

Volumen 

Bedingungen 

Mio. DM 

% 

Zinsen 

% 

Lauf- 

zeit 

Frei- 

jahre 

129 

3 046,8 

53,2 

0,75 

50 

10 

86 

1587,9 

27,7 

2,00 

30 

10 

42 

986,9 

17,2 

4,50 

20 

5 

4 

109,5 

19 

3,00 

30 

10 


3.2.2 Finanzierungskonditionen 

Die Bundesregierung hat ab Haushaltsjahr 1989 die 
Bedingungen der FZ verbessert. Im Sinne einer zu- 
künftigen (vorausschauenden) Schuldendienstbe- 
grenzung gelten ab 01.01.1989 folgende Kategorien: 


- Die von den VN als am wenigsten entwickelt 
anerkannten Länder (LDC) erhalten nichtrück- 
zahlbare Finanzierungsbeiträge. 

- Alle Entwicklungsländer, die in die Weltbankre- 
gelung für besonders günstige IDA-Kreditkondi- 
tionen fallen (d.h. Länder mit einem Pro-Kopf- 
Einkommen von z.Zt. 940 US-$, Basis 1987), erhal- 
ten grundsätzlich Kredite zu den Konditionen 
0,75 % Zinsen, 40 Jahre Laufzeit bei 10 Freijahren. 

- Den übrigen Entwicklungsländern werden Kredi- 
te zu den Konditionen 2 % Zinsen, 30 Jahre Lauf- 
zeit bei 10 Freijahren eingeräumt. 

Die bisherigen härteren Konditionen für fortge- 
schrittenere Entwicklungsländer (4,5 % Zinsen, 20 
Jahre Laufzeit, 5 tilgimgsfreie Jahre) entfallen ganz. 

Insgesamt ergibt sich für mehr als ein Drittel der 
Partnerländer eine deutliche Verbesserung der FZ- 
Konditionen. 

Außerdem ist es ab 1989 möglich, auch Nicht-LDC 
Zuschüsse für selbsthilfeorientierte Maßnahmen zur 
Armutsbekämpfung sowie für Vorhaben der sozialen 
Infrastruktur und des Umweltschutzes im Rahmen 
der FZ zu gewähren. 


3.2.3 Strukturhilfe 

Die Bundesregierung unterstützt die Strukturanpas- 
sungsanstrengungen der Entwicklungsländer in 
vielfältiger, umfassender Weise. Zimächst ist das 

1987 neu eingeführte Instrument der Strukturhilfe zu 
nennen. Die Strukturhilfe wird nur in Kofinanzie- 
rung mit der Weltbank abgewickelt. Die Bundesre- 
publik Deutschland ordnet dabei ihr Abwicklungs- 
verfahren dem der Weltbank unter. Sie trägt so dazu 
bei, die Verwaltung des Empfängerlandes imd der 
Weltbank zu entlasten. Die Bundesregierung sagte 

1988 134,5 Mio. DM (1987: 84,5 Mio. DM) an Struktur- 
hilfe zu. 

Als gezielte flankierende, schnell wirksame Maß- 
nahmen kommen Warenhilfe-Leistungen sowie sek- 
torbezogene Programme hinzu. Die Bimdesregie- 
rung hat 1988 an Warenhilfe und sektorbezogener 
Programmhilfe rd. 570 Mio. DM zugesagt. 

Der Milderung der sozialen Auswirkungen von 
Strukturanpassungsmaßnahmen mißt die Bundesre- 
gierung eine hohe Bedeutung bei. So hat sie 1988 
- zusammen mit dem ersten entsprechenden Vorha- 
ben der Weltbank - Hilfe für Arbeitsbeschaffungs- 
programme in Bolivien (15 Mio. DM; zusätzlich 10 
Mio. DM in 1989) und in Ghana (10 Mio. DM) zuge- 
sagt und sich mit 8 Mio. DM am UNDP- Weltbank- 
Programm „Social Dimensions of Adjustment" betei- 
ligt. 

Eine an einem stetigen, sozial ausgewogenen 
Wachstum orientierte Strukturanpassung benötigt 
neben einer kurzfristig wirksamen allgemeinen Un- 
terstützung eine adäquate Projektförderung. Wo im- 
mer möglich, achtet die Bundesregierung daher dar- 
auf, ihre Projekthilfe gezielt in den Zusanunenhang 
mit Reformprogrammen zu stellen. 
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Überdies unterstützt die Bundesregierung die Vor- 
bereitung und Durchführung von Strukturanpas- 
sung durch entsprechende Projekte der Technischen 
Zusammenarbeit. 

Der regionale Schwerpunkt der deutschen Struktur- 
hilfe liegt in Subsahara-Afrika. Zur Unterstützung 
des 1988 initiierten Weltbank-Sonderprogramms für 
afrikanische Staaten südlich der Sahara hat die Bun- 
desregierung an Strukturhilfe und unterstützender 
Warenhilfe 1988 bis 1990 jährlich rd. 150 Mio. DM für 
diese Region zugesagt. 


3.2.4 Schuldenerlaß 

Auf der Basis der Entschließung 165 (S-IX) vom 
10.03.1978 des Rates der VN-Konferenz für Handel 
und Entwicklung (UNCTAD) hat die Bundesregie- 
rung am 04.10.1978 beschlossen, Darlehen der Finan- 
ziellen Zusammenarbeit, die der Gruppe der am we- 
nigsten entwickelten Länder (LDC) gewährt wur- 
den, auf Antrag und nach Einzelfallprüfung gern. 
§ 59 BHO in nicht zurückzahlbare Zuschüsse umzu- 
wandeln und damit zu erlassen. Von 1978 bis 1985 
wurden 24 Ländern die Schulden erlassen. Dies be- 
traf ein Volumen 4,2 Mrd. DM (jeweils Tilgungs- und 
Zinsverzicht). 

Durch Kabinettentscheidung vom 08.06.1988 hat die 
Bundesregierung als Beitrag zur Lösung der sich 
verschärfenden Schuldenprobleme weiteren Län- 
dern einen Schuldenerlaß angeboten: Den LDC Gui- 
nea, Sierra Leone, Sudan, Togo und Zentralafrikani- 
sche Republik wurden die Restschulden aus frühe- 
ren Umschuldungen erlassen (90,7 Mio. DM). Für die 
LDC Mauretanien, Myanmar (früher Birma) und Mo- 
sambik (1,2 Mrd. DM) wurde der Schuldenerlaß be- 
schlossen und inzwischen zum Teil vollzogen. Den 
Ländern Ghana, Madagaskar, Sambia, Senegal, Zai- 
re und Kenia (zusätzlich durch Kabinettbeschluß 
vom 01.02.1989 aufgenommen), die nicht den Status 
eines LDC haben, wird Schuldenerlaß gewährt unter 
der Voraussetzung, daß die betroffenen Länder An- 
passungs- und Reformprogramme in Zusammenar- 
beit mit IWF und Weltbank durchführen. Das Volu- 
men des Erlasses für diese Länder beträgt 3,1 Mrd. 
DM. Der Erlaß für Kenia und Zaire wurde zusätzlich 
an die Bedingung geknüpft, daß die durch den Erlaß 
freiwerdenden Mittel im Rahmen des Möglichen für 
Maßnahmen des Umwelt- und Ressourcenschutzes 
im Land eingesetzt werden müssen. Das Gesamtvo- 
lumen der von der Bundesregierung seit 1978 durch- 
geführten und 1988 und 1989 beschlossenen Schul- 
denerlasse beträgt unter zusätzlicher Berücksichti- 
gung des Schuldenerlasses für ein Gemeinschafts- 
projekt der Länder Mali, Mauretanien und Senegal 
8,8 Mrd. DM. 


3.2.5 Umschuldungen im Rahmen des Pariser Clubs 

Im Falle der Zahlungsunfähigkeit eines Schuldner- 
landes und auf dessen Antrag kann eine Umschul- 
dung im Pariser Club vereinbart werden. Vorausset- 


zung für das Tätigwerden des Pariser Clubs, in dem 
sich die öffentlichen Gläubiger zusammengefunden 
haben, ist neben einem konkreten Umschuldungsbe- 
darf grundsätzlich der Abschluß eines Bereitschafts- 
kreditabkommens zwischen dem Schuldnerland und 
dem IWF, in dem sich die Regierung des Schuldner- 
landes zu bestimmten Reformen und Anpassungs- 
maßnahmen verpflichtet und dafür Zugang zu Mit- 
teln des IWF erhält. Das Prinzip der Umschuldungs- 
vereinbarung besteht darin, Fälligkeiten des Um- 
schuldungszeitraums, also einer Periode von 12 bis 
18 Monaten, über die Laufzeit der Umschuldung in 
der Regel zwischen 8 und 10 Jahren bei 4 bis 5 til- 
gungsfreien, Jahren zu strecken. Dadurch erhält das 
Schuldnerland zunächst eine finanzielle Entlastung. 
Der jährlich aufzuwendende Devisenbedarf für die 
notwendigen Transferzahlungen wird geringer. Die 
Schuld bleibt jedoch erhalten. Sie wird nur auf künf- 
tige Jahre verschoben. Das Umschuldungsverfahren 
hat eine multilaterale und eine bilaterale Kompo- 
nente. Die Verhandlungen des Pariser Clubs, die in 
einem Protokoll niedergelegt werden, regeln insbe- 
sondere die einbezogenen Forderungen, den Konso- 
lidierungszeitraum, die Freijahre, den Rückzah- 
lungszeitraum und die Rückzahlungsmodalitäten. 
Die Umschuldungskonditionen sind auf den konkre- 
ten Einzelfall zugeschnitten, wobei der IWF die 
Gläubiger bei der Beurteilung der finanziellen Lei- 
stungsfähigkeit seines Mitgliedlandes berät. Der Pa- 
riser Club richtet sich bei der Festsetzung der Kon- 
ditionen nach der zu erwartenden Leistungsfähig- 
keit des Schuldnerlandes, so daß Zinsfälligkeiten 
und auch Rückstände in die Umschuldung mit ein- 
bezogen werden können. Bei einigen Ländern muß- 
ten auch in der Vergangenheit bereits umgeschulde- 
te Fälligkeiten rekonsolidiert werden. Das Pariser 
Protokoll wird anschließend in bilaterale Umschul- 
dungsabkommen zwischen dem Schuldnern und 
den einzelnen Gläubigern umgesetzt, wobei die Hö- 
he des Konsolidierungszinssatzes im Mittelpunkt 
der Verhandlungen steht. 

Ausgehend von den Empfehlungen des Wirtschafts- 
gipfels von Toronto sind die Mitglieder des Pariser 
Clubs im Herbst 1988 übereingekommen, besonders 
armen und hoch verschuldeten Entwicklungslän- 
dern, insbesondere in Afrika südlich der Sahara, 
günstigere Bedingungen als bisher einzuräumen. 
Nach dieser neuen Regelung können die Gläubiger 
zwischen drei Optionen wählen: 

- Option A: Erlaß eines Drittels der betroffenen Fäl- 
ligkeiten, Umschuldung des Restes zu Marktzin- 
sen, Rückzahlung in 14 Jahren bei 8 Freijahren 

- Option B: Umschuldung zu Marktzinsen, Rückzah- 
lung in 25 Jahren bei 14 Freijahren 

- Option C: Umschuldung zu konzessionären Zins- 
sätzen (d.h. Absenkung der Marktzinsen um 3,5 
Prozentpunkte, jedoch höchstens Halbierung der 
Marktzinsen) Rückzahlung in 14 Jahren bei 8 Frei- 
jahren. 

Bei der Umschuldung von Krediten der Finanziellen 
Zusammenarbeit werden generell konzessionäre 
Zinssätze angewandt. 


53 



Drucksache 11/7313 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Die Bundesregierung hat sich vorrangig für die Op- 
tion C entschieden. Mit dieser Neuregelung, die ab 
Ende 1988 in Kraft getreten ist, verbinden die im Pari- 
ser Club vertretenen Gläubigerländer die Erwar- 
tung, daß die zusätzlich gewährten Erleichterungen 
zu einer langfristigen Überwindung der Schulden- 
und Entwicklungsprobleme dieser Länder beitragen. 

Zwischen 1987 und 1989 wurden im Rahmen des PC 
pro Jahr im Durchschnitt mit 18 Ländern multilate- 


rale Vereinbarungen über die Umschuldung öffent- 
licher und öffentlich garantierter Forderungen ge- 
troffen, Das durchschnittliche jährliche Gesamtvolu- 
men der Umschuldungen betrug 18,5 Mrd. US-$. Das 
jährliche Umschuldimgsvolumen (Entlastimg der 
Zahlimgsbilanz des Schuldnerlandes bis Ende des 
Konsolidierungszeitraums) lag damit um mehr als 
50 % über dem der Jahre 1984 und 1986, obwohl die 
Anzahl der Umschuldungen ka\mi zugenommen hat 
(vgl. Tabelle 9), 


Tabelle 9 


Umschuldungen im Pariser Club 1976 - 1989 



Anzahl der 

UmschuldungsvolTunen(a) 

Jahr 

Umschuldungen 

Länder 

(kumulativ) 

Insgesamt 
(Mio. US-$) 

Davon Bundesrep. D(b) 

1976 

1 

1 

173 

56 

1977 

3 

2 

228 

41 

1978 

2 

4 

1.580 

786 

1979 

4 

6 

2.640 

592 

1980 

3 

7 

2.769 

703 

1981 

8 

12 

2.919 

731 

1982 

6 

14 

501 

124 

1983 

17 

22 

10,773 

1,735 

1984 

14 

27 

3.899 

650 

1985 

22 

34 

17.560 

5.038 

1986 

17 

40 

14.043 

3.386 

1987 

17 

43 

27.463 

6.149 

1988 

15 

44 

9.358 

2.513 

1989 

22 

50 

18.633 

3.470 

Insges. 

151 

50 

112.539 

25,974 


(a) Entlastungseffekt während der Konsolidierungsperiode einschließlich umgeschuldeter Rückstände 
05) aus Finanzieller Zusammenarbeit und öffentlich verbürgten Handels und Finanzkrediten 


3.2.6 Rückflüsse der Finanziellen Zusammenarbeit 

Unter Rückflüssen der FZ werden Zins- und Til- 
gungszahlungen der Entwicklungsländer an die 
Bundesrepublik Deutschland auf früher gewährte 
Darlehen der Finanziellen Zusammenarbeit verstan- 
den. 

Diese Zahltmgen werden von der KfW vereinnahmt 
und nach Einbehaltimg der ihr zustehenden Vergü- 
tung an den Bundeshaushalt abgeführt. Die entspre- 
chenden Einnahmen des Bundes sind in der Tabelle 
10 dargestellt. 

‘ ®) Quelle: BMWi; Schätzungen des BMWi auf der Grund- 
lage von Meldungen der Gläubiger an das Sekretariat 
des Parise Clubs 


Tabelle 10 


Einnahmen des Bundes aus Rückflüssen 
der Finanziellen Zusammenarbeit 

(in Mio. DM) 


Jahr 

Zinszahlungen 

Tilgungen 

1987') 

385,2 

781,7 

1988') 

379,7 

846,8 

1989') 

301,3 

787,8 

1990^) 

347,0 

649,0 


^) Ist-Einnahmen 

Sollansatz gern. Bundeshaushaltsplan 1990 
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3.2.7 Wiedereinsatz von Rückflüssen der Finanziellen 
Zusammenarbeit 

In seiner Regierungserklärung vom 18, März 1987 
hat der Bundeskanzler erklärt: „Wir wollen Rückflüs- 
se aus der Kapitalhilfe schrittweise wieder zur Fi- 
nanzierung neuer Maßnahmen einsetzen." 

Hintergrund dieser Erklärung war die kritische Si- 
tuation einer Reihe von Entwicklungsländern und 
die Besorgnis der Bundesregienmg über die Bela- 
stxmgen der Entwicklungsländer durch Zins- und 
Tilgungszahlungen angesichts hoher Verschuldung 
und anhaltend dringenden Bedarfs an schnell ver- 
fügbaren Kapitalzuflüssen zur Finanzierung insbe- 
sondere von notwendigen Investitionen und Struk- 
tmanpassungen. Die kritische Lage der meisten Ent- 
wicklimgsländer besteht unverändert fort. Mit der 
Bereitstellung von zusätzlichem Kapital sollen ihre 
Wirtschaftskraft und ihre Zahlungsfähigkeit ge- 
stärkt werden. 

In diesem Zusammenhang hat die Bundesregierung 
im Haushaltsjahr 1988 31,8 Mio. DM und im Haus- 
haltsjahr 1989 120 Mio. DM aus Tilgimgsrückflüssen 
ziu Finanzierung zusätzlicher Maßnahmen mit 
schnell abfließenden Mitteln bereitgestellt; ab 
Haushaltsjahr 1990 ist eine Steigenmg des Wieder- 
einsatzes von Rückflüssen auf jährlich 200 Mio. DM 
vorgesehen. 


3.2.8 Mischfinanzierungen, Ko-Finanzierungen 

Mischfinanzierungen 

Im Rahmen der staatlichen Zusammenarbeit mit 
Entwicklungsländern besteht die Möglichkeit, Mit- 
tel der FZ mit Finanzmitteln der Kreditanstalt für 
Wiederaufbau (KfW) zu mischen. Derartige Misch- 
finanzierungen erlauben, über die aus dem Bimdes- 
haushalt zur Verfügung stehenden Mittel der Ent- 
wicklungszusammenarbeit hinaus weitere Finanz- 
quellen zu erschließen, tun entwicklungspolitisch 
sinnvolle Vorhaben finanzieren zu können. Die 
durch sie ermöglichten Projekte werden hinsichtlich 
Auswahl, Prüfung und sonstiger Regelungen nach 
entwicklungspolitischen Kriterien wie andere Vor- 
haben der öffentlichen Entwicklungshilfe behan- 
delt. Die Konditionen des Mischkredits liegen zwar 
über den sonst üblichen Entwicklungshilfekonditio- 
nen, jedoch deutlich unter Marktkonditionen. 

Für Mischfinanzierungen kommen vor allem solche 
Vorhaben in Betracht, die in kurzer Zeit einen Bei- 
trag zur Erhöhung der volkswirtschaftlichen Pro- 
duktion und eine relativ hohe Rentabilität erwarten 
lassen. 

Das Volumen der Kreditzusagen im Bereich der 
Mischfinanzienmgen schwankt von Jahr zu Jahr 
entsprechend den Möglichkeiten und Notwendig- 
keiten. 1987 wurden von der Bundesregierung Mittel 
in Höhe von rd. 1,2 Mrd. DM und 1988 in Höhe von 
1,4 Mrd. DM zugesagt. 


Kofinanzierungen 

Die Bundesregierung sieht in Kofinanzierungen mit 
anderen bilateralen und multilateralen Gebern ein 
geeignetes Instrument insbesondere zur Unterstüt- 
zung von Reform- und Strukturanpassungsbemü- 
hungen. Die Vorteile liegen einerseits in der gleich- 
artigen entwicklrmgspolitischen Ausrichtung, aber 
auch in der Bündelung von Erfahrungen und von 
Finanzierungsmitteln für entwicklimgspolitisch 
vorrangige Vorhaben sowie in der Arbeitsteilung 
bei Prüfungs- und Abwicklungsverfahren. 

Das Volumen variiert von Jahr zu Jahr, entspre- 
chend den Möglichkeiten, Kofinanzierungen durch- 
zuführen. Ihr Anteil lag 1988 bei 16 % aller im Rah- 
men der Finanziellen Zusammenarbeit abgeschlos- 
senen Verträge. 


3.3 Technische Zusammenarbeit (TZ) 

3.3.1 Aufgabenstellung 

Die Technische Zusammenarbeit (TZ) hat die Aufga- 
be, die Leistungsfähigkeit von Menschen und Orga- 
nisationen in den Entwicklungsländern zu erhöhen, 
indem sie Kenntnisse und Fähigkeiten vermittelt, 
mobilisiert oder die Voraussetzimgen für deren An- 
wendimg verbessert. Der TZ ist der Aus- und Aufbau 
von Träger Strukturen (allgemeine Trägerförderung) 
Vorbehalten. Die TZ soll durch geistige und mate- 
rielle Unterstützung der Eigeninitiative in den Men- 
schen das Bewußtsein wecken, ihre Lebensbedin- 
gungen aus eigener Kraft verbessern zu können. Im 
Rahmen der TZ hat die Hilfekomponente Personelle 
Zusammenarbeit ein besonderes Gewicht. 


3.3.2 Formen der Technischen Zusammenarbeit 

Das Zusage- Volumen der deutschen TZ belief sich 
1987 auf 3,3 Mrd. DM, 1988 auf 3,4 Mrd. DM. In diesen 
Summen sind auch die Leisttmgen anderer Bundes- 
ressorts sowie der Länder enthalten. 

Die TZ wird den Entwicklimgsländem stets als Zu- 
schuß gewährt. 

Im Rahmen der TZ können insbesondere folgende 
Leistungen erbracht werden: 

- Entsendung oder Finanzierung von Beratern, Aus- 
bildern, Sachverständigen, Gutachtern und sonsti- 
gen Fachkräften; 

- Lieferung oder Finanzierung von Ausrüstung imd 
Material für die Ausstattimg der geförderten Ein- 
richtungen und der entsandten Fachkräfte sowie 
Produktionsmitteln; 

- Gewährung von Zuschüssen imd Zahlung von Ge- 
hältern an einheimische und nicht-einheimische 
Fachkräfte, die das Entwicklungsland unter Ver- 
trag nimmt; 
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- Aus- und Fortbildxmg einheimischer Fach- und 
Führungskräfte im Entwicklungsland selbst, in 
anderen Entwicklimgsländem oder in der Bundes- 
republik Deutschland. 

Die TZ (i.e.S,), die aus dem Titel 896 03 des BMZ- 
Haushalts finanziert wird, hatte 1987 einen Verfü- 
gungsrahmen von 1.296 Mio. DM und 1988 von 1.424 
Mio. DM. 

Die Deutsche Gesellschaft für Technische Zusam- 
menarbeit (GTZ) GmbH, in besonderen Fällen die 
Bimdesanstalt für Geowissenschaften imd Rohstoffe 
(BGR) oder die Physikalisch-Technische Bundesan- 
stalt (PTB) sind bei der TZ (i.e.S.) die vorbereitenden 
\md durchführenden Stellen. Die Bundesregierung 
hat seit Beginn der TZ (i.e.S.) bis zum 31.12.1988 den 
Entwicklungsländern Leistungen in Höhe von 17,6 
Mrd. DM zugesagt, davon wurden 13,1 Mrd. DM aus- 
gezahlt. 

Daneben gibt es noch die TZ im weiteren Sinne 
(i.w.S.), die entweder direkt oder über Nichtregie- 
rungsorganisationen erbracht wird. Wichtige Instru- 
mente, die an anderer Stelle des Berichts eingehen- 
der beschrieben werden, sind nicht-projektbezoge- 
ne Aus- imd Fortbildxmg von Fach- und Führungs- 
kräften der Entwicklimgsländer, Rückkehrförde- 
nmg, Entwicklungshelfer, Integrierte Fachkräfte, 
Förderung von Studenten aus Entwicklungsländern 
an deutschen Hochschulen, Förderung der privat- 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit, Förderung des 
Handels, Zusammenarbeit mit den Kirchen, politi- 
schen Stiftungen und anderen privaten Trägem 
usw.. 


3.3.3 Zukünftige Anforderungen an die Technische 
Zusammenarbeit 

Untersuchungen und Erörtemngen im Development 
Assistance Comittee (DAC) der OECD (vgl. 11. 6.5) 
über die zukünftigen Anfordemngen an die Techni- 
sche Zusammenarbeit haben ergeben, daß vor allem 
große Adaptionsfähigkeit und instituionelle Durch- 
lässigkeit gefragt sind. Da gerade die TZ in dem be- 
sonders schwierigen Bereich der „Entwicklung 
menschlicher Ressourcen" und bei den gesellschaft- 
lichen Strukturen ansetzt, kann eine längerfristige 
Zusammenarbeit wirkimgsvoller sein als eine kurz- 
fristige Fördemng. Die Mitglieder des DAC stimmen 
darin überein, daß die Langfristigkeit des Engage- 
ments nicht zu einer Geberdominanz bei Problemlö- 
sungen führen darf. Sie würde Eigeninitiativen er- 
sticken. Wegen der hohen Bedeutimg der Hilfe zur 
Selbsthilfe innerhalb der Entwicklungsaufgaben 
wird der TZ in Zukunft eine steigende Bedeutung 
zukommen. Die Geber sehen in der Unterstützimg 
der eigenen Entwicklungsfähigkeit der Entwick- 
limgsländer (self-reliance) eine hervorragende Auf- 
gabe der TZ. Dabei legen manche Entwicklungslän- 
der mehr als früher auf Sachleistimgen besonderes 
Gewicht und stehen der langfristigen Entsendung 
von Fachkräften eher skeptisch gegenüber. Es 
kommt darauf an, daß die TZ in Zukimft noch mehr 
als bisher von den vorhandenen Gegebenheiten aus- 


geht, sich in die Struktur des Landes einfügt und der 
Initiative imd der Trägerschaft des Entwicklungs- 
landes für das Projekt den weitestmöglichen Raum 
gibt. 

Es ist damit zu rechnen, daß die Personalintensität 
der TZ in Zukunft tendenziell abnehmen wird und 
daß einheimische Fachkräfte auch bei der Durchfüh- 
rung von ausländischen Förderbeiträgen zu Projek- 
ten ihres Landes eine stärkere Rolle spielen werden. 

Afrika südlich der Sahara wird weiterhin der Konti- 
nent sein, der den größten Anteil der TZ erhalten 
wird. Bei den Projekttypen ist eine Tendenz zu mul- 
tifunktionalen integrierten Förderansätzen feststell- 
bar bei insgesamt verbesserter Qualität der Projekt- 
vorbereitung und -durchführung. Die Hauptförder- 
bereiche der TZ (i.e.S.) werden weiterhin die Land- 
wirtschaft, der Bildungsbereich, die Infrastruktur, 
die öffentliche Verwaltung und die Gesundheit sein. 

Der weitergreifende, mehr flächendeckende Ansatz 
und ein potentiell größerer Wirkungsgrad sprechen 
grundsätzlich für eine Ausweitung der Programm- 
hilfe (sektorale, subsektorale oder regionale Zusam- 
menfassung von Projekten). Ein Programm setzt al- 
lerdings einen kompetenten Träger im Entwick- 
limgsland voraus, der ggf. zunächst unterstützend 
aufgebaut werden muß, ehe ein Programm gefördert 
werden kann. Programme und programmartige Vor- 
haben, die die Mobilisierung oder Vermittlung von 
Kenntnissen zum Inhalt haben, sind auch im Rahmen 
der TZ grundsätzlich förderungswürdig. Beispiele 
für derartige Programme sind Kreditberatungspro- 
gramme, Ausbildimg von Personal für ein Gesund- 
heits- oder Bevölkerungsplanungsprogramm. Sofern 
Programmansätze nicht möglich sind, werden Ein- 
zelprojekte nach Möglichkeit inhaltlich, organisato- 
risch oder räumlich gebündelt, um einen größeren 
Wirkimgsgrad zu erreichen. 


3.3.4 Förderung von KieinstmaBnahmen 

Nach besonderen Richtlinien wurden über die deut- 
schen Auslandsvertretimgen auf rasche und imbüro- 
kratische Weise Kleinstmaßnahmen der TZ in über 
100 Ländern abgewickelt. Diese Maßnahmen müs- 
sen ebenfalls den Grundsätzen der TZ entsprechen 
und von qualifizierten Trägern wie Gemeinden, 
Selbsthilfegruppen, Genossenschaften, Schulen, 
kirchlichen Trägem u.a. binnen eines Jahres ver- 
wirklicht werden. Dieses Instmment ist vor allem 
unter dem Selbsthilfeaspekt besonders wertvoll, da 
damit der Wille zu Fortschritt und Entwicklung 
durch komplementäre, unmittelbar spürbare Hilfe 
gestärkt wird. 

Die Förderbeiträge für das einzelne Vorhaben dür- 
fen 15.000,- DM nicht überschreiten; der Gesamtbe- 
trag für Kleinstmaßnahmen pro Land beträgt in der 
Regel höchstens 60.000,- DM je Haushaltsjahr. Im 
Ausnahmefall wird allerdings durch eine flexible 
Anhebung des Länderhöchstbetrages der besonde- 
ren Bedarfssituation einzelner Länder Rechnunq ge- 
tragen. 
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Beispiele für typische Vorhaben sind die Errichtung 
eines Bruimens, der Kauf von landwirtschaftlichen 
Kleingeräten, die Mobiliarausstattung einer Schule, 
der Kauf von Nähmaschinen für Schneiderkurse 
oder die Beschaffung einer Grundausrüstung für ei- 
nen Gesimdheitsposten. 


3.3.5 Technische Zusammenarbeit gegen Entgeit 

Bei der TZ gegen Entgelt bedient sich ein anderer 
Auftraggeber als die Bundesregierung deutscher 
Durchführungsorganisationen der Technischen Zu- 
sammenarbeit, ohne daß sich die Bundesregierung 
unmittelbar finanziell beteiligt. Auftraggeber kann 
das Entwicklungsland oder ein bilateraler oder mul- 
tilateraler Geber sein. 

Die TZ gegen Entgelt umfaßt grundsätzlich die glei- 
chen Leistimgen wie die bilaterale TZ (z.B. Tätigkeit 
von Fachkräften, Studien, Planungen, Lieferung von 
Sachgütern, Bauleistung, Aus- und Fortbildung). Die 
beauftragte Durchführungsorganisation hat mit der 
gleichen Sorgfalt nach den gleichen entwicklungs- 
politischen Gesichtspunkten vorzugehen wie bei 
der Technischen Zusammenarbeit der Bundesregie- 
rung, die durch die TZ gegen Entgelt nicht beein- 
trächtigt werden darf. 

Die TZ gegen Entgelt soll nicht die erfolgverspre- 
chende privatwirtschaftliche Zusammenarbeit ande- 
rer deutscher Unternehmen verdrängen oder erset- 
zen. Dies wurde auch im Berichtszeitraum von den 
Durchführungsorganisationen bei ihren Angeboten 
und deren Weiterverfolgung beachtet. 

Die Deutsche Gesellschaft für Technische Zusam- 
menarbeit (GTZ) GmbH erhielt im Jahre 1988 im 
Rahmen der TZ gegen Entgelt Aufträge über 109 
Mio. DM (1987: 73,1 Mio. DM). Davon entfielen rd. 
38,8 % auf das Königreich Saudi-Arabien. Der 
Schwerpunkt dieser Form der Entwicklungszusam- 
menarbeit lag bei Vorhaben, die von internationalen 
Finanzierungsinstitutionen gefördert werden (66,7 
Mio. DM) gefolgt von Leistimgen für den jeweiligen 
Geldgeber selbst (40,3 Mio. DM). An dritter Stelle 
folgen die sogenaimte Dreieckskooperationen 
(2 Mio. DM), bei der ein Drittland der Leistungsemp- 
fänger ist. 


3.4 Personelle Zusammenarbeit (PZ) 

Entwicklung geht vom Menschen aus. Personelle 
Zusanunenarbeit ist deshalb ein Kernstück der Ent- 
wicklimgspolitik. Deutsche wie Angehörige der Ent- 
wicklimgsländer arbeiten in Projekten der staatli- 
chen TZ und FZ ebenso wie in Vorhaben von Kir- 
chen und politischen Stiftungen zusammen. Welche 
Aufgaben die einen wie die anderen dabei überneh- 
men, wie sie hierfür gewonnen, vorbereitet imd fort- 
gebildet werden, aber auch wie gut oder schlecht sie 
sich gegenseitig verstehen, ist für die Wirksamkeit 
und Nachhaltigkeit der Entwicklungszusammenar- 
beit von großer Bedeutung. Aufgabe der PZ ist es, 
die Voraussetzimgen und Modalitäten für den Ein- 


satz deutscher wie für die Förderung einheimischer 
Fachkräfte zu bestimmen. Sie ist eine Querschnitts- 
aufgabe der Entwicklungszusammenarbeit. Ihr über- 
geordnetes Ziel ist die Entfaltung menschlicher Res- 
sourcen in den Entwicklungsländern selbst. An die- 
sem Ziel haben sich die Gestaltung der Rahmenbe- 
dingungen für die Tätigkeit deutscher Fachkräfte 
sowie alle Projekte und projektfreien Maßnahmen 
zur Aus- und Fortbildung und Beschäftigung von 
Fachkräften der Entwicklungsländer zu orientieren. 

Die Bundesregierung hat in den Jahren 1987 und 
1988 die Fortbildung von Counterparts und sonsti- 
gen einheimischen Fachkräften in den Projekten der 
TZ und FZ erheblich verstärkt. Ihr Programm für die 
Aus- und Fortbildung von Fachkräften der Entwick- 
lungsländer wurde ausgeweitet und qualitativ wei- 
terentwickelt. Fachkräften der Entwicklungsländer 
in der Bundesrepublik Deutschland, die in ihr Hei- 
matland zurückkehren wollen, hilft die Bundesre- 
gierung durch neue Instrumente der Hilfe zur 
Selbsthilfe bei der Gründung einer eigenen wirt- 
schaftlichen Existenz. Ein wichtiger Schritt ist die 
Weiterentwicklung der Nachbetreuung von zurück- 
gekehrten Fachkräften, vor allem von Nicht-Stipen- 
diaten. 

Unter den verschiedenen Einsatzbereichen für deut- 
sches Personal im Rahmen der Entwicklungszusam- 
menarbeit hat die Bundesregierung vor allem die 
Vermittlung Integrierter Fachkräfte und im Rahmen 
der TZ i.e.S. insbesondere die Tätigkeit von Kurz- 
zeitexperten verstärkt. Demgegenüber ist die Zahl 
des längerfristig tätigen Projektpersonals der GTZ 
nicht mehr gestiegen. Gleichzeitig wirkt die Bun- 
desregierung auf einen stärkeren Verbund der ver- 
schiedenen Instrumente personeller Zusammenar- 
beit in einzelnen Vorhaben und Programmen hin. 
Dazu zählt auch die Beschäftigung von einheimi- 
schem Projektpersonal, das aus Mitteln der TZ finan- 
ziert wird. 

In der FZ nimmt die Bedeutung personeller Hilfen in 
starkem Maße zu. Dies erweist sich als notwendig, 
um die von den Entwicklungsländern zur Finanzie- 
rung vorgesehenen Programme und Projekte durch 
Beratung sowie Aus- und Fortbildungsmaßnahmen 
zu ergänzen und institutionell so zu stärken, daß ein 
nachhaltiger Entwicklungsbeitrag gesichert und die 
Finanzierung verantwortbar ist. Für diese zusätzli- 
che PZ wurden 1988 rund 230 Mio. DM auf ge wendet. 
Damit wurde u.a. der Einsatz von knapp 2.100 exter- 
nen Fachkräften finanziert. 

Mit diesen Maßnahmen zugunsten von Fachkräften 
der Entwicklungsländer wie für die Tätigkeit deut- 
schen Personals berücksichtigt die Bundesregierung 
die wachsenden Unterschiede im Entwicklungs- 
stand menschlicher Ressourcen zwischen den Ent- 
wicklungsländern. Sie erfordern eine stetige Diffe- 
renzierung der Personellen Zusammenarbeit im Sin- 
ne angepaßter Beiträge. Dabei gewinnen die Weiter- 
bildung und Nutzung des einheimischen Fachkräf- 
tepotentials innerhalb einzelner TZ- und FZ-Projek- 
te, eine Verbesserung der Bildungsinfrastruktur so- 
wie besondere Programme der Personalentwicklung 
in Engpaßbereichen der Entwicklungsländer eine 
immer größere Bedeutung. 
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Einen Gesamtüberblick über die in den Entwick- 
lungsländern tätigen deutschen Fachkräfte, die Teil- 
nehmer an Aus- imd Fortbildungsmaßnahmen sowie 


die Fördenmg der beruflichen Eingliederung imd 
Beschäftigung einheimischer Fachkräfte vermittelt 
Tabelle 11. 


Tabelle 11 


Personelle Zusammenarbeit in Zahlen 

(Finanzienmg aus Einzelplan 23) 



1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

Aus- und Fortbildung von 
Angehörigen der EL 

Teiln. an Langzeitmaßnahmen (mehr 

als 3 Monate) 

Teiln. an Kurzzeitmaßnahmen (bis zu 

7.162 

7.069 

6.579 

6.989 

8.736 

8.042 

8.256 

3 Monaten) 

5,333 

3.653 

5.315 

5.190 

5.078 

5.078 

6.057 

insgesamt 

(davon Counterparts - ab 1984 er- 

12.495 

10.722 

11.894 

12.179 

13.814 

13.961 

14.313 

faßt) 



(338) 

(561) 

(761) 

(635) 

(686) 

Beschäftigimg von Fachkräften 
deutscher Organisationen *) 

- DED 

850 

826 

792 

815 

869 

910 

942 

- AGEH 

292 

317 

268 

258 

309 

330 

312 

- Dü 

203 

187 

181 

193 

206 

205 

227 

- EIRENE 

16 

23 

29 

38 

32 

49 

53 

- WFD 

20 

11 

12 

15 

11 

17 

23 

- CFI 

- 

- 

- 

- 

4 

17 


integrierte Fachkräfte 

Fachkräfte der 

310 

359 

396 

520 

560 

613 

638 

- GTZ^) 

1.237 

1.272 

1.291 

1.309 

1.358 

1.440 

1.533 

- BGR 

102 

96 

118 

71 

53 

48 

59 

- PTB 

5 

7 

7 

9 

11 

9 

11 

- Consultinguntemehmen^) 

- Politische Stiftungen 

740 

790 

760 

760 

501 

453 

383 

- KAS 

71 

68 

66 

66 

58 

72 

75 

- FES 

103 

96 

97 

101 

95 

119 

129 

- FNS 

50 

49 

49 

50 

51 

55 

56 

- HSS 

31 

36 

47 

47 

43 

50 

52 

- Sonstige private Träger 

(wie Caritas, DAHW, DW) 

74 

91 

55 

44 

89 

91 

79 

insgesamt 

4.104 

4.228 

4.168 

4.280 

4.201 

4.478 

4.582 

zusätzlich KfW ca 

bis 1987 noch nicht statistisch erfaßt 

2.000 

Berufl. Eingliederung und 
Beschäftigimg einheim. Fachkräfte 
- Außerhalb von A F gef. FK aus 

EL (Reintegrat.) 

483 

777 

863 

594 

644 

807 

662 

- Fachkräfte mit Gehaltszuschuß . . . 

- 

- 

~ 

- 

- 

- 

55 

- Ortskräfte der GTZ 

350 

506 

1.043 

1.612 

1.663 

1.854 

2.751 


‘) Änderungen gegenüber dem 7. E.-pol. Bericht der Bundesregierung ergeben sich aus Korrekturen der Träger infolge 
der Umstellung auf die Erfassungsmethode per Stichtag 31.12. sowie aus 2) und 3) 

Nur Fachkräfte aus dem Gemeinnützigen Bereich 

Ab 1986 nur FK aus dem Gemeinnützigen Bereich, 1982-85 Gemeinnütziger Bereich imd Drittgeschäft 
Quellen: Angaben der Träger 

GTZ: Personalberichte 1987 und 1988, Personalstatistik vom 02.08.1989 
DFD: Statusberichte 1982-1988 
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3.4.1 Aus- und Fortbildung von Fach- und 

Führungskräften der Entwicklungsländer 

„Entwicklimg" schafft ständig neue und speziellere 
Lemerfordernisse. Gleichzeitig vergrößern sich die 
Unterschiede in den Bedürfnissen der einzelnen 
Länder. Das Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und die Durchführungsorganisa- 
tionen im Bereich Aus- und Fortbildung haben die 
Konsequenz gezogen, das Fortbildungsprogramm 
weiter zu spezialisieren, gleichzeitig verstärkt fach- 
liche Schwerpunkte zu bilden und Bereiche außer- 
halb dieser Schwerpunkte - auch wegen begrenzter 
Kapazitäten - etwas zurückzustellen. 

Die Wirksamkeit von Fortbildungsmaßnahmen 
kann erhöht werden, wenn sie - statt Einzelpersonen 
zu fördern - durch eine gezielte Personalentwick- 
lung für bestimmte Gruppen deren eigene Reform- 
bestrebungen zur Lösung von Entwicklungsproble- 
men unterstützen. Aus dieser Erkenntnis heraus 
wurden in zunehmendem Umfang über mehrere 
Jahre laufende Fortbildimgsvorhaben entwickelt, 
die durch die Kombination von Dialog sowie lang- 
imd kurzfristigen Trainingsmaßnahmen, Entwick- 
lung und Bereitstellung von Lehr- und Lernmaterial 
Reformmaßnahmen in den Entwicklungsländern 
oder die Personalentwicklung für bestimmte Partner 
unterstützen. Beispiele sind die Beiträge zur Dezen- 
tralisierung der Verwaltung in Marokko, zum Auf- 
bau des Messewesens in Lateinamerika oder von Ba- 
sisgesundheitsdiensten in Ostafrika. 

Da die Entwicklungsländer in den vergangenen 
Jahrzehnten ihre Bildungssysteme nicht zuletzt auf- 
gnmd erfolgreicher Entwicklungszusammenarbeit 
erheblich verbessert haben, hat die Bundesregie- 
rung ihre Trainingsangebote weitgehend von Aus- 
bildxmg auf Fortbildung umgestellt. Auch im Be- 
reich der wichtigsten verbleibenden Ausnahme, der 
Förderung von grundständigen Fachhochschulstu- 
dien, sind in letzter Zeit erste Alternativen in das 
Programm aufgenommen worden, d.h. Fortbildungs- 
maßnahmen unter Nutzung des Potentials der Fach- 
hochschulen für Ingenieure, die bereits ein einhei- 
misches Diplom erworben haben. 

In den letzten Jahren hat sich die Bundesregierung 
besonders bemüht, strukturelle Nachteile auszuglei- 
chen, die eine Beteiligung der Bundesrepublik 
Deutschland am internationalen Wissensaustausch 
und -transfer, speziell im Verhältnis zu den Entwick- 
limgsländem, behindern. Hierzu gehört eirnnal die 
Förderung von postgradualen Aufbaustudien an 
deutschen Hochschulen. Auf diese Weise wird Spit- 
zenkräften aus Enwicklungsländern auch in der 
Bimdesrepublik Deutschland - und nicht nur in an- 
deren Industrieländern - eine akademische Weiter- 
qualifizierung angeboten (siehe 3.4.2). In Vorberei- 
timg ist ein Programm der Teilfinanzienmg von - im 
übrigen von dritter Seite finanzierten - Fortbil- 
dungsmaßnahmen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land: Mit Zuschüssen zu den Kosten für das Erlernen 
der deutschen Sprache sollen „Wettbewerbsnachtei- 
le" des Ausbildungsstandorts Bundesrepublik 
Deutschland gegenüber anderen westlichen Indu- 
strieländern ausgeglichen werden. 


Hinsichtlich der Fachbereiche, der Maßnahmearten, 
der Zielgruppen und der beteiligten Organisationen 
weist das Aus- imd Fortbildungsprogramm - trotz al- 
ler Konzentrationsbemühimgen - nach wie vor eine 
große Vielfalt auf. 

Den größten Teilbereich bilden die Stipendien- und 
Seminarprogramme, die von der Carl-Duisberg- 
Gesellschaft, der Deutschen Stiftung für internatio- 
nale Entwicklung, der Deutschen Welle und dem 
Sender Freies Berlin in Zusammenarbeit mit der 
Zentralstelle für Arbeitsvermittlung durchgeführt 
werden. Sie umfassen langfristige Fortbildungsmaß- 
nahmen von im Durchschnitt 15 - 18 Monaten Dauer 
sowie Seminare und Kurse einschließlich Veranstal- 
tungen des entwicklungspolitischen Dialogs und 
des Erfahiungsaustauschs. 

Weitere Teilbereiche sind die Programme des Deut- 
schen Akademischen Austauschdienstes und der Al- 
exander-von-Humboldt-Stiftung im akademischen 
Bereich, die Förderung der betrieblichen Ausbil- 
dung in Entwicklungsländern (über die GTZ) sowie 
die Aus- und Fortbildungsmaßnahmen der Otto- 
Benecke-Stiftung, insbesondere für Flüchtlinge aus 
dem südlichen Afrika. 

An der Finanzierung des Programms sind ganz we- 
sentlich auch die Bundesländer beteiligt, vor allem 
durch die Unterhaltung von Einrichtungen in der 
Bundesrepublik Deutschland. Eine wichtige Rolle 
spielt ferner der Beitrag der deutschen Wirtschaft, 
die in erheblichem Umfang und in der Mehrzahl der 
Fälle unentgeltlich Praktikantenplätze zur Verfü- 
gung stellt. 


3.4.2 Studenten aus Entwicklungsländern an 
deutschen Hochschulen 

Die Bundesregierung ist aus Gründen der auswärti- 
gen Kulturpolitik, der Wirtschafts-, Entwicklungs-, 
Hochschul- und Wissenschaftspolitik sowie aus 
ideellen Gründen daran interessiert, daß eine ange- 
messene Anzahl ausländischer Studenten mit Erfolg 
in der Bundesrepublik Deutschland studiert. Sie hat 
durch Änderung der Visabestimmungen die Einrei- 
se von Studienbewerbern aus Entwicklungsländern 
erleichtert. 

Von den rd. 81.000 ausländischen Studenten an deut- 
schen Hochschulen im Wintersemester 1987/88 ka- 
men rd. 44.000 aus Entwicklungsländern. Die Bun- 
desländer als Träger der Hochschulen haben 1988 
dafür nmd 358 Mio. DM an Studienplatzkosten auf- 
gewendet (vgl, hierzu auch Tab. 28 im Anhang). Eine 
wachsende Anzahl dieser Studenten, insbesondere 
mit türkischer und iranischer Staatsbürgerschaft, hat 
die Hochschulzugangsberechtigung in der Bundes- 
republik Deutschland erworben. 

1988 förderte die Bimdesregienmg (AA imd BMZ) 
mehr als 6.100 Studenten aus Entwicklungsländern, 
vorwiegend im postgradualen Bereich, davon nmd 
1.600 mit Sur-place- oder Drittlandstipendien. Hinzu 
kommen noch über 1.200 Stipendiaten der Bundes- 
länder. 
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Aus entwicklungspolitischer Sicht hat die Förde- 
rung von Hochschulen in den Entwicklungsländern 
selbst Vorrang. Wegen des dort noch nicht voll lei- 
stimgsfähigen Hochschulwesens haben jedoch 
geeignete Studienangebote und die Förderung 
von Studienaufenthalten in der Bundesrepublik 
Deutschland eine wichtige ergänzende Funktion. 
Das BMZ fördert ein Fachhochschulstipendienpro- 
gramm (gemeinsam mit den Ländern) mit jährlich 
rund 600 Teilnehmern, die Fortbildung von Partner- 
fachkräften der TZ sowie ein wachsendes Stipen- 
dienprogramm für entwicklungsbezogene postgra- 
duale Studienangebote an deutschen Hochschulen. 

Zunehmendes Gewicht wird auf Nachkontaktmaß- 
nahmen (Seminare, Wiedereinladxmgen, Lehr- und 
Lemmaterial, technische Hilfsmittel, Literaturspen- 
den) gelegt zum Zwecke der Weiterbildxmg imd zur 
Pflege und Stärkung der Beziehungen der Ex- 
Stipendiaten zur Bundesrepublik Deutschland. 


3.4.3 Förderung der Existenzgründung und 
beruflichen Eingliederung 

Die in der Bundesrepublik Deutschland ausgebilde- 
ten Fachkräfte aus Entwicklungsländern sind in der 
Regel 

- durch die Kombination von einheimischer und 
deutscher Ausbildung für entwicklungspolitische 
Aufgaben im Heimatland qualifiziert, 

~ mit den politischen und sozio-kulturellen Bedin- 
gungen des Heimatlandes vertraut, 

- befähigt, unsere Methoden und Arbeitsweisen mit 
denen des eigenen Heimatlandes in Einklang zu 
bringen. 

Aufgabe der Reintegrationsfördenmg ist es, die au- 
ßerhalb des Aus- und Fortbildungsprogramms in 
Deutschland getätigten Bildungsinvestitionen durch 
berufliche Eingliederung xmd Beschäftigung der 
Fachkräfte da zu optimieren, wo dies im Einverneh- 
men mit dem Entwicklungsland möglich ist. Zu die- 
sem Zweck erhalten Fachkräfte aus Entwicklunslän- 
dem 

- Information und Beratung zur Rückkehr und be- 
ruflichen Eingliederung im Heimatland, 

- berufsvorbereitende und berufsqualifizierende 
Kurse und/oder Praktika, 

- Unterstützung bei der Arbeitsaufnahme im Hei- 
matland, 

- finanzielle Eingliederungshilfen. 

Durch spezielle Kursprogramme wurden 1985-1988 
insgesamt 2.707 Rückkehrer gefördert; davon wur- 
den 1.543 beruflich eingegliedert. Es wird geprüft, ob 
in Projekten der bilateralen EL auch Rückkehrer be- 
schäftigt werden können. 

Für eine bessere berufliche Eingliederung xmd Be- 
schäftigung der Fachkräfte stehen inzwischen fol- 
gende Instrumente zur Verfügung: 


Fachkräfteförderung durch befristete 
Gehaltszuschüsse 

Qualifizierten Fachkräften mit Berufserfahrung wird 
die Übernahme von ent wicklungs wichtigen Tätig- 
keiten im Heimatland durch befristete Gehaltszu- 
schüsse erleichtert. Sie erhalten dadurch die Mög- 
lichkeit, als Entwicklungsexperten ihres eigenen 
Landes zurückzukehren. 

Nach Richtlinien vom 16.04.1987 führt die Bundesan- 
stalt für Arbeit/Zentralstelle für Arbeitsvermittlung 
(BA/ZAV) gegenwärtig Länderprogramme für die 
Türkei und Jugoslawien durch. 

Mit vorbereitenden Untersuchungen für andere Ent- 
wicklungsländer wurde begonnen. 


Förderung der Existenzgründung durch Beratung 
und Kredithilfen 

Im Rahmen eines seit 1985 laufenden Programms zur 
Existenzgründxmg von rückkehrenden türkischen 
Fachkräften sind bis zum 30.06.1989 insgesamt 571 
Betriebe in der Türkei gefördert worden. Dabei wur- 
den rd. 6.100 neue Arbeitsplätze geschaffen. 

Nach dem Vorbild des Türkei-Programms ist ein 
ähnliches Vorhaben am 05.06.1989 mit Jugoslawien 
vereinbart worden. Das Abkommen sieht eine deut- 
sche Finanzierungshilfe in Höhe von 2,5 Mio. DM 
vor. Sie wird in einen jugoslawischen Entwicklungs- 
fonds eingebracht, an dessen Finanzierung sich auch 
die jugoslawische Seite mit Beiträgen in gleicher 
Höhe beteiligt. Der Fonds wird zinsgünstige Kredite 
an Rückkehrer aus der Bundesrepublik Deutschland 
vergeben, die ein privates Unternehmen in Jugosla- 
wien gründen oder Mittel in bestehende Unterneh- 
men einbringen. 

Die Deutsche Ausgleichsbank (Bonn) unterstützt Un- 
ternehmer imter den in der Bundesrepublik 
Deutschland ausgebildeten Fachkräften durch Ei- 
genkapitalzxischüsse bei der Finanzierung von Exi- 
stenzgründungen in Entwicklungsländern. 


Einarbeitungsz usch üsse 

Zuschüsse zu Probearbeitsverhältnissen in entwick- 
lungswichtigen Sektoren und Regionen können Be- 
rufsanfänger aus Entwicklxmgsländem erhalten, die 
ihre Ausbildung in der Bundesrepublik Deutschland 
beendet haben. Der Zuschuß soll der Fachkraft hel- 
fen, die notwendige Berufserfahrung als Vorausset- 
zung für eine Dauerbeschäftigung im Entwicklxmgs- 
land zu erwerben. 


Personalbörse der BA/ZAV 

Mit der BA/ZAV besteht Einvernehmen, eine Perso- 
nalbörse für Fachkräfte aus Entwicklungsländern 
einzurichten. Aufgabe der Börse ist die gezielte Ver- 
mittlung von Fachkräften. 
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Nachbetreuung von Fachkräften 

Die Bundesregierung bereitet gegenwärtig ein Pro- 
gramm zur Nachbetreuung der in der Bundesrepu- 
blik Deutschland ausgebildeten Fachkräfte aus Ent- 
wicklungsländern vor. 

Durch Nachbetreuung sollen folgende Ziele erreicht 
werden: 

- Langfristige Sicherung des Lernerfolges durch 
fachliche Weiterbildung 

- Vertiefung der Bindungen zur Bundesrepublik 
Deutschland 

- Evaluierung und Verbesserung von Fortbildungs- 
programmen 

- Verbesserung der beruflichen Eingliederung und 
Existenzgründimg. • 

1988 wurden für Nachbetreuungsmaßnahmen aus 
dem Haushalt des BMZ rd. 6 Mio. DM (knapp 5 % 
der für die Fortbildxmg in der Bundesrepublik 
Deutschland eingesetzten Mittel) aufgewendet. 

Die bisherigen Maßnahmen sollen weitergeführt 
werden. Es wird darüber hinaus geprüft, ob die Maß- 
nahmen wie folgt ergänzt werden können: 

- Förderung von Rückkehrervereinigungen mit 
dem Ziel, sie für Aufgaben der beruflichen Ein- 
gliederung von Fachkräften zu qualifizieren. 

- Beteiligung von Trägern in Entwicklungsländern 
an Aufgaben, die bisher von deutschen Durchfüh- 
rungsorganisationen wahrgenommen werden (z.B. 
Rekrutierung von Stipendiaten, Durchführung 
von Aus- und Fortbildungsveranstaltungen). 

- Gewinnung von Rückkehrern für Tätigkeiten in 
Entwicklungsprojekten oder entwicklungswichti- 
gen Institutionen, wie z.B. Selbsthilfeeinrichtun- 
gen. 

- Förderung von Einrichtungen, die Rückkehrer be- 
schäftigen, zur Steigerung ihrer Leistungsfähig- 
keit und der Wirksamkeit der dort arbeitenden 
Fachkräfte. Dadurch soll die Bereitschaft zur Be- 
schäftigung weiterer Rückkehrer gestärkt werden. 


3.4.4 Entwicklungshelfer 

Entwicklungshelfer im Sinne des Entwicklungshel- 
fergesetzes sind Freiwillige, die ohne Erwerbsab- 
sicht einen zeitlich begrenzten Dienst in Entwick- 
lungsländern leisten. Sie erhalten ein Unterhalts- 
geld und werden darüber hinaus nach den Bestim- 
mungen des Entwicklungshelfergesetzes sozial ab- 
gesichert. Auch Entwicklungshelfer sind in der Re- 
gel berufserfahrene und qualifizierte Fachkräfte. Ihr 
Selbstverständnis ist von einem hohen sozialen En- 
gagement geprägt. Sie bringen ihre Kenntnisse und 
Fähigkeiten direkt in örtliche Partnerstrukturen ein 
und leben in unmittelbarem Kontakt mit der von ih- 
nen unterstützten einheimischen Bevölkerung. 
Durch ihre Mitarbeit sollen die Lebensbedingungen 


der armen und benachteiligten Bevölkerungsgrup- 
pen nachhaltig verbessert werden. Demzufolge wer- 
den die am wenigsten entwickelten Länder für den 
Einsatz von Entwicklungshelfern bevorzugt. 

Entwicklungshelfer werden von 6 nach dem Ent- 
wicklungshelfergesetz anerkannten Entwicklungs- 
diensten entsandt: Arbeitsgemeinschaft für Entwick- 
lungshilfe (AGEH), Christliche Fachkräfte Interna- 
tional (CFI), Deutscher Entwicklungsdienst (DED), 
Dienste in Übersee (DÜ), EIRENE und Weltfriedens- 
dienst. Die Dienste sind in ihren Programmplanun- 
gen eigenverantwortlich. Ihre Vorhaben müssen 
nach dem Entwicklungshelfergesetz allerdings mit 
den Förderungsmaßnahmen der Bundesrepublik 
Deutschland für Entwicklungsländer in Einklang 
stehen. 

Lediglich der DED nimmt in direktem Auftrag unter 
besonderer Verantwortung der Bundesregienmg 
seine Aufgaben wahr. Neben dem Normalprogramm 
führt der DED zur Zeit auf Bitte der Bundesregie- 
rung ein Sonderprogramm zur Unterstützung des 
Unabhängigkeitsprozesses in Namibia durch. Er ent- 
sendet bis zu 60 Kfz-Mechaniker zum zivilen Arm 
der UNO-Übergangsgruppe (UNTAG) in Namibia, 
um einen Beitrag zur Unterhaltung des Kfz-Parks 
der UNTAG zu leisten. Dem DED wurde dieser Auf- 
trag aufgrund seiner hohen Professionalität und gro- 
ßen Erfahnmg erteilt. 

Als weitere neue Aufgabe übernahm der DED An- 
fang 1986 die Verantwortung für die Entsendung von 
Entwicklungshelfern im Rahmen des Europäischen 
Freiwilligenprogramms (EFP). Das EFP ist ein zu- 
nächst von 2 Mitgliedsstaaten der Europäischen Ge- 
meinschaft (Deutschland und Frankreich) getrage- 
nes Kooperationsvorhaben zur personellen Unter- 
stützung von Entwicklungsmaßnahmen in Ländern 
der Dritten Welt. Am EFP können fachlich qualifi- 
zierte junge Europäer, vorläufig Deutsche und Fran- 
zosen, im Alter zwischen 18 und 25 Jahren teilneh- 
men. Das Programm soll zahlenmäßig erweitert wer- 
den, insbesondere durch Beteiligung weiterer EG- 
Mitgliedsländer und der EG -Kommission. 


3.4.5 Entsandte Fachkräfte 

Eine Reihe von deutschen Trägerorganisationen 
entsenden Fachkräfte, die für ihre Tätigkeit in Ent- 
wicklungsländern durch persönliche Eignung, 
mehrjährige Berufs- und meist auch durch Auslands- 
erfahmng ausgewiesen sind. 

Der größte Einsatzbereich für deutsche entsandte 
Fachkräfte ist die bilaterale Technische Zusammen- 
arbeit (TZ i.e.S.), in der die Deutsche Gesellschaft für 
Technische Zusammenarbeit (GTZ), Bundesanstal- 
ten und - als Unterauftragnehmer der GTZ - private 
Consulting-Unternehmen Projekte im technischen, 
wirtschaftlichen und wissenschaftlichen Bereich 
durchführen. 

Die Zahl der entsandten deutschen Fachkräfte lag 
zwischen 1980 und 1985 jährlich zwischen 2.000 und 
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2.200. Zwischen 1986 und 1988 verringerte sie sich 
auf rund 1.950 bis 2.000 {ohne Drittgeschäft). 

Der Ausbildungsstand der Fachkräfte der GTZ ver- 
ändert sich seit Beginn der 80er Jahre kontinuierlich 
zugimsten von Experten mit einer Hochschulausbil- 
dung (1988: rund 84 %) und mit höherem Durch- 
schnittsalter. (Fachkräfte im Alter von 46 - 55 Jahren: 
1982: rund 40 %, 1988: 56 %). Der Anteil von Frauen - 
imter Einschluß des Drittgeschäftes der GTZ - hat 
sich seit 1982 von rund 4 % auf rund 7,5 % erhöht. 

Weitgehend unverändert ist in den 80er Jahren hin- 
gegen die regionale Verteilung geblieben. Tätig 
sind durchschnittlich: 40 - 50 % der GTZ-Auslands- 
mitarbeiter in Afrika, 30 - 36 % in Asien, 13 - 18 % in 
Lateinamerika, was in etwa der regionalen Vertei- 
lung der TZ-Ausgaben i.e.S. entspricht. 

Zurückgegangen ist allerdings die durchschnittliche 
Personalintensität der einzelnen Projekte. Betrug sie 
1972 noch 3,5 Fachkräfte je Projekt, lag sie in den 
80er Jahren nur noch zwischen 2,2 - 2,7 Fachkräfte je 
Projekt. 1988 arbeiteten in 80 % aller Projekte mit 
deutschem Personaleinsatz nicht mehr als 1 - 3 Fach- 
kräfte. Angesichts eines 1988 registrierten Abwärts- 
trends bestehender und erwarteter Personalvakan- 
zen in den Projekten hält die GTZ es für denkbar, 
„daß allmählich die entwicklungspolitische Forde- 
rung greift, mehr Langzeitexperten durch lokale 
Kräfte und/oder Kurzzeitexperten zu ersetzen". 

In der Finanziellen Zusammenarbeit hat sich seit En- 
de der 70er Jahre in immer stärkerem Maße eine PZ- 
Komponente entwickelt. Das Übergewicht des Per- 
sonaleinsatzes liegt bei der Bauplanungs- und Bau- 
aufsichtsberatung. Verstärkt hinzugetreten sind in 
den letzten Jahren Betriebsberatung, Kurzzeitexper- 
teneinsätze, Studien und Aus- und Fortbildungspro- 
gramme für einzelne Vorhaben. Die Aufwendungen 
für diesen Bereich, die grundsätzlich als Zuschuß - 
teilweise im Wege der Direktleistimg - gewährt 
werden, beliefen sich 1988 auf insgesamt rd. 229 Mio. 
DM; dies entspricht rd. 9 % aller FZ-Ausgaben im 
Jahre 1988. 

Die Bundesregierung hält diese PZ-Komponente, die 
in ihrer Vielfalt ein differenziertes Eingehen auf die 
verschiedenen Beratungserfordemisse erlaubt, für 
förderlich, um durch intensivere Betreuung den Pro- 
jekterfolg abzusichem. 

Die KfW schätzt die Anzahl der im Rahmen dieser 
PZ-Komponenten tätigen Fachkräfte für 1988 auf 
insgesamt rd. 2.000 Personen. Erst eine für 1990 ge- 
plante systematische Analyse wird Aufschluß dar- 
über geben, inwieweit es sich hierbei um Deutsche 
oder Einheimische handelt. 

Die Tätigkeit der Auslandsmitarbeiter von politi- 
schen Stiftungen und privaten Trägern liegt vorwie- 
gend in der Bildung und Beratung im gesellschafts- 
imd wirtschaftspolitischen sowie im sozialen Be- 
reich (vgl. im einzelnen Ziffer 3.8). 


3.4.6 Integrierte Fachkräfte 

Die Eigenständigkeit des Partners wird mit dem Pro- 
gramm „Integrierte Fachkräfte" besonders gefördert. 


Damit sollen Personalengpässe der Entwicklungs- 
länder in entwicklungswichtigen Bereichen durch 
zeitweilige Beschäftigimg geeigneter Fachkräfte als 
Arbeitnehmer bei einheimischen Arbeitgebern 
überwunden werden. 

Das Centrum für internationale Migration und Ent- 
wicklimg (CIM), eine Arbeitsgemeinschaft der GTZ 
und der Zentralstelle für Arbeitsvermittlung (ZAV) 
der Bundesanstalt für Arbeit (BA), soll es dabei Ent- 
wicklungsländern erleichtern, auf dem hiesigen Ar- 
beitsmarkt geeignete deutsche Fachkräfte zu gewin- 
nen. Diese schliessen dann privatrechtliche Arbeits- 
verträge mit den jeweiligen Arbeitgebern im Ent- 
wicklungsland ab und erhalten von deutscher Seite 
finanzielle Zuschüsse zu einem ortsüblichen Gehalt. 

Unter anderem mit einem 1985 begonnenen, an die 
spezifische Bedarfssituation angepaßten Sonderpro- 
gramm der Vermittlung von 100 Sekundarschulleh- 
rern nach Simbabwe ist die Zahl der Integrierten 
Fachkräfte von 342 im Jahre 1982 auf 690 im Jahre 
1988 überproportional gesteigert worden. Das so- 
wohl entwicklungspolitisch wie auch außen- und 
kulturpolitisch positiv einzuschätzende Sonderpro- 
gramm „Lehrer für Simbabwe" genießt hohe Wert- 
schätzung beim Partner. 

Insgesamt hat sich das 1975 begonnene Programm 
„Integrierte Fachkräfte" in den 80er Jahren zu einem 
modernen imd leistungsfähigen Instrument der Per- 
sonellen Zusammenarbeit entwickelt. Es zeichnet 
sich insbesondere durch die Integration der Fach- 
kräfte in die Strukturen der Gastländer, verbunden 
mit deren eigener Kontrolle über ihr ausländisches 
Fachpersonal, durch geringen Verwaltimgs- und Ko- 
stenaufwand, sowie große Beweglichkeit und 
schnelle Anpassungsfähigkeit an die jeweiligen 
Rahmenbedingungen aus. 


3.4.7 Ausbildungsprogramme für Fachkräfte 

Die Entsendeorganisationen können nicht alle offe- 
nen Stellen mit unmittelbar geeigneten Fachkräften 
besetzen. Die Bimdesregierung fördert deshalb eine 
Reihe von Programmen, die Nachwuchskräfte durch 
eine Zusatzausbildung auf eine Tätigkeit in der Ent- 
wicklungszusammenarbeit vorbereiten: das Deut- 
sche Institut für Entwicklungspolitik (DIE) in Berlin 
führt neunmonatige Ausbildimgskurse durch für 
jährlich 20 Hochschulabsolventen wirtschaftswis- 
senschaftlicher sowie anderer sozialwissenschaftli- 
cher Studiengänge mit ökonomischen und entwick- 
lungspolitischen Gnmdkenntnissen. Im Schwer- 
punktbereich Landwirtschaft unterstützt die Bim- 
desregierung das „Seminar für landwirtschaftliche 
Entwicklung" an der TU Berlin, das „Seminar für 
Tropenveterinärmedizin" an der FU Berlin sowie 
den „Fachbereich internationale Agrarwirtschaft" 
der Gesamthochschule Kassel (1988 insgesamt 62 
Teilnehmer). An der Universität Heidelberg werden 
Vorbereitungskurse für Ärzte und medizinisches 
Personal gefördert (1988 mit 65 Teilnehmern). Die 
GTZ bildet im Rahrnen der von ihr durchgeführten 
Vorhaben „Projektassistenten" zu Fachkräften aus, 
die später selbständige Aufgaben übernehmen sol- 
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len. Jährlich werden ca. 30 Projektassistentenverträ- 
ge abgeschlossen. 

„Beigeordnete Sachverständige" werden auf Kosten 
der Bundesregierung bei internationalen Organisa- 
tionen auf eine Expertentätigkeit in Entwicklungs- 
ländern vorbereitet. Von 1982 bis 1988 stieg die Zahl 
der Beigeordneten Sachverständigen von 71 auf 140 
in insgesamt 22 internationalen Organisationen an. 

Im Rahmen von „Arbeits- und Studien- Aufenthalten" 
(ASA-Programm) werden Studenten und seit 1984 
auch junge Berufstätige - vorzugsweise aus gewerb- 
lichen und handwerklichen Klein- und Mittelbetrie- 
ben - durch drei- bis sechsmonatige Aufenthalte in 
Entwickungsländem an entsprechende spätere Be- 
rufstätigkeiten hercuigeführt. Diese Aufgabe wird 
von der Carl-Duisberg-Gesellschaft (CDG) wahrge- 


nommen. Die Teilnehmerzahl stieg von 1982 bis 1988 
von 130 auf 183 an. Rund 60 % aller ASA-Teilnehmer 
sind anschließend im Bereich der Entwicklungszu- 
sammenarbeit tätig. 

Die Entwicklung der Teilnehmerzahlen an Nach- 
wuchs-Förderungsprogrammen ist in der Tabelle 12 
dargestellt. 

Die länderkundliche imd sprachliche Vorbereitung 
der Fachkräfte und ihrer Ehepartner auf ihren Pro- 
jekteinsatz wird von der Zentralstelle für Auslands- 
kunde der Deutschen Stiftung für internationale Ent- 
wicklung (DSE) durchgeführt. Sie konzentriert sich 
neben der Vermittlung von Welt- \md Landesspra- 
chen auf das sozio-kulturelle und politische Umfeld 
und Selbstverständnis des Gastlandes. Von 1983 bis 
1988 stieg die Teilnehmerzahl von 850 auf 1.381 an. 


Tabelle 12 


Teilnehmer an Nachwuchsförderungsprogrammen für deutsche Fachkräfte 



1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

Projektassistentenprogramm der GTZ (Zahl der 

Neuverträge) 

35 

39 

28 

33 

29 

Beigeordnete Sachverständige bei internationalen 
Organisationen 

76 

85 

88 

113 

140 

Arbeits- und Studienaufenthalte (ASA-Programm) 

142 

157 

172 

172 

183 

Ausbildungskurse des Deutschen Instituts für 
Entwicklungspolitik (DIE) in Berlin 

10 

18 

16 

20 

20 

Seminar für landwirtschaftliche Entwicklung (TU Berlin) . . 

20 

18 

20 

17 

18 

Seminar für Tropenveterinärmedizin (FU Berlin) 

6 

6 

6 

6 

6 

Absolventen des Schwerpunktstudiums Internationale 
Agrarwirtschaft (GH Kassel) 

57 

57 

52 

42 

38 

Vorbereitungskurse für Ärzte und nichtärztliches 
medizinisches Personal (Uni Heidelberg) 

77 

75 

76 

76 

65 


3.5 Nahrungsmittelhilfe und 
Ernährungssicherung 

Die Jahre 1987 und 1988 waren gekennzeichnet 
durch Katastrophen imd weltweit zunehmende 
Flüchtlingsströme, Diese Ereignisse und fortdauern- 
de Unterernährung und Hunger in vielen Entwick- 
lungsländern erforderten den flexiblen Einsatz der 
Nahrungsmittelhilfe (NMH) imd eine entsprechende 
Politik, um dem Bedarf in diesen Entwicklungslän- 
dern oder Notgebieten gerecht zu werden. Anderer- 
seits konnten in weiten Gebieten des afrikanischen 
Sahelgürtels und Ostafrikas aufgrund günstiger Wit- 
terungsbedingungen und wirksamer Schädlingsbe- 
kämpfungsmaßnahmen Z.T. Rekordernten einge- 
bracht werden, die dort zu einer Entspannung der 
Emährungslage führten imd es der Bundesregierung 
erlaubten, einen nicht unerheblichen Teil ihrer 
NMH-Lieferungen regional oder lokal in afrikani- 
schen Überschußgebieten einzukaufen, um damit ei- 
ne Beitrag zur Versorgung von Defizitregionen und 
einer wachsenden Anzahl von Flüchtlingen in Afri- 
ka mit Nahrungsmitteln zu leisten. 


Wie schon in den Vorjahren wurden zur Durchfüh- 
rung vorgenannter Maßnahmen auch 1987 und 1988 
wieder Sondermittel im Umfang von je rd. 65 Mio. 
DM bereitgestellt. 

Aufgrund des Fortbestandes großer Flüchtlingsan- 
sammlungen im Sudan, Somalia und Pakistan und 
aufgrund der anhaltend schlechten Emährungslage 
vor allem in Ländern des südlichen Afrikas, die von 
internen kriegerischen Auseinandersetzungen be- 
troffen sind sowie in Äthiopien hatten Flüchtlings- 
und Nothilfemaßnahmen 1988 einen Anteil von ins- 
gesamt 60 % (1987: 62 %) am gesamten Nahmngs- 
mittelhilfe- und Emährungssicherungsprogramm. 
Diese Hilfe wurde den Bedürftigen nahezu aus- 
schließlich über Nichtregiemngsorganisationen und 
internationale Hilfsorganisationen kostenlos zur 
Verfügung gestellt. 

Angesichts der fortbestehenden und wegen des Be- 
völkemngsdrucks noch steigenden stmkturellen 
Nahmngsmitteldefizite, vor allem in Afrika, hält es 
die Bundesregierung zwar für wünschenswert, aber 
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für unrealistisch, daß Nahrungsmittelhilfe in abseh- 
barer Zeit auf reine Nothilfemaßnahmen beschränkt 
werden kann. Sie ist sich der entwicklungspoliti- 
schen Problematik der Nahrungsmittelhilfe grund- 
sätzlich bewußt und hat in Richtung auf eine struk- 
turelle Verbesserung der Emährungssicherung in 
den letzten Jahren verstärkt Anstrengungen unter- 
nommen, schädliche Nebenwirkungen dieses Hilfe- 
instruments für die Eigenproduktion und das Ver- 
braucherverhalten im Empfängerland zu vermeiden 
imd soweit wie möglich positive Akzente in Rich- 
tung auf eine strukturelle Verbesserung der Ernäh- 
rungssicherung zu verstärken bzw. neue zu setzten. 

Die Erkenntnisse über die negativen Auswirkungen 
von unkonditionierten Nahrungsmittelhilfen führ- 
ten zu einer grundlegenden Veränderung bei der 
Nahrungsmittelhilfebewilligung, die in der EG- 
Verordnung über Nahrungsmittel-Politik und -Ver- 
waltung von 1986 berücksichtigt sind. So wurden zu- 
nehmend Ernährungssicherungsprogramme incl. 
Food-for-Work-Vorhaben und Nahrungsmittelnotre- 
serven gefördert sowie der Aufkauf von an die Kon- 
sumgewohnheiten im Empfängerland angepaßten 
Grundnahrungsmitteln in anderen Entwicklungs- 
ländern ausgeweitet. 

Ein wesentliches Ziel der Politik der Bundesregie- 
rung ist die Verknüpfung der Nahrungsmittelhilfe 
mit der FZ und/oder TZ, um einen möglichst umfas- 
senden und problemlösungsorientierten Beitrag zur 
längerfristigen Erhöhung der Ernährungssicherheit 
zu leisten. Dabei wird zwischen den Programmtypen 
„Integriertes Ernährungssicherungsprogramm" und 
„Aufbau und Management von Sicherheitsreserven/ 
G etreidemarktpolitik" unterschieden. 

Kernstück der Integrierten Emährungssicherungs- 
programme sind food-for-work-Maßnahmen zur Er- 
schließung bzw. zum Schutz von Produktionsres- 
sourcen. Durch Modifizierung des angewendeten In- 
strumentariums (food/cash-for-work, inputs-for- 
work, equipment-for-work, food-for-training etc.) 
konnte gezielt auf die Bedürfnisse der Zielgruppen 
eingegangen werden. 

Als Folge der Dürre der Jahre 1973/74 förderte die 
Bundesregierung seit Mitte der 70er Jahre die Anla- 
ge von Getreidesicherheitsreserven in den meisten 
Sahelländem AJrikas. Dazu gehörte der Bau von La- 
gerhallen insbesondere in traditionellen Defizitge- 
bieten imd die Beteiligung am Aufbau und der Un- 
terhaltung der Getreidereserven. Die Aufbauphase 
ist inzwischen im wesentlichen abgeschlossen. 

Die Sicherheitsreserven sind in die staatlichen Ge- 
treidebüros der betreffenden Länder integriert. Es 
zeigte sich bald, daß der Bestand der Getreidereser- 
ven nur in funktionierenden Getreidebüros gewähr- 
leistet ist, die im Rahmen eines tragfähigen Kon- 
zepts nationaler Getreidemarktpolitik tätig werden. 
Hier wurden erhebliche Defizite festgestellt, die im 
Rahmen angepaßter Beratungsaktivitäten Zug um 
Zug verringert werden. 

Um einen Beitrag zur Sicherung der teilweise über- 
durchschnittlich guten Ernten in einigen afrikani- 


schen Ländern zu leisten, hat die Bundesregienmg 
auch 1988/89 erhebliche Mittel zum lokalen Aufkauf 
von Getreide und zur Erweiterung von Lagerkapazi- 
täten bereitgestellt. 

Sie hat außerdem die Möglichkeit genutzt, die für 
Hilfslieferungen benötigten Nahrungsmittel in an- 
deren Entwicklungsländern aufzukaufen imd somit 
einerseits Nahrungsmittel bereitzustellen, die den 
Ernährungsgewohnheiten der Empfänger entspre- 
chen imd andererseits die Nahrungsmittelproduk- 
tion in den jeweiligen Entwicklungsländern, in de- 
nen gekauft wurde, zu stützen. Zu den Aufkauflän- 
dern für Getreide zählten in Afrika insbesondere 
Simbabwe und Kenia, aber auch verschiedene Sa- 
helländer. 

1988 wurden rd. 35 % und 1987 rd. 28 % der im Rah- 
men der Nahrungsmittelhilfe finanzierten Getreide- 
käufe entweder im gleichen oder in einem anderen 
Entwicklungsland getätigt. Bei den Nichtgetreide- 
produkten lag der Anteil wertmäßig bei jeweils rd. 
44 %. Die Bundesregierung begrüßt aus entwick- 
lungspolitischen Gründen nachdrücklich, daß so- 
wohl das Nahrungsmittelhilfe-Übereinkommen von 
1986 als auch die EG-Verordnung über die Nah- 
rungsmittelhilfepolitik und -Verwaltung (siehe auch 
II. 5.6) eine stärkere entwicklungspolitische Ausrich- 
tung aufweisen und es ermöglichen, lokale Über- 
schüsse im jeweiligen Entwicklungsland verstärkt 
aufzukaufen. 


Tabelle 13 


Bilaterale Leistungen der Bundesregierung 
im Bereich der Ernährungssicherung 
und Nahrungsmittelhilfe (NMH) 



1987 

1988 


- Mio. DM - 

NMH in Form von 
Getreide 

103,6 

127,7 

NMH in Form anderer 
Produkte 

79,6 

49,3 

Begleitmaßnahmen .... 

10,0 

8,8 

Emährungssicherungs- 
programme 

32,2 

43,6 

insgesamt 

225,4 

229,4 


Sowohl 1987 (58 %) als auch 1988 (68 %) erhielt Afri- 
ka den größten Teil der bilateralen Nahrungsmittel- 
hilfe (Gesamtleistungen siehe Tabelle 13). 

Die Zusammenarbeit mit internationalen (UNHCR, 
WEP) und privaten humanitären Organsisationen 
(z.B. Rotes Kreuz, Deutsche Welthungerhilfe, kirchli- 
che Träger) wurde intensiviert. 1988 wmden rd. 58 % 
der bilateralen NMH über diese Organisationen ab- 
gewickelt (1987: 47 %). 
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3.6 Flüchtlingshilfe 

Nach der weltweit anerkannten Definition des Be- 
griffs „Flüchtling" erfüllt die Flüchtlingseigenschaft, 
wer sich aufgrund wohlbegründeter Furcht vor Ver- 
folgung wegen seiner Rasse, Religion, Nationalität, 
Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe 
oder politischen Meinung außerhalb des Landes sei- 
ner Nationalität aufhalten muß. Faktisch gleichge- 
stellt werden oft Personen, die nicht wegen indivi- 
dueller Verfolgung, sondern wegen von Menschen 
verursachter Katastrophen {z.B. Bürgerkrieg) ihren 
Heimatstaat verlassen. Zahlreiche Menschen verlas- 
sen aufgrund von Naturereignissen (z.B. Dürre) ihre 
Heimatländer und stellen aus entwicklungspoliti- 
scher imd humanitärer Sicht ein ähnliches Problem 
dar wie die Flüchtlinge und Vertriebenen. 

Die Hauptaufnahmeländer der weltweit ca. 15 Mil- 
lionen Flüchtlinge sind Entwicklungsländer in Asi- 
en (Pakistan, Iran, Indochina), Afrika (Sudan, Hom 
von Afrika und Länder des südlichen Afrika) und 
Zentralamerika. 

Flüchtlingsströme zu vermeiden und Zustände zu 
schaffen, die die freiwillige Rückkehr von Flüchtlin- 
gen in ihre Heimatländer ermöglichen, ist eine gro- 
ße politische Aufgabe. Solange es Flüchtlinge in 
Entwicklungsländern gibt, muß auch durch die ent- 
wicklxmgspolitische Zusammenarbeit zur Stärkung 
der wirtschaftlichen imd sozialen Infrastruktur der 
Aufnahmeländer wie auch durch direkte Unterstüt- 
zung der Flüchtlinge geholfen werden. 

Die Bundesregierung hilft Flüchtlingen in vielfälti- 
ger Weise. Aus dem Haushalt des Auswärtigen Am- 
tes werden neben den freiwilligen Beiträgen für die 
vielfältigen Aktivitäten des UNHCR auch Mittel der 
Humanitären Hilfe zur Verfügung gestellt, die der 
unmittelbaren Sicherung des Überlebens von 
Flüchtlingen dienen. Hinzu kommt die Nahrungs- 
mittelhilfe aus dem BMZ-Haushalt. Für die Ansied- 
limg von Flüchtlingen in Aufnahmeländem können 
Treuhandmittel des Haushalts des BMZ für den Ho- 
hen Flüchtlingskommissar (UNHCR) gegeben wer- 
den. Die Verwendung von Mitteln der bilateralen FZ 
imd TZ für die Verbesserung der Lage von Flüchtlin- 
gen soll auch der einheimischen Bevölkerung bzw. 
dem Aufnahmestaat (z.B. durch die Verbesserung 
der Infrastruktur usw.) zugute kommen. 

In den Jahren 1987 und 1988 flössen insgesamt rd. 127 
Mio. DM als Humanitäre Hilfe in die Entwicklungs- 
länder (vgl. Tabelle 17 im Anhang); der überwiegen- 
de Teil davon, nämlich über 75 %, war Flüchtlings- 
hilfe. Die Schwerpunkte lagen in Indochina imd in 
Afrika. Für bilaterale und multilaterale Entwick- 
lungsmaßnahmen im Zusammenhang mit Flücht- 
lingsproblemen hat die Bundesregierung im selben 
Zeitraum rd. 246 Mio. DM (ohne EG-Anteil) zuge- 
sagt. Die Vorhaben sind sektoral breit gestreut und 
umfassen Nahrungsmittelhilfe, Transportwesen, In- 
frastrukturmaßnahmen einschl. Wasserversorgimg, 
Gesundheitsprogramme und Berufsausbildung. 

Besonders hervorzuheben ist ein seit 1978 laufendes 
Stipendienprogramm mit einem bisherigen Kosten- 
aufwand (Ende 1988) von insgesamt 145,5 Mio. DM, 


das fast 3.000 politischen Flüchtlingen aus Ländern 
des südlichen Afrika eine berufliche oder schulische 
Ausbildung vermitteln wird bzw. vermittelt hat. Ins- 
gesamt werden für dieses Programm, das bis 1994 
läuft, 183,1 Mio. DM bereitgestellt. 


3.7 Entwicklungszusammenarbeit der Länder 
und Gemeinden 

3.7.1 Art und Umfang der Leistungen der Länder 

Die Länder der Bundesrepublik Deutschland haben 
insgesamt seit 1962 fast 1,5 Mrd. DM für Entwick- 
lungshilfe aus ihren Haushalten aufgewendet (vgl. 
Tabelle 27 im Anhang). Ihre Leistungen sind von 94 
Mio. DM 1986 über 100 Mio. DM 1987 auf 108 Mio. 
DM im Jahre 1988 gestiegen. In diesen Zahlen sind 
die Kosten für die Bereitstellung von Ausbildungs- 
plätzen in deutschen Hochschulen für Studenten aus 
Entwicklungsländern nicht enthalten; sie lagen 1987 
bei 334 Mio. DM und 1988 bei 358 Mio. DM. 

Auch ohne Berücksichtung der Studienplatzkosten 
belegt die Förderung von Aus- und Fortbildung den 
Schwerpunkt der Länderbeiträge, 1988 betrug der 
Anteil an den Gesamtleistungen 24,6 % (1987 
24,8 %). Ein weiterer Leistungsschwerpunkt ist die 
Mitförderung von wichtigen Entwicklungshilfe- 
Einrichtungen der Bundesrepublik Deutschland, 
wie der Carl Duisberg Gesellschaft (CDG), der Deut- 
schen Stiftung für internationale Entwicklung (DSE) 
und dem Deutschen Institut für Entwicklungspolitik 
(DIE). 

Über die Aktivitäten im Inland hinaus, zu denen 
auch die Finanzierung einer umfangreichen Ent- 
wicklimgsländerforschung zählt, führten die Länder 
1987/1988 in erheblichem Umfang eigene Vorhaben 
in Entwicklungsländern (unter anderem Entsendung 
von Fachkräften und Finanzierung von Ausrü- 
stungsgütem) durch; 1987: 32,3 % und 1988 31,2 % 
der erbrachten Leistungen. 

Zu den 1982 begründeten Partnerschaften zwischen 
Niedersachsen und Sudan sowie zwischen Rhein- 
land-Pfalz und Ruanda sind keine weiteren Länder- 
partnerschaften hinzugekommen; einige Länder ha- 
ben jedoch weitere Partnerschaften mit Provinzen 
der Volksrepublik China vereinbart. 


3.7.2 Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern 

Grundlage der entwicklungspolitischen Zusammen- 
arbeit zwischen Bund und Ländern bilden die Be- 
schlüsse der Ministerpräsidenten der Länder vom 
Mai 1962 und Oktober 1988. Darin stellen die Mini- 
sterpräsidenten fest, daß die Durchführung von Ent- 
wicklungshilfemaßnahmen im Ausland grundsätz- 
lich Sache des Bundes ist und sie erklären die Bereit- 
schaft der Länder, im Rahmen ihrer Zuständigkeit 
und Möglichkeiten an dieser Aufgabe mitzuwirken. 
Im Hinblick auf die weltweit veränderten ökonomi- 
schen sozialen Gegebenheiten halten die Minister- 
präsidenten eine Ausweitung der Zusammenarbeit 
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der Länder der Bundesrepublik Deutschland mit den 
Entwicklungsländern auf folgenden Gebieten für 
geboten: 

- Zusammenarbeit im Bildungswesen einschließ- 
lich berufliche Bildung 

- Wissenschaftliche Zusammenarbeit 

- entwicklungsländerbezogene Forschung an 
Hochschulen 

- Technische Zusammenarbeit einschließlich Ent- 
wicklung und Übertragung angepaßter Technolo- 
gie 

- Mittelstands-, Handwerks- und Genossenschafts- 
förderung 

- Schutz der Umwelt und Schonung der Ressourcen 

- ländliche und städtische Entwicklung 

- Verbesserung der Leistungsfähigkeit der öffentli- 
chen Verwaltung und der Einrichtungen zur Wirt- 
schaftsförderung 

- Fördenmg des Gesundheitswesen sowie 

- kulturelle Zusammenarbeit. 

Die Bundesregierung begrüßt die Mitarbeit der Län- 
der in der Entwicklungszusammenarbeit. Sie ist in 
vielen Bereichen auf deren tatkräftige Unterstüt- 
zimg angewiesen. Dies gilt insbesondere für Aus- 
und Fortbildung von Fachkräften und Studierenden 
aus der Dritten Welt, für die Freistellung von Lan- 
desbediensteten für entwicklungspolitische Aufga- 
ben, für die Reintegrationsförderung und die ver- 
stärkte Einbeziehung der Entwicklungshilfe der 
schulischen und außerschulischen Bildungs- und In- 
formationsarbeit. 

Der „Bimd-Länder-Ausschuß für wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit" dient vor allem der Koordination 
entwicklungspolitischer Aktivitäten von Bund und 
Ländern. Durch enge Zusammenarbeit mit dem 
Bund wird gewährleistet, daß es zwischen Maßnah- 
men des Bimdes und der Länder weder zu Über- 
schneidimgen noch zu gegenläufigen Förderungen 
kommt. Auf diese Weise stehen den Ländern auch 
die Kenntnisse und Erfahrimgen des Bundes und sei- 
ner entwicklungspolitischen Fachorganisationen zu 
Verfügung. Im übrigen findet über den Ausschuß ei- 
ne gegenseitige Unterrichtung über aktuelle und 
konzeptionelle entwicklungspolitische Fragen statt. 


3.7.3 Partnerschaften deutscher Gemeinden In 
Entwicklungsländern 

Diskussionen xmd Beschlüsse in den gewählten Gre- 
mien kommunaler Gebietskörperschaften belegen 
das zunehmende Interesse an Entwicklungszusam- 
menarbeit mit der Dritten Welt auch auf der Ebene 
der Städte, Gemeinden und Kreise. Dies kommt auch 
durch eine wachsende Zahl eingegangener Partner- 
schaften imd durch konkrete Hilfestellungen zum 
Ausdruck. Typische Bereiche der kommunalen Zu- 
sammenarbeit sind Bildung und Schulwesen, Ge- 


simdheitswesen, Sozialwesen imd kultureller Aus- 
tausch. 

Die Bundesregienmg bewertet kommunale Partner- 
schaften positiv, die nicht nur auf die Verwaltung 
beschränkt bleiben, sondern die Bürger für Aktionen 
und materielle Leistungen zugimsten der Partnerge- 
meinden bewegen können. Kommunale Partner- 
schaften können einen wichtigen Beitrag zur ent- 
wicklungspolitischen Bewußtseinsbildimg leisten. 

Die Beschlüsse des Arbeitskreises „Kommunale An- 
gelegenheiten" der Arbeitsgemeinschaft der Innen- 
ministerien von 1985 und 1987 bilden für die Beurtei- 
lung des rechtlichen Rahmens kommunaler Ent- 
wicklungshilfe eine Entscheidungsgrundlage für 
Aufsichtsbehörden und Kommunen. Sie beinhalten 
Zulässigkeitskriterien für kommunale Entwick- 
lungshilfe und definieren Leistungen im Rahmen 
von Partner- und Patenschaften. Grundvorausset- 
zung einer zulässigen kommunalen Auslandsarbeit 
ist es danach, daß sie auf lokaler Ebene geschieht, 
mithin Gemeinden oder vergleichbare Institutionen 
im Ausland zum Partner hat, und sich auf Gegen- 
stände bezieht, die auch in der Bundesrepublik 
Deutschland Angelegenheiten der Gemeinden sind. 
In der kommunalen Entwicklungszusammenarbeit 
muß der Aspekt der finanziellen Eigenverantwor- 
tung der deutschen Partnergemeinden im Vorder- 
grund stehen. Die Beschlüsse verdeutlichen aus der 
Einbindung der Kommunen in den bundesstaatli- 
chen Aufbau ferner, daß die kommunalen Vorhaben 
einer erklärten Außen- und Entwicklungspolitik der 
Bundesregierung nicht zuwiderlaufen dürfen. 


3.8 Zusammenarbeit mit nicht-staatlichen 
Organisationen 

3.8.1 Grundlagen und Tendenzen 

Das BMZ fördert seit seiner Gründung im Jahre 1962 
die eigenverantwortliche Arbeit deutscher nicht- 
staatlicher Organisationen in Entwicklungsländern. 

Die Organisationen lassen sich in drei große Grup- 
pen einteilen: 

1. Die Evangelische und Katholische Kirche, die ih- 
re entwicklungspolitische Zusammenarbeit über 
Zentralstellen für Entwicklungshilfe abwickeln. 

2. Die politischen Stiftungen, die vier im Deutschen 
Bimdestag vertretenen politischen Parteien nahe- 
stehen: Konrad-Adenauer-Stiftung (CDU), Fried- 
rich-Ebert-Stiftung (SPD), Friedrich-Naumann- 
Stiftung (FDP) und Hanns-Seidel-Stiftung (CSU). 

3. Gut 100 Organisationen, die weder amtskirchlich 
noch parteipolitisch gebunden sind und mit ihrer 
Arbeit ebenfalls einen Beitrag zur Lösung von 
Entwicklungs- Problemen in Ländern der Dritten 
Welt leisten. 

Neben der Unterstützung von Entwicklungsprojek- 
ten im Ausland fördert das BMZ durch die entwick- 
lungspolitische Informations- und Bildungsarbeit in 
der Bundesrepublik Deutschland weitere private 
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Organisationen wie z.B. die Jugendverbände der po- 
litischen Parteien, kirchliche Jugendverbände, klei- 
nere Stiftungen, Jugend- und Erwachsenenbil- 
dungsstätten sowie entwicklungspolitische Arbeits- 
kreise und Aktionsgruppen. 

Der Staat unterstützt die entwicklungspolitische Ar- 
beit der gesellschaftlichen Gruppen vor allem aus 
folgenden Gründen; 

- Die Probleme der Entwicklungsländer werden in 
der Bundesrepublik Deutschland nicht nur vom 
Staat, sondern von vielen Bürgern als Herausfor- 
derung betrachtet. Es liegt im Interesse des Staa- 
tes, das entwicklungspolitische Engagement von 
Bürgern, das sich in einer pluralistischen Gesell- 
schaft in vielen Organisationen verwirklicht, nach 
Kräften zu fördern. 

- Die staatliche Entwicklungszusammenarbeit und 
die Arbeit der gesellschaftlichen Gruppen ergän- 
zen einander. Manche Probleme in Entwicklungs- 
ländern sind besser mit dem Instrumentarium der 
staatlichen Hilfe zu lösen, für andere haben die 
nicht-staatlichen Organisationen geeignetere 
Lösungswege. Die gesellschaftlichen Gruppen 
können mit den von ihnen geförderten Projekten 
benachteiligte Bevölkerungskreise in Entwick- 
lungsländern besonders gut erreichen, da sie diese 
unmittelbar über ihre Partnerorganisationen un- 
terstützen und so auf direktem Weg Hilfe zur 
Selbsthilfe leisten. Die Hilfe der deutschen nicht- 
staatlichen Träger beginnt erst, wenn die eigenen 
Anstrengungen der Partnerorganisationen in den 
Entwicklungsländern zur Problemlösung nicht 
ausreichen. 

- Die nicht-staatlichen Organisationen können 
durch ihre Verankerung in der Gesellschaft der 
deutschen Bevölkerung ihre Projekteerfahrungen 
direkt nahebringen. So tragen sie dazu bei, Ver- 
ständnis für andere Kulturen und Gesellschaften 
zu wecken. Auf dieser Basis kann die Bereitschaft 
entstehen, partnerschaftlich zu teilen. Indiz dafür 
ist das hohe Spendenaufkommen, das die nicht- 
staatlichen Organisationen bei der Bevölkerung 
mobilisieren. Diese Bereitschaft kommt auch der 
staatlichen Entwicklungspolitik zugute, weil ihr 
so als eigenständigem Politikbereich der notwen- 
dige Rückhalt verschafft wird. 

Für die Zusammenarbeit der Bundesregienmg mit 
nicht-staatlichen Trägem gelten folgende Grund- 
sätze: 

- Die Bundesregierung prüft die Projekte, die ihr 
von den nicht-staatlichen Trägem vorgelegt wer- 
den, unter entwicklimgspolitischen imd außenpo- 
litischen Gesichtspunkten und entscheidet dann 
über die Fördemng; sie verbindet mit ihrer Förde- 
mng keine politischen Auflagen. Die Vorhaben 
liegen in der eigenen Verantwortung der nicht- 
staatlichen Organisationen. 

- Die Bundesregiemng finanziert gmndsätzlich kei- 
ne Verwaltungskosten und die Projekte in der Re- 
gel nur bis zu einem gewissen Prozentsatz; den 
weit überwiegenden Teil bringen die meisten pri- 
vaten Träger aus Eigenmitteln auf. 


- Die staatlichen Mittel, mit denen Entwicklungs- 
projekte der nicht-staatlichen Träger unterstützt 
werden, sind Steuermittel. Deren Verwendung 
muß im Interesse des Steuerzahlers kontrolliert 
werden. Das setzt voraus, daß die privaten Träger 
für die zweckentsprechende Mittelverwendung 
verantwortlich sind und dies nachweisen können. 

In den letzten Jahren haben Handlungsspielraum 
und Leistungsvermögen nicht-staatlicher Organisa- 
tionen in vielen Entwicklungsländern deutlich zu- 
genommen. Die nicht-staatlichen Organisationen in 
den Industrieländern sind dementsprechend be- 
strebt, diese erfreuliche Entwicklung durch noch in- 
tensivere Beratung, aber auch durch Respektierung 
und Stärkung der Eigenverantwortung ihrer Partner 
in der Dritten Welt nachhaltig zu stützen. Im Sinne 
der Komplementarität sieht die Bundesregiemng ei- 
ne wichtige Aufgabe darin, im Dialog mit den Regie- 
mngen die Entwicklungsländer für größere Freiräu- 
me zu Gunsten der nicht-staatlichen Organisationen 
einzutreten. 

Zum entwicklungspolitischen Programm der nicht- 
staatlichen Organisationen hat das BMZ 1987 mit 548 
Mio. DM und 1988 mit 577 Mio. DM beigetragen. Zu- 
sätzlich zu diesen Leistungen für Vorhaben in Ent- 
wicklungsländern erhielten die autonomen nicht- 
staatlichen Träger in den Jahren 1987 und 1988 je- 
weils rd. 5 Mio. DM zur Fördemng der entwick- 
lungspolitischen InformationS“ und Bildungsarbeit 
sowie im Jahre 1987 rd. 32 Mio. DM und im Jahre 
1988 rd. 47 Mio. DM für Nahnmgsmittelhilfe in aku- 
ten Notsituationen und für längerfristige Maßnah- 
men zur Emährungssicherung. Damit belaufen sich 
die Gesamtleistungen des BMZ an nicht-staatliche 
Träger in den Jahren 1987 bzw. 1988 auf rd. 585 bzw. 
630 Mio. DM. 

Dies entspricht einem Anteil von 9,0 % bzw. 9,3 % an 
den Gesamtausgaben des BMZ-Haushalts in den 
Jahren 1987 bzw. 1988. Im Gesamtzeitraum von 1962 
bis 1988 hat das BMZ mit knapp 6,6 Mrd. DM die ent- 
wicklungspolitischen Programme der nicht-staatli- 
chen Organisationen unterstützt. Davon entfallen rd. 
2,9 Mrd. DM auf die Jahre 1983 bis 1988. Diese Zah- 
len verdeutlichen das zunehmende Gewicht, das den 
Programmen der nicht-staatlichen Organisationen 
zugemessen wird. 

Besonders eindmcksvoll sind die eigenen, in der Re- 
gel durch Spenden der Bürger aufgebrachten Mittel, 
die die nichtstaatlichen Organisationen für ihre Ar- 
beit in der Dritten Welt aufgebracht haben. Sie be- 
tmgen im Zeitraum von 1973 bis 1988 rd. 13,2 Mrd. 
DM. Allein im Jahre 1988 erbrachten 252 Organisa- 
tionen rd. 1,2 Mrd. DM. 


3.8.2 Zusammenarbeit mit den Kirchen 

Die Bundesregiemng hat zu Entwicklungsvorhaben 
der Kirchen im Jahre 1987 243,0 Mio. DM xmd im 
Jahre 1988 256,0 Mio. DM beigetragen. Jährlich sind 
gut 500 kirchliche Entwicklungsprojekte und -Pro- 
gramme neu gefördert worden. 
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Die beiden großen kirchlichen Hilfswerke haben 
allein ün Jahre 1987 rd. 820 Mio. DM, 1988 rd. 871 
Mio. DM, also das Drei- bis Vierfache der Bundes- 
mittel, an Eigenmitteln und Spenden für Maßnah- 
men der Entwicklungshilfe in der Dritten Welt auf- 
gewendet. 

Kirchliche Entwicklungshilfe orientiert sich an der 
Solidarität mit den Armen. Die Vorhaben setzen 
überwiegend unmittelbar an der Basis an oder sie 
unterstützen Strukturen, die die Ajmutsbekämpfung 
zum Ziel haben. Im Blickpunkt stehen nicht nur die 
materiellen Bedürfnisse der Armen, sondern auch ih- 
re sozialen und politischen Rechte einschließlich der 
Menschenrechte. 

Die einheimischen kirchlichen Träger (überwiegend 
kirchliche Stellen, aber auch private Organisationen 
mit kirchlichem Bezug) konzipieren, planen und rea- 
lisieren weitgehend autonom die notwendigen Maß- 
nahmen vor Ort. Die deutschen Hilfswerke be- 
schränken sich darauf, personelle und materielle 
Lücken, die ihre Partner im Entwicklungsland aus 
eigener Kraft nicht schließen können, zu füllen. 

In Folge unzureichender wirtschaftlicher Entwick- 
lung sind in den letzten Jahren staatliche Dienst- 
und Versorgungsleistungen in vielen Entwicklungs- 
ländern zurückgegangen. Darunter leiden besonders 
die ärmeren Bevölkerungsschichten. Den hieraus er- 
wachsenden Anforderungen an die Kirchen, anstelle 
des Staates einzuspringen, können diese nur in be- 
schränktem Maße nachkommen. 

Wichtige übersektorale Gesichtspunkte sind auch in 
der kirchlichen Entwicklungszusammenarbeit die 
Lage der Frauen und ökologische Probleme. Sekto- 
rale Schwerpunkte der mit Bundesmitteln geförder- 
ten Kirchenhilfe sind Bildung, Ausbildung, Grund- 
erziehung; Land- und Forstwirtschaft; Sozialfürsor- 
ge, Wohnungsbau, Gemeinwesenentwicklung; insti- 
tutionelle Förderung von Trägem; Gesundheitswe- 
sen. Regionale Förderungsschwerpunkte sind Afrika 
(39 % der Zusagen des Jahres 1988), Asien (32 %) und 
Lateinamerika (19 %). 


3.8.3 Zusammenarbeit mit den poiitischen Stiftungen 

Die Bundesregiemng fördert im Rahmen ihrer ent- 
wicklungspolitischen Zielsetzungen die Arbeit der 
politischen Stiftungen (Friedrich-Ebert-Stiftung, 
Konrad- Adenauer-Stiftung, Friedrich-Naumann- 
Stiftung und Hanns-Seidel-Stiftung) in den Entwick- 
limgsländem auf den Gebieten der Gesellschaftspo- 
litik und der Sozialstrukturpolitik. Die politischen 
Stiftungen sind unabhängig. Wie andere nicht-staat- 
liche Organisationen arbeiten sie direkt mit privaten 
Partnern, gelegentlich auch mit staatlichen Stellen 
zusammen. 

In den Jahren 1987 bzw. 1988 konnten die politischen 
Stiftungen für die Fördemng von 483 bzw, 500 Pro- 
jekten mit gesellschaftspolitischen und sozialstmk- 
turellen Aufgaben 252,06 Mio. DM bzw. 264,80 Mio. 
DM einsetzen. 


Die politischen Stiftungen orientierten sich in ihren 
Zielvorstellungen an den Gmndwerten der politi- 
schen Gmppierungen, denen sie nahestehen. Trotz 
der sich daraus ergebenden Unterschiede bei Part- 
nern, Zielen und Inhalten der Zusammenarbeit läßt 
sich ein breiter Bereich von Gemeinsamkeiten fest- 
stellen. Die politischen Stiftungen wollen 

- demokratische Ideen und Verfahren fördern, 

- benachteiligte Bevölkerungsgmppen stärker am 
wirtschaftlichen, sozialen und politischen Ent- 
wicklungsprozeß imd an seinen Ergebnissen be- 
teiligen, 

- entwicklungsorientierte V erhaltensändemngen 
unter Berücksichtigung vorhandener kultureller 
Werte bei Individuen und Gmppen herbeiführen, 

- gesellschaftliche Organisationen auf- und ausbau- 
en, 

- durch Informations- und Erfahmngsaustausch auf 
eine Vermindemng des Nord-Süd- Gefälles hin- 
wirken und die Entwicklungsländer einander nä- 
herbringen. 

Um diese Ziele zu erreichen, fördern die politischen 
Stiftimgen Bildimgseinrichtungen gesellschaftlicher 
Gmppen (politische Parteien, Gewerkschaften, 
Frauen- und Jugendverbände, Bauernorganisatio- 
nen) sowie landwirtschaftliche und gewerbliche 
Selbsthilfeorganisationen (G enossenschaften und 
Kleinproduzentenvereinigungen). Daneben koope- 
rieren die Stiftungen mit sozial wissenschaftichen In- 
stitutionen in Entwicklungsländern und beraten die 
öffentliche Verwaltung. Außerdem werden Vorha- 
ben im Bereich von Rundfunk und Fernsehen unter- 
stützt und für die Erwachsenenbildung nutzbar ge- 
macht. Zur Beratung der Partnerorganisationen hat- 
ten die politischen Stiftungen 1988 312 Fachkräfte 
unter Vertrag. 

Ergänzt wurde diese Arbeit durch die Einladung 
zahlreicher Stipendiaten zur Ausbildung in der Bun- 
desrepublik Deutschland. 


3.8.4 Zusammenarbeit mit anderen privaten Trägern 

Neben den Kirchen und den politischen Stiftungen 
unterstützt die Bundesregiemng die entwicklungs- 
politische Arbeit von über 100 Organisationen, die 
weder amtskirchlich noch parteipolitisch gebunden 
sind. Dazu gehören z.B. die Andheri-Hilfe, die Arbei- 
terwohlfahrt, die Deutsche Welthungerhilfe, der 
Deutsche Caritasverband, der Deutsche Genossen- 
schafts- und Raiffeisenverband, der Deutsche Volks- 
hochschulverband, das Internationale Kolpingwerk, 
Jugend 3. Welt, Eirene, Terre des Hommes und der 
Weltfriedensdienst. 

In den Jahren 1987 und 1988 hat das BMZ Vorhaben 
von privaten Trägem in Entwicklungsländern mit 
insgesamt 109 Mio. DM unterstützt. Im gleichen 
Zeitraum haben die privaten Träger 691,3 Mio. DM 
aus eigenen bzw. durch Spenden der Bürger aufge- 
brachten Mitteln für ihre Arbeit in der 3. Welt aufge- 
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wendet. Die Projekte der privaten Träger zeichnen 
sich dadurch aus, daß sie meist der Befriedigung der 
Grundbedürfnisse der absolut Armen in den am we- 
nigsten entwickelten Ländern dienen und gemein- 
sam mit Partnerorganisationen aus diesen Ländern 
durchgeführt werden, die ebenfalls basisorientiert 
arbeiten. 

Die wichtigsten Voraussetzungen dafür, daß ein Trä- 
ger vom BMZ gefördert werden kann sind, 

- daß es sich um eine gemeinnützige Organisation 
mit Sitz in der Bundesrepublik handelt, die Erfah- 
rung in der Durchführung grundbedürfnisorien- 
tierter Entwicklungsvorhaben hat; 

- daß der private Träger über die fachlichen und ad- 
ministrativen Fähigkeiten verfügt, Entwicklungs- 
vorhaben qualifiziert durchzuführen; 

“ daß der Träger mit leistungsfähigen, nicht ge- 
winnorientiert arbeitenden Partnerorganisationen 
in Entwicklungsländern zur Verbesserung der 
wirtschaftlichen und sozialen Situation der ärm- 
sten Bevölkerungsgruppen zusammenarbeitet; 

- daß die Organisation im Rahmen ihrer Öffentlich- 
keitsarbeit Verständnis für den Gedanken einer 
partnerschaftlichen Zusammenarbeit mit der Drit- 
ten Welt weckt. 

Zur Beratung und Unterstützung der privaten Trä- 
ger bei Antragstellung und Abrechnung ihrer Pro- 
jekte gegenüber dem BMZ ist im Jahre 1988 beim 
Deutschen Paritätischen Wohlfahrtsverband eine 
Beratungsstelle für private Träger in der Entwick- 
lungszusammenarbeit eingerichtet wor- den. Sie 
wird vom BMZ finanziert. 


3.9 Förderung der Privatwirtschaft 
in Entwicklungsländern 

3.9.1 Grundlegende Überlegungen 

Seit Anfang der 80er Jahre wird die internationale 
entwicklungspolitische Diskussion zunehmend vom 
Thema „Stärkung der Privatwirtschaft in den Ent- 
wicklungsländern“ geprägt. Bereits in seiner Regie- 
rungserklärung vom Oktober 1982 hob Bundeskanz- 
ler Kohl hervor: „Private Initiative muß auch in den 
Entwicklungsländern stärker zum Motor der Ent- 
wicklung eines gesunden Wachstums der Wirtschaft 
werden". 

Die Fördenmg selbständiger Existenzen und der 
Aufbau eines leistungsfähigen Mittelstandes ist des- 
halb eine der zentralen Aufgaben, denen sich die 
Bundesregierung gemeinsam mit den Partnern in 
den Entwicklungsländern stellt. 

Die Überlegungen zur wirksameren Unterstützung 
der Privatwirtschaft, und hier insbesondere des 
Handwerks und der kleinen und mittleren Industrie, 
führten 1988 im Bundesministerium für wirtschaftli- 
che Zusammenarbeit zu der Einrichtung einer be- 
sonderen Unterabteilung „Förderung der privaten 
Wirtschaft in Entwicklungsländern". Diese hat in- 


zwischen einen „Orientienmgsrahmen zur Förde- 
rung der Privatwirtschaft in den Entwicklungslän- 
dern" erarbeitet, der eine kritische Überprüfung des 
vorhandenen Förderinstrumentariums enthält. 

Besonders herausgestellt wird, daß die Förderung 
der Privatwirtschaft als eine Querschnittsaufgabe 
für das ganze Spektrum der Entwicklungszusam- 
menarbeit verstanden und die situationsgerechte 
und kohärente Bündelung verschiedener Instrumen- 
te beim Einsatz im jeweiligen Entwicklungsland 
verstärkt werden muß. 

Ferner wurde erkannt, daß die Kooperationen deut- 
scher Wirtschaftsuntemehmen mit Unternehmen in 
den Entwicklungsländern im Hinblick auf den damit 
einhergehenden Kapital- und Know-how-Transfer 
weiterhin als wertvoll einzuschätzen sind. Für den 
deutschen Mittelstand liegen allerdings nur selten 
zwingende betriebswirtschaftliche Gründe vor, sich 
in Ländern mit niedrigem Entwicklungsstand zu en- 
gagieren. Außerdem bieten die wirtschaftspoliti- 
schen Rahmenbedingungen in vielen Entwicklungs- 
ländern nur eine geringe Attraktivität für langfristi- 
ge Geschäftsbeziehungen. 

Sollen die Fördermaßnahmen der Entwicklungszu- 
sammenarbeit der Bundesregierung einen Beitrag 
zur Beschleunigung der wirtschaftlichen Entwick- 
lung in der Dritten Welt leisten, muß die Vorausset- 
zung für unternehmerische Entfaltung und für eine 
marktwirtschaftlich orientierte Ordnung geschaffen 
werden: Ein Staat mit der Autorität glaubwürdiger 
Institutionen, vernünftigen Gesetzen und einer fai- 
ren Rechtssprechung. 

Die Beschreibung des Förderinstrumentariums der 
Bundesregierung zur Förderung der Privatwirt- 
schaft in den Entwicklungsländern beginnt deshalb 
mit dem Kapitel „Politikdialog und Regierungsbera- 
tung" und erläutert dann Fördermaßnahmen ge- 
trennt nach den Ansätzen bei „staatlichen" sowie 
„nicht-staatlichen Einrichtungen" und bei „Unter- 
nehmen". Breiter Raum ist der „Zusammenarbeit pri- 
vater Unternehmen" gewidmet sowie der Förderung 
des Handels. 

Nicht nur die im folgenden skizzierten Maßnahmen 
einer direkten Wirtschaftsförderung kommen der 
Privatwirtschaft in den Entwicklungsländern zugu- 
te. Der größte Teil der Entwicklungszusammenar- 
beit zielt ab auf die Verbesserung der materiellen 
und institutionellen Infrastruktur (Energieversor- 
gung, Verkehrs- und Transportwesen, Kommunika- 
tion, öffentliche Verwaltung) und der menschlichen 
Leistungsfähigkeit (Befriedigung der Grundbedürf- 
nisse: Nahrung, Gesundheit, Wohnung, Bildung) und 
legt somit den Gnmdstein für wirtschaftliche Ent- 
wicklung. 


3.9.2 Politikdialog und Regierungsberatung 

International hat sich die Erkenntnis durchgesetzt, 
daß der Erfolg entwicklungspolitischer Zusammen- 
arbeit und speziell der Förderung privatwirtschaftli- 
cher Beiträge zum Entwicklungsprozeß in entschei- 


69 



Drucksache 11/7313 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


dendem Maße von den in den jeweiligen Entwick- 
lungsländern bestehenden Rahmenbedingungen ab- 
hängt. Die Btuidesregierung erörtert daher mit den 
Regierungen der Partnerländer die wesentlichen 
Voraussetzungen für erfolgreiche gemeinsame Ent- 
wicklungsanstrengungen. Dieser Politikdialog zielt 
im privatwirtschaftlichen Bereich vornehmlich dar- 
auf ab, gemeinsame Handlungserfordernisse zu 
identifizieren, um die Spielräume für privatwirt- 
schaftliche Initiativen zu erhöhen. Hierbei werden 
insbesondere Fragen des Subventionsabbaus, der 
staatlichen Preispolitik und der Einführung realisti- 
scher Wechselkurse sowie des Rückzugs des Staates 
aus der gewerblichen Wirtschaft besprochen, ohne 
jedoch die Verantwortung des Partners für die Um- 
setzung der besprochenen Reformen und Politiken 
in Frage zu stellen. 

Hilfestellung bei der erforderlichen Verbesserung 
der wirtschaftspolitischen und rechtlichen Rahmen- 
bedingungen leisten z.Zt. rund 40 Regierungsberater 
in Planungs-, Wirtschafts- und Industrieministerien 
vornehmlich in Afrika. Zunehmend mehr Entwick- 
lungsländer beantragen Beratung auch bei der Neu- 
gestaltung ihres Steuer- und Finanzsystems, ihrer 
Zollverwaltung und im Bereich der Exportförde- 
rungspolitik. In ihrer Tätigkeit werden die volks- 
wirtschaftlichen Regierungsberater in steigendem 
Umfang durch Kurzzeiteinsätze von Spezialisten un- 
terstützt. 


3.9.3 Beratung und Ausbildung 
3.9.3.1 Staatliche Einrichtungen 

- Geld und Kreditwesen 

Leistungsfähige Geld- und Kreditsysteme sind eine 
wesentliche Voraussetzung für die Entfaltung pri- 
vatwirtschaftlicher Aktivitäten. Da häufig Sparer 
nicht gleichzeitig Investoren sind, potentielle Inve- 
stitionen in der Regel nicht ausschließlich auf dem 
Wege der Selbstfinanzienmg realisiert werden kön- 
nen und Sparer und Kapitalnehmer vielfach aus Risi- 
koüberlegungen direkte Finanzbeziehungen scheu- 
en, üben Finanzsysteme eine wichtige Transforma- 
tionsfunktion aus. Ihre Aufgabe ist es, Ersparnisse zu 
aktivieren und kreditsuchenden Investoren zur Ver- 
fügung zu stellen. 

Elemente leistungsfähiger Geld- und Kreditsysteme 
sind neben lebensfähigen Trägerinstitutionen, deren 
Spektrum von den Geschäftsbanken bis zu informel- 
len Finanzinstituten reicht, nichtfinanzielle Hilfsin- 
stitutionen wie Aufsichtsbehörden und die zur Ver- 
trauensbildung beitragenden Informationsdienste. 
Wichtige Determinanten leistungsfähiger Finanzsy- 
steme sind ordnungs- und strukturpolitische Rah- 
menbedingungen wie Rechtssicherheit, Wettbe- 
werb, real positive Spar- und Kreditzinsen und eine 
unabhängige Bankenaufsicht. Dabei kann den Zen- 
tralbanken im Hinblick auf ihre Lenkungs- und Ent- 
wicklungsfunktion eine gewichtige Bedeutung zu- 
kommen. Mit der Verschuldungskrise und dem ge- 
bremsten Zufluß finanzieller Mittel treten nun in 


vielen Entwicklungsländern gravierende Struktur- 
schwächen im Geld- imd Kreditwesen zutage. Es 
zeigt sich dabei auch, daß bei der Formulierung der 
den bisherigen Strategien zugrundeliegenden An- 
nahmen die wirtschaftliche Realität der Entwick- 
lungsländer falsch eingeschätzt wurde. Das inländi- 
sche Sparpotential galt als gering, subventionierten 
Zinsen wurde im Hinblick auf die Umsetzung tech- 
nischer Innovationen und unter sozialen Aspekten 
eine hohe Priorität beigemessen und es wurde ange- 
nommen, daß importiertes Kapital lokale Ersparnis- 
se ersetzen kann. Infolgedessen kann festgehalten 
werden, daß Geld- und Kreditsysteme in den Ent- 
wicklimgsländem vielfach weder ihre Mobilisie- 
rungs- noch ihre Transformationsfunktion zufrie- 
denstellend wahrgenommen haben. 

Die Bundesregierung unterstützt sowohl die Bemü- 
hungen um eine qualitative Verbesserung der Fi- 
nanzsysteme als auch um eine stärkere Ausrichtung 
auf bisher vernachlässigte Bevölkerungsschichten. 

Nach einer ersten Finanzsektorstudie für den ländli- 
chen Bereich in Kamerun (1986) wurden 1988 weitere 
Untersuchungen für die Zentralbank und das Fi- 
nanzministerium in Ghana, eine Studie über ländli- 
che Finanzsysteme in Afrika südlich der Sahara und 
eine Studie zur Umstrukturierung des Agrarkredit- 
systems in Jordanien durchgeführt. Die Untersu- 
chungen erfolgten in enger Kooperation mit der 
Weltbank und anderen Gebern sowie unter weitge- 
hender Beteiligung der betroffenen örtlichen Insti- 
tutionen. Daneben wurden 13 Finanzinstitutionen, 
vornehmlich in Kamerun, Kongo, Mauretanien, Ma- 
dagaskar, Somalia, Malawi, Jordanien, Bangladesch, 
Nepal und Jamaika bei der Behebung von Mana- 
gement-Schwächen beraten und durch Aus- und 
Fortbildungsmaßnahmen gestärkt. Bei der Neuori- 
entierung auf Zielgruppen im Handwerks- und 
Kleingewerbebereich wurden 6 Entwicklungsban- 
ken unterstützt. In 3 Entwicklungsbanken erfolgte 
eine Beratung bei der Inanspruchnahme von Finanz- 
mittlem, die im Vorfeld des formalen Bankwesens 
den Zugang bisher unterversorgter Zielgruppen zu 
Bankleistungen ermöglichen oder erleichtern sollen. 

Halbstaatliche Spar- und Kreditgenossenschaften 
wurden vornehmlich in Jordanien, Kolumbien, Hon- 
duras und Haiti gefördert. 


- Multifunktionale Ausbildungs- und 
Service-Zentren 

Das Instrument der Förderung der Klein- und Mittel- 
industrie durch multifunktionale Ausbildungs- und 
Service-Zentren wurde unter den Gesichtspunkten 
der Privatisierung und stärkerem Ausrichtung auf 
wirtschaftliche Rentabilität weiterentwickelt. 

Der Schwerpunkt der Fördermaßnahmen liegt mit 
einer Gesamtzusage von über 83 Mio. DM in Indien. 
Hier wird der Auf- und Ausbau von 5 Dienstlei- 
stungs- und Ausbildungszentren (sog. Toolrooms) 
gefördert. Aufgabe dieser Zentren ist die betriebs- 
technische Beratung (u.a. bei Fertigungsplanung, 
Standardisienmg von Bauteilen und Erstellung von 
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Konstruktionszeichnungen), das Erbringen techni- 
scher Dienstleistungen (u.a. Herstellung sowie In- 
standsetzung und Überholen von Werkzeugen und 
Vorrichtungen, Werkstoffprüfungen und Qualitäts- 
kontrolle) und die Aus- und Fortbildung von Werk- 
zeugmachern und Konstrukteuren in Langzeit- imd 
Tages- bzw. Abendkursen. Die Vielfalt des Lei- 
stungsangebots hat sich als besonderer Vorzug ins- 
besondere im Ausbildungsbereich erwiesen. 

In Verhandlungen mit der indischen Regierung ge- 
lang es, die drei neu zu errichtenden Zentren in Ah- 
medabad, Aurangabad und Indore mit weitgehender 
Autonomie in betrieblichen Entscheidungen auszu- 
statten xmd auch wirtschaftlich weitgehend unab- 
hängig zu machen. Die Betriebskosten der Zentren 
werden aus dem Entgelt für ihre Leistungen, insbe- 
sondere aus dem marktgerechten Erlös für die Her- 
stellung von Werkzeugen, gedeckt. 


- Meßwesen, Normung, Prüfwesen und 
Qualitätssicherung (MNPQ) 

Der Auf- xmd Ausbau der wirtschaftlich-technischen 
Infrastruktur des Meßwesens, der Normxmg, des 
Prüf- und Qualitätssicherungswesens ist eine Vorbe- 
dingimg für die erfolgreiche Förderung der Privat- 
wirtschaft und des Handels in Entwicklxmgsländem. 

Wirtschaftliche Zusammenarbeit bedeutet immer 
auch Wettbewerb. Nur wenn die Entwicklungslän- 
der in die Lage versetzt werden, ihre Produkte imd 
Herstellungsverfahren an den Normen, Maße und 
Prüfbestimmimgen der Industrieländer zu orientie- 
ren, wird es möglich sein, über die Produktqualität 
Marktanteile zu gewinnen und auszubauen. 

Die Bundesregierung fördert im Rahmen von Projek- 
ten der Technischen Zusammenarbeit den Auf- und 
Ausbau von vorrangig staatlichen technischen Fach- 
institutionen des Meß- und Prüfwesens sowie der 
Normxmg mit dem Ziel, die Qualität von Waren xmd 
Dienstleistxmgen zu erhöhen xmd so die Chancen der 
Entwicklungsländer auf den Weltmärkten zu ver- 
bessern. 

Vorhaben dieser Art machen derzeit etwa 1 - 2 % 
der Technischen Zusammenarbeit im engeren Sinne 
aus. 

Das BMZ beauftragt vorrangig die Physikalisch- 
Technische-Bundesanstalt Braxmschweig xmd Berlin 
mit der Durchführung von Projekten. 

Maßnahmen bestehen vor allem in der Aus- und 
Fortbildxmg technischen Fachpersonals, Beratungen 
bei Organisation xmd Umsetzung von Fachaufgaben, 
sowie in der Lieferung technischer Geräte und erfor- 
derlicher Dokumentationen. Die geförderten Staats- 
institute können je nach Entwicklungsstand des 
Landes für die jeweilige nationale Wirtschaft bei- 
spielsweise folgende Dienstleistxmgen erbringen: 

- amtliche Prüfungen von Waagen, Abfülleinrich- 
tungen, Elektrizitätszählem, 

- bauamtliche Prüfxmgen, 


- Prüfxmgen importierter Waren auf zugesicherte 
Produkteigenschaften, 

- freiwillige Kalibrierungen (Feststellung der Meß- 
abweichung) von Meßgeräten im Industrieeinsatz, 

- Prüfxmgen der Lebensmittel- und Wasserqualität, 

- Prüfungen und Abnahmen sicherheitsrelevanter 
Bereiche wie Druckbehälter, medizinische Groß- 
geräte, Aufzüge, Kraftfahrzeuge, 

- Immissions- und Emissionsmessungen. 

Die Anforderungen an Projekte in diesem Sektor 
sind im Sektorkonzept „Meßwesen, Normxmg, Prüf- 
wesen xmd Qualitätssicherung" (MNPQ) vom Febru- 
ar 1986 dargestellt. 

MNPQ-Projekte sind in entwickelten Schwellenlän- 
dem besonders wirksam. 


3.9.3.2 Privatwirtschaftliche Selbsthilfeeinrichtungen 

- Partnerschaften von Kammern und 
Wirtschaftsverbänden 

Die Bundesregierung xmterstützt in einem Pilotpro- 
gramm die partnerschaftliche Zusammenarbeit zwi- 
schen deutschen Handwerkskammern, Industrie- 
und Handelskammern sowie Wirtschaftsverbänden 
mit entsprechenden Selbsthilfeeinrichtxmgen des 
Handwerks und der Klein- und Mittelindustrie in 
Entwicklungsländern. Die Partnerschaften zielen 
darauf ab, Selbsthilfewillen xmd -fähigkeiten dieser 
Einrichtungen im Entwicklxmgsland sowie bei de- 
ren Zielgruppen zu stärken. Auf diese Weise sollen 
die wirtschaftlichen Handlungsspielräume von pri- 
vaten Unternehmen erweitert, Arbeitsplätze erhal- 
ten oder geschaffen sowie die Produktion verbessert 
werden. 

Im Rahmen der langfristigen Partnerschaften unter- 
stützt die Bundesregierung Maßnahmen zxir Verbes- 
serung der Organisation der Selbsthilfeeinrichtxm- 
gen, zur Erhöhung kaufmännischer und technischer 
Fähigkeiten ihrer Mitglieder sowie zur Steigerung 
der Wirksamkeit ihrer wirtschaftspolitischen Inter- 
essenvertretxmg. 

Die Bundesregierung überläßt die Anbahnung der 
Partnerschaften den Kammern xmd Verbänden in 
der Bundesrepublik und im jeweiligen Entwick- 
lungsland. Voraussetzung für eine Unterstützung 
konkreter Maßnahmen ist, daß diese sich nach einer 
Prüfung als förderxmgswürdig erweisen und die Re- 
gierxmg des Entwicklungslandes sich in einer Ver- 
einbarung bereit erklärt, die angestrebten pcurtner- 
schaftlichen Aktivitäten zu unterstützen oder zxunin- 
dest zu dulden. Von der Erfordernis einer Regie- 
rxmgsvereinbarung kann in besonderen Fällen, 
vornehmlich bei Kleinmaßnahmen, abgewichen 
werden. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß diese 
Form der Selbsthilfeförderung im Wirtschaftsbe- 
reich noch einige Jahre erprobt werden muß. Seit 
1984 wurden bis Ende 1989 für 18 Partnerschaften 
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(davon 1989: 4) Mittel in Höhe von 60,7 Mio. DM (da- 
von 1989: 18,1 Mio. DM) zugesagt. 


- Entwicklung und Verbreitung angepaßter 
Technologien 

Die Bundesregienmg hat 1978 bei der Deutschen 
Gesellschaft für Technische Zusanunenarbeit das 
Deutsche Zentrum für Entwicklungstechnologien 
(GATE) eingerichtet, das die Entwicklung und ins- 
besondere die Verbreitung von Technologien för- 
dern soll, die den Bedürfnissen der Entwicklimgs- 
länder besonders entsprechen. GATE hat mit seinem 
„Frage/Antwort-dienst" (FAD) - aus der TZ finanziert 

- einen Informationsservice aufgebaut, der die Ver- 
breitimg und Umsetzmig von angepaßten technolo- 
gischen Lösungen über nichtstaatliche Organisatio- 
nen vornehmlich bei ländlichen Handwerkern imd 
Kleingewerbetreibenden sowie bei Bauern fördert. 
Die gegenwärtige Zusammenarbeit umfaßt 22 Ko- 
operationspartner (Nichtregierungsorganisationen) 
in ebensovielen Ländern. Die Schwerpunkte der Zu- 
sammenarbeit liegen dabei in den Bereichen Erzeu- 
gung und Verarbeitung landwirtschaftlicher Pro- 
dukte sowie Nutzung alternativer Energiequellen 
und Befriedigung der Grundbedürfnisse. 

Das Kooperationspartnerprogramm - die Partner 
werden institutionell mit bis zu 80.000,- DM jährlich 
unterstützt - wird heute in der Dritten Welt vor al- 
lem deshalb geschätzt, weil es die Möglichkeit zu 
langfristiger, fachlich fundierter und persönlicher 
Zusammenarbeit im Selbsthilfebereich bietet. Im 
Rahmen eines besonderen, im engen Zusammen- 
hang mit dem FAD stehenden überregionalen TZ- 
Projekts „Umsetzung von Kleinmaßnahmen im Be- 
reich angepaßter Technologie" (bereitgestellte Mit- 
tel: ingesamt 4 Mio. DM für rd. 4 Jahre) können dar- 
über hinaus aus der Zusammenarbeit mit Kooperati- 
onspartnern entstandene Kleinprojekte bis zu 
30.000,- DM je Maßnahme finanziert werden, sofern 
die Projekte dazu dienen, Produktionsprozesse in 
Handwerk, Kleinindustrie, Landwirtschaft und Roh- 
stoffgewinnung zu verbessern oder die Funktionsfä- 
higkeit angepaßter Techniken zu demonstrieren. 


- Selbsthilfeorganisationen im Geld- und 
Kreditwesen 

Die Weiterentwicklimg von finanzwirtschaftlichen 
Basisinitiativen imd Vorgenossenschaften zu Dorf- 
kassen, selbstverwalteten Dorfbanken und Genos- 
senschaftbanken stand in 10 Vorhaben im Vorder- 
grund. Hierbei sind auch Nichtregierungsorganisa- 
tionen in die Fördenmg eingeschaltet worden. In Pa- 
kistan, Indonesien, Mali, Lesotho, Niger und Senegal 
wurden diese Vorhaben mit einem Fonds ausgestat- 
tet, durch den organisatorische Maßnahmen zur 
Sparförderung, zum Aufbau eines autonom gehand- 
habten gruppenintemen Finanzsystems, zur Finan- 
zierung von Investitionen und zur schrittweisen ex- 
ternen Refinanzierung der einzelnen Finanzdienst- 
leistungen ermöglicht wurden. Die asiatische Kre- 


ditvereinigimg APRACA (Zentralbanken und 
Agrarkreditinstitutionen) hat diesen Programman- 
satz zum Gegenstand einer neuen Finanzmarktpoli- 
tik gemacht. Das Ziel, derartige Fonds schrittweise 
in ein privatrechtliches Sondervermögen zur langfri- 
stigen Unterstützung von finanzwirtschaftlichen Ba- 
sisinitiativen umzugestalten, wurde weiterverfolgt. 

Die Bundesregierung unterstützt mit rd. 12 Mio. DM 
die partnerschaftliche Zusammenarbeit deutscher 
Sparkassen mit Finanzinstitutionen in Sri Lanka, Pe- 
ru, Botswana, Kenia und Sudan mit dem Ziel, das 
dort vorhandene Sparpotential stärker zu mobilisie- 
ren imd die Kreditversorgung von Handwerk, Klein- 
gewerbe und Mittelbetrieben zu verbessern. Fachli- 
che Schwerpunkte der Sparkassenpartnerschaften 
sind institutioneile Trägerförderung, Einführung 
zielgruppengerechter Spar- imd Kreditprogramme 
sowie Aus- und Fortbildungsmaßnahmen. Die För- 
derung von Sparkassenpartnerschaften erfolgt seit 
Anfang 1989 aus einem speziellen Partnerschaftstitel 
(686 07). 


3.9.3.3 Unternehmen 

~ Unternehmensberatung 

Das bisherige Programm zur Förderung betriebli- 
cher Kooperation (BK-Programm) setzt zur Förde- 
rung unternehmerischer Zusammenarbeit sog. BK- 
Berater in einer Reihe von Ländern und Regionen 
ein. Alle Berater verfügen über Kontakstellen in der 
Bundesrepublik Deutschland (Inlandspromotoren). 
BK-Berater sollen die Leistungsfähigkeit der Unter- 
nehmen in Entwicklungsländern in den Bereichen 
Management, Organisation, Produktion, Marketing 
und Export verbessern und die Zusammenarbeit mit 
deutschen Unternehmen in die Wege leiten. Dies ge- 
schieht durch praxisnahe Untemehmensberatung 
und mit Hilfe von Kurzzeitexperten, Fachkräften des 
Handelsförderprogramms PROTRADE und des Se- 
nior Experten Service. Dabei wird vor allem die Ko- 
operation zwischen kleinen und mittleren Unterneh- 
men unterstützt, die wegen fehlender Auslandbezie- 
hungen selbst nicht in der Lage sind, solche Koope- 
rationen anzubahnen. Die Art der angestrebten Zu- 
sammenarbeit ist nicht auf bestimmte Formen be- 
schränkt. Entscheidend ist, daß sie auf längere Dauer 
angelegt ist, etwa auf Gründimg von Joint Ventures 
in Entwicklungsländern mit Kapitalbeteiligung 
deutscher Unternehmen, Zusammenarbeit auf tech- 
nologischem Gebiet einschließlich Bereitstellung 
von Lizenzen und Management-Know-how sowie 
langfristige Exportbeziehungen von Entwicklungs- 
ländern zur Bundesrepublik Deutschland und ande- 
ren EG -Ländern. 

Zur Zeit sind etwa 25 BK-Berater in Afrika, Asien 
und Lateinamerika im Einsatz. Sie stehen auch den 
Selbsthilfeeinrichtungen der Wirtschaft und den 
Wirtschaftsförderungsstellen der Regierung des 
Gastlandes zur Verfügung, arbeiten aber bislang pri- 
mär untemehmensbezogen. Das Programm wird von 
GTZ und DEG durchgeführt. 
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Im Laufe der Jahre wurde es notwendig, das Konzept 
dem Bedarf von Unternehmen in Entwicklungslän- 
dern besser anzupassen. Daher wurden in einigen 
bereits laufenden Projekten zusätzliche Beratungs- 
komponenten auf genommen, um auch Unterneh- 
men ohne kurzfristige Aussicht auf Kooperations- 
möglichkeiten durch intensive Beratung in ihrer 
wirtschaftlichen und technischen Leistungsfähig- 
keit zu stärken. 

Zur Zeit werden Konzepte entwickelt mit dem Ziel, 
in den Ländern, in denen das „klassische" BK- 
Programm nicht wirkungsvoll war, zukünftig mit 
Hilfe breiter angelegter Beratungsprojekte 

- zu einer Verbesserung der Rahmenbedingungen 
auf staatlicher Ebene, 

- zu einer Stärkung von wirtschaftsnahen Institutio- 
nen und Selbsthilfeeinrichtungen der Wirtschaft 
und 

- zu einer Verbesserung von Produktion und Absatz 
zu gelangen. 


- PROTRADE 

Für die Förderung der Exporte aus Entwicklungs- 
ländern hat die Bundesregierung zwischen 1964 und 
1987 ca. 65 Mio. DM zugesagt. Gegenüber 1987 wur- 
de das Volumen der Handelsförderung 1988 von 4,6 
Mio. DM auf 6 Mio. DM ausgeweitet und 75 Bera- 
tungseinsätze durchgeführt. Vornehmlich Kurzzeit- 
fachkräfte aber auch Langzeitexperten fördern 
durch Beratung Exporte aus Entwicklungsländern 
in die Bundesrepublik Deutschland und die EG so- 
wie den Warenaustausch zwischen den Entwick- 
lungsländern. Bewährt haben sich im Rahmen des 
Handelsförderungsprogramms PROTRADE insbe- 
sondere 

- branchenorientierte - in zunehmendem Maße mit- 
telfristig angelegte - Beratungsmaßnahmen für 
Entwicklungsländer zur Produktanpassung und 
Vermarktung; 

- Zuschüsse für die Gemeinschaftsbeteiligung von 
Firmen aus Entwicklungsländern an internationa- 
len deutschen Handelsmessen in Verbindung mit 
o.g. Beratung; 

- die Zusammenarbeit mit dem internationalen 
Handelszentrum (ITC/UNCTAD-GATT), der EG- 
Kommission und dem Internationalen Baumwoll- 
institut (IIC). 

Als neues Instrument vor allem zur Förderung des 
Handels zwischen den Entwicklungsländern wurde 
Ende 1986 mit einem Pilotprojekt in Bulawayo- 
Simbabwe die Beratung von Messegesellschaften in 
Entwicklungsländern aufgenommen. Eine weitere 
Ausweitung der Förderung des Handels der Ent- 
wicklungsländer (insbesondere neuer Exportpro- 
dukte über Handelshäuser, Ausdehnung der Bera- 
tungsbereiche von Konsumgütem auf technische 
Produkte, Transport- und Verpackungsberatung 
usw.) ist angelaufen. Gleichzeitig wird die Nutzung 


des Know-hows deutscher Handelshäuser und Im- 
porteure sowie Fachverbände intensiviert. 


- Senior Experten Service (SES) 

Der Senior Experten Service (SES) ist ein ehrenamt- 
licher Beratungsdienst der deutschen Wirtschaft. 
Gesellschafter des SES sind der Bundesverband der 
deutschen Industrie, der Carl-Duisberg-Förderkreis 
und der Deutsche Industrie- und Handelstag. Das 
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit hat den Aufbau des SES (1983 bis 1985) finan- 
ziell gefördert. Im Rahmen der Beratungsmaßnah- 
men für die Wirtschaft der Entwicklungsländer nutzt 
das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit die Kapazitäten des SES insbesondere zur 
Behebung akuter Probleme von kleinen und mittle- 
ren Unternehmen der Entwicklungsländer in den 
Bereichen Produktion, Wartung und Instandsetzung 
sowie Management. 1988 wurden 142 Einsätze reali- 
siert. Damit hat der SES seit seiner Gründung insge- 
samt 509 Einsätze in 87 Ländern durchgeführt. Der- 
zeit gewährt das Bundesministerium für wirtschaftli- 
che Zusammenarbeit Zuschüsse für wirtschaftsnahe 
Einsätze des SES. 


- Integrierte Fachkräfte 

Das Centrum für Internationale Migration und Ent- 
wicklung (CIM) förderte 1987 und 1988 18 kleine und 
mittlere private Unternehmen mit Sitz in Entwick- 
lungsländern (bis zu 300 - 500 Beschäftigte) durch 
Gehaltszuschüsse für die im Unternehmen tätig wer- 
denden deutschen Mitarbeiter (vgl. dazu auch II. 
3.4.6). 

Die Einzelmaßnahmen umfassen neben der Bera- 
tung bei Neugründung, Erweiterung, Sanierung 
oder Kooperation mit einem deutsche Unternehmen 
die Unterstützung in wichtigen betrieblichen Berei- 
chen wie Z.B. Unternehmensführung, Organisation, 
Produktion, Einkauf, Vertrieb und Marketing. Die 
Förderung konzentriert sich grundsätzlich auf den 
gewerblichen Sektor. Besonders gefördert werden 
Unternehmen, die einheimische Rohstoffe aufberei- 
ten, Anlagegüter für die Landwirtschaft hersteilen 
sowie Produkte des Grundbedarfs erzeugen. Sie sol- 
len in ländlichen Gebieten angesiedelt und in Zulie- 
ferbeziehungen zu anderen Industrien eingebunden 
sein. Weiterhin gelten umweltschonende Produk- 
tionsverfahren sowie Anlagen zu Nutzung alternati- 
ver Energien als besonders förderungswürdig. 


- Betriebliche Ausbildung 

Seit 1980 fördert die Bundesregierung die betriebli- 
che Ausbildung durch Unternehmen in Ländern der 
Dritten Welt. Nach Richtlinienänderungen (1963 und 
1986) können neben der dualen beruflichen Ausbil- 
dung auch betriebliche Kurz- und Stufenausbildun- 
gen und vorbereitende Maßnahmen betrieblicher 
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Ausbildung von kleineren Unternehmen (insbeson- 
dere Studien in der Entschluß-, Planungs- und Auf- 
bauphase) gefördert werden. 

Die Höhe der Zuschüsse errechnet sich nach der 
Zahl der Auszubildenden und der Dauer des Ausbil- 
dungsgangs; die Förderungsbeträge liegen zwischen 
100,- DM und 350,- DM pro Auszubildenden und Mo- 
nat. Antragsberechtigt sind neben deutschen Firmen 
auch einheimische Unternehmen imd Träger von 
Ausbildimgsstätten, insbesondere dann, wenn die 
Ausbildung mit anderen Maßnahmen deutscher 
Entwicklungszusammenarbeit in Zusammenhang 
steht. 

In den Jahren 1987 imd 1988 wurden für 31 neue Aus- 
bildungsvorhaben Förderungszusagen von insge- 
samt 24,9 Mio. DM erteilt. 


- Fortbildung durch CDG und DSE 

Ein wesentlicher Teil der Fortbildungs- und Semi- 
nararbeit der Carl-Duisberg-Gesellschaft (CDG) und 
der Deutschen Stiftung für internationale Entwick- 
lung (DSE) kommt den Unternehmen in Entwick- 
lungsländern mittelbar zugute. (Dialog über Rah- 
menbedingungen, Erfahrungsaustausch mit politi- 
schen Entscheidungsträgem der Partnerländer so- 
wie konkrete Verbesserungen der gewerblichen Be- 
rufsbildung). ln diesem Zusammenhang ist insbeson- 
dere die Tätigkeit der Zentralstelle für Gewerbliche 
Berufsförderung hervorzuheben, die u.a. die Aus- 
und Fortbildung von Führungskräften im techni- 
schen Bereich, von Gewerbelehrern, Dozenten und 
Ciurriculiunplanem einschließt. Zielgruppe dieser 
Maßnahmen sind hauptsächlich Mitarbeiter als 
Multiplikatoren in staatlichen und halbstaatlichen 
Institutionen. 

Daneben werden bei Programmen der DSE jedoch 
auch Fachkräfte aus dem privatwirtschaftlichen Be- 
reich berücksichtigt. 

Größeres Gewicht hat die privatwirtschaftliche 
Komponente bei den Aktivitäten der CDG. Sie führt 
u.a. Weiterbildungsprojekte mit privaten Trägem, 
Industrieverbänden oder direkt mit privaten Unter- 
nehmen durch. Die Hauptaktionsfelder liegen hier- 
bei in Trainingsprogrammen für die Bereiche Pro- 
duktion und Technologie, Gewerbefördemng, Ex- 
portmarketing und Messeförderung. Eine besondere 
Rolle spielt der Aufbau von Einrichtungen, die klei- 
ne imd mittlere Unternehmen in technischen und 
betriebswirtschaftlichen Fragen beraten und eine 
bemfsbegleitende Fortbildung für die Mitarbeiter 
der Unternehmen anbieten. 


- Betriebsgründer-Training 

Eine wesentliche Voraussetzung für die Entwick- 
lung der Privatwirtschaft in der Dritten Welt ist eine 
breite Schicht qualifizierter und innovativer Unter- 
nehmer vornehmlich im verarbeitenden Gewerbe. 
Die Freilegung lokal vorhandener Unternehmerta- 


lente und die anschließende Fördemng der unter- 
nehmerischen Kompetenz unter frühzeitiger Einbin- 
dung von Finanzierungsinstituten war Gegenstand 
eines Projekts in Nepal, das bisher zu rd. 400 Be- 
triebsgründungen in 30 Branchen mit rd. 2.500 neuen 
Arbeitsplätzen sowie zu entsprechenden Vorhaben 
in Kenia und Umguay führte. Pilotmaßnahmen wur- 
den darüber hinaus in Thailand, Bangladesch, Sri 
Lanka und Malawi durchgeführt.Eine große Zahl 
der erfolgreichen Betriebsgründer stammte aus der 
normalerweise nicht «bankfähigen" Schicht der Be- 
völkemng. Etwa 40 % der Betriebsgründer waren 
Frauen. Der Anteil der wieder gescheiterten Unter- 
nehmen lag unter 10 %. 

Das auf handlungsorientiertem Lernen bemhende 
Basiskonzept wird durch Einfühmngs- und Demon- 
strationskurse interessierten Institutionen in den 
Entwicklungsländern vorgestellt und unter sektora- 
ler Steuerung des BMZ durch die GTZ weiterent- 
wickelt. 


3.9.4 Bereitstellung von Finanzmitteln 

- Entwicklungsbankenfinanzierung 

Der Mangel an Kredit zu marktüblichen Bedingun- 
gen ist ein wesentlicher Engpaß für die Entfaltung 
privatwirtschaftlicher Aktivitäten. Wegen der gro- 
ßen Zahl und der oftmals geringen Höhe der benö- 
tigten Einzelkredite ist eine externe Unterstützung 
zur Deckung dieses Finanzmittelbedarfs oft nur 
durch Einschaltung lokaler staatlicher Entwick- 
lungs- und Finanzierungsinstitutionen möglich. Die- 
se bieten Finanzierungen und Beratungen, die spezi- 
fisch auf die Förderung privatwirtschaftlicher Inve- 
stitionen ausgerichtet sind, an. Indem sie Projekt- 
finanzierung betreiben, übernehmen sie höhere Risi- 
ken als dies in der Regel bei Geschäftsbanken der 
Fall ist. In Ländern mit wenig entwickelten Kapital- 
märkten - dies gilt in besonderem Maße für Afrika 
südlich der Sahara - stellen sie meist die einzige 
Möglichkeit für Unternehmen dar, Investitionskapi- 
tal zu erhalten. 

Die Bundesregierung hat daher frühzeitig lokale 
Entwicklungsbanken in die Finanzielle Zusammen- 
arbeit einbezogen und zur Erhöhung des Ausleihe- 
volumens bis Ende 1988 Mittel in Höhe von insge- 
samt 5,7 Mrd. DM (rd. 13 % der FZ-Projektzusagen) 
bereitgestellt. Die Zusagen beliefen sich 1987 auf 240 
Mio. DM und 1988 auf 261 Mio. DM. Die regionale 
Aufteilung ergibt einen eindeutigen Schwerpunkt 
in Asien (Gesamtzusage 3,5 Mrd DM), gefolgt von 
Afrika (0,8 Mrd. DM), Lateinamerika (0,7 Mrd. DM) 
und Europa (0,6 Mrd. DM). 

Zur Stärkung der Eigenkapitalbasis von lokalen Ent- 
wicklungsbanken wurden über die DEG bis Juni 
1989 Beteiligungen oder beteiligungsähnliche Dar- 
lehen an 66 Banken in 44 Ländern im Gesamtbetrag 
von 419 Mio. DM gewährt. (1988: 36,5 Mio. DM). Der 
regionale Schwerpunkt lag hier mit mehr als 50 % 
der Gesamtleistimg in Afrika südlich der Sahara. 
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In einer 1980/81 durchgeführten kritischen Bestands- 
aufnahme der Entwicklimgsbankenförderung mit 
Untersuchungen bei 16 geförderten Entwicklungs- 
banken wurden neben instrumentellen Verbesse- 
rungsmöglichkeiten auch die Grenzen der Wirksam- 
keit des Instruments aufgezeigt. 

Es wurde u.a. deutlich, daß die Vergabe von Finan- 
zierungsmitteln an Entwicklungsbanken nicht zwin- 
gend zu einer adäquaten Kreditversorgung der bis- 
her durch das Bankensystem vernachlässigten Ziel- 
gruppen führte. Vor allem potentielle Kleinkredit- 
nehmer fanden keinen Kreditzugang, weil Scheu vor 
größerem Risiko und höheren Transaktionskosten es 
geboten erschienen liessen, eine kleine Anzahl von 
Krediten mit subventionierten Zinssätzen an wenige 
größere Wirtschaftseinheiten zu vergeben. Entschei- 
dend für Kleingewerbetreibende imd Handwerker 
sind aber nicht vergleichsweise günstige Konditio- 
nen für Kredite, die nicht erreichbar sind, sondern 
der Zugang zu Kredit überhaupt. Gerade das kosten- 
intensive imd das aus Sicht des formellen Banken- 
sektors mit vielen Risiken behaftete Kleinkreditge- 
schäft wurde aber von den Entwicklimgsbanken 
stark vernachlässigt. 

Ferner wurde erkannt, daß eine ausschließliche 
Konzentration auf die Bereitstellung von Finanzie- 
rungsmitteln in vielen Fällen unzureichend ist, da 
auch bei Verfügbarkeit von Kapital häufig Defizite 
im betrieblichen und technischen Bereich eine volle 
Entfaltimg der unternehmerischen Initiative verhin- 
dern. 

Die Bundesregierung bemüht sich im Privatwirt- 
schaftsbereich verstärkt um integrierte Ansätze im 
Entwicklungsland und um eine entsprechende ko- 
härente Bündelung ihrer Fördermaßnahmen. Dabei 
geht es u.a. darum, die entwicklungspolitische Wirk- 
samkeit der staatlichen Entwicklimgsbanken-Finan- 
zierung zu erhöhen. Es werden vermehrt Anstren- 
gungen unternommen, durch sorgfältige Trägeraus- 
wahl und geschäftspolitische Beratung auch den bis- 
her mit Finanzdienstleistungen unterversorgten 
Zielgruppen des unteren und gehobeneren Mittel- 
standes den notwendigen Kreditzugang zu verschaf- 
fen. In eine andere Richtung zielen Überlegungen, 
revolvierende Kapitalfonds bei privatwirtschaftlich 
organisierten Partnerinstitutionen in Entwicklungs- 
ländern anzusiedeln, um das Angebot an zielgrup- 
penadäquaten Finanz- und Beratungsdienstleistun- 
gen gerade für kleinere Unternehmer zu verbessern. 
Sowohl im staatlichen als auch im privatwirtschaft- 
lichen Bereich bereitet jedoch die Identifizierung 
geeigneter leistungsfähiger Träger große Schwie- 
rigkeiten, da sich die Finanzstrukturen in vielen 
Entwicklungsländern erst im Aufbau befinden und 
bei den diesbezüglichen Bemühungen der Entwick- 
lungsländer größere Fehlschläge - insbesondere im 
afrikanischen Raum - verzeichnet werden mußten. 


- Förderung von Existenzgründungen 

Die Förderung von Existenzgründungen imd Be- 
schäftigung der in der Bundesrepublik Deutschland 


ausgebildeten Fachkräfte aus Entwicklungsländern 
sind Hauptanliegen der Personellen Zusammenar- 
beit. 

Damit soll die Privatinitiative gefördert und der pro- 
duktive Sektor gestärkt werden. Außerdem soll dem 
Trend vieler Rückkehrer, eine Beschäftigung im - 
ohnehin weitgehend gesättigten - öffentlichen Sek- 
tor zu suchen, entgegengewirkt imd gleichzeitig 
neue Arbeitsplätze im privaten Sektor geschaffen 
werden. 

Mit dieser Zielsetzung wurden in jüngster Zeit fol- 
gende Instrumente entwickelt: 

- Gewährung von Zuschüssen zur Gründung einer 
selbständigen Existenz (Existenzgründungspro- 
gramm), Das Programm wird seit 1989 von der 
Deutschen Ausgleichsbank (DAB) durchgeführt. 

- Förderungsprogramm für rückkehrende Fach- 
und Führungskräfte der Wirtschaft durch Gehalts- 
zuschüsse (Fachkräfteprogramm), durchgeführt 
von der Zentralstelle für Arbeitsvermittlung (ZAV) 
der Bundesanstalt für Arbeit, 

Seit 1985 werden gemeinsam mit der Türkei zwei 
Programme durchgeführt, die beispielhaft für ande- 
re Entwicklungsländer gewesen sind: 

- Sanierung türkischer Arbeitnehmergesellschaften 
durch fachliche Beratung und Finanzierung. 

- Förderung der Existenzgründung für rückkehren- 
de türkische Arbeitnehmer durch fachliche Bera- 
tung in Deutschland und in der Türkei sowie 
durch Kredite. 

Auch mit Jugoslawien hat die Bundesregierung ein 
gemeinsames Programm zur Förderung von privaten 
Untemehmensgründungen vereinbart. Grundlage 
ist ein am 05.06.1989 geschlossenes Abkommen. Eine 
ausführliche Darstellung des Förderinstrumentari- 
ums befindet sich in dem Kapitel II. 3.4.3. 


3.9.5 Förderung der Zusammenarbeit 
privater Unternehmen 

3.9.5.1 Rlslkomindernde Instrumente 

- Beteiligungen und langfristige Darlehen der DEG 

Die DEG - Deutsche Finanzierungsgesellschaft für 
Beteiligungen in Entwicklungsländern - beteiligt 
sich am haftenden Kapital von Projektgesellschaften 
im privaten Sektor der Entwicklungsländer und 
stellt langfristige Darlehen für diese Projekte bereit. 

Die von der DEG mitfinanzierten Projekte sind in 
der Mehrzahl „Joint Ventures", an denen ein deut- 
sches Unternehmen als Finanz- und Technologie- 
partner sowie ein lokales Unternehmen im Investi- 
tionsland beteiligt sind. Bei entwicklungspolitisch 
bedeutsamen Projekttypen kann an die Stelle des 
deutschen Investitionspartners auch ein Unterneh- 
men aus dem Kreis der Europäischen Gemeinschaft 
oder aus einem anderen Land treten. 
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Mit ihrem Finanzierungsbeitrag übernimmt die 
DEG einen Teil des Projektrisikos. Die unternehme- 
rische Verantwortung liegt jedoch bei ihren Part- 
nern. 

Neben der Stärkung einer soliden Kapitalbasis in 
den Investitionsprojekten trägt die DEG durch ihre 
Projektprüfung und umfassende Beratung zur Ver- 
besserung der Chancen eines Investitionsvorhabens 
in der Dritten Welt bei. Die Prüfung der DEG umfaßt 
neben der entwicklungspolitischen Relevanz imd 
der Rentabilität auch Fragen der Umweltverträg- 
lichkeit. Ende Juni 1989 belief sich der Bestand an 
DEG-Finanzierungszusagen für Investitionen in 
Entwicklxmgsländem auf rund 1,4 Mrd. DM. 

Davon entfielen 44 % auf Beteiligungen sowie 56 % 
auf Darlehen und Garantien. Sektoral dominierten 
die Projekte der verarbeitenden Industrie mit einem 
wertm^igen Anteil von 45 %, gefolgt von Investi- 
tionen im Dienstleistungsbereich mit 41 % (darunter 
Entwicklungsbanken mit 30 %), in der Landwirt- 
schaft (8 %) und im Bergbau (6 %). In der regionalen 
Verteilung entfielen 42 % des Zusagenbestandes auf 
Afrika, 36 % auf Asien und Ozeanien, 16 % auf Mit- 
tel- und Südamerika sowie 6 % auf Europa (vgl. hier- 
zu Tabelle 18 im Statistischen Anhang), 


~ Investitionsförderungsverträge 

Ein bedeutsames Hindernis für Investitionen deut- 
scher Unternehmen in Entwicklungsländern stellt 
häufig die unsichere und instabile Rechtslage vieler 
Länder dar: die Gefahr nachteiliger Gesetzesände- 
rungen oder plötzlicher Enteignungen ist mitunter 
so groß, daß ein privatwirtschaftliches Engagement 
zu riskant erscheint. Um diesbezügliche Risiken ab- 
zumildern, hat die Bundesrepublik Deutschland mit 
zahlreichen Entwicklungsländern Investitionsförde- 
rungs- und -Schutzverträge abgeschlossen, durch die 
in völkerrechtlich verbindlicher Form ein gegensei- 
tiger Schutz von Kapitalanlagen erfolgt und damit 
für den deutschen Investor günstige und vor allem 
stabile und berechenbare Voraussetzungen geschaf- 
fen werden. Darüber hinaus ist der Abschluß von In- 
vestitionsförderungsverträgen eine wichtige Vorbe- 
dingung für weitere Fördermaßnahmen, z.B. die 
Übernahme von Bundesgarantien gegen politische 
Risiken. Die Bestimmungen beruhen auf dem allge- 
meinen Prinzip einer gerechten und billigen Be- 
handlung von Auslandsinvestitionen. Gegenstand 
der Investitionsförderungsverträge sind insbesonde- 
re die Grundsätze des freien Transfers von Kapital 
und Erträgen, die Grundsätze der Inländerbehand- 
limg und Meistbegünstigung sowie die zu beachten- 
den Anforderungen an die Entschädigung im Falle 
einer Enteignung. Ferner bilden die Verträge im Re- 
gelfall die Grundlage für eine unabhängige interna- 
tionale Schiedsgerichtsbarkeit bei Streitigkeiten 
über Investitionen. 

Anfang 90 sind Investionsförderungs- und -schutz- 
verträge mit 62 Entwicklungsländern (Afrika: 31, 
Amerika: 8, Asien und Ozeanien: 18, Europa: 5) sowie 


mit 5 Staaten des Ostblocks in Kraft, weitere Abkom- 
men sind in Vorbereitung. 


- Kapitalanlagegarantien 

Das Kapitalanlagegarantieinstrumentarium ist ein 
wesentliches Element der Maßnahmen, mit denen 
die Bundesrepublik Deutschland private Investitio- 
nen im Ausland gegen politische Risiken schützt 
und damit fördert. Bis zum 31. Dezember 1989 wur- 
den 2.606 Anträge auf Bundesgarantien für Kapital- 
anlagen mit einem Höchstbetrag von 10,3 Mrd. DM 
genehmigt, davon im Jahre 1989 49 Anträge mit ei- 
nem Garantiebetrag von 1.014 Mio. DM. 


3.9.5.2 Doppelbesteuerungsabkommen 

Einen wichtigen Anreiz für Investitionen bundes- 
deutscher Unternehmen in Entwicklungsländern 
bilden die mit einer Reihe von Staaten geschlosse- 
nen Abkommen zur Vermeidung der Doppelbe- 
steuerung. Sie stellen die wirtschaftlichen Beziehun- 
gen mit den betreffenden Staaten auf eine feste steu- 
erliche Grundlage, wobei sie sowohl den finanz- und 
entwicklimgspolitischen Interessen der Entwick- 
lungsländer als auch den investitionspolitischen In- 
teressen der Bundesrepublik Deutschland Rechnung 
tragen. Üblicherweise wird bei den Doppelbesteue- 
rungsabkommen das Besteuerungsrecht des Gast- 
landes beschränkt und eine Freistellung von der 
deutschen Steuer oder eine Anrechnung der auslän- 
dischen Steuer auf die deutsche Steuer vereinbart. 

Gegenwärtig bestehen Doppelbesteuerungsabkom- 
men mit 32 Entwicklungsländern (Afrika: 9, Ameri- 
ka: 6, Asien: 12, Europa: 5), weitere Verträge sind in 
Vorbereitung. 


3.9.5.3 Niederlassungs- und Technologieprogramm 

Mit dem Niederlassungs- und Technologiepro- 
gramm bietet die Bundesregierung kleinen und mit- 
telständischen deutschen Unternehmen, die in ei- 
nem Entwicklungsland eine Niederlassung gründen 
oder dort eine neue Technologie einführen wollen, 
einen finanziellen Anreiz durch die Gewährung 
zinsgünstiger Kredite. Ziel des Programms ist es, die 
Zusammenarbeit vornehmlich deutscher mittelstän- 
discher Unternehmen mit Unternehmen in Entwick- 
lungsländern dadurch zu fördern, daß die aufgrund 
der spezifischen Anlaufschwierigkeiten bei Engage- 
ments in Entwicklungsländern zu erwartenden fi- 
nanziellen Engpässe vermindert werden. 

Das nach Auslaufen des ERP-Kreditprogramms 1979 
geschaffene Niederlassungsprogramm wurde mit 
dem 1981 eingeführten „Programm zur wirtschaftli- 
chen Umsetzung neuer Technologien durch deut- 
sche Unternehmer in Entwicklungsländern" (Tech- 
nologieprogramm) im Jahre 1986 haushaltsmäßig zu- 
sammengefaßt. Seit dem 01.01.1989 gelten für beide 
Programme gemeinsame Förderungsrichtlinien, die 
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den bisherigen Erfahrungen angepaßt und formal 
vereinheitlicht wurden. Danach werden deutschen 
Unternehmen mit einem Jahresumsatz bis zu 300 
Mio. DM zur anteiligen Finanzierung des Investiti- 
onsaufwandes Darlehen bis zu 2,5 Mio. DM gewährt 
(Überschreitungen sind in Ausnahmefällen mög- 
lich). Die Darlehen haben eine Laufzeit bis zu 15 Jah- 
ren, darunter maximal 5 Freijahre. Der Zinssatz be- 
trägt in der Ländergruppe 1 (LDC und andere ärme- 
re Länder) im Niederlassungsprogramm 2,5 %, bei 
der Technologie Variante 1,5 %, in allen übrigen Län- 
dern 3,5 % (Technologieprogramm 2,5 %). Der An- 
trag ist über ein Kreditinstitut zu stellen, das grund- 
sätzlich die volle Haftung zu übernehmen hat. Diese 
kann jedoch im Einzelfall, sofern die Sicherheiten 
für die Übernahme der vollen Haftung nicht ausrei- 
chen, in Höhe von bis zu 50 % des Kreditbetrages 
reduziert werden. Vorbereitende Studien für Nie- 
derlassungen oder Vorhaben des Technologietrans- 
fers können mit bis zu 50 % der angemessenen Ko- 
sten durch bedingt rückzahlbare Darlehen gefördert 
werden, 

1987 erfolgten im Niederlassungsprogramm für ins- 
gesamt 47 Projekte (Afrika: 8, Amerika: 8, Asien: 13, 
Europa: 18) Zusagen in Höhe von 33,5 Mio. DM. 
Durch die geförderten Maßnahmen werden nach 
Angaben der Kreditnehmer 2.922 Arbeitsplätze ge- 
schaffen. 1988 wurden für 60 Vorhaben (Afrika: 4, 
Amerika: 9, Asien: 21, Europa: 26) 50,061 Mio. DM zu- 
gesagt. Die Zahl der neu geschaffenen Arbeitsplätze 
wird auf 5.467 beziffert. 

Im Technologieprogramm wurden 1987 21 Zusagen 
über 15,8 Mio. DM erteilt. Dieser Betrag blieb 1988 
fast konstant: mit 18 Zusagen wurde ein Volumen 
von 15,419 Mio. DM erreicht. 

Im Jahre 1989 bestand eine unerwartet starke Nach- 
frage nach Krediten aus dem Niederlassungs- und 
Technologieprogramm. Insgesamt gingen 127 Anträ- 
ge über einen Gesamtbetrag von rd. 160 Mio. DM 
ein. Aus diesem Grunde mußten bei der Prüfung der 
Anträge insbesondere bezüglich der Entwicklungs- 
wirksamkeit der jeweiligen Projekte strengere Maß- 
stäbe angelegt werden als in den Vorjahren. Mit 
Auszahlimgen in Höhe von 44,3 Mio. DM wurden die 
zur Verfügung stehenden Barmittel vollständig aus- 
geschöpft und für die Jahre 1990 und 1991 Verpflich- 
tungen in Höhe von insgesamt 49,8 Mio. DM einge- 
gangen. 


3.9.5.4 Information und Beratung 

Dem deutschen Unternehmer stehen vielfältige 
Möglichkeiten zur Verfügung, sich über wirtschaft- 
liche Rahmenbedingungen, aktuelle Wirtschaftsla- 
ge, Investitions-, Kooperations-, Liefer- sowie Be- 
zugsmöglichkeiten zu informieren. Die Bundestelle 
für Außenhandelsinformationen, die Industrie- und 
Handelskammern, die Auslandshandelskammem, 
die Ländervereine sowie die Wirtschaftsdienste der 
amtlichen deutschen Auslandsvertretungen (Bot- 
schaften und Konsultate) leisten hier wichtige 
Dienste. 


Über dieses Angebot hinaus steht seit Mitte der sieb- 
ziger Jahre deutschen Unternehmen das BK- 
Programm zur Verfügung, das diese individuell über 
Chancen in den EL bezüglich 

- Herstellung von neuen Marktverbindungen durch 
Export und Import, 

- Lohnveredelimg, 

- Vergabe von Fertigungs- und Vertriebsrechten 
und 

- Produktion in einem Gemeinschaftsunternehmen 
berät. 

Die Beratung erfolgt in enger Zusammenarbeit mit 
25 Kooperationsberatem, die im Auftrag des BMZ in 
Afrika, Asien und Lateinamerika einen Beitrag zur 
privatwirtschaftlichen Übertragung von Know-how 
und Kapital in die Entwicklungsländer leisten. 

GTZ und DEG führen das Programm, das derzeit zu 
einem erweiterten Beratungsdienst für die Wirt- 
schaft in Entwicklungsländern ausgebaut wird, 
durch. Die Berater leisten wichtige Hilfestellungen 
bei der Vorbereitung, Prüfung und Verwirklichung 
von privatwirtschaftlichen Vorhaben, maßgeschnei- 
dert auf den Einzelfall. Für die DEG stellt das Pro- 
gramm eine Ergänzung ihres länder- und branchen- 
bezogenen Beratungsprogramms dar. Sie berät über 
ihr Finanzierungsprogramm (Beteiligung, beteili- 
gungsähnliche Darlehen) hinaus Unternehmen mit 
Hilfe länder- und vor allem branchenbezogener Da- 
ten vornehmlich im Bereich privater Direktinvesti- 
tionen. Die GTZ konzentriert sich hingegen auf die 
Handelsförderung und die integrierten Beratungs- 
projekte in den Entwicklungsländern. In Kürze wird 
für den deutschen Unternehmer eine zentrale An- 
laufstelle eingerichtet, die bezüglich aller privat- 
wirtschaftlichen Kooperationsformen mit Entwick- 
lungsländern umfassend informiert und zwecks In- 
anspruchnahme des Förderinstrumentariums berät. 


3.9.6 Förderung des Handels 

Neben den Maßnahmen der praktischen Handels- 
fördenmg im Rahmen des Programms zur Förderung 
Betrieblicher Kooperationen (BK-Programm) und 
PROTRADE, die auf die Steigenmg der Ausfuhren 
aus Entwicklungsländern abzielen, werden die Ein- 
fuhren der Entwicklungsländer aus der Bundesrepu- 
blik Deutschland durch Ausfuhrbürgschaften und 
Ausfuhrgarantien, die der Bund über die HERMES 
Kreditversicherungs-AG übernimmt, gefördert. Im 
Jahre 1988 wurden insgesamt Auftragswerte in Höhe 
von 26 Mrd. DM (1987: 24,4 Mrd. DM) neu in Dek- 
kung genommen, wobei der Anteil der neu gedeck- 
ten Ausfuhrgeschäfte, der auf die Entwicklungslän- 
der (einschließlich der OPEC-Länder) entfiel, 68,3 % 
betrug (1987: 65,1 %). 

Das Gesamtobligo des Bundes - bezogen auf das ge- 
samte Ausland - belief sich zum 31. Dezember 1988 
auf 160,9 Mrd. DM (31. Dezember 1987: 168,1 Mrd. 
DM). Davon entfielen 28,3 Mrd. DM (1987: 28,4 Mrd. 
DM) auf Zinsen, die nicht auf den Ermächtigungs- 
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rahmen von 195 Mrd. DM angeschrieben wurden, so 
daß der Ermächtigungsrahmen in Höhe von 132,6 
Mrd. DM ausgenutzt war. Von dem Obligo (ohne 
Zinsen) entfielen 1988 52,2 Mrd. DM auf Entwick- 
lungsländer (ohne OPEC), 45,2 Mrd. DM auf OPEC- 
Länder, 23,9 Mrd. DM auf sonstige Länder und 11,3 
Mrd. DM auf regional nicht aufteilbare Pauschalge- 
währleistungen. 

Der Anteil der Entwicklungsländer (einschließlich 
der OPEC-Länder) am Obligo hat sich gegenüber 
dem Vorjahr um 1,7 %-Punkte auf 73,4 % erhöht Da- 
mit stellen die Entwicklungsländer nach wie vor die 
bei weitem wichtigste Ländergruppe bei der Über- 
nahme von Ausfuhrgewährleistungen dar. 


3.9.7 Unterrichtung der deutschen Wirtschaft über 
Vorhaben der Entwickiungszusammenarbeit 

Die Bundesstelle für Außenhandelsinformationen 
(BfAI) veröffentlicht Informationen über für die deut- 
sche Wirtschaft interessante Vorhaben (bilaterale 
FZj größere Projekte der TZ; Vorhaben internationa- 
ler Organisationen) zu einem frühen Zeitpunkt. 

Auf die Instrumente aus dem Förderbereich „unter- 
nehmerische Partnerschaften" wird ebenfalls in den 
Publikationen der genannten Bundesstelle verwie- 
sen; daneben können insbesondere die Industrie- 
und Handelskammern interessierten Unternehmen 
weiterhelfen. 

Eine Gesamtübersicht über Fördermaßnahmen in 
den Bereichen Export, Investitionen und Technolo- 
gietransfer findet sich in dem (über das Referat 232 
„Informationen" des BMZ zu beziehenden) Hand- 
buch „Deutsche Unternehmen und Entwicklungs- 
länder". 


3.10 Wirkungskontrolle der deutschen 
Entwicklungshilfe 

Das BMZ überprüft regelmäßig die entwicklungspo- 
litische Wirksamkeit der von ihm unterstützten Vor- 
haben. Die vom BMZ durchgeführten Inspektionen 
und Evaluierungen von Projekten, Programmen und 
Instrumenten der Entwicklungszusammenarbeit 
stellen nur einen kleinen ~ aber wichtigen - Teil ei- 
nes umfangreichen Systems von Erfolgskontrollen 
im Rahmen der Entwicklungspolitik dar. Der größte 
Teil von Maßnahmen zur Erfolgskontrolle der Pro- 
jekte wird von den jeweiligen Durchführungsorga- 
nisationen selbst in eigener Verantwortung vorge- 
nommen (z.B. Projektfortschrittskontrollen, Projekt- 
abschlußkontrollen und Schlußprüfungen nach Be- 
endigimg der Förderung). Die Evaluierungen des 
BMZ haben stichprobenartigen Charakter. Sie wol- 
len und können die projektbegleitende Monitoring- 
und Kontrolltätigkeit der Durchführungsorganisa- 
tionen selbst nicht ersetzen. 

Seit 1970 ist ein Referat speziell mit der Durchfüh- 
rung von Inspektionen und der Koordinierung der 
Evaluierungstätigkeit anderer Arbeitseinheiten des 


Ministeriums betraut. Im Rahmen dieser Erfolgskon- 
trolle wurden bisher ca. 500 verschiedene Evaluie- 
rungsberichte erstellt. Neben Evaluierungen einzel- 
ner Projekte führt das BMZ auch Sektor- und Län- 
derevaluierungen sowie Wirkungskontrollen von 
entwicklungspolitischen Instrumenten und Institu- 
tionen durch. Weiterhin werden Querschnittsanaly- 
sen zu thematischen Schwerpunktbereichen sowie 
jährliche Querschnittsauswertungen aller Evaluie- 
rungsberichte erstellt. 

Um die Ergebnisse der Untersuchungen auch mit 
den Erfahrungen anderer Geberländer und multila- 
teraler Institutionen vergleichbar zu machen, wer- 
den allen Evaluierungen Prüfungsraster zugrunde 
gelegt, die im Rahmen des DAC (vgl. dazu 11. 6.5) 
koordiniert sind und auch international Verwen- 
dung finden. Das BMZ imterscheidet zwei Arten von 
Erfolgskontrollen: 

Inspektionen sind umfassende Untersuchungen un- 
ter allen in Betracht kommenden entwicklungspoli- 
tischen und fachlichen Aspekten. Sie werden von 
Mitarbeitern geleitet, die nicht an Planung und 
Durchführung der zu untersuchenden Projekte be- 
teiligt sind. 

Evaluierungen dienen dagegen der Überprüfung 
von Projekten unter einem herausgehobenen fachli- 
chen, regionalen oder institutionellen Gesichts- 
punkt. Sie können von der projektsteuernden Ar- 
beitseinheit veranlaßt und geleitet werden. In bei- 
den Fällen werden unabhängige Gutachter mit der 
Durchführung der Untersuchung betraut. 

Ziel der vom BMZ veranlaßten Erfolgskontrollen ist 
es, die entwicklungspolitische Wirksamkeit der vom 
BMZ geförderten Projekte und Programme zu über- 
prüfen, Schwachstellen bei der Projektplanung und 
-durchführung aufzudecken und zu beseitigen sowie 
daraus generelle Erkenntnisse für die Durchführung 
ähnlich gelagerter Projekte in der Zukunft zu ziehen. 
Hierdurch soll eine ständige Verbesserung der Qua- 
lität deutscher Entwicklungsprojekte erreicht imd 
entwicklungspolitische Fehlschläge auf ein Mini- 
mum reduziert werden. 


3.10.1 Ergebnisse von Inspektionen und 
Evaluierungen 

1987 wurden 52 Projekte und Programme evaluiert. 
Die Ergebnisse der Querschnittsananlyse 87 sind 
nicht repräsentativ für die Qualität der deutschen 
Entwicklimgszusammenarbeit insgesamt, da die 
evaluierten Projekte zum einen statistisch nicht die 
Projektgesamtheit widerspiegeln und zum anderen 
für Evaluierungen häufig Problemprojekte ausge- 
wählt werden. 

Wesentliche Feststellungen der Querschnittsaus- 
wertung sind: 

a) Rahmenbedingungen 

Bei fast 40 % der untersuchten Projekte ergaben 
sich negative Auswirkungen durch eine falsche, 
d.h. oftmals zu optimistische Einschätzung der 
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politischen und administrativen Voraussetzun- 
gen. Bei rund 20 % der untersuchten Projekte ha- 
ben sich die wirtschaftlichen Rahmenbedingun- 
gen im Projektverlauf deutlich verschlechtert, 
wodurch die Zielerreichung in Frage gestellt 
wurde. Bei kanpp 40 % der untersuchten Projek- 
te wurden sozio-kulturelle Voraussetzungen bei 
der Projektkonzeption und -durchführung unge- 
nügend berücksichtigt. 

b) Ziele 

Knapp 60 % der untersuchten Projekte verfügten 
über klare, realistische und widerspruchsfreie 
Ziele. Bei rund 40 % der Projekte war die Zielfor- 
mulierung mit erheblichen Mängeln und Schwä- 
chen behaftet. 

c) Planung 

Bei 38 % der Projekte wurde die Planung mit gut 
oder sehr gut und bei 36 % mit schlecht einge- 
stuft. Auffällig ist dabei, daß oft die unzureichen- 
de Datenbasis moniert wird. Projekte, die mit der 
Methode der zielorientierten Projektplanung 
(ZOPP) geplant wurden, erzielten bessere Ergeb- 
nisse als jene, die ohne ZOPP begonnen wurden. 

d) Durchführung 

Die Durchführung wurde bei 78 % der Projekte 
mit positiv bis zufriedenstellend bewertet. 

Bemängelt wurde häufig eine übertriebene tech- 
nische Ausstattung, die zu einer späteren Bela- 
stung des Partnerlandes führt. 

Es herrschen noch immer Mängel im Count er- 
part-Bereich. Häufig konnten die Partner den 
vertraglich festgelegten finanziellen Beitrag 
nicht leisten, vielfach wurden zugesagte Perso- 
nalleistungen nicht gestellt. Ein besonders hohes 
Difizit wurde bezüglich der Berücksichtigung 
von Frauenfragen festgestellt. 

e) Steuerung 

Die Steuerung wird bei 48 % der Projekte als po- 
sitiv bis zufriedenstellend bewertet. Während 
sich das Berichtswesen überwiegend als effizien- 
tes Steuerungsinstrument erwies, wurden andere 
Maßnahmen wie z.B. Projektbesuche als weniger 
wirksam bezeichnet. 

f) Ent^^^icklungspolitische Wirksamkeit 

Etwa 50 % der evaluierten Vorhaben wurden be- 
züglich ihrer entwicklungspolitischen Wirkung 
überwiegend positiv beurteilt. 20 % der Vorha- 
ben wiesen in gleichem Maße positive und nega- 
tive Wirkungen auf, während 30 % der unter- 
suchten Projekte überwiegend problematische 
Wirkungen erzielten. 

Bildimgs- und Ausbildungsprojekte wurden hin- 
sichtlich ihrer Wirkungen überwiegend positiv 
beurteilt. An zweiter Stelle rangiert der Bereich 
„Land- und Forstwirtschaft". Die ungünstigste Be- 
urteilimg erfuhren Projekte des Förderbereichs 
„Infrastruktur", vor allem Straßen- und Trinkwas- 
ser/Abwasserprojekte, bei denen die meisten ne- 
gativen Be\ui:eilungen festzustellen waren. 


3.10.2 Maßnahmen zur Verbesserung der Umsetzung 
von Evaluierungsempfehlungen 

Innerhalb des BMZ wird die Umsetzung der Emp- 
fehlungen aus den Evaluierungsberichten jährlich 
zentral überprüft. Art und Umfang der veranlaßten 
Maßnahmen in Projekten, Programmen und Sekto- 
ren sind von den projekt steuernden Referaten darzu- 
legen und zu bewerten. Falls im Einzelfall Empfeh- 
lungen nicht umgesetzt werden können, muß dies 
eingehend begründet und die daraus zu erwarten- 
den Konsequenzen für den Erfolg des Projektes dar- 
gestellt werden. 


3.10.3 Beispiele für positive Projektwirkungen 

Eine hohe entwicklungspolitische Wirksamkeit hat 
die Inspektion des Projektes „Integrierte landwirt- 
schaftliche Entwicklung der Region Port Berg^, Ma- 
dagaskar" ergeben. 

Dieses Vorhaben begann 1983, es wurde bis Ende 
1988 verlängert und eine Fortsetzung bis 1992 ist vor- 
geschlagen; die deutschen finanziellen Leistungen 
liegen bei 12 Mio. DM. Als Ziele sind vorgesehen: 
Integration der bäuerlichen Landwirtschaft in den 
Entwicklungsprozeß der Projektregion, Verbesse- 
rung der Leistungsfähigkeit regionaler Institutionen 
und Steigerung der Reisproduktion. Diese Ziele wer- 
den als weitgehend operational, realistisch und in 
sich schlüssig bezeichnet. 

Bei den Rahmenbedingungen wird die Neuorientie- 
rung der madagassischen Agrarpolitik als günstige 
Voraussetzung für einen Projekterfolg bezeichnet, 
während die bisher fehlende verkehrsmäßige An- 
bindung der Projektregion an das nationale Ver- 
kehrsnetz die Projektwirkung gefährden kann. 

Es existiert ein Gesamtplan, Operationspläne für die 
einzelnen Teilbereiche des Projektes wurden erar- 
beitet. Dabei bemängelten die Evaluierer, daß die 
Planungsarbeiten mehr projektbegleitender Art wä- 
ren, als daß sie den Ablauf ex ante fixierten. Bean- 
standet wurde außerdem eine fehlende Vereinba- 
rung über madagassische Finanzierungsbeiträge, 
was Verzögenmgen bei der Projektdurchführung 
bewirkte. 

Während in der Komponente Beratung der regiona- 
len Entwicklungsorganisation die Zielerreichung - 
auch wegen der relativ kurzen Projektlaufzeit - noch 
weitgehend aussteht, konnten in den technischen 
Projektkomponenten bereits beachtliche Erfolge er- 
zielt werden: dies gilt für die Errichtung von Gebäu- 
den, für den ländlichen Straßen- und Wegebau so- 
wie für Bewässerungsmaßnahmen. Außerdem win- 
de ein langfristig tragbares System für die Vergabe 
von Agrarkrediten entwickelt. 

Das Kosten-Nutzen-Verhältnis wurde als positiv be- 
zeiclmet, da angemessenen Projektkosten für ein 
recht anspruchsvolles Programm langfristig Erträge 
aus einer gesteigerten Reisproduktion gegenüber- 
stehen. 
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Wesentliche positive, bereits eingetretene bzw. er- 
wartete Projekt Wirkungen sind: 

- das Grundbedürfnis Ernährung wird durch die 
Steigerung der Reisproduktion befriedigt; 

- die Steigerung der Reisproduktion führt zu Ein- 
kommens- und Beschäftigungseffekten in der 
Landwirtschaft und bei Zulieferern; 

- von dem Projekt gehen Impulse auf Handel, Hand- 
werk und Verarbeitungsindustrie der Region aus; 

- ein Institution-Building hat eingesetzt und ver- 
spricht funktionstüchtige eigenständige Einheiten 
im weiteren Projekt verlauf; 

- die Position der Frauen wurde durch die Projekt- 
arbeit verbessert, und das Projekt hat überwie- 
gend positive ökologische Auswirkungen. 


3.10.4 Beispiele für ein Projekt ohne erkennbare 
Auswirkungen 

Als Beispiel für ein Projekt mit deutlichen Schwä- 
chen hinsichtlich der entwicklungspolitischen 
Wirksamkeit kann die „Trinkwasser- und Sanitär- 
versorung in Haiti“ erwähnt werden (vgl. dazu III. 
2.2). 

Dieses Vorhaben wurde Ende 1982 begonnen und 
nach 5-jähriger Laufzeit evaluiert. 

Projektziel war die Verbesserung der Wasserver- 
und -entsorgung für die Bevölkerung der Einzugsre- 
gion. Während für den Bereich Ziele klare Vorgaben 
und Realitätsbezug festgestellt wurden, kritisierten 
die Evaluirer sehr deutlich die Projektplanung und 
-durchführung. 

Die von der Weltbank stammenden Planungsunter- 
lagen wiesen Unzulänglichkeiten und Mängel auf, 
was auch die KfW feststellte. Sie wurden trotzdem 
benutzt und nicht durch zusätzliche Erhebungen er- 
gänzt. 

Die Ausführung der Maßnahmen (Bau eines Tief- 
brunnens; Bau von Speicherbehältern; Verlegung 
von Zu- und Verteilungsleitungen; Einrichtung von 
öffentlichen Zapfstellen und Hausanschlüssen) und 
die Bauüberwachung wurden als mangelhaft bewer- 
tet imd mit Schwächen beim lokalen Träger begrün- 
det. Seine personelle Kapazität war qualitativ und 
quantitativ unzureichend. 

Trotz regelmäßiger Fortschrittskontrollberichte und 
steuernder Eingriffe der KfW und des BMZ war 
selbst unter Einschaltung der Weltbank eine Ein- 
flußnahme auf den lokalen Träger nicht möglich. 
Dem fehlte es - so stellten die Evaluierer fest - an der 
Fähigkeit und an dem Willen zu einer vertrauens- 
vollen Zusammenarbeit. 

Da die KfW nicht von Anfang an in die Projektpla- 
nung eingeschaltet war, konnte sie keinen Einfluß 
mehr auf wesentliche Entscheidungen nehmen, wie 


z.B. Durchführung, Auslegung und Projektträgerver- 
stärkung. 

Die Aufklärung der Zielgruppe wurde vernachläs- 
sigt, weil die Projektträger sich zu sehr auf die tech- 
nische Gestaltung des Projektes konzentrierten. 
Zum Zeitpunkt der Inspektion war der technische 
Stand der Wasserversorgung, das Wasserangebot 
und die -qualität teilweise schlechter als vor den 
Verbesserungsmaßnahmen. Informationskampa- 
gnen über den zweckmäßigen Umgang mit Wasser 
fanden nicht statt. 

Die Ziele Grundbedürfnisbefriedigung mit Trink- 
wasser und Verbesserung der Gesundheit der Ziel- 
gruppe wurden nicht erreicht. Das Wasser muß häu- 
fig immer noch aus herkömmlichen Versorgungs- 
quellen bezogen werden, da der Ausfall der moder- 
nen Zapfstellen sehr hoch ist. Zum Zeitpunkt der 
Inspektion waren in der Stadt St. Marc 14 von 23 
Zapfstellen funktionsuntüchtig. 

Die Kosten stehen in keinem vertretbaren Verhältnis 
zum Projektnutzen. Das Projekt erbrachte keine fest- 
stellbaren positiven Wirkungen für die Bevölkerung. 
Das Wasser angebot erweist sich als unzureichend 
und ist - wegen fehlender Chlorung - zum Teil mit 
Krankheitserregern verseucht. 

Die Nachhaltigkeit des Projektes ist in keiner Weise 
gewährt, da die Trägerorganisation „weder tech- 
nisch, personell noch finanziell in der Lage ist, die 
Wasserver- und -entsorgung allein weiterzuführen, 
trotz 10-jähriger Unterstützung durch ausländische 
Geber". 


3.10.5 Unterrichtung von Parlament und Öffentlichkeit 
über Ergebnisse der 
Querschnittsauswertungen 

Während die Ergebnisse der einzelnen Evaluierun- 
gen und Inspektionen aufgrund des vertraulichen 
Charakters nur zur internen Verwendung der mit 
den Projekten befaßten Stellen bestimmt sind, wer- 
den Parlament und Öffentlichkeit regelmäßig durch 
die Publizierung von Querschnittsauswertungen al- 
ler im Verlaufe eines Jahres durchgeführten Evalu- 
ierungen und Inspektionen unterrichtet. Hierdurch 
soll das Verständnis für die besonderen Schwierig- 
keiten und Probleme bei der Planung und Durchfüh- 
rung von Entwicklungsprojekten gefördert werden. 

In der Reihe „BMZ-intern" sind bisher folgende Be- 
richte über die Zentrale Erfolgskontrolle erschienen, 
die vom BMZ kostenlos bezogen werden können: 

- „Aus Fehlem lernen - Neun Jahre Erfolgskontrol- 
le der Projektwirklichkeit, Ergebnisse und 
Schlußfolgemngen", 1986; 

- „Wie wirksam sind Entwicklungsprojekte?", 1987; 

- „Erfolge und Schwachstellen der Entwicklungs- 
hilfepraxis", 1988; 

- „Überprüfen und Handeln - Erfolg durch Erfolgs- 
kontrolle?", 1989. 
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4. Organisatorische Veränderungen im institutioneiien Bereich der 
Entwicklungszusammenarbeit 


4.1 Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit (BMZ) 

Das BMZ hat mit Wirkung vom 15.03.1988 eine Reor- 
ganisation durchgeführt mit dem Ziel, die Vorausset- 
zungen für eine sachgerechte Bewältigung künftiger 
entwicklungspolitischer Aufgaben zu schaffen. 

Dabei lag der Schwerpimkt in der Verstärkimg der 
Regionalabteilung und Verbesserung der länderbe- 
zogenen Planung durch 

- Neuordnung und Erweiterung der Zahl der Unter- 
abteilungen (bisher 3 jetzt 4; Einrichtung einer ei- 
genen Unterabteilung für den Mittelmeerraum, 
Nordafrika und Nahost). Die Unterabteilungslei- 
ter sind zugleich „Beauftragte für die Region". 

- Erhöhung der Zahl der Regionalreferate (von 14 
auf 17). Entsprechend der gewachsenen Bedeu- 
timg wurden neue Referate im Bereich Lateiname- 
rika, Mittelmeer/Nahost sowie für die VR China 
eingerichtet. 

- Einrichtimg von Kopfreferaten in den Unterabtei- 
lungen zur stärkeren Berücksichtigung überregio- 
naler Gesichtspunkte imd zur Rückkoppelung der 
deutschen Entwicklungshilfe mit anderen natio- 
nalen und internationalen Gebern. 

Damit soll neben einer Stärkung des mittleren Ma- 
nagements für konzeptionelle und planerische Auf- 
gaben insbesondere erreicht werden, daß die Ent- 
wicklimgszusammenarbeit in Zukunft weniger auf 
Einzelprojekte, sondern mehr auf die spezifischen 
politischen, wirtschaftlichen und sozialen Gegeben- 
heiten der Entwicklungsländer und deren Entwick- 
lungsengpässe ausgerichtet wird. Die Länderrefera- 
te sollen soweit wie möglich die Instrumente der 
Entwicklungszusammenarbeit (entsprechend Satz 1 
dieses Absatzes) bündeln und besser koordinieren. 
Überregionale Gesichtspunkte sowie eine bessere 
Koordinierung mit anderen nationalen und interna- 
tionalen Gebern sollen eine stärkere Berücksichti- 
gung finden. 

Weitere Änderungen ergaben sich in folgenden Be- 
reichen: 

- Konzentration der allgemeinen entwicklungspoli- 
tischen Konzeption, Planung und Erfolgskontrolle 
in einer Grundsatz-Unterabteilung. 

- Neuordnung der sektoralen und übersektoralen 
Politikbereiche und Zusammenfassimg in einer 
Unterabteilimg. Dazu gehörte auch die Einrich- 
tung eines neuen Referates, das sich u.a. mit über- 
sektoralen Grundsätzen, Frauenfragen und den 
angrenzenden Bereichen Jugend und Familie, mit 
sozio-kultmellen Faktoren sowie mit Armutsbe- 


kämpfung durch Hilfe zur Selbsthilfe befaßt. Dar- 
über hinaus erfolgte eine Verzahnung der bilate- 
ralen Fachaufgaben mit entsprechenden multila- 
teralen Aktivitäten und Trägern. 

- Straffung und verbesserte Zuordnung multilatera- 
ler Aufgaben in der Unterabteilung für multilate- 
rale Institutionen und internationale Zusammen- 
arbeit in der Entwicklungspolitik. 

“ Zusammenführung der auf die Förderung der 
Wirtschaft und des Handels der Entwicklungslän- 
der bezogenen Referate in einer neu eingerichte- 
ten Unterabteilung. 

- Verbindung wesentlicher, auf die personelle Ent- 
wicklungszusammenarbeit bezogener Aufgaben 
in einer Unterabteilung. 

- Zusammenfassung und teilweise Neuordnung der 
Verwaltimgsaufgaben in der Unterabteilung für 
allgemeine Verwaltung wie z.B. Integration der 
Informationsverarbeitung in diese Unterabteilung 
sowie Gründung eines eigenen Referates für Justi- 
tiariatsaufgaben. 

Die Umorganisation wurde ergänzt durch Verbesse- 
rungen in der Ablauforganisation. So wurden u.a. 
das Zusammenspiel der Regional- und Sektorrefera- 
te in Teilbereichen neu geregelt sowie Verfahrens- 
vereinfachungen in der Zusammenarbeit mit der 
Deutschen Gesellschaft für Technische Zusammen- 
arbeit (GTZ) und mit der Kreditanstalt für Wieder- 
aufbau (KfW) in den Bereichen Technische Zusam- 
menarbeit (TZ) imd Finanzielle Zusammenarbeit 
(FZ) sowie mit Nicht-Regierungsorganisationen er- 
zielt. 

Die in die Umorganisation gesetzten Erwartungen 
haben sich erfüllt. Die entwicklungspolitische und 
konzeptionelle Arbeit der Regionalreferate hat sich 
deutlich verbessert. Die konzeptionelle Fähigkeit 
des BMZ wurde auch im Verhältnis zu den Vorfeld- 
organisationen und zu multilateralen Organisatio- 
nen gestärkt. 


4.2 Deutsche Finanzierungsgesellschaft für 
Beteiligungen In Entwicklungsländern (DEG) 

Die DEG - Deutsche Finanzierungsgesellschaft für 
Beteiligungen in Entwicklungsländern GmbH ist 
die wichtigste Institution zur Förderung der privat- 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit Entwick- 
lungsländern. Der Gesellschafts vertrag legt als Ziel- 
setzung des Unternehmens die Unterstützxmg des 
Aufbaus der Wirtschaft von Entwicklungsländern 
fest. Dies soll insbesondere durch Förderung der Zu- 
sammenarbeit deutscher Unternehmen mit solchen 
in Entwicklungsländern auf der Grundlage echter 
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Partnerschaft erfolgen. Priorität genießt der Auf- 
und Ausbau kleiner und mittlerer Unternehmen in 
den Entwicklungsländern in allen produktiven Sek- 
toren (z.B. Landwirtschaft und Handwerk). Die DEG 
ist Beratungs-, Vermittlungs- und Finanzierungsin- 
stitution. Sie erwirbt Beteiligungen, gewährt Darle- 
hen (u.a. mit beteiligungsähnlichem Charakter), 
übernimmt Garantien und Bürgschciften und ist Pro- 
motionsinstitution für die einzelbetriebliche Koope- 
ration mit Entwicklungsländern. Die Förderung 
kann auch indirekt durch die Unterstützung von 
Entwicklungsbanken erfolgen. 

Neben der Durchfühnmg ihres Eigengeschäfts ist 
die DEG in Förderungsprogramme des BMZ wie das 
Niederlassungs- xmd Technologieprogramm und das 
Programm zur Förderung betrieblicher Kooperatio- 
nen (BK-Programm) eingeschaltet. Auch führt sie mit 
FZ-Mitteln Treuhandmaßnahmen durch. Bei ihrer 
Beratungstätigkeit berücksichtigt sie auch andere 
entwicklungspolitische Maßnahmen der Bundesre- 
gierung. 

Nach fast 25jähriger Tätigkeit der DEG wurde auf 
Vorschlag des Deutschen Bundestages im Jahre 1986 
eine Untersuchung über Struktur und Instrumentari- 
um der DEG durchgeführt. Die Ergebnisse der Un- 
tersuchimg und die Folgerungen daraus wurden 
vom Aufsichtsrat der DEG in seiner Sitzung am 
20.09.1988 gebilligt. 

Nach eingehender Information der zuständigen Aus- 
schüsse des Deutschen Bundestages wurde die Ge- 
schäftsführung der DEG gleichzeitig beauftragt, im 
Rahmen einer grundsätzlich unveränderten Zielset- 
zung durch eine neue Konzeption der Geschäftspoli- 
tik den entwicklungspolitischen Auftrag zu erfüllen 
und die Gewinnschwelle zu überschreiten. 

Schwerpunkte dieses Umstruktiurierungskonzeptes 
sind vorrangig: 

- Ertragsreiche Mittelstandsprojekte in Entwick- 
lungsländern sollen vorrangig mit deutschen mit- 
telständischen Unternehmern fortgeführt bzw. 
ausgeweitet werden. 

- Das Verhältnis von Beteiligungen zu Darlehen soll 
beibehalten werden, jedoch mit einer flexiblen 
Handhabung durch die Geschäftsführung, um das 
ertragsreichere Darlehensgeschäft ggf. verstärkt 
zu betreiben. 

- Das Geschäftsvolumen soll ausgedehnt und bei 
Bedarf eine zunehmende Refinanzierung auf den 
Kapitalmärkten angestrebt werden. 

- Bei Projekten mit besonderer Struktur und erhöh- 
tem Risiko (insbesondere in afrikanischen Län- 
dern) kann die DEG Treuhandmittel aus der Fi- 
nanziellen Zusammenarbeit einsetzen. 

Die Umstrukturierungsmaßnahmen wurden Anfang 
Oktober 1988 eingeleitet. Eine erste vergleichende 
Betrachtimg der Neuzusagen läßt folgende Bewer- 
tung zu (vgl. auch Tabelle 18 im Anhang): 

Die DEG erreichte 1988 mit insgesamt 52 Zusagen 
(1987 = 64) in Höhe von 161,1 Mio. DM (1987 = 147,2 
Mio. DM) das höchste Zusagevolumen in ihrer 26jäh- 


rigen Geschäftstätigkeit. Eine weitaus größere Stei- 
gerung der Zusagen zeichnet sich bereits jetzt für 
1989 ab. Bis einschließlich August 1989 betrug das 
Nexizusagevolumen 194 Mio. DM: Nach Schätzun- 
gen der DEG wird bis zum Jahresende mit über 70 
Zusagen ein Betrag von ca. 400 Mio. DM erreicht 
werden (ca. 370 Mio. DM Eigengeschäft und etwa 30 
Mio. DM Treuhandgeschäft). 


4.3 Deutsche Gesellschaft für Technische 
Zusammenarbeit (GTZ) 

Auf Anregung des Deutschen Bundestages beschloß 
im November 1985 der Aufsichtsrat der Deutschen 
Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit (GTZ) 
GmbH, eine Untemehmensberatungsfirma mit der 
„Untersuchung von Organisationsstruktur und Ma- 
nagement der GTZ unter Berücksichtigung der 
künftig absehbaren Anforderungen an die Techni- 
sche Zusammenarbeit" zu beauftragen. 

Die Untersuchimg wurde Ende 1987 abgeschlossen 
und führte zur Umorganisation der GTZ-Zentrale in 
Eschborn nach folgenden Leitlinien: 

- stärkere Ausrichtung der Arbeit auf Bedarf und 
Wünsche der Partner in der Dritten Welt, 

- Verbesserung der Führungs- xmd Management- 
stniktur. 

Die neue axifbau- xmd ablauforganisatorische Unter- 
nehmensstruktur wxirde zxim 01.01.1989 in Kraft ge- 
setzt. Wichtigste Elemente sind 

- die Regionalisierung der projekt führenden Ein- 
heiten xmd 

- die Zusammenführung von Planungs- und Ent- 
wicklungsaufgaben. 

Die Regionalisierung der projektführenden Einhei- 
ten ermöglicht eine intensivere Kommunikation und 
Zusammenarbeit der verantwortlichen Mitarbeiter 
mit den wichtigsten Entscheidungsträgem, Partner- 
organisationen und unabhängigen Beratern in den 
jeweiligen Ländern. Bereits im Vorfeld der Projekt- 
auswahl, bei der Diskussion zentraler Engpässe auf 
nationaler, regionaler und lokaler Ebene sowie bei 
der Integration der Projekte in die wirtschaftlichen, 
politischen, sozialen und kulturellen Rahmenbedin- 
gungen sollen Bundesregierxmg und die Verant- 
wortlichen in den Entwicklungsländern kompetent 
beraten werden. 

Die Zusammenführung von Planungs- und Entwick- 
lungsaufgaben in einem zentralen „Fachpool" zielt 
auf eine Verbesserung der konzeptionellen Gestal- 
tung von Projekten xmd Programmen sowie deren 
fachliche Unterstützung und Steuerung. Befreit vom 
Tagesgeschäft des Projektmanagements, sollen hier 
kontinuierlicher als bisher Erfahmngen aufgearbei- 
tet und innovative Ansätze weiterentwickelt wer- 
den. Die feste Einbindung der Organisationseinheit 
„Planxmg und Entwicklung" in wichtige Abschnitte 
der Projektplanung xmd -durchfühnmg ist dabei 
Grundvoraussetzung für eine praxis- xmd partnerori- 
entierte Arbeit. 
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Die wichtigste Aufgabe der näheren Zukunft ist es, 
daß die neuen Organisationseinheiten der Zentrale 
in ihre Aufgaben und Rollen hineinwachsen. Mehr 
als die Hälfte der Mitarbeiter der Zentrale haben 
nicht nur den Arbeitsplatz gewechselt, sondern 


nehmen auch neue Aufgaben wahr, die es in dieser 
Form in der GTZ vorher nicht gegeben hat. Vor 
diesem Hintergrund ist eine abschließende Bewer- 
timg der Reorganisation der GTZ noch nicht mög- 
lich. 


5. Entwicklungszusammenarbeit im Rahmen der Europäischen Gemeinschaft 


5.1 Schwerpunkte und Tendenzen der 
EG-Entwicklungspolitik 

Die Entwicklungspolitik der Europäischen Gemein- 
schaft (EG) umfaßt: 

- die Zusammenarbeit mit derzeit 66 Ländern Afri- 
kas, der Karibik und des Pazifiks (AKP) im Rahmen 
der Abkommen von Lom6 (siehe II, 5.2), 

- die Kooperationsabkommen mit den südlichen 
und östlichen Anrainerstaaten des Mittelmeers 
(siehe II, 5.4), 

- die Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern 
und Regionalorganisationen in Asien und Latein- 
amerika im Rahmen von Kooperationsabkommen, 
durch die Gewährung von Allgemeinen Zollpräfe- 
renzen (siehe 1, 2.3.4) imd durch Hilfe für die ärme- 
ren dieser Länder (siehe hierzu II, 5.5), 

- die Nahrungsmittelhilfe (siehe II, 5.6) 

- die Soforthilfe bei Katastrophen imd 

- die Zuschüsse an europäische Nicht-Regierungs- 
organisationen für Vorhaben in Entwicklungslän- 
dern imd Programme der entwicklimgspolitischen 
Information in Europa. 

Die Entwicklungspolitik der Gemeinschaft ist Aus- 
druck der gemeinschaftsweiten Verantwortung für 
die Menschen in der Dritten Welt und zugleich Teil 
des europäischen Integrationsprozesses. Schwer- 
punkt der entwicklungspolitischen Zusammenarbeit 
der EG ist die LFnterstützung der ländlichen Ent- 
wicklung sowie der Ernährungsstrategien imd -Poli- 
tiken der Entwicklungsländer, um deren eigenstän- 
dige Nahrungsmittelversorgung zu sichern. Diese 
Programme können nicht isoliert von umfassende- 
ren Reformen betrieben werden, die beispielsweise 
Anreize für die Landwirte, Verbesserungen beim Bo- 
denrecht und den Kreditsystemen, Maßnahmen im 
Bereich der Vermarktung und weiteren Verarbei- 
tung, Ausgewogenheit zwischen öffentlichem und 
privatem Sektor sowie den Schutz und die Wieder- 
herstellung der natürlichen Ressourcen ermögli- 
chen. Die Beteiligung der Frauen darf gerade im Be- 
reich der Emährungsstrategien nicht vernachlässigt 
werden, weil sie, vor allem in Afrika, bei der Erzeu- 
gung, Verarbeitung, Vermarktung und Verteilung 
von Nahrungsmitteln eine wesentliche Rolle spie- 
len. Die Emährungsstrategien müssen zudem in die 
regionalen Entwicklungsprogramme eingebettet 
werden. Im politischen Dialog zwischen EG und den 
einzelnen Entwicklimgsländern wird Einigkeit über 
Ziele und Prioritäten der Zusammenarbeit und Maß- 
nahmen beider Seiten zu ihrer Erreichung gesucht. 


Die Entwicklungspolitik der EG schafft zudem einen 
Rahmen für einen Koordiniemngsprozeß zwischen 
Mitgliedstaaten und Kommission, der sich auf meh- 
reren Ebenen abspielt: 

a) auf informeller Ebene durch intensive und regel- 
mäßige Arbeitskontakte zwischen den Fachleu- 
ten der Kommission und den nationalen Ent- 
wicklungshilfeverwaltungen der Mitgliedstaa- 
ten in Europa und durch die Zusammenarbeit 
zwischen den Vertretungen der Mitgliedstaaten 
und den EG -Delegationen in den Entwicklungs- 
ländern, 

b) auf formeller Ebene in den Regiemngsausschüs- 
sen zur Bewilligung von Finanziemngsvorhaben, 

c) bei den informellen Treffen der Generaldirekto- 
ren, sowie 

d) auf politischer Ebene bei den halbjährlichen 
Ratstagungen der Entwicklungsminister. 

Dieser breite und kontinuierliche Koordiniemngs- 
prozeß hat nicht nur für die Steigemng der Effizienz 
der Entwicklungshilfe der Gemeinschaft und ihrer 
Mitgliedstaaten wesentliche Bedeutung, sondern 
zugleich für die Herausbildung eines „europäischen 
Profils" der Zusammenarbeit mit den Entwicklungs- 
ländern. 

Im Anschluß an den Wirtschaftsgipfel von Venedig 
beschloß der Rat am 14. Dezember 1987 ein Sonder- 
programm der Gemeinschaft zugunsten bestimmter 
armer und hochverschuldeter Länder in Afrika süd- 
lich der Sahara im Umfang von ca. 600 Mio. ECU für 
1988 und 1989. Mit diesem Programm werden durch 
allgemeine sowie sektorale Importprogramme die 
wirtschaftspolitischen Reformen von 19 stmkturan- 
passungswilligen Ländern in Sub-Sahara- Afrika un- 
terstützt. Die Kommission hat das Programm zügig 
umgesetzt und dabei insbesondere auf enge Abstim- 
mung mit Weltbank und Internationalem Währungs- 
fonds geachtet. 

Auf der Ratstagung der Entwicklungsminister am 31. 
Mai 1988 wurde eine Entschließung zur wirtschaftli- 
chen Lage und dem Prozeß der strukturellen Anpas- 
sung in Sub-Sahara- Afrika verabschiedet, in der die 
Gemeinschaft ihre Haltung zu Fragen der Struktur- 
anpassung und ihrer Unterstützung niedergelegt 
hat. Danach müssen Reformprogramme u.a. je nach 
Lage des betroffenen Landes pragmatisch und diffe- 
renziert konzipiert und durchgeführt, die jeweiligen 
Regierungen von Anfang an bei Analyse und Ausar- 
beitimg des Programmes beteiligt, umweltpolitische 
und sozio-kulturelle Erfordernisse einbezogen und 
die soziale Dimension von vornherein berücksich- 
tigt werden. 
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Der in dieser Entschließung ebenfalls enthaltenen 
Forderung nach wirksamer Koordinierung innerhalb 
der Gemeinschaft sowie zwischen Gemeinschaft und 
Bretton-Woods-lnstitutionen entsprachen die Ent- 
wicklungsminister auf ihrer Ratstagung am 
16.05.1989 durch einen Beschluß zur besseren Koordi- 
nierung im Zusammenhang mit Strukturanpassungs- 
maßnahmen. Dieser Beschluß sieht eine frühzeitige, 
flexible und fallweise Koordinierung zwischen den 
EG-Mitgliedstaaten und der Kommission einerseits, 
sowie der Gemeinschaft und den Bretton-Woods- 
lnstitutionen andererseits vor mit dem Ziel, zu einer 
größeren Geschlossenheit und Konvergenz zwischen 
allen Beteiligten im konzeptionellen Bereich zu ge- 
langen sowie den Standpunkt der Gemeinschaft im 
Dialog mit Empfängerland und anderen bi- und mul- 
tilateralen Gebern frühzeitig zu vertreten. Dabei ist 
ein paralleles oder gar konkurrierendes Vorgehen 
der Gemeinschaft zu Weltbank und Währungsfonds 
ebenso zu vermeiden wie eine Unterordnung der Ge- 
meinschaft unter allein von den Bretton-Woods-lnsti- 
tutionen getroffenen Entscheidungen. 

Die Zusammenarbeit der EG mit europäischen 
Nicht-Regierungsorganisationen (NRO) in Entwick- 
lungsländern wurde fortgesetzt. Hier werden über- 
wiegend kleinere Maßnahmen für die ärmsten Be- 
völkerungsgruppen im Bereich der integrierten 
ländlichen Entwicklung, der Berufsausbildung und 
im Gesundheitswesen unterstützt. In den Jahren 
1987 und 1988 gab die EG Zuschüsse in Höhe von rd. 
128 Mio. ECU zu Vorhaben in mehr als 96 Entwick- 
lungsländern an 168 NRO's in 1987 und 187 NRO's in 
1988; die Gesamtkosten dieser Vorhaben beliefen 
sich auf ca. 305 Mio. ECU. 

Einem Appell des Europäischen Rates vom Juni 1984 
in Fontainebleau folgend haben Bundeskanzler Kohl 
und Staatspräsident Mitterrand am 07.11.1985 durch 
eine gemeinsame Erklärung das Europäische Frei- 
willigenprogramm ins Leben gerufen. 

Das Programm bietet jungen Europäern im Alter von 
18 bis 25 Jahren mit einer abgeschlossenen Berufs- 
ausbildung die Möglichkeit, gemeinsam in entwick- 
lungsorientierten Vorhaben in neun afrikanischen 
Ländern zu arbeiten (Benin, Burkina Faso, Gambia, 
Guinea, Mauretanien, Niger, Senegal, Togo, Zentral- 
afrikanische Republik). Bis Ende 1989 werden über 
90 europäische Freiwillige in 37 Projekten im Ein- 
satz sein: Deutsche und Franzosen, aber auch 2 Nie- 
derländer und 1 Belgier im Rahmen der Kontingente 
des Deutschen Entwicklungsdienstes bzw. der Asso- 
ciation Francaise des Volontaires du Progres. 

In einer im Juli 1989 abgeschlossenen Evaluierung 
des Europäischen Freiwilligenprogramms wird fest- 
gestellt, daß die gemeinsame Arbeit in den Projek- 
ten die jungen Leute verschiedener Nationalitäten 
einander näher bringt und der entwicklungspoliti- 
sche Beitrag, den die jungen Europäer leisten, in den 
afrikanischen Gastländern zunehmend geschätzt 
wird. Aufgrund dieser positiven Erfahrungen kann 
nunmehr erwartet werden, daß weitere europäische 
Staaten ihren jungen Bürgern eine Beteiligung am 
europäischen Freiwilligenprogramm ermöglichen 
werden. So hat z.B. Spanien Interesse bekundet. 


5.2 Die AKP-Staaten 

Das am 8. Dezember 1984 Unterzeichnete dritte Ab- 
kommen von Lome (Laufzeit 1. März 1985 bis 28. Fe- 
bruar 1990) zwischen der EG und ihren Mitgliedstaa- 
ten auf der einen Seite und 66 Staaten in Afrika, in 
der Karibik und im Pazifik (AKP) auf der anderen 
Seite trat am 1. Mai 1986 in Kraft. Das Abkommen ist 
mit einem Finanzvolumen von 8,5 Mrd. ECU ausge- 
stattet. 7,4 Mrd. ECU entfallen auf den 6. Europäi- 
schen Entwicklungsfonds (EEF)20), der aus den natio- 
nalen Haushalten der Mitgliedstaaten gespeist wird; 
1,1 Mrd. ECU auf Darlehen aus Eigenmitteln der Eu- 
ropäischen Investitionsbank (EIB). Die Mittel des 
EEF werden überwiegend in Form von Zuschüssen 
bereitgestellt. Mit einem Anteil von 26,06 % am EEF 
ist die Bundesrepublik Deutschland der größte Ge- 
ber (siehe auch Tabelle 23 im Anhang). 

Ziel der Zusammenarbeit ist es, eine eigenständige 
und sich selbsttragende Entwicklung der Wirtschaft 
und Gesellschaft der AKP-Staaten auf der Grundla- 
ge ihrer sozialen und kulturellen Werte zu fördern. 
Im ständigen politischen Dialog wollen die Partner 
die Rahmenbedingungen schaffen, die den Men- 
schen in den AKP-Staaten die Befriedigung ihrer 
Grundbedürfnisse und die Entfaltung ihrer Fähig- 
keiten ermöglichen. Dabei sollen sich die Anstren- 
gungen auf die Entwicklung ländlicher Gebiete und 
die Emährungssicherung konzentrieren. Dem 
Schutz der natürlichen Ressourcen kommt besonde- 
re Bedeutung zu. 

Zur Verwirklichung dieser Ziele arbeiten die Part- 
ner im wesentlichen in den folgenden Bereichen zu- 
sammen: 


Handelspolitische Zusammenarbeit 

Die Gemeinschaft gewährt den AKP-Ländem einen 
zoll- und abschöpfungsfreien Zugang zum EG- 
Markt für gewerbliche und landwirtschaftliche Pro- 
dukte, bei denen keine Marktordnungen oder ähnli- 
che Sonderregelungen bestehen. Bei Marktord- 
nungswaren gewährt die EG güngstigere Einfuhrbe- 
dingungen als die allgemeinen Einfuhrregelungen. 
Diese Sonderbedingungen bestehen in einer Ausset- 
zung oder Senkung der Zölle oder Abschöpfungen, 
teilweise begrenzt auf bestimmte Mengen oder Zeit- 
räume. 


Zusammenarbeit im Bereich der Grundstoffe 

Das System zur Stabilisierung der Ausfuhrerlöse 
landwirtschaftlicher Grundstoffe (STABEX) und die 
besondere Finanzierungsfazilität bei Bergbauer- 
zeugnissen (SYSMIN) werden fortgeführt. Für diese 
Zwecke wurden 925 Mio. ECU (STABEX) bzw. 415 
Mio. ECU (SYSMIN) aus dem 6. EEF reserviert. 

Die für STABEX bereitgestellten Mittel reichten je- 
doch für die Anwendungsjahre 1987 und 1988 nicht 

^°) Der 6. EEF umfaßt zusätzlich 100 Mio. ECU für über- 
seeische Länder und Gebiete der EG-Mitgliedstaaten 
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aus, da die Transferanträge der AKP-Staaten auf- 
grund überwiegend niedriger Rohstoffpreise sehr 
viel höher lagen als die bereitgestellten Mittel. Trotz 
einer Verstärkung der STABEX-Mittel für diese bei- 
den Jahre lag die Deckungsquote nur bei 65 % 
(1987), bzw. 50 % (1988), 


Finanzielle und Technische Zusammenarbeit 

Die Finanzielle und Technische Zusammenarbeit 
nimmt den größten Teil des 6. EEF in Anspruch. Die 
erste Phase ihrer Durchführung, nämlich die ge- 
meinsame Programmierung der Mittel, konnte zügig 
abgeschlossen werden. Im Dialog zwischen den 
AKP-Staaten und der Gemeinschaft wurde für jeden 
AKP-Staat ein nationales Richtprogramm erstellt, 
das die vorrangigen Entwicklungsziele beschreibt 
und den bzw. die Sektoren auswählt, auf die sich die 
Gemeinschaftshilfe konzentrieren soll. Im Einklang 
mit den im Abkommen formulierten Vorstellungen 
entschieden sich die meisten Staaten (47) für die Un- 
terstützung einer sektoralen Strategie der ländli- 
chen Entwicklung. Der überwiegende Teil (17) der 
übrigen 19 Staaten legt den Schwerpunkt auf die 
Verbesserung der Wirtschaftsinfrastruktur. 

Bei der Durchführung der Richtprogramme durch 
konkrete Vorhaben ist die Gemeinschaft verstärkt 
dazu übergegangen, Einzelmaßnahmen zu bündeln 
und Sektorprogramme zu unterstützen, um dadurch 
die Wirksamkeit der Hilfe zu erhöhen (Konzept der 
„kritischen Masse"). Mit dem Vorliegen erster Erfah- 
rungen hierzu ist 1990 zu rechnen. Schon jetzt kann 
jedoch festgestellt werden, daß das Management 
dieser gebündelten Maßnahmen besonders hohe 
Anforderungen sowohl an die EG -Delegationen wie 
an die Verwaltungen der Empfängerländer stellt. 

Neben den länderbezogenen Vorhaben finanziert 
die Gemeinschaft Aktionen von regionaler Bedeu- 
tung. Die EG, selbst ein regionaler Zusammen- 
schluß, verfügt bezüglich der Förderung regionaler 
Zusammenschlüsse in den Entwicklungsländern 
über besonderes Wissen, das sie einbringen kann. 

Die Bimdesregienmg setzt sich dafür ein, deutschen 
Unternehmen bei der Vergabe der Aufträge gleiche 
Wettbewerbschancen zu sichern. Sie bemüht sich 
auf diese Weise um einen angemessenen Rückfluß 
aus den für die EG-Entwicklimgszusammenarbeit 
zur Verfügimg gestellten Mitteln. Obwohl sich die 
Erfahrungen und Vorteile, die andere Mitgliedstaa- 
ten aufgrund ihrer historischen Beziehungen zur 
Dritten Welt haben, für deutsche Anbieter hemmend 
auswirken können, ist der Rückfluß von Lieferungen 
und Leistungen in die Bundesrepublik durchaus zu- 
friedenstellend, Von allen in EG -Mitgliedstaaten 
vergebenen Aufträgen aus dem 5. EEF (Stand: 
30.06.1989) gingen 19,8 % an deutsche Unternehmen. 
Während der deutsche Anteil bei Bauleistungen mit 
15,3 % hinter dem Gesamtwert zurückbleibt, liegen 
die entsprechenden Anteile für Lieferrmgen mit 
21,7 % imd für Beratungsleistungen mit 23,4 % dar- 
über. 


5.3 Lome IV 

Das 4. Lomö-Abkommen wurde am 15. Dezember 
1989 unterzeichnet. Dem Abkommen gehören mit 
dem Beitritt von Haiti und der Dominikanischen Re- 
publik nunmehr 68 Entwicklungsländer an. Für den 
Beitritt Namibias nach seiner Unabhängigkeit wur- 
de Vorsorge getroffen. 

Das Abkommen hat im Gegensatz zum Lome III- 
Abkommen eine Laufzeit von 10 Jahren. Einzelne 
Bestimmungen können jedoch nach 5 Jahren über- 
prüft und an die jeweilige Entwicklung angepaßt 
werden. Dadurch wird der dauerhafte Charakter der 
Zusammenarbeit der Gemeinschaft mit den AKP- 
Staaten unterstrichen. 

Das Finanzprotokoll hat eine Laufzeit von 5 Jahren. 
Es sieht ein Mittelvolumen von insgesamt 12 Mrd. 
ECU vor, das sind fast 25 Mrd. DM und eine Steige- 
rung von 41 % gegenüber Lomö IIL 1,2 Mrd. ECU da- 
von werden als Darlehen aus Eigenmitteln der Euro- 
päischen Investitionsbank zur Verfügung gestellt. 
Der größte Teil der Mittel, 10,8 Mrd. ECU, (+ 46 % 
gegenüber Lome III) entfallen auf den 7. Europäi- 
schen Entwicklungsfonds (EEF)2i), der auch unter 
dem 4. Abkommen aus den nationalen Haushalten 
der Mitgliedstaaten gespeist wird. Die Mittel des 
EEF werden zu mehr als 90 % als Zuschüsse verge- 
ben. Die Steigerung des Finanzvolumens macht 
deutlich, daß die Gemeinschaft auch angesichts der 
dramatischen Veränderungen in Osteuropa und der 
damit verbundenen Herausforderungen ihre Verant- 
wortung gegenüber den Ländern der Dritten Welt 
nicht vernachlässigt. Mit einem Anteil von etwa 
26 % bleibt die Bundesrepublik Deutschland der 
größte Geber. 

Mit dem neuen Abkommen wurde die Zusammenar- 
beit zwischen der EG und den AKP-Ländem wirksa- 
mer gestaltet und den neuen Rahmenbedingimgen 
angepaßt. Ziel der Zusammenarbeit bleibt es, eine 
eigenständige und sich selbsttragende Entwicklung 
von Wirtschaft und Gesellschaft der AKP-Staaten 
auf der Grundlage ihrer sozialen und kulturellen 
Werte zu fördern. Die Entwicklung der ländlichen 
Gebiete und die Ernährungssicherung werden auch 
künftig den Schwerpunkt der Zusammenarbeit bil- 
den. 

Um diesen Zielen noch besser als bisher gerecht 
werden zu können, wurden die Grundsätze der Zu- 
sammenarbeit und das vorhandene Instrumentarium 
weiterentwickelt und verbessert. Es wird nun im Ab- 
kommenstext selbst festgestellt, daß die Achtung 
der Menschenrechte ein entscheidender Faktor für 
eine wirkliche Entwicklung ist. Die Vertragspartei- 
en unterstreichen ihr aufrichtiges Bekenntnis zur 
menschlichen Würde und zu den Menschenrechten 
aller Art. Sie bekräftigen ihre Verpflichtung, im Rah- 
men des Völkerrechts jede Art der Diskriminierung 
aufgrund ethnischer Zugehörigkeit, Abstammung, 
Rasse, nationaler Herkunft, Farbe, Geschlecht, Spra- 
che, Religion u.a, zu bekämpfen. Sie erklären ihre 
Entschlossenheit, sich wirkungsvoll für die Abschaf- 

^ ') Dazu kommen 140 Mio. ECU für die überseeischen Län- 
der und Gebiete 
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fung der Apartheid einzusetzen. Damit wurden die 
Menschenrechtsbestimmimgen im neuen Abkom- 
men wesentlich erweitert und verstärkt. 

Im Bereich des Handels wurden weitere Zugangser- 
leichterungen für landwirtschaftliche Marktord- 
mmgsprodukte imd Lockerungen von Ursprungsre- 
geln für gewerbliche Produkte gewährt. Im Rohstoff- 
bereich wurde die Effizienz, Funktionsfähigkeit und 
Verteilungsgerechtigkeit von STABEX und SYS- 
MIN gesteigert. Zur Verbesserung der Transfers aus 
STABEX wird es künftig Vereinbarungen zwischen 
der EG und den AKP-Staaten über die Mittelver- 
wendimg geben. Da die für STABEX bereitgestell- 
ten Mittel in der Vergangenheit in einigen Anwen- 
dimgsjahren nicht ausgereicht hatten, wurden die 
Mittel für dieses Instrument überproportional von 
925 Mio. ECU auf 1.500 Mio. ECU, also um gut 62 % 
erhöht. 

Darüber hinaus wurde das Abkommen durch den 
Ausbau bereits vorhandener und die Einführung 
neuer Elemente an neue Gegebenheiten oder besser 
erkannte Probleme angepaßt. Die wichtigsten Her- 
ausfordenmgen sind dabei die schlechte wirtschaft- 
liche Verfassung der Entwicklungsländer in Verbin- 
dung mit ihren Verschuldungsproblemen, die Pro- 
bleme der Umweltzerstörung und des Bevölkerungs- 
wachstums. 

Um durch die Zusammenarbeit im Rahmen des Lo- 
m^-Abkommens nicht weiter zur Verschuldung der 
AKP-Länder beizutragen, wurden alle Sonderdarle- 
hen aus dem EEF und die Rückzahlungsverpflich- 
tung für STABEX-Transfers, die bisher für Nicht- 
LDC-Länder bestand, abgeschafft. Ländern mit wirt- 
schaftlichen Reformprogrammen soll künftig durch 
schnell wirksame Hilfe bei der Strukturanpassimg 
geholfen werden. Die AKP-Staaten erkennen zuneh- 
mend die wichtige Rolle, die der private Sektor bei 
der wirtschaftlichen Entwicklung spielt. Nachdem 
unter dem letzten Abkommen Studien über die Inve- 
stitionshemmnisse in den AKP-Staaten durchgeführt 
worden waren, wird unter Lome IV der operationei- 
len Förderung der Privatwirtschaft, insbesondere 
der kleinen und mittleren Unternehmen wesentlich 
höhere Bedeutung zukommen. Die Europäische In- 
vestitionsbank wird dafür gezielt Teile der von ihr 
verwalteten Mittel für Risikokapitaloperationen 
einsetzen. Neben der direkten Förderung von Pro- 
jekten des Umweltschutzes werden die Belange des 
Schutzes der natürlichen Ressourcen systematisch in 
allen Projekten vmd in jeder Phase ihrer Durchfüh- 
rung durch Checklistenverfahren und Umweltver- 
träglichkeitsprüfungen berücksichtigt werden. Erst- 
mals wurden auch Artikel über die Zusammenarbeit 
im Bereich der Bevölkerungspolitik eingeführt. 

Mit dieser Fortentwicklung wird das Lome-Abkom- 
men auch künftig seinem Modellcharakter für die 
Nord-Süd-Beziehungen gerecht. 


5.4 Mittelmeerländer 

Im Rahmen der Mittelmeerpolitik der EG bestehen 
Assoziierungs- und Kooperationsabkommen mit den 


Maghreb-Ländem Marokko, Algerien, Tunesien, 
den Maschrek-Ländem Ägypten, Syrien, Jordanien 
imd Libanon sowie mit Israel, der Türkei, Zypern, 
Malta und Jugoslawien. Diese zeitlich unbefristeten 
Abkommen umfassen handelspolitische Vereinba- 
nmgen sowie Finanzhilfen, die im Rahmen von Pro- 
tokollen über die finanzielle und technische Zusam- 
menarbeit {Finanzprotokolle) geregelt werden. 

Die handelspolitischen Vereinbanmgen mußten an 
die EG-Süderweiterung durch Spanien und Portugal 
angepaßt werden. Inzwischen konnten mit der Ge- 
samtheit der betreffenden Länder Zusatzprotokolle 
geschlossen werden. 

Gleichzeitig setzte die Gemeinschaft mit dem Ab- 
schluß einer Reihe neuer Finanzprotokolle die finan- 
zielle und technische Zusammenarbeit mit ihren 
Mittelmeerpartnem fort, um einen angemessenen 
Beitrag zur wirtschaftlichen imd sozialen Entwick- 
lung dieser Länder zu leisten. Die Finanzprotokolle 
werden jeweils für einen Zeitraum von 5 Jahren ge- 
schlossen und sehen Finanzhilfen der Gemeinschaft 
vor, die sich aus Mitteln des EG-Haushalts und eige- 
nen Mitteln der Europäischen Investitionsbank zu- 
sammensetzen. 

Für die 3. Generation dieser Protokolle mit den 
Maghreb- und Maschrek-Ländem sowie Israel wird 
die EG bis zum Oktober 1991 1.618 Mio. ECU bereit- 
stellen. Es ist geplant, die Mittel vorrangig zur Fi- 
nanzierung von Maßnahmen zur Entwicklung und 
Diversifiziemng der landwirtschaftlichen Produk- 
tion, zur Entwicklung der Zusammenarbeit in den 
Bereichen Industrie, Ausbildung und Forschung, 
Technologie, Handel und Dienstleistungen sowie 
für die regionale Zusammenarbeit zu verwenden. 

Für die 3. Finanzprotokolle mit Malta und Zypern 
(Laufzeit bis Oktober 1993) sind zusätzliche Mittel in 
Höhe von 38 Mio. ECU bzw. 62 Mio. ECU vorgese- 
hen. Das Protokoll mit Malta wurde im März 1989 
unterzeichnet; die Unterzeichnung des Protokolls 
mit Zypern erfolgte im November 1989. 

Für das 2. Finanzprotokoll mit Jugoslawien - eben- 
falls 1987 unterzeichnet - wird die Europäische Inve- 
stitionsbank bis Juni 1991 550 Mio. ECU aus eigenen 
Mitteln zur Verfügung stellen. 

Ein 4. Protokoll mit der Türkei für die Zeit von 1981 - 
1986 mit einem Volumen von 600 Mio. ECU ist nach 
wie vor dem Rat nicht vorgelegt worden. Zwar wur- 
den mit der Tagung des Assoziationsrates auf Mini- 
sterebene im September 1986 nach 6jähriger Pause 
die Kontakte zwischen der Gemeinschaft und der 
Türkei wieder aufgenommen; ein für April 1988 ge- 
planter Assoziationsrat zur weiteren Normalisierung 
der Beziehungen zwischen der EG und der Türkei 
mußte vertagt werden. 

Ähnlich wie bei den Lome-Abkommen dokumen- 
tiert sich partnerschaftliche Zusammenarbeit zwi- 
schen der EG und dem jeweiligen Mittelmeerland in 
der Regel 

- in dem zu Beginn der Laufzeit eines Protokolls 
über die finanzielle und technische Zusammenar- 
beit gemeinsam erarbeiteten Richtprogramm, 


86 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/7313 


- in der gemeinsamen Prüfung von Projektfinanzie- 
rungsanträgen des Partnerlandes, über die die Ge- 
meinschaft entscheidet, 

- in der beim Partnerland liegenden Verantwortung 
für die Durchführung von Projekten, die einer ge- 
meinsamen Bewertung unterzogen werden, 

- in gemeinsamen Organen, wie u.a. dem Kooperati- 
ons- bzw. Assoziationsrat auf Ministerebene, der 
regelmäßig die Beziehimgen der beiden Vertrags- 
parteien im Rahmen der Abkommen einer Prü- 
fung unterzieht. 

5.5 Entwicklungsländer in Asien und 
Lateinamerika 

Die Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern in 
Lateinamerika imd Asien hat weiterhin an Bedeu- 
tung gewonnen. 

Schwerpunkt der Zusammenarbeit der EG mit den 
Ländern in Asien und Lateinamerika ist der Handel, 
der durch Diversifizierung und durch den Abbau 
nichttarifärer Handelshemmnisse gefördert werden 
soll. Die EG hat mit 13 Ländern und Regionalorgani- 
sationen in Asien und Lateinamerika Handels- bzw. 
Kooperationsabkommen abgeschlossen. Durch das 
System der Allgemeinen Zollpräferenzen, die die EG 
diesen Ländern gewährt, wird deren Handel geför- 
dert. Im Berichtszeitraum ist ein Kooperationsab- 
kommen mit dem Andenpakt am 01.02,1987 sowie 
ein weiteres mit Zentralamerika am 01,03,1987 in 
Kraft getreten. 

Mit Technischer und Finanzieller Zusammenarbeit 
werden die ärmeren dieser Entwicklungsländer im- 
terstützt, um die Lebensbedingungen der ärmsten 
Bevölkerungsschichten zu verbessern. Von besonde- 
rer Bedeutung ist die Entwicklung der ländlichen 
Regionen sowie die Steigerung der Nahrungsmit- 
telerzeugung. Daneben werden regionale Vorhaben 
unterstützt. Ein möglichst großer Teil der Hilfe soll 
in Form einer gemeinsamen Finanzierung mit Mit- 
gliedstaaten, multilateralen oder regionalen Ein- 
richtungen gewährt werden. 

Für Vorhaben der Finanziellen und Technischen Zu- 
sammenarbeit sowie für Katastrophenhilfe wurden 
für beide Regionen 1987 Mittel in Höhe von insge- 
samt 216,75 Mio. ECU, 1988 in Höhe von 264,0 Mio. 
ECU belegt. Auf Asien entfielen davon 1987 148,99 
Mio. ECU (d.h. 68,7 %) und 1988 166,8 Mio. ECU (d.h. 
62,8 %), auf Lateinamerika 1987 67,76 Mio. ECU 
(31,3 %), 1988: 98,2 Mio. ECU (37,2 %). 

Schwerpunktländer der Zusammenarbeit waren In- 
dien (mit Abstand größter Hilfsempfänger), Bangla- 
desch, Thailand, Indonesien, Pakistan, Bolivien und 
Zentralamerika. 

Die Gemeinschaft hat die Mittel für Zentralamerika 
im Berichtszeitraum wesentlich erhöht. Für regiona- 
le Vorhaben zur Förderung der regionalen Integrati- 
on belegte sie 1987 22 Mio. ECU, 1988 36,8 Mio. ECU. 
Zusätzlich wurden bilaterale Projekte in El Salvador, 
Guatemala, Costa Rica xmd Nicaragua gefördert. 

Die Bimdesregierung hat sich dafür eingesetzt, daß 
alle Länder Zentralamerikas bei der Verteilung der 


Hilfe gleichberechtigt berücksichtigt werden. Die 
Kommission will dem durch eine Verstärkung der 
regionalen Projekte in Zentralamerika Rechnung 
tragen. 

Auf Initiative der Bundesregienmg hat der Rat die 
Kommission gebeten, einen Zehnjahresbericht über 
die Entwicklungszusammenarbeit mit Asien und La- 
teinamerika vorzulegen, der vor dem Hintergrund 
einer kritischen Analyse Perspektiven für die neun- 
ziger Jahre entwickelt. Ein Teil des Berichts liegt in- 
zwischen vor und wird im Rat diskutiert, 

5.6 EG-Nahrungsmittelhilfepolitik 

Die am 22. Dezember 1986 vom EG-Rat einstimmig 
verabschiedete Rahmenverordnung für Nahrungs- 
mittelhilfepolitik und -Verwaltung ist am 30. Juni 
1989 für ein weiteres Jahr bis zum 30. Juni 1990 ver- 
längert worden. Mit dieser Verordnung ist der Weg 
für eine größere entwicklungspolitische Wirksam- 
keit der Nahrungsmittelhilfe der Gemeinschaft ge- 
ebnet worden, indem sie die Nahrungsmittelhilfe 
von der Agrarpolitik abkoppelt, die Möglichkeiten, 
benötigte Nahnmgsmittel in Entwicklungsländern 
zu kaufen, ausdehnt und eine effizientere Nahrungs- 
mittelhilfe-Verwaltung vorsieht. Als ein Ziel der 
Maßnahmen wird ausdrücklich die Unterstützung 
der Empfängerländer bei Bemühungen zur Erhö- 
hung der eigenen Nahrungsmittelproduktion ge- 
nannt. 

Auch wenn dem Petitum des Deutschen Bundesta- 
ges, Nahnmgsmittel für Hilfsprogramme grundsätz- 
lich in Entwicklungsländern zu beschaffen, in dem 
Maße bisher nicht entsprochen worden ist, weil dort 
die angeforderten Nahnmgsmittel nicht immer in 
den benötigten Mengen oder Qualitäten verfügbar 
sind, kann diese EG-Rahmenverordnung doch als 
entwicklungspolitischer Erfolg gewertet werden. 

Seit dem 1. Juli 1988 verfügt die EG über zwei neue 
Finanzienmgsinstrumente zur Durchführung von 
Vorratsprogrammen, zur Einrichtung von Frühwarn- 
systemen und zur Kofinanzierung von Nahrungsmit- 
tel- und Saatgutkäufen von internationalen Organi- 
sationen und Nichtregienmgsorganisationen. Mit 
diesen Instrumenten kann die Qualität der Nah- 
nmgsmittelhilfe und deren Beitrag zur Erhöhung 
der Emährungssicherheit weiter verbessert werden. 

Der Rat hat auf seiner Tagung am 23. November 1988 
eine Entschließung zur Politik der Emährungssiche- 
rung in Subsahara-Afrika verabschiedet. Die Ent- 
wicklung basiert auf den Erfahrungen der Kommis- 
sion bei der Unterstützung von Emähnmgsstrategi- 
en in einigen afrikanischen Ländern zu Beginn der 
achtziger Jahre und soll zur Konkretisierung des 
künftigen Engagements der Kommission im Bereich 
der Emährungssicherung in Subsahara-Afrika bei- 
tragen. Hierbei ist vor allem von Bedeutung, daß die 
Nahrungsmittelhilfe von allen EG-Mitgliedsländem 
als ein entwicklungspolitisches Instrument aner- 
kannt wird, das möglichst weitgehend der Unter- 
stützimg der Maßnahmen dienen soll, die im Rah- 
men der Finanziellen und Technischen Zusammen- 
arbeit der Gemeinschaft eingeleitet werden. Das 
Nahrungsmittelhilfe-Programm der Gemeinschaft 
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hatte 1987 bzw. 1988 einen Umfang (Verpflichtun- 
gen) von 572,35 Mio. ECU (rd. 1,2 Mrd. DM) bzw. 
421,8 Mio. ECU (rd. 873 Mio. DM). 

5.7 Erlösstabilisierung (Compex) für 
Nicht-AKP-Länder (LDC) 

1987 setzte die Gemeinschaft ein System zum Aus- 
gleich von Ausfällen bei den Erlösen aus dem Export 

6. Multilaterale Zusammenarbeit 


6.1 Die Bedeutung der multilateralen 
Zusammenarbeit und des VN-Systems 

Die Entwicklungspolitik der multilateralen Organi- 
sationen beruht auf dem Willen der Staatengemein- 
schaft, gemeinsam zur Verbesserung der wirtschaft- 
lichen und sozialen Lage in den Entwicklungslän- 
dern beizutragen. Unbeschadet natürlicher Interes- 
sensgegensätze herrscht weitgehend Konsens über 
regionale und sektorale Schwerpunkte. Ebenfalls ist 
es gemeinsame Überzeugung, daß die multilateral 
zu lösenden Aufgaben hohe Anforderungen - in 
quantitativer und qualitativer Hinsicht - stellen. 

In diesem Sinne ist auch der Reformprozeß im multi- 
lateralen System zu sehen, an dem die Bundesregie- 
nmg aktiv mitarbeitet. Sie tut dies in Abstimmung 
mit den anderen Gebern und mit der Zielrichtung, 
die Wirksamkeit und Nachhaltigkeit der Maßnah- 
men dieser Organisationen zu verbessern. 

Die Bimdesregierung unterstützt die Entwicklungs- 
arbeit der Vereinten Nationen (VN) mit freiwilligen 
finanziellen Beiträgen. Sie betrachtet das Entwick- 
lungsprogramm der Vereinten Nationen (UNDP) als 
Kernstück der multilateralen Technischen Zusam- 
menarbeit. UNDP ist die zentrale Planungs- und 
Koordinierungsstelle für die Technische Zusammen- 
arbeit des VN-Systems und deren wichtigste Finan- 
zierungseinrichtung. 

Die bilaterale Zusammenarbeit der hilfegebenden 
Staaten und die der multilateralen Organisationen 
ergänzen sich. Nach den Vorstellungen der Bundes- 
regierung und anderer wichtiger Hilfegeber ist es 
Aufgabe des Systems der Vereinten Nationen, dieje- 
nigen Aufgaben wahrzunehmen, die inhaltlich oder 
verfahrensmäßig über die Möglichkeiten bilateraler 
Geber hinausgehen oder die ihrer Natur nach besser 
multilateral durchgeführt werden können. 

Dies ist insbesondere in folgenden Bereichen der 
Fall: Politikberatung, Vor-Ort-Koordinierung, Ent- 
wicklung der menschlichen Ressourcen, länderüber- 
greifende Programme oder Projekte von besonderer 
Sensibilität sowie Programme mit spezifisch multila- 
teralem Charakter, bei deren Durchführung die mul- 
tilateralen Institutionen besondere Kenntnisse und 
Erfahnmgen haben. 

Die Bundesregierung wirkt über ihre Mitgliedschaft 
in den Vereinten Nationen politisch auf die zentra- 
len Organe (Generalversammlung, Wirtschafts- und 


landwirtschaftlicher Grundstoffe in die Gemein- 
schaft zugunsten der am wenigsten entwickelten 
Nicht-AKP-Länder in Kraft. Die Zuschüsse von 10 
Mio. ECU jährlich (1987 bis 1991) wiurden für das An- 
wendungsjahr 1987 den Ländern Haiti, Nepal, Bang- 
ladesch imd der Demokratischen Volksrepublik Ye- 
men zum Ausgleich von Exportausfällen bei den 
Produkten Kaffee, Kakao, Häute und Felle sowie Tee 
und Jute zur Verfügung gestellt. 


Sozialrat, ECOSOC) ein und aufgabenbezogen als 
Mitträger der Sonderorganisationen und Sonderkör- 
perschaften, damit sich die bilateralen und die mul- 
tilateralen Systeme harmonisch ergänzen.Dabei ar- 
beitet das Bundesminsiterium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit (BMZ) eng mit den anderen Bun- 
desressorts zusammen. 

Besonderes Augenmerk richtet die Bundesregierung 
in den Aufsichtsgremien auf bessere Koordinierung 
der Aktivitäten der einzelnen Organisationen, die 
Relevanz und Nachhaltigkeit der Maßnahmen. 

Im VN-Bereich tritt der Bundesminister für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit mit Nachdruck für die 
Armutsorientierung der Hilfen, die Einbettung von 
Vorhaben in wirtschaftliche und soziale Reformen 
und für die höhere Beteiligung der Zielgruppen ein. 

Die Eigenverantwortung der Empfängerländer für 
ihre Entwicklung wird von der Bundesregierung 
ebenso hervorgehoben wie der im Prinzip vorüber- 
gehende Charakter von Hilfsmaßnahmen. 

Ein konkretes BeispieLAnläßlich der Dreijahres- 
überprüfung der Technischen Zusammenarbeit der 
Vereinten Nationen durch ihre Organe (Generalver- 
sammlung und ECOSOC) im Jahre 1989 hat die Bun- 
desregierung die genannten Punkte herausgestellt 
und es als Aufgabe gerade des Systems der Verein- 
ten Nationen bezeichnet, die Leistungsfähigkeit öf- 
fentlicher und privater Einrichtungen in den Ent- 
wicklungsländern zu unterstützen, damit diese mehr 
Eigenverantwortung übernehmen können. 

Die Bundesregierung beteiligt sich am Reformpro- 
zeß im Fördersystem der Vereinten Nationen, um 
größere Effizienz, einen geringeren Anteil der Ver- 
waltungskosten am Gesamtaufwand von Vorhaben 
xmd durchsichtigere Kostenrechnungen zu errei- 
chen. Die Entwicklungsländer selbst beteiligen sich 
nur zögerlich am Neuorientierungs- und Reformpro- 
zeß. 

Die Vorstellungen der Bundesregierung lassen sich 
angesichts der Mehrheiten in den VN nur allmählich 
durchsetzen. Dies gilt selbst dann, wenn unter den 
Hauptgebem Einigkeit herrscht. Die Entwicklungs- 
länder selbst, noch vor wenigen Jahren ein Block 
(Gruppe der 77), verfolgen zunehmend unterschied- 
liche nationale und regionale Interessen. 

Die Bundesregierung unterstützt auch Aktivitäten 
der VN-Sonderorganisationen in entwicklimgspoli- 
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tisch prioritären Bereichen. Zu nennen sind hier et- 
wa Programme im Gesundheits- und Drogenbereich, 
die über die WHO Programme im Medien- und Bil- 
dungsbereich, die über die UNESCO sowie Grund- 
bedürfnisprojekte, die über UNICEF unterstützt 
werden. 


6.2 Multilaterale Finanzierungsinstitutionen 

6.2.1 Weltbankgruppe 

6.2.1 .1 Weltbank 

Die Weltbank ist die mit Abstand größte Institution 
der Entwicklungsfinanzierung. Als global tätige 
Entwicklungsbank nimmt sie eine zentrale Rolle ein. 
Im Berichtszeitraum hat sie auf folgenden Gebieten 
schwerpunktmäßig weitergearbeitet: 

Der Politikdialog mit hochverschuldeten Ländern 
mittleren Einkommens wurde intensiviert, Struktur- 
imd Sektoranpassimgprogramme finanziert sowie 
die traditionelle Projektförderung vor allem in Rich- 
tung Rehabilitierung und Modernisierung fortge- 
führt. Die Weltbank hat insbesondere im Zuge der 
Verwirklichung des nach dem amerikanischen Fi- 
nanzminister Brady benannten Planes Initiativen zur 
Schuldenerleichterung ergriffen: dabei geht es um 
den Einsatz von Bankmitteln zur Förderung freiwil- 
liger, marktorientierter Vereinbarungen zwischen 
Schuldnerländem und Geschäftsbanken. Ziel dieser 
Maßnahmen ist es, zur Verringerung der Verschul- 
dung und der Schuldendienstzahlungen von hoch- 
verschuldeten Ländern beizutragen. Voraussetzun- 
gen sind ein zufriedenstellendes mittelfristiges An- 
passungsprogramm, eine Schuldenreduzierung zur 
Erreichung der Anpassungsziele sowie ein realisti- 
scher Finanzierungsplan, der eine wesentliche Ver- 
besserung der Entwicklungsaussichten des betref- 
fenden Landes verspricht. Es ist beabsichtigt, für die 
Reduzierung von Schulden und Schuldendienstlei- 
stungen in den ersten drei Jahren bis zu 6 Mrd. US-$ 
einzusetzen. 

Neben der traditionellen Aufgabe der Investitions- 
finanzierung wird für die Weltbank (und auch die 
IDA) die Unterstützung reformwilliger Entwick- 
lungsländer bei ihrer Anpassung an das sich verän- 
dernde weltwirtschaftliche Umfeld zunehmend 
wichtiger. Der Anteil von Anpassungsfinanzierun- 
gen liegt bei rd. 25 % der Gesamtzusagen. Die An- 
passungsprogranune werden mit Komponenten so- 
zialer Abfederung versehen, um negative Auswir- 
kungen auf die ärmsten Bevölkerungsschichten ab- 
zumildem. 

Die Weltbank hat die Voraussetzungen dafür ge- 
schaffen, daß ökologische Aspekte von Entwick- 
lungsvorhaben in der Bank sachgerecht geprüft und 
den Entwicklungsländern angemessene Beratungs- 
und Finanzierungshilfen angeboten werden können. 
Die Bank hat nicht nur die eigene Organisations- 
struktur in diesem Bereich gestärkt, sondern verbes- 
sert auch ständig ihre Zusammenarbeit mit Nichtre- 
gierungsorganisationen. Im abgelaufenen Finanz- 


jahr hat die Weltbank in mehr als 100 Projekten (von 
insgesamt 225) wesentliche Umweltkomponenten 
eingebaut. Die intensivere Befassung der Weltbank 
mit Fragen von „Umwelt und Entwicklung" ging 
wesentlich vom Entwicklungsausschuß des IWF und 
der Weltbank aus auf Initiative der Bundesregie- 
rung. Verstärkte Beachtung widmet die Bank der 
Rolle der Frauen im Entwicklungsprozeß. Sie ist be- 
strebt, besonders in den Sektoren Landwirtschaft, 
Erziehungs- und Gesundheitswesen einschließlich 
Familienplanung, Frauen als prioritäre Zielgruppe 
in bankfinanzierte Projekte und Programme einzu- 
beziehen. Die Weltbank hat im Berichtszeitraum da- 
mit begonnen, die in besonderen Arbeitseinheiten 
gewonnenen Erkenntnisse für eine gezieltere Ar- 
mutsbekämpfung und für eine bessere Nahrungs- 
mittelversorung, vor allem in Afrika, in der projekt- 
bezogenen Arbeit umzusetzen. 

Die Weltbank, die sich zu gut 90 % auf dem interna- 
tionalen Kapitalmarkt refinanziert, berechnet für 
ihre Darlehen einen variablen Zinssatz, der seit dem 
1. Juli 1989 7,74 % beträgt. Die Darlehenszusagen der 
Bank konnten im Geschäftsjahr 1989 auf 16,4 Mrd. 
DM gesteigert werden (nach 14,8 Mrd. US-$ 1988). 
Insgesamt betrugen die ausstehenden ausgezahlten 
Darlehen der Weltbank Ende des Geschäftsjahres 
1989 77,9 Mrd. US-$. Die Weltbank hat im Jahre 1988 
eine weitere Kapitalerhöhung um 74,8 Mrd. US-$ auf 
nunmehr 171,4 Mrd. US-$ beschlossen. Nach deren 
Durchführung wird die Bundesrepublik Deutsch- 
land einen Kapitalanteil von rd. 5 % an der Welt- 
bank halten. 


6.2.1 .2 International Development Association (IDA) 

Die zur Weltbankgruppe gehörige internationale 
Entwicklungsorganisation (IDA) vergibt Kredite zu 
konzessionären Bedingungen an ihre ärmsten Mit- 
gliedsländer (Darlehenszusagen 1989 4,9 Mrd. US-$, 
nach 4,5 Mrd. US-$ 1988). Im Rahmen der 8. Wieder- 
auffüllung (IDA 8), deren Zusageperiode bis zum 
30.06.1990 läuft, haben die Geberländer ein Auffül- 
lungsvolumen von 12,4 Mrd. US-$ zur Verfügung ge- 
stellt. Die Bundesrepublik Deutschland ist am Basis- 
volumen von IDA 8 mit 1.322,5 Mio. US-$ (11,5 %) be- 
teiligt und hat darüber hinaus einen freiwilligen 
Sonderbeitrag von 50 Mio. US-$ geleistet. Sie ist da- 
mit hinter den USA (25 %) und Japan (18,7 %) unver- 
ändert der drittgrößte IDA-Beitragszahler. 

Inzwischen sind die Verhandlungen über die 9. Wie- 
derauffüllung der IDA abgeschlossen. Mit 11,68 Mrd. 
SZR (entspr. 15,24 Mrd. US-Dollar) konnte das ge- 
steckte Verhandlungsziel eines realen Werterhaltes 
gegenüber IDA 8 erreicht werden. Die Bundesrepu- 
blik Deutschland trägt dazu mit einem Anteil von 
11,0 % in Höhe von 1.284 Mio. SZR zuzüglich eines 
freiwilligen Sonderbei- träges von 58 Mio. SZR, ins- 
gesamt also 1.342 Mio. SZR (entsprechend rd. 1.753 
Mio. US-Dollar) bei. 

IDA-Kredite werden wie bisher zu über 90 % an Län- 
der mit einem Pro-Kopf-Einkommen von bis zu 480 
US-$ gewährt. Bis zu 50 % der Mittel aus IDA 8 ge- 
hen nach Subsahara- Afrika. Für die zinslosen IDA- 
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Darlehen wird lediglich eine Bearbeitungsgebühr 
von 0,75 % p.a. erhoben. 

Schwerpunkte ihrer Arbeit hat die IDA bei Struktur- 
und Sektoranpassungsprogrammen gesetzt; die Ar- 
mutsbekämpfung bleibt eine bedeutende Aufgabe. 

Für Strukturanpassimgsmaßnahmen in Afrika hat 
die IDA bis 1988 aus einem Spezialfonds rd. 2 Mrd, 
US-$ bereitgestellt. Der deutsche Kofinanzierungs- 
beitrag hierzu betrug rd. 300 Mio. DM. 

Für die ärmsten imd hochverschuldeten Länder Afri- 
kas südlich der Sahara wurde unter der Schirmherr- 
schaft von Weltbank/IDA ein „Special Programme of 
Assistance“ vereinbart. In dessen Rahmen werden in 
den Jahren 1988 bis 1990 zusätzlich rd. 3 Mrd. US-$ 
aus bilateraler Hilfe als Kofinanzierungen für Anpas- 
simgsprogramme bereitgestellt. 

Eine besondere Schuldenreduktionsfazilität wurde 
bei der IDA mit 100 Mio. US-$ aus dem Weltbank- 
Gewinn des Geschäftsjahres 1989 eingerichtet. Aus 
dieser Fazilität werden ausschließlich Zuschüsse an 
ärmste IDA-Länder mit qualifizierten Anpassungs- 
programmen geleistet. 


6.2.1 .3 International Finance Corporation (IFC) 

Die Internationale Finanz-Corporation (IFC) ergänzt 
die Aktivitäten der Weltbank, indem sie u.a. gemein- 
sam mit privaten Investoren die Errichtung, Moder- 
nisierung und Erweiterung privater Industrieunter- 
nehmen fördert. Dies geschieht durch Eigenkapital- 
beteiligung und/oder Bereitstellimg von Darlehen 
sowie durch technische Beratung. Die IFC hat be- 
sondere Akzente bei der Privatisierung öffentlicher 
Unternehmen in Entwicklungsländern gesetzt. Auch 
die Erleichterung des Zuganges zu internationalen 
Kapitalmärkten für Unternehmen aus Entwicklungs- 
ländern findet besondere Aufmerksamkeit der IFC. 
Afrika südlich der Sahara bildet einen weiteren 
Schwerpunkt der Aktivitäten durch direkte Förde- 
rung afrikanischer Unternehmen. Der Gesichts- 
punkt des Umweltschutzes hat für die IFC so an Be- 
deutung gewonnen, daß alle Vorhaben einer Um- 
weltverträglichkeitsprüfimg unterzogen werden. 

Insgesamt hat die IFC im Geschäftsjahr 1989 Investi- 
tionszusagen in Höhe von 1,7 Mrd. US-$ gegenüber 
knapp 1,3 Mrd. US-$ 1988 gegeben. 

Die Bimdesrepublik Deutschlcmd ist an der IFC mit 
einem Kapitalanteil von rd. 6 % beteiligt. 


6.2.1. 4 Multilateral Investment Guarantee Agency (MIGA) 

Die Konvention über die Errichtung der Multilatera- 
len Investitionsgarantie-Agentur (MIGA) ist am 
12.04.1988 in Kraft getreten. Inzwischen haben 40 
Entwicklimgsländer und 14 Industrieländer die Kon- 
vention ratifiziert. Weitere 12 Länder haben sie un- 
terzeichnet, das Ratifikationsverfahren aber noch 
nicht abgeschlossen. Die Bundesrepublik Deutsch- 


land ist Gründungsmitglied der MIGA und dritt- 
größter Anteilseigner. 

Als jüngstes Mitglied der Weltbankgruppe soll die 
MIGA ausländische Direktinvestitionen insbesonde- 
re in Entwicklungsländern durch Garcmtien gegen 
nicht-kommerzielle Risiken (u.a. Transferbeschrän- 
kungen, Vertragsbruch, Enteigmmg oder enteig- 
nimgsgleiche Maßnahmen, Unruhen oder kriegs- 
ähnliche Ereignisse) versichern. Die finanzielle Be- 
teiligung einer großen Zahl von Entwicklimgslän- 
dem cm der Agentur und deren weitreichende, frei- 
willige vertragliche Einbindung in diese Institution 
sind ein politisch bedeutender Schritt auf dem Wege 
zu einer befriedigenden Absicherung von Direktin- 
vestitionen in Entwicklungsländern. 

Die MIGA will in enger Zusammenarbeit mit der 
IFC die Bedingungen für Privatinvestitionen in den 
EL durch technische Beratung sowie die Förderung 
des Abschlusses von Investitionsschutzverträgen 
verbessern. Der Beratimgsdienst für ausländische In- 
vestitionen (FIAS), der ursprünglich von der IFC ins 
Leben gerufen wurde, wird seit einiger Zeit von bei- 
den Organisationen gemeinsam betrieben und fi- 
nanziert. 

Nach Verabschiedung von operationeilen und finan- 
ziellen Richtlinien sowie den Standard-Garantiebe- 
dingungen als Grundlage für Verträge mit Investo- 
ren hat das Direktorium der MIGA inzwischen eine 
Reihe von Garant ieübemahmen gebilligt. 


6.2.2 Regionale Entwicklungsbanken 

Entsprechend der Bedeutimg der Interamerikani- 
schen, der Asiatischen und der Afrikanischen Ent- 
wicklungsbank für ihre jeweilige Region hat die 
Bundesregierung diese drei regionalen Entwick- 
lungsbanken und ihre Fonds für konzessionäre Fi- 
nanzierungen weiterhin mit erheblichen Mitteln un- 
terstützt. Ziel der Unterstützung der Banken ist es, 
ihre Finanzkraft weiter zu stärken und ihnen so zu 
ermöglichen, Kapitalmarktmittel zu günstigen Kon- 
ditionen an die jeweiligen Entwicklimgsländer wei- 
terzuleiten. 

Am 31. Dezember 1988 betrug der deutsche Kapital- 
anteil an der Interamerikanischen Entwicklungs- 
bank (IDB) 337,3 Mio. US-$, das entspricht einem An- 
teil von rd. 1 % am Grundkapital der Bank. Am 
Fonds für konzessionäre Finanzierungen (FSO) ist 
die Bundesrepublik Deutschland mit 170,5 Mio. US- 
$, das sind rd. 2 % beteiligt. Die langwierigen Ver- 
handlungen über die 7. Allgemeine Kapitalerhö- 
himg der Bank und die 7. Wiederauffüllung ihres 
Sonderfonds (FSO) konnten im Frühjahr 1989 erfolg- 
reich abgeschlossen werden. Die Bank erhält neue 
Mittel, die ihr erlauben werden, im Zeitraum 1990 - 
1993 rund 22,5 Mrd. US-$ neu auszuleihen. Die Bun- 
desrepublik Deutschland beteiligt sich an der Zur- 
verfügungstellung neuer Mittel im bisherigen Rah- 
men. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat sich 1986 an 
der Gründung der Interamerikanischen Investi- 
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tionsgesellschaft (IIC) beteiligt. Sie hält mit 6,3 Mio. 
US-$ einen Anteil von 3,1 % des genehmigten Kapi- 
tals von 200 Mio. US-$. Die IIC hat - wie im multila- 
teralen Bereich weltweit die IFC - die Aufgabe, pri- 
vate Unternehmen in lateinamerikanischen und ka- 
ribischen Entwicklungsländern durch Übernahme 
von Beteiligungen und Gewährung von Krediten zu 
fördern. 

Am Kapital der Asiatischen Entwicklungsbank 
(AsDB) und des Asiatischen Entwicklungsfonds 
(AsDF) ist die Bundesrepublik Deutschland mit ei- 
nem Anteil von rd. 4,8 % bzw. rd. 6,4 % beteiligt. Im 
Rahmen der 4. Wiederauffüllimg des AsDF für den 
Zeitraum 1987 bis 1990 übernimmt sie eine Ver- 
pflichtung in Höhe von rd. 210 Mio. SZR, das sind rd. 
6,6 % des Aufstockungsvolumens. 

Die Mitgliedschaft in der Afrikanischen Entwick- 
lungsbank (AfDB) stand ursprünglich nur unabhän- 
gigen afrikanischen Staaten offen. Nach Öffnung der 
Bank auch für nichtregionale Länder ist die Bundes- 
republik Deutschland der Bank 1983 beigetreten. 
Dem Afrikanischen Entwicklungsfonds (AfDF), der 
rechtlich selbständig neben der AfDB besteht, ge- 
hört sie bereits seit 1973 als Gründungsmitglied an. 

Am Kapital der Bank und des Fonds (Stand 
31.12.1988) ist die Bundesrepublik Deutschland mit 
rd. 3,2 % bzw. 9,0 % beteiligt. 

An der 5. Wiederauffüllimg des Afrikanischen Ent- 
wicklungsfonds (AfDF V) beteiligt sich die Bundes- 
republik Deutschland mit einem Anteil von 9 % (rd. 
186,5 Mio. SZR). 

ln Ausführung des Vertragsgesetzes vom 20.03.1989 
ist die Bundesrepublik Deutschland Ende Oktober 
1989 der Karibischen Entwicklungsbank (CDB) bei- 
getreten. Sie zeichnete 6,26 % des Kapitals in Höhe 
von 37,6 Mio. US-$, wovon 8,6 Mio. US-$ einzuzahlen 
sind. Zum Sonderfonds der Bank, der zinsgünstige 
Kredite insbesondere an bedürftige Mitgliedsländer 
vergibt, leistet sie einen Beitrag von 47,4 Mio. DM. 
Die kreditnehmenden Mitgliedsländer der CDB sind 
weit überwiegend Klein- und Kleinststaaten, die mit 
zwei Ausnahmen bilateral nicht gefördert werden, 
da dies zu verwaltungsaufwendig wäre. 


6.2.3 Internationaler Fonds für landwirtschaftliche 
Entwicklung (IFAD) 

Der IFAD ist der erste ausschließlich im Agrarsektor 
tätige internationale Entwicklungsfonds. Seine Ziel- 
setzung ist es, - überwiegend in den ärmeren Ent- 
wicklungsländern - Kleinbauern und Landlose zu 
unterstützen, die Nahrungsmittelproduktion zu stei- 
gern, die Ernährung zu verbessern und die ländliche 
Armut zu bekämpfen. Er ist durch zwei weitere 
Merkmale besonders gekennzeichnet: 

- einen vergleichsweise hohen finanziellen Bei- 
trag der OPEC-Staaten, der zur Zeit in keiner an- 
deren internationalen Organisation erreicht wird. 
Die drei Mitgliedsgruppen (21 Industrieländer, 
12 OPEC-Staaten, 110 Entwicklungsländer) sagten 


insgesamt 2,585 Mrd. US-$ im Verhältnis von rd. 
56 ; 42 ; 2 zu; 

- eine neuartige Stimmverteilung in den Entschei- 
dungsgremien: die drei Gruppen halten - unab- 
hängig von ihrer finanziellen Beteiligung - je V 3 
der Stimmen. 

Bis Ende 1988 hat der Fonds für 243 Darlehenspro- 
jekte in 91 Mitgliedsstaaten Mittel im Wert von 2,24 
Mrd. Sonderziehungsrechten überwiegend zu Vor- 
zugsbedingungen (10 Freijahre, 50 Jahre Laufzeit, 
1 % Bearbeitungsgebühr) zur Verfügung gestellt. 
Hinzu kamen 133,2 Mio. Sonderziehungsrechte für 
TZ-Maßnahmen (inclusive Sonderprogramm Subsa- 
hara-Afrika). 

IFAD hat 1986 ein Sonderprogramm für Subsahara- 
Afrika begonnen und bisher 16 Kredite (119,9 Mio. 
SZR) sowie 29 TZ-Maßnahmen (8,9 Mio. SZR) bewil- 
ligt. Die Bundesrepublik Deutschland ist mit 29 Mio. 
DM an diesem Sonderprogramm beteiligt, dessen 
Beitragsziel von 300 Mio. US-$ bis Ende 1988 durch 
Zusagen von 286 Mio. US-$ fast erreicht wurde. 

Der IFAD hat sich bis Ende 1988 an 89 Projekten ent- 
sprechend seinem Gründungsauftrag als Kofinanzier 
beteiligt und in gleichem Umfang bei eigenen Pro- 
jekten eine Ko-Finanzierung anderer Geber herbei- 
geführt. Mit seinem Beitrag von rd. 2,4 Mrd. SZR hat 
der IFAD dabei ein Mittelvolumen von insgesamt 
10,4 Mrd. US-$ mobilisiert. Die Durchführung der 
Projekte wird von anderen internationalen oder na- 
tionalen Finanz- und Fachorganisationen vorgenom- 
men (Weltbank-Gruppe, regionale Entwicklungs- 
banken, UNDP, FAO usw.). 

Mit einem Beitrag von 133,5 Mio. US-$ ist die Bun- 
desrepublik Deutschland der größte bilaterale Ko- 
finanzier des IFAD. 

Die Konsultationen für die 3. Wiederauffüllung (1988 
bis 1990) wurden 1989 mit einem Beitragsvolumen 
von lediglich 566,3 Mio. US-$ für den Zeitraum bis 
Juni 1992 abgeschlossen. Hauptproblem war - wie 
schon bei der 2. Wiederauffüllung - die Lastenvertei- 
lung zwischen den Industrieländern und den OPEC- 
Ländem, die zu der 3. Wiederauffüllung nur noch 
21,97 % (124,4 Mio. US-$) beitragen. Die Entwick- 
lungsländer dagegen beteiligen sich erstmals an 
einer Wiederauffüllung und bringen immerhin 
11,27 % (63,8 Mio. US-$) auf. Die Hauptlast mit 
66,76 % (378,1 Mio. US-$) tragen die Industrieländer. 

Zu dem regulären Programm des IFAD trug die Bun- 
desrepublik Deutschland bis 1987, also einschließ- 
lich der 2. Wieder auffüllung, einen Anteil von 5,3 % 
bei und war damit viertgrößter Beitragszahler nach 
den USA, Saudi-Arabien und Japan. 


6.3 Entwicklungsaktivitäten von 
Sonderorganisationen und 
Sonderkörperschaften des VN-Systems 

Das VN-System istmit der Wahrnehmung von drei 
großen Aufgabengebieten befaßt: Sicherheit, Men- 
schenrechte und (wirtschaftliche und soziale) Ent- 
wicklung der Dritten Welt. 
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Die Vereinten Nationen beschließen internationale 
Rahmen-Normen und Richtlinien wie die Men- 
schenrechtscharta, die allgemeinen internationalen 
Entwicklungsstrategien oder besondere Entwick- 
lungsstrategien, wie z.B. die für Frauen. Darüberhin- 
aus sind die Vereinten Nationen mit Entwicklungs- 
hilfeaufgaben befaßt. Im Unterschied zu den Pflicht- 
beiträgen zu den VN, die durch einen festen Bei- 
tragsschlüssel festgelegt sind, basiert die Finanzie- 
rung der „Operational Activities" (TZ des VN- 
Systems) auf freiwilligen Zuwendungen, die jährlich 
auf einer Zusagekonferenz während der VN-Gene- 
ralversammlung öffentlich angekündigt werden. 

Die freiwilligen multilateralen Technischen Hilfe- 
Beiträge sollen im Prinzip von einem zentralen 
Fonds, dem „United Nations Development Program- 
me" (UNDP), federführend und koordinierend ver- 
waltet werden. 

Sonderinteressen, aber auch die Erwartung der Ent- 
wicklungsländer, eine Vielzahl von Institutionen 
werden zu einem verstärkten Finanzfluß führen, hat 
zur Wucherung von oft kaum lebensfähigen Fonds 
geführt. Diese Fonds entstanden durch Mandate der 
Generalversammlung und werden durch zwischen- 
staatliche Gremien gesteuert. 

Die Sonderorganisationen wie UNESCO, FAO, 
WHO, UNIDO und ILO sind weitgehend autonom, 
aber mit den Vereinten Nationen durch Koopera- 
tionsabkommen eng verbunden. Ihre Entwicklungs- 
programme werden z.T. aus ihren eigenen Haushal- 
ten, daneben von UNDP und einzelnen Geberlän- 
dem finanziert. So gehört die Bundesrepublik 
Deutschland zu den wichtigsten freiwilligen Gebern 
für die UNIDO und die UNESCO. 

Mit dem Ziel effizienterer Mittelverwendung bei 
den Fördervorhaben des VN-Systems hat sich die 
Bundesregierung im Reformprozeß engagiert. Sie 
setzt sich besonders für folgende Aspekte ein: 

~ Effizienz und Relevanz der Maßnahmen durch ex- 
terne Evaluierung, systemweite Koordinierung, 
bessere Zusammenarbeit zwischen UNDP und 
Sonderorganisationen; 

- Einhaltung von Mandaten; 

- einheitliche Regeln für die TZ-Aktivitäten des 
VN-Systems; 

- Stärkung der Steuerungskompetenz des ECO- 
SOC, Ausschüsse für die TZ bei allen Sonderorga- 
nisationen. 


6.3.1 Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen 
(UNDP) 

Gemäß Resolution 2688/1970 der Generalversamm- 
lung soll das UNDP die zentrale Finanzierungs- und 
Koordinierungsinstitution für die TZ des Systems 
der Vereinten Nationen sein. 

Das UNDP wird aus freiwilligen Beiträgen der Mit- 
gliedstaaten finanziert. Hauptbeitragszahler sind die 
westlichen Industrieländer (rd. 92 %). Der deutsche 


Beitrag betrug 1988 rd. 137 Mio. DM; 1989 130 Mio. 
DM. Obwohl die Bundesrepublik von der 5. Stelle 
der Geber auf die 7. Stelle fiel, gehört sie uch weiter- 
hin zu den wichtigeren Gebern. Sie betrachtet das 
UNDP als Kern ihrer multilateralen Technischen 
Zusammenarbeit. 

Das UNDP ist in allen Entwicklungsländern tätig; 
finanziert werden Experten zum Aufbau oder zur 
Stärkung von Institutionen, Know-how-Transfer 
durch Ausbildung sowie Sachlieferungen. Sofern die 
Regierungen der Empfängerländer Projekte oder 
Programme nicht selbst abwickeln, wird in der Re- 
gel die jeweils fachlich zuständige Sonderorganisa- 
tion der Vereinten Nationen beauftragt: für Projekte 
aus dem Bereich Landwirtschaft/Forstwirtschaft die 
FAO, für Berufsbildung die ILO, für gewerbliche 
Wirtschaft/Industrie die UNIDO, für Bildung und 
Wissenschaft die UNESCO; der Bereich Öffentliche 
Verwaltung/Entwicklungsplanung wird von der Ab- 
teilung für Technische Zusammenarbeit des VN- 
Generalsekretariats (DTCD) abgedeckt. Grundsätz- 
lich kann UNDP über das eigene Büro für Projekt- 
ausführung (OPS) auch private Consultingfirmen 
oder Nichtregierungsorganisationen mit der Durch- 
führung von Maßnahmen beauftragen. Die Entschei- 
dung, wer ein Projekt ab wickeln soll, liegt unter 
Mitwirkung von UNDP bei der Regierung des Emp- 
fängerlandes. Diese entscheidet auch, in Konsulta- 
tionen mit UNDP, für welche Projekte und in wel- 
chen Sektoren die bereitstehenden Finanzmittel im 
Rahmen des vom UNDP- Verwaltungsrat verabschie- 
deten Länderprogramms verwendet werden sollen. 

Das UNDP hat Länderbüros in 112 Ländern unter der 
Leitung eines Resident Representative. Seine Rolle 
liegt vornehmlich in der entwicklungspolitischen 
Beratung der Partnerregierung, im Projektmanage- 
ment sowie in der Vor-Ort-Koordinierung der Ent- 
wicklungsaktivitäten der Organisationen des VN- 
Systems. 

Die sektoralen Schwerpunkte liegen bei Land- und 
Forstwirtschaft, Transport und Kommunikation so- 
wie Entwicklungsplanung, auf die 1988 zusammen 
50 % der Ausgaben entfielen. Weitere Schwerpunkt- 
sektoren sind gewerbliche Wirtschaft und natürliche 
Ressourcen mit zusammen 24 %. Der Anteil der Pro- 
jekte aus dem Gesundheitssektor ist mit rund 4 % 
eher bescheiden, weil UNFPA und UNICEF hier 
wesentliche Aufgaben wahmehmen. 

Obwohl das UNDP eine Institution der klassischen 
Technischen Zusammenarbeit ist, hat es auf die neu- 
en Herausforderungen an die Technische Hilfe rea- 
giert: z.B. auf Anträge von Regierungen von Ent- 
wicklungsländern, sie bei der Strukturanpassung ih- 
rer Volkswirtschaften zu unterstützen und zu bera- 
ten. Zu nennen sind weiterhin die Beratung der 
Empfängerländer beim Aufbau ihrer Planungs- und 
Durchführungsorganisationen für bilaterale ünd 
multilaterale Hilfe, einschließlich der Wirkungskon- 
trolle, die Förderung der Süd-Süd-Zusammenarbeit 
und die übergreifende Koordinierung der gesamten 
Planungen für die Hilfe an LDC. 

Kontroll- und Aufsichtsgremium ist der jährlich ta- 
gende Verwaltungsrat, in dem Industrieländer und 
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Entwicklungsländer gleichberechtigt vertreten sind 
und entsprechend dem in der UNO gültigen Prinzip 
je eine Stimme haben. Für die Entwicklungsläder ist 
das UNDP somit ihr eigenes Programm. Der Verwal- 
tungsrat faßt seine Beschlüsse im Konsens. Auf seiner 
Tagung 1989 beschäftigte sich der Verwaltungsrat in 
erster Linie mit der Fortentwicklung des Konzepts 
der Organisation für die 90er Jahre, um sie in die La- 
ge zu versetzen, den veränderten Anforderungen 
besser gerecht zu werden. Erste Beschlüsse zur Poli- 
tik- und Programmausrichtung sowie zur Koordinie- 
rung und Steuerung der Organisationen wurden ge- 
faßt: Am universalen Charakter der Organisation, je- 
doch mit Schwerpunkt bei den ärmsten Länder, wird 
fest gehalten. Weitere Merkmale sind politische Neu- 
tralität und der multilateraler Charakter der Organi- 
sation sowie die zuschußweise Mittelbereitstellung 
und die Freiwilligkeit ihrer Aufbringung. Der Ver- 
waltungsrat billigte den Haushalt der Organisation 
für die Jahre 1990 - 1991 in Höhe von 2,994 Mrd. US-$. 


6.3.2 Bevölkerungsfonds der Vereinten Nationen 
(UNFPA) 

Der 1967 durch Resolution Nr. 2211 der Generalver- 
sammlung der Vereinten Nationen ins Leben gerufe- 
ne Bevölkerungsfonds nahm 1969 seine Tätigkeit auf. 
UNFPA wurde zur führenden Institution für multila- 
terale Technische Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
der Bevölkerungs- und Familienplanung. Der Fonds 
unterstützt 140 Länder bei der Formulierung und 
Durchführung der Bevölkerungspolitiken, d.h. er 
wird auf Antrag der Mitgliedsregierungen tätig. 

Die Mitarbeit der Bundesregierung basiert auf der 
Auffassung, daß Bevölkerungspolitik unverzichtba- 
rer Bestandteil der Entwicklungspolitik ist. Die Bun- 
desregierung ist der Überzeugung, daß diese Aufga- 
ben am besten multilateral gelöst werden können. 
Multilaterale Bevölkerungspolitik wird von der ge- 
samten Staatengemeinschaft getragen. Dies findet 
seinen sichtbaren Ausdruck beispielsweise darin, 
daß 149 Regierungen Beiträge für UNFPA für 1989 
angekündigt haben. 

UNFPA finanziert sich aus freiwilligen Beiträgen; 
bisher waren dies überwiegend die westlichen Indu- 
strieländer; 1989 hat die Sowjetunion erstmals einen 
Beitrag zugesagt. 1987, 1988 und 1989 belief sich der 
deutsche Beitrag auf je 39,1 Mio. DM; die Bundesre- 
publik belegt damit nach Japan und vor den Nieder- 
landen den 2. Rang unter den Gebern. 

Obgleich UNFPA in erster Linie Finanzierungs- und 
Koordinierungsfunktionen wahrnimmt, ist seine ei- 
genständige Rolle bei der Projektdurchführung 
nicht zu übersehen. So tritt UNFPA häufig bei Be- 
schaffungen als eine Durchführungsorganisation 
auf, übernimmt jedoch eine unterstützende Rolle, 
wenn Stellen der Empfängerländer Probleme bei der 
Projektabwicklimg haben. Ansonsten werden die 
fachlich zuständigen Sonderorganisationen des 
UNO-Systems beauftragt. 

Programme und Projekte werden von den Regierun- 
gen der Empfängerländer entsprechend ihrer Priori- 


täten festgelegt. Der Fonds selbst spricht weder 
Empfehlungen hinsichtlich der „besten" oder „richti- 
gen" Methoden der Familienplanung aus, noch 
macht er den Empfängerländern Vorschriften, wie 
sie ihre Bevölkerungspolitiken zu konzipieren ha- 
ben. Er macht die Regierungen der Entwicklungs- 
länder mit den Ergebnissen der internationalen Dis- 
kussion vertraut. UNFPA unterstützt die Empfänger- 
länder in allen Stadien der Bevölkerungspolitik, an- 
gefangen von demographischen Erhebungen und 
Analysen über die Lieferung von Kontrazeptiva bzw. 
Hilfe beim Aufbau eigener Produktionskapazitäten 
bis hin zu Aus- und Fortbildung für Fachpersonal. 

Noch vor Ende dieses Jahrhunderts muß mit einer 
Zunahme der Weltbevölkerung von jetzt 5 auf 6 Mil- 
liarden Menschen gerechnet werden: ein Zuwachs, 
der so gut wie ausschließlich auf Entwicklungslän- 
der entfällt. Dort wird wirtschaftlicher xmd sozialer 
Fortschritt im Keim erstickt und die ohnehin hoch 
belastete Umwelt weiter zerstört. In vielen Entwick- 
lungsländern ist weitere Verarmung die Folge, 

Für UNFPA ist es klar, daß diese Dimensionen mehr 
erfordern, als die Förderung der Familienplanung im 
klassischen Sinn. Der Fonds vertritt einen integrati- 
ven Ansatz der Bevölkerungs- und Familienplanung: 
einerseits die Einbeziehung von Umwelt und Res- 
sourcenaspekten und andererseits die Berücksichti- 
gung dieses Ansatzes in der Arbeit der anderen Or- 
ganisationen des Entwicklungssystems der Verein- 
ten Nationen. Diese Politik entspricht dem interna- 
tionalen Erkenntnis- und Diskussionsstand und wird 
von der Staatengemeinschaft voll getragen. 

Der UNDP- Verwaltungsrat ist auch für UNFPA Kon- 
troll- und Aufsichtsgremium, in dem Entwicklungs- 
länder und Industrieländer je eine Stimme haben, 
unabhängig davon, ob sie Empfänger oder Geber 
sind. 

Auf seiner Tagung 1989 diskutierte der Verwal- 
tungsrat einen umfassenden Erfahrungsbericht des 
UNFPA über 20 Jahre multilateraler Arbeit im Be- 
reich der Bevölkerungs- und Familienplanung und 
die dabei gewonnenen Erfahrungen, Erfolge und 
Mißerfolge. Sozio-kulturelle Faktoren, Beteiligung 
der Zielgruppen an der Projektformulierung, Ver- 
bessenmg der gesellschaftlichen Stellung der Frau- 
en sowie stärkere Beteiligung und Aktivierung des 
nicht-staatlichen Sektors wurden als erfolgverspre- 
chende Ansatzpunkte anerkannt. 

Der Verwaltungsrat stellte den Zweijahreshaushalt 
von der UNFPA für 1990 bis 1991 in Höhe von 436 
Mio. US-$ fest. 

Außer UNFPA unterstützt die Bundesregierung die 
Internationale Familienplanungsförderation (IPPF), 
eine Dachorganisation von 120 nicht-staatlichen Fa- 
milienplanungsorganisationen (1988, 1989; je 6,4 Mio. 
DM). Die Stärken der IPPF liegen in ihrer Basisnähe 
sowie der ausgeprägten Beteiligxmg der Zielgrup- 
pen. 

Sowohl für UNFPA als auch für IPPF gelten die von 
der gesamten Staatengemeinschaft in einem Kon- 
sens verabschiedeten Abschlußerklärungen der 
Weltbevölkerungskonferenzen von 1974 und 1984, 
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die allgemeinen Prinzipien der Menschenrechte so- 
wie das Recht eines jeden Paares, über die Zahl sei- 
ner Kinder selbst zu bestimmen. Beide Organisatio- 
nen betrachten Schwangerschaftsabbrüche nicht als 
Methoden der Familienplanung. 


6.3.3 Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen 
(UNICEF) 

UNICEF wurde 1946 zur Linderung der Not nach 
dem Zweiten Weltkrieg in Europa gegründet. Seit 
1950 liegt der Schwerpunkt der Arbeit auf langfristi- 
gen Entwicklungshilfeprogrammen für Kinder in 
den Entwicklungsländern. Programme in den Berei- 
chen Gesundheitszentren, Schulen, Trinkwasser, sa- 
nitäre Anlagen und Bildung waren die wichtigsten 
Felder der Unterstützung durch UNICEF. Seit eini- 
gen Jahren neigt UNICEF dazu, seine Aktivitäten zu 
Leisten der eigentlichen Hilfe in Entwicklungslän- 
dern auf öffentlichkeitswirksame Aktionen und ver- 
tikale Programme auszuweiten und den entwick- 
lungspolitischen Anspruch auf Nachhaltigkeit der 
Projekte und Programme sowie auf Aufbau von eige- 
nen Kapazitäten in Entwicklungsländern unter Be- 
rücksichtigung der Leistimgsfähigkeit der Empfän- 
gerregierungen dabei manchmal zu vernachlässi- 
gen. Die Bundesregierung versucht im Exekutivrat, 
zuletzt bei dessen Tagung im April 1989 in New 
York, dieser Entwicklung entgegenzu wirken. Ihrer 
Ansicht nach soll UNICEF eine auf humanitäre und 
langfristige Entwicklungshilfe ausgerichtete Orga- 
nisation bleiben. 

Der Exekutivrat hat im April 1989 UNICEF aufgefor- 
dert, bis 1990 eine operationeile Strategie für die 
Kinder in den neunziger Jahren vorzulegen. Schwer- 
punkt dieser Strategie sollen Basisgesundheits- 
dienste, Wasserversorgung, sanitäre Anlagen, Hilfe 
für Mütter, Familienplanung sowie Grunderziehung 
besonders für Frauen und die ärmsten Bevölke- 
rungsgruppen sein. Diese Schwerpunkte müßten in 
differenzierte und realistische nationale und regio- 
nale Programme umgesetzt werden. UNICEF wurde 
außerdem aufgefordert, auf Landesebene verstärkt 
mit den übrigen VN-Entwicklungsorganisationen 
(Entwicklungsprogranun der Vereinten Nationen, 
Weltemährungsprogramm, Bevölkemngfonds) zu- 
sammenzuarbeiten. 

Die Einnahmen von UNICEF betmgen 1987 572 Mio. 
US-$ und 1988 711 Mio. US-$. Davon entfielen 1987 
227 Mio. US-$ und 1988 274 Mio. US-$ auf zweckge- 
bundene Sonderbeiträge. 1987 stammten 23 %, 1988 
30 % der Einnahmen aus privaten Quellen. 

Von den Programmausgaben in Höhe von 365 Mio. 
US-$ im Jahre 1987 und 400 Mio. US-$ im Jahre 1988 
entfielen jeweils 42 % auf Asien, 36 % auf Schwarz- 
afrika, 11 % (1988 10 %) auf den Nahen Osten und 
Nordafrika und 8 % (1988 9 %) auf Amerika/Karibik. 
1988 entfielen 34 % der Ausgaben auf Länder mit 
niedrigsten Einkommen (bis 250 US-$) und 39 % auf 
Länder mit einem durchschnittlichen Pro-Kopf- 
Einkommen zwischen 251 und 410 US-$. Schwer- 
punkte waren Gesundheit s- und Ernähmngspro- 


gramme für Kinder, Wasserversorgung und sanitäre 
Anlagen. 

Die Bundesregierung beteiligt sich mit bedeutenden 
Beträgen - vorwiegend aus dem Haushalt des Aus- 
wärtigen Amtes - jedes Jahr freiwillig an der Finan- 
ziemng von UNICEF. Mit diesen (14,57 Mio. DM im 
Jahre 1987 und 15,5 Mio. DM im Jahre 1988) und den 
übrigen staatlichen Beiträgen nahm die Bundesre- 
publik Deutschland unter den 150 Ländern, die an 
UNICEF Beiträge leisten, den 11. bzw. 12. Rang ein. 
Zusätzlich zum freiwilligen Regelbeitrag wurden 
jährlich rd. 4 Mio. DM an Treuhandmitteln aus dem 
Haushalt des Bundesministeriums für wirtschaftli- 
che Zusammenarbeit bereitgestellt, die insbesonde- 
re für vordringliche UNICEF-Programme in Äthio- 
pien, Brasilien, Libanon, Türkei, Mosambik und im 
Gaza-Streifen ausgezahlt worden sind. Mit einem 
Gesamtvolumen von rd. 49 Mio. DM bis einschließ- 
lich 1988 ist UNICEF einer der Hauptpartner bei der 
Treuhandzusammenarbeit mit den VN-Organisatio- 
nen. 


6.3.4 Welternährungsrat 

Der im Jahre 1974 auf Vorschlag der Weltemäh- 
nmgskonferenz gegründete Weltemährungsrat 
(WER), dessen 36 Mitglieder von der Generalver- 
sammlung der VN gewählt werden, hat als oberstes 
Leit- und Koordinierungsorgan für Ernährung und 
Landwirtschaft im VN-System entwicklungspoliti- 
sche Bedeutung, auch wenn er - im Gegensatz zur 
FAO - keine eigenen Entwicklungsprogramme und 
-Projekte durchführt. Der jährlich auf Ministerebene 
tagende Rat, der 1988 in Nikosia und 1989 in Kairo 
zusammengetreten ist, diskutierte dabei u.a. 

- Auswirkungen wirtschaftlicher Anpassungen auf 
das Emährungs- und Hungerproblem und 

- Wirkungen des Weltagrarhandels und damit zu- 
sammenhängender nationaler Politiken auf Er- 
nähmng und Entwicklung. 

Er bekräftigte, daß der integrierten ländlichen Ent- 
wicklung Priorität eingeräumt werden sollte. Auch 
die regionale Süd-Süd-Kooperation sollte gefördert 
werden. Der WER würdigte die Bemühungen der 
Mitgliedstaaten der OECD um eine Reduziemng der 
Agrarüberschüsse. Die Bundesregiemng betonte er- 
neut die Bedeutung der Bevölkemngspolitik bei der 
Lösung des Emährungsproblems. 

Wie allgemein im VN-System, werden auch im WER 
Überlegungen angestellt, wie seine Arbeiten künftig 
effizienter gestaltet und Überschneidungen mit der 
Arbeit anderer Gremien vermieden werden können. 


6.3.5 Welternährungsprogramm (WEP) 

Das von den Vereinten Nationen und der FAO ge- 
meinsam getragene sowie durch freiwillige Beiträge 
finanzierte WEP führt zusammen mit anderen VN- 
Sonderorganisationen und zwischenstaatlichen Ein- 
richtungen Nahrungsmittelhilfe projektgebunden 
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und in Form von Notmaßnahmen (Soforthilfe) durch. 
Das WEP unterstützt Programme der Entwicklungs- 
länder, bei denen in arbeitsintensiven Selbsthilfe- 
projekten Nahrungsmittel zur Entlohnung von Ar- 
beitskräften eingesetzt werden (z.B. Verbesserungen 
landwirtschaftlicher Produktionsflächen, ländlicher 
Straßenbau, Bewässerungskanäle, Erosionsschutz). 
Daneben fördert das WEP Speisungsprogramme für 
besonders bedürftige Bevölkerungsgruppen und 
neuerdings projektähiüiche Maßnahmen bei länger- 
fristiger Betreuxmg von Flüchtlingen. 

Der Exekutivdirektor des WEP wird vom VN-Gene- 
ralsekretär und vom FAO-Generaldirektor nach 
Konsultationen mit dem Ausschuß für Nahrungsmit- 
telhilfe-Politiken und -Programme (CFA) für fünf 
Jahre emaimt. Ihm steht ein relativ kleiner Stab zur 
Seite (1988: 328 Personen im höheren Dienst, davon 
181 in 87 Außenstellen). Dienstleistungen erbringen 
FAO imd andere Sonderorganisationen gegen Ko- 
stenerstattungen. Der administrative 2-Jahres-Haus- 
halt 1988/89 beträgt 112,7 Mio. US-$. 

Die Bundesregierung wirkt durch ihre Mitarbeit im 
CFA, dem Aufsichtgremium des WEP, an der Gestal- 
tung der WEP-Projektpolitik mit. Sie hat sich stets 
dafür eingesetzt, daß die bedürftigsten Länder vor- 
rangig berücksichtigt werden, die Nahrungsmittel- 
hilfe möglichst produktiven und nachhaltigen Vor- 
haben zugute kommt und negative Folgen für die 
Nahrungsmittelproduktion in den Empfängerlän- 
dem vermieden werden. 

Die Bundesrepublik Deutschland ist seit der Grün- 
dimg des WEP im Jahre 1962 eines der wichtigsten 
Beitragsländer. Der reguläre Beitrag belief sich seit 
1985 auf jeweils 45 Mio. DM pro Jahr. Er wird zu 
zwei Dritteln in Form von Nahrungsmitteln und zu 
einem Drittel in Barzahlungen gegeben. Der auf 
Vorschlag des WEP bereitgestellte Warenkorb ent- 
hält u.a. Magermilchpulver mit Vitaminzusätzen, 
Butteröl, Hülsenfrüchte, Fischkonserven und Trok- 
kenfisch. 

Außer den freiwilligen Beiträgen für das reguläre 
Budget erhält das WEP zusätzliche Unterstützung in 
Form von Getreidelief erxmgen (1988: 15.000 t plus 
Transport-kostenpauschale), die aus dem nationalen 
Nahrungsmittelhilfeprogramm der Bundesrepublik 
Deutschland bereitgestellt und in WEP-Projekten 
eingesetzt werden. 

Die freiwilligen Beiträge der Bundesrepublik 
Deutschland für die Internationale Nahrungsmittel- 
Notreserve (lEFR) beliefen sich 1988 auf die Bereit- 
stellxmg von 20.000 t Getreide (einschl. Transport) 
xmd rd. 15 Mio. DM zum Aufkauf und Transport von 
Nahrungsmitteln durch das WEP, zumeist in benach- 
barten Entwicklxmgsländem. 

Die vom WEP für Projekthilfe imd Notmaßnahmen 
im Jahr 1988 bereitgestellten Mittel erreichten 1.033 
Mio. US-$. Für Soforthilfe (etwa bei Naturkatastro- 
phen, Emteausfällen, für Flüchtlinge oder nach krie- 
gerischen Auseinandersetzungen) wurden davon 
24,6 % eingesetzt. 

Die Hilfsmaßnahmen des WEP kommen überwie- 
gend Entwicklxmgsländem mit niedrigem Einkom- 


men und Nahrungsmitteldefiziten zugute (Anteil am 
Volumen der Neuzusagen 1988: 83 % - darin einge- 
schlossen 41 % für LDC). Sie konzentrieren sich auf 
die Bereiche Landwirtschaft und ländliche Entwick- 
lung (Anteil am Volumen der Neuzusagen 1988: 
56 %). 

Die Zusammenarbeit der Bundesregierung mit dem 
Sekretariat ist gut. Dies zeigt sich zum Beispiel in 
einer sich ausweitenden Zusammenarbeit mit dem 
WEP beim Aufkauf von Nahrungsmittelüberschüs- 
sen in Entwicklungsländern für bilaterale Maßnah- 
men (1988: 20.000 1 Mais). 


6.3.6 Ernährungs- und Landwiiischaftsorganisation 
der Vereinten Nationen (FAO) 

Die im Jahre 1945 gegründete FAO ist die fachlich 
zuständige Sonderorganisation für Emähnmg und 
Landwirtschaft der Vereinten Nationen. Gemessen 
am regulären Haushalt ist die FAO die zweitgrößte 
der VN-Sonderorganisationen. 

Die in der Satzung der FAO niedergelegten Ziele 
der Organisation haben angesichts der xmbefriedi- 
genden Weltemährungslage weiterhin volle Gültig- 
keit. Sie lauten: 

- Den Ernährungs- und Lebensstandard weltweit zu 
heben imd damit zur Befreiung der Menschen vom 
Hunger beizutragen; 

- die Erzeugung und Verteilung von Agrarproduk- 
ten zu verbessern; 

- günstige Lebensbedingungen für die ländliche 
Bevölkerung zu schaffen; 

- die Expansion der Weltwirtschaft zu fördern. 

Ihren Auftrag erfüllt die FAO insbesondere durch 
folgende Aktivitäten: 

- Sammlung, Analyse und Bereitstellung weltwei- 
ter Daten über Stand und Entwicklung von Land- 
wirtschaft und Ernährung; 

- Erarbeitung von sektoralen, regionalen und glo- 
balen Studien für die Agrarwirtschaft; 

- Formulierung von agrarpolitischen Konzepten so- 
wie Beratung der Mitgliedstaaten bei der Imple- 
mentiemng von nationalen agrarpolitischen Maß- 
nahmen; 

- Technische Zusammenarbeit zur Verwirklichxmg 
der beschlossenen agrar- und emähningspoliti- 
schen Maßnahmen; Vorbereitxmg und Durchfüh- 
nmg von Entwicklimgsprogrammen und Entwick- 
limgsprojekten als Auftragnehmer für Dritte sowie 

- Mitwirkung in der Nahrungsmittelhilfe über das 
von den Vereinten Nationen und der FAO ge- 
meinsam getragene Weltemähmngsprogramm. 

In den letzten Jahren wurde der Schwerpunkt der 
FAO-Arbeit sehr stark auf den Bereich der techni- 
schen Hilfe verlagert. Gleichzeitig wurden andere 
Bereiche, insbesondere die Politikberatung, sehr 
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stark vernachlässigt, was sich teilweise in Unzuläng- 
lichkeiten der Strukturanpassungsmaßnahmen in 
Entwicklungsländern widerspiegelt. Aufgrund die- 
ser Entwicklung wurde auf Initiative der Hauptge- 
berländer ein Uberprüfungsprozeß eingeleitet, der 
auf der 25. FAO-Konferenz (1989) beendet wurde. Als 
Folge dieses Überprüfungsprozesses sollen nun 
schrittweise Reformen durchgeführt werden, die u.a. 
eine Verlagerung in den Arbeitsschwerpunkten der 
FAO zugunsten der Datensammlung und Politikbe- 
ratung bewirken sollen. 

Weiterhin strebt die Bundesregierung in ihren Bei- 
trägen danach, der Organisation auch in einer durch 
Beitragsrückstände vieler Mitgliedstaaten verur- 
sachten, sehr schwierigen finanziellen Situation eine 
möglichst wirksame Erfüllung ihrer Aufgaben zu er- 
möglichen. Nach Auffassung der Bundesregierung 
ist dazu eine deutlichere Setzung von Prioritäten im 
Arbeitsprogramm und eine transparentere Haus- 
halts- und Personalpolitik erforderlich. Ferner erfol- 
gen verstärkte Bemühungen effiziente Verwaltungs- 
strukturen zu schaffen und Programmüberschnei- 
dungen mit anderen Institutionen zu vermeiden. 

Die Arbeitsschwerpunkte der FAO werden durch 
die alle zwei Jahre tagende Konferenz beschlossen 
und im Zweijahres-Arbeitsprogramm sowie im 
Haushalt erläutert. Am Zweijahreshaushalt 1988-89, 
der auf einer Höhe von 451 Millionen US-Dollar ver- 
abschiedet wurde, war die Bundesrepublik Deutsch- 
land als drittgrößter Beitragszahler mit 9,91 % betei- 
ligt. Für die Durchführung von Programmen und 
Projekten in Entwicklungsländern erhält die FAO 
als Auftragnehmer für Dritte freiwillige Mittel (Ent- 
wicklungsprogramm der Vereinten Nationen - 
UNDP-, Weltbank, Mitgliedstaaten etc.; 1988/89 ca. 
715 Millionen US-Dollar). 

Schwerpunkte der Arbeit der FAO waren 1989 an- 
läßlich der 25. FAO-Konferenz in Rom die Verab- 
schiedung des Aktionsplans für die Integration der 
Frau in die ländliche und landwirtschaftliche Ent- 
wicklung, die Einführung des Prinzips der vorher- 
gehenden Zustimmung im Verhaltenskodex für die 
Vermarktung und Anwendung von Pflanzenschutz- 
und Schädlingsbekämpfungsmitteln sowie die Fest- 
legimg einer Interpretation der Internationalen Ver- 
pflichtung für pflanzengenetische Ressourcen. Die 
Bundesregierung bemüht sich - wie grundsätzlich 
gegenüber allen VN-Sonderorganisationen - im 
Hinblick auf die Entwicklungszusammenarbeit der 
FAO insbesondere um eine ihrer Auffassung nach 
verbesserungsfähige Koordination der TZ-Aktivitä- 
ten der FAO mit anderen VN-Einrichtungen, wie vor 
allem dem Entwicklungsprogramm der Vereinten 
Nationen (UNDP) und deren Ländervertretungen. 
Sie mißt ferner einer unabhängigen Programmeva- 
luierung eine besondere Bedeutung bei. Die Bundes- 
regierung steht mit der FAO in einem regen gegen- 
seitigen Informations- und Erfahrungsaustausch. Be- 
sonders intensiv ist die Zusammenarbeit in den Be- 
reichen ländliche Entwicklung, Tierproduktion, 
Pflanzenschutz und Produktionsmittelversorgung. 
Zusätzlich beteiligt sie sich am Programm für Beige- 
ordnete Sachverständige. 


Darüber hinaus unterstützt die Bundesregierung die 
Koordinationsarbeit der FAO für den Tropenwald- 
aktionsplan (TFAP) für den 3-Jahreszeitraum 1988 - 
1991 mit insgesamt 3 Mio. DM. Die Bundesregierung 
erbringt dadurch mehr als 45 % der freiwilligen Lei- 
stungen für diese Koordinierungsfunktion und ist 
damit der größte Geber. 


6.3.7 Organisation für industrielle Entwicklung 
(UNIDO) 

Die zweite Generalkonferenz (GK) - das oberste Be- 
schlußorgan der UNIDO - fand auf Einladung der 
thailändischen Regierung vom 09. - 13.11.1987 in 
Bangkok statt, die 3. GK vom 20. - 24.1 1.1989 in Wien. 

Im Zusammenhang mit der Verabschiedung des 
2-Jahres-Haushalts 1988/1989 (2. GK) wurden insbe- 
sondere Finanzprobleme diskutiert und entschie- 
den, denen sich die UNIDO seit ihrer Umwandlung 
in eine UN-Sonderorganisation (01.01.1986) gegen- 
übersieht. Die Finanzprobleme haben ihre Ursache 
vor allem in der Zurückhaltung von Mitgliederbei- 
trägen und in Wechselkursverlusten. 

Diese Mindereinnahmen wurden teilweise durch 
einschneidende Sparmaßnahmen ausgeglichen; für 
die künftigen Haushalte wurde entsprechend der 
Ausgabenstruktur der Organisation (die Ausgaben 
fallen überwiegend in österreichischen Schillingen 
an) ein gespaltenes Währungssystem beschlossen. 

Die 3. GK befaßte sich neben der Wiederwahl Gene- 
raldirektors Siazon als oberster Verwaltungsbeam- 
ter der Organisation schwerpunktmäßig mit der 
Umweltproblematik, dem Widerspruch zwischen 
dem „Lima-Ziel" (dem von den Entwicklungsländern 
bis zum Jahr 2000 zu erreichenden Anteil von 25 % 
an der Weltindustrieproduktion) und der Realität so- 
wie mit der Notwendigkeit der Schaffung besserer 
Rahmenbedingungen in den Entwicklungsländern 
als Voraussetzung für ihre Industrialisierung. In den 
Diskussionsbeiträgen der Entwicklungsländer wur- 
de die Besorgnis deutlich, das Engagement der Indu- 
strieländer könne wegen verstärkter Hilfe an die re- 
formbereiten Ostblockländer nachlassen. 

Die laufenden Diskussionen im Rahmen der UNIDO 
betreffen auch die Fragen einer Straffung ihrer iime- 
ren Organisation und einer besseren und transparen- 
teren Struktur des ordentlichen Haushalts (Finanzie- 
rung der Organisation und ihrer regulären Aufgaben 
der technischen Zusammenarbeit) sowie seiner sach- 
gerechteren Abgrenzung zum Programmhaushalt 
(Haushalt zur administrativen Unterstützung der 
Projekte und Programme der Technischen Zusam- 
menarbeit). 

Künftig wird es stärker darauf ankommen, die Akti- 
vitäten auf das für UNIDO und die Entwicklungslän- 
der Machbare zu konzentrieren, z.B. Förderung des 
privatwirtschaftlichen Bereichs in den Entwick- 
lungsländern, Auf- und Ausbau von Klein- und Mit- 
telbetrieben, Vorzug von Rehabilitierungen und Be- 
standserhaltungen vor Neumaßnahmen, Anwen- 
dung von umweltfreundlichen Technologien sowie 
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Förderung der subregionalen und regionalen Ko- 
operation. 

Die Bundesrepublik Deutschland ist der viertgrößte 
Beitragszahler der UNIDO (sie trägt 8,18 % zum or- 
dentlichen Haushalt bei), und sie liegt auch im Rah- 
men ihrer freiwilligen Beiträge zur Unterstützung 
von Treuhandprojekten in der Spitzengruppe der 
Beitragszahler. 


6.3.8 internationale Arbeitsorganisation (ILO) 

Die 1919 gegründete Internationale Arbeitsorganisa- 
tion (ILO) wurde als Forum zur Durchsetzxmg ge- 
meinsamer Maßnahmen von Regierungen, Arbeitge- 
bern und Arbeitnehmern zur Förderung der sozialen 
Gerechtigkeit und zur Verbesserung der Arbeits- 
und Lebensbedingungen der Menschen in aller Welt 
geschaffen. Die ILO ist eine dreigliedrige Organisa- 
tion, dh. die Vertreter der Arbeitnehmer und der Ar- 
beitgeber arbeiten gleichberechtigt mit den Vertre- 
tern der Regierungen zusammen. Anfangs bestand 
die Hauptaufgabe der ILO darin, die Arbeits- und 
Lebensbedingungen durch die Ausarbeitung einer 
umfassenden Sammlung von Übereinkommen und 
Empfehlungen zu verbessern. Diese Aufgabe der 
Normensetzung erfüllt die ILO auch weiterhin. Seit 
1919 hat die Internationale Arbeitskonferenz insge- 
samt 344 Internationale Arbeitsurkunden (168 Über- 
einkommen und 176 Empfehlungen) angenommen. 

Entsprechend ihrer universellen Zielsetzung und 
der in ihrer Verfassung verankerten besonderen 
Verpflichtung, sich cun Kampf gegen die Not welt- 
weit zu beteiligen, hat sich die ILO nach dem Zwei- 
ten Weltkrieg in steigendem Maße um die Förde- 
rung der Entwicklungsländer im Rahmen ihres Pro- 
gramms der Technischen Zusammenarbeit bemüht. 
Bedingt durch den Eintritt der Entwicklungsländer 
in die ILO stieg die Zahl der Mitgliedsstaaten von 58 
im Jahre 1948 auf heute 150. Der ordentliche Haus- 
halt für 1988 betrug 161,98 Mio. US-$. 

Die Ausgaben für die Technische Zusammenarbeit 
beliefen sich 1988 auf 125,1 Mio. US-$ (xmter ande- 
rem von UNDP 59,9 Mio. US-$ und 7,7 Mio. US-$ von 
UNFPA für die Durchführung von Projekten; von bi- 
lateralen Gebern 45,8 Mio. US-$ Treuhandmittel für 
Entwicklungsprojekte). Die Mittel, die 1988 für Pro- 
jektaktivitäten eingesetzt wurden, entsprechen etwa 
80 % des ordentlichen Haushalts. Die Treuhandmit- 
tel trugen 1988 zu rund 40 % zur Finanzierung der 
Projektaktivitäten bei. 

Die Mittel für Projekte der Technischen Zusammen- 
arbeit sind in den Jahren 1987 und 1988 überwiegend 
für Vorhaben der Beschäftigungsförderung, der Aus- 
und Weiterbildung, zur Förderung und Stärkung der 
Arbeitnehmerverbände sowie für die Verbesserung 
der Arbeitsbedingungen, des Arbeitsschutzes xmd 
der Arbeitsumwelt eingesetzt worden. 

Die Bundesrepublik Deutschland ist nach den USA, 
der UdSSR imd Japan mit 8,27 % (= 13,43 Mio. US-$ 
für 1988) der viertgrößte Beitragszahler der ILO und 
nimmt aufgnmd ihrer wirtschaftlichen Bedeutung 


einen der 10 ständigen Sitze im Verwaltirngsrat ein. 
Neben dem Pflichtbeitrag zum ordentlichen Haus- 
halt trägt die Bundesrepublik Deutschland seit An- 
fang der 70er Jahre auch durch Treuhandmittel zur 
Finanzierung von Entwicklungsprojekten bei. 

Die Treuhandmittel der Bundesrepublik Deutsch- 
land werden überwiegend zur Finanzienmg von 
Entwicklungsprojekten im Bereich Ausbildung und 
Arbeitssicherheit, Förderung der gewerblichen Aus- 
bildung, Aufbau von Arbeitsverwaltungen sowie für 
arbeitsintensive Beschäftigungsprogramme einge- 
setzt. 

Die Bundesregierung finanziert darüber hinaus etwa 
15 Beigeordnete Sachverständige (associate experts). 


6.3.9 Umweltprogramm der Vereinten Nationen 
(UNEP) 

Das 1972 ins Leben gerufene VN-Umweltprogramm 
arbeitet als Organ der Vereinten Nationen mit be- 
grenzter Autonomie unter Aufsicht des ECOSOC 
und der VN-Generalversammlung. Es übt zwei 
Funktionen aus: 

- Koordinierende Funktion: Abstinummg der Um- 
weltaktivitäten der VN-Sonderorganisationen; 
Forum für Erfahrungsaustausch der UNEP- 
Mitgliedsstaaten. 

- Katalytische Funktion: Beratimg von Regierun- 
gen, insbesondere aus Entwicklungsländern, um 
in Zusanunenarbeit mit den VN-Sonderorganisa- 
tionen Vorhaben auf wichtigen Sektoren des Um- 
weltbereichs zu initiieren. Hierzu wurde eine Ver- 
mittlungsstelle (Clearing House) eingerichtet, die 
durch Mobilisierung bilateraler und multilatera- 
ler Mittel Umweltprojekte der Entwicklungslän- 
der ermöglichen soll. 

Typische Aktivitäten des VN-Umweltprogramms 
sind: 

- Förderung von globalen Überwachungs- imd In- 
formationssystemen, 

- Erarbeitung globaler, regionaler und subregiona- 
ler Programme und Aktionspläne, 

- Unterstützung bei der Vorbereitxmg imd Ausar- 
beitung von internationalen Konventionen im 
Umweltbereich 

- Veranstaltung von Seminaren und Konferenzen 
sowie 

- Veröffentlichung von Forschungsberichten. 

Dem Verwaltungsrat des Umweltprogramms gehö- 
ren Vertreter aus 58 Staaten (39 Entwicklungsländer 
und 19 Industrieländer) an, darunter zur Zeit auch 
die Bimdesrepublik Deutschland. Exekutivdirektor 
ist seit 1977 der ägyptische Mikrobiologe Dr. Tolba. 
UNEP hat rund 500 Mitarbeiter, Hauptsitz des Se- 
kretariats ist Nairobi. 

UNEP finanziert sich u.a. aus dem Umweltfonds der 
VN (UNEF), zu dem auch die Bundesregierung frei- 
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willige Beiträge leistet (1989: 4,8 Mio, DM, Verdop- 
pelung auf 9,6 Mio. DM ab 1990 bereits zugesagt). 
Darüber hinaus finanziert das BMZ Treuhandprojek- 
te im Rahmen des „Clearing House" und übernimmt 
die Kosten für die Beschäftigimg von Beigeordneten 
Sachverständigen (ein bis zwei jährlich). 


6.3.10 Entwicklungsfonds der Vereinten Nationen für 
Frauen (UNIFEM) 

Der zu Beginn der UN-Frauendekade eingerichtete 
freiwillige Fonds ist seit Mitte 1985 als „Ent- 
wicklungsfonds der Vereinten Nationen für Frauen 
(UNIFEM)" dem Entwicklungsprogramm der Ver- 
einten Nationen (UNDP) autonom assoziiert. Dies 
bedeutet, daß der UNDP- Administrator die Direkto- 
rin des Fonds ernennt und - nach Konsultationen mit 
ihr - das übrige Personal. Der UNDP-Administrator 
delegiert Management und Verwaltung des Fonds 
sowie die Verantwortung für die Mittelbeschaffung 
auf die Direktorin. Ein fünfköpfiges Beratungsgre- 
mium aus VN-Mitgliedstaaten berät den UNDP- 
Administrator bzw. die UNIFEM-Direktorin zu in- 
haltlichen Fragen. 

UNIFEM verfolgt zwei Hauptaufgaben. Die erste 
Priorität liegt in der „Katalysator"- oder Quer- 
schnittsfunktion für die gesamten Entwicklungsakti- 
vitäten des VN-Systems. Hierbei geht es darum, 
Frauenbelange in alle Entwicklungsvorhaben zu in- 
tegrieren und insbesondere dafür zu sorgen, daß die 
Interessen von Frauen schon in einem möglichst frü- 
hen Stadium berücksichtigt werden. Zu diesem 
Zweck arbeitet UNIFEM vor allem mit UNDP auf 
Länderebene bei den Round-Table-Koordinierungs- 
treffen sowie bei Beratungs- und Fortbildungsmaß- 
nahmen für Planungsfachleute der Entwicklungs- 
länder zusammen. Auf fachlicher Ebene berät 
UNIFEM die einzelnen VN-Organisationen (z.B. 
ILO, FAO, WFP, IFAD, UNIDO, UNICEF, aber auch 
Weltbank und Regionalbanken) bei der Berücksich- 
tigung der Interessen der Frauen im jeweiligen Auf- 
gabenbereich der Organisationen. 

Daneben fördert UNIFEM unmittelbar innovative 
und experimentelle Vorhaben (vergleichbar mit den 
bilater^en Pilotvorhaben) auf ausgewählten Gebie- 
ten der Frauenförderung, so z.B. Auf- und Ausbau 
von Institutionen, die für eine frauengerechte Aus- 
gestaltung von nationalen Entwicklungsprogram- 
men sorgen, arbeitssparende und nahrungsmittel- 
verarbeitende Technologien, Ausbildimgs- und Kre- 
ditprogramme zur Einkommensverbesserung von 
Frauen in der Landwirtschaft, im Kleingewerbe und 
im informellen Sektor. 

UNIFEM finanziert sich ausschließlich aus freiwilli- 
gen Beiträgen. Diese stammen zu über 90 % von Re- 
gierungen (vornehmlich westlicher Industrieländer), 
aber auch von nicht-staatlichen Organisationen, ins- 
besondere nationalen UNIFEM-Komitees. Die Ein- 
nahmen aus Beiträgen betrugen 1988 rd. 7,3 Mio. 
US-$. Mit einem weiteren Anstieg für 1989 wird ge- 
rechnet. Neben allgemeinen Beiträgen für UNIFEM 
fördern z.B. Kanada, Italien, Niederlande und Japan 


einzelne Projekte und Programme mit zweckgebun- 
denen Beiträgen. Die Bundesregierung hat 1989 ih- 
ren jährlichen Beitrag für UNIFEM von bisher 
100.000, — DM auf 1 Mio. DM erhöht. Sie gehört da- 
mit zur Gruppe der größeren Beitragszahler, Damit 
möchte die Bundesregierung die Bedeutimg doku- 
mentieren, die sie der Frauenförderung in Entwick- 
limgsländem auch im internationalen Bereich zu- 
mißt. 


6.3.11 International Trade Centre (UNCTAD/GATT) 

Das International Trade Centre (ITC) wurde 1964 un- 
ter der Schirmherrschaft des GATT als Teil des 
GATT-Programmes zur Ausweitung des internatio- 
nalen Handels der Entwicklungsländer gegründet. 
Aufgabe des ITC istdie Handelsförderung in Ent- 
wicklimgsländern. Der Begriff der Handelsförde- 
rung wird dabei weit ausgelegt und reicht von Bera- 
tung beim Aufbau von Exportförderungsinstitutio- 
nen über Ausbildungsmaßnahmen, Exportpotential- 
und Marktstudien bis hin zur direkten Beratung von 
Exportunternehmen. Dieser „untemehmensorien- 
tierte Ansatz" gewann unter den neu begonnenen 
Projekten zunehmend an Bedeutung. 

Der Haushalt des ITC wird zu gleichen Teilen von 
den Vereinten Nationen und dem GATT finanziert. 
Der reguläre Haushalt betrug für das Haushaltsjahr 
1988 ca. 13,5 Mio. US-$. Für Maßnahmen der Techni- 
schen Hilfe (Projekthilfe) standen neben dem regulä- 
ren Budget 26,4 Mio. US-$ zur Verfügung, davon 
stammen 13,4 Mio. US-$ aus Treuhandmitteln sowie 
13 Mio. US-$ von UNDP. Die Bundesregierung stell- 
te 1988 Treuhandmittel in Höhe von ca. 1,5 Mio. DM 
zur Verfügung. 


6.3.12 Zentrum der Vereinten Nationen für Menschli- 
che Siedlungen (HABITAT) 

Im Jahre 1976 wurden durch die HABITAT-Welt- 
konferenz in Vancouver/Kanada der rasante Ver- 
städterungsprozeß und die zunehmenden Woh- 
nungsversorgungsprobleme in der Dritten Welt 
erstmals in ihrem Gesamtzusammenhang auf einem 
großen internationalen Forum behandelt. Um die 
Effizienz der VN-Aktivitäten in diesem Bereich zu 
verbessern, wurde unter aktiver inhaltlicher und 
finanzieller deutscher Unterstützung als Folge die- 
ser Konferenz das HABITAT -Zentrum der Vereinten 
Nationen für Menschliche Siedlungen ~ unter Zu- 
sammenfassung früher getrennter Arbeitseinheiten 
- mit Hauptsitz in Nairobi, Kenia, gegründet. Zuge- 
ordnetes Aufsichtsgremium ist die Kommission für 
Menschliche Siedlungen mit 58 Mitgliedsländern. 

Die Arbeit von HABITAT ist entsprechend der 
Gründungsresolution auf folgende Ziele ausgerich- 
tet: 

~ Ländern imd Regionen der Welt zu helfen, ihre ei- 
genen Bemühungen um die Lösung der Probleme 
menschlicher Siedlungen zu verstärken und zu 
verbessern. 
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- ein integriertes Konzept und umfassendes Vorge- 
hen zu fördern, 

- die internationale Zusammenarbeit in diesem Be- 
reich zu intensivieren. 

Besondere Bedeutung kommt der Durchführung von 
Demonstrationsprojekten zu, die in überschaubaren 
Beispielen ein breites Spektrum von Lösungsansät- 
zen umfassen, z.B. 

- Förderung organisierter Selbsthilfe von Slumbe- 
wohnern, 

- Managementberatung bei Stadtentwicklung und 
Regionalplanung, 

- Weiterentwicklung traditioneller Bauformen und 
Baustoffe, 

- Aus- und Fortbildung einheimischer Fachkräfte 
(Planer, Architekten, Baufachleute). 

Im Jahre 1988 wurden 219 Projekte der technischen 
Zusammenarbeit in 94 Entwicklungsländern durch- 
geführt. 

Unter der Zielsetzung, bis zum Jahr 2000 die drän- 
gendsten Wohnungsprobleme in der Dritten Welt zu 
lösen, wurde von HABITAT das Konzept einer 
„Weltweiten Siedlungsstrategie 2000" erarbeitet und 
bei der Kommissionssitzung des Jahres 1988 zur Dis- 
kussion gestellt. Nach Verabschiedung durch die 
Kommission hat die VN- Generalversammlung 
durch Beschluß 43/181 HABITAT innerhalb des VN- 
Systems die Federführung für die Umsetzung der 
Strategie übertragen. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat zusätzlich zu 
ihrem Beitrag an die Vereinten Nationen im Jahre 
1989 an HABITAT einen freiwilligen Beitrag in Hö- 
he von 950.000 DM zur Finanzierung eines genossen- 
schaftlichen Siedlungsprojektes in der Republik Se- 
negal geleistet und steht damit von der Größenord- 
nung her mit an der Spitze aller Länder, die HABI- 
TAT direkt unterstützen. 


6.4 Zweckgebundene Beiträge an 
VN-Organisationen 

Die Bundesregierung finanziert sogenannte Treu- 
handprojekte in Zusammenarbeit mit VN-Sonderor- 
ganisationen und -Körperschaften. Sie verschafft 
sich dadurch einen eigenen Eindruck von der ent- 
wicklungspolitischen Qualität der Organisationen. 
Die hierbei gewonnenen Erfahrungen bringt die 
Bundesregierung in die Aufsichtsgremien der VN- 
Organisationen ein. 

Die Projektzusammenarbeit mit den VN-Organisa- 
tionen soll sich auf Vorhaben konzentrieren, die eher 
multilateral als bilateral durchzuführen sind, wie z.Z. 
in Ländern wie Namibia, Libanon oder Afghanistan. 
Dies gilt auch in sensiblen Bereichen, wie z.B. der 
Rausch-mittel- und AIDS-Bekämpfung. Ferner hat 
die Bundesregierung ein besonderes politisches In- 
teresse an Hilfs-programmen für Flüchtlinge und an 
Umweltschutzmaßnahmen. 


1988 wurden für diese Zwecke 43,99 Mio. DM ausge- 
geben, 1987 waren es 38,98 Mio. DM. 

Zu den Schwerpunkten dieser Zusammenarbeit mit 
den VN-Organisationen gehören 

- im Umweltschutzbereich die Unterstützung des 
Tropenwaldaktionsplans der FAO, ein Projekt zur 
Bewirtschaftung tropischer Regenwälder mit der 
UNESCO und Schutzmaßnahmen in der chemi- 
schen Industrie mit der ILO; 

- im Gesundheitssektor die Unterstützung der gro- 
ßen Forschungsvorhaben der WHO zur Bekämp- 
fung der Tropenkrankheiten und im bevölke- 
rungspolitischen Bereich, sowie Maßnahmen zur 
Verbesserung der Lebensumstände besonders im 
Gesundheitsbereich mit UNICEF. 


6.5 OECD/DAC, ein Forum westlicher Geber 

Die OECD ist ein Forum für Erfahrungsaustausch 
und Meinungsbildung aller westeuropäischen Staa- 
ten sowie der USA, Kanadas, Japans, Australiens und 
Neuseelands. Die Beschlüsse und Empfehlungen ih- 
res obersten Organs, des Rates, schaffen kein unmit- 
telbar geltendes Recht in den Mitgliedsstaaten, sie 
wirken jedoch meist als starke „moralische Ver- 
pflichtung". Darüber hinaus ist die OECD eine Koor- 
dinierungsstelle des Westens für die Mitarbeit in in- 
ternationalen Organisationen. 

Der Entwicklungsausschuß („Development Assistan- 
ce Committee" - DAC -) der OECD ist der organisa- 
torische Rahmen, in dem westliche Geber bilateraler 
Hilfe an Entwicklungsländer sich gegenseitig kon- 
sultieren und Erfahrungen über gemeinsame Proble- 
me austauschen können. Dem DAC gehören heute 18 
OECD-Mitgliedsstaaten und die Kommission der 
Europäischen Gemeinschaft an. Die Weltbank und 
der Internationale Währungsfonds nehmen als Beob- 
achter an den DAC-Tagungen teil. Parallel wurde im 
OECD-Sekretariat die Hauptabteilung Entwick- 
lungshilfe eingerichtet, um einer angemessenen per- 
sonellen Betreuung des DAC als einem der wichtig- 
sten Ausschüsse der OECD Rechnung zu tragen. 

Die Hauptaufgabe des DAC besteht darin, zu koordi- 
nierten Anstrengungen in der Entwicklungszusam- 
menarbeit anzuregen und die Politik seiner Mit- 
gliedsstaaten insbesondere im Hinblick auf Volu- 
men, Qualität und Verteilung der Hilfe kritisch zu 
prüfen. 

Die Jahresprüfungen der Entwicklungshilfe, bei de- 
nen jeweils die Leistungen der abgelaufenen Perio- 
de und die künftigen Programme der einzelnen 
DAC-Mitgliedsstaates durch die übrigen Ausschuß- 
mitglieder einer detaillierten und kritischen Würdi- 
gung unterzogen werden, werden durch die soge- 
nannte „gemeinsame Prüfung" (Joint Review) er- 
gänzt. Dabei werden einmal jährlich die insgesamt 
von allen Mitgliedern erbrachten Leistungen unter- 
sucht und hieraus Rückschlüsse für die Ausrichtung 
der künftig zu leistenden Entwicklungshilfe gezo- 
gen. 
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Neben den „Standard-Themen" Koordinierung und 
Steigerung der Quantität der Entwicklungszusam- 
menarbeit konzentrierte sich die Diskussion im DAC 
während des Berichtszeitraums auf Überlegungen 
zum Ziel eines nachhaltigen Wirtschaftswachstums 
als Voraussetzung für Entwicklung. In diesem Zu- 
sammenhang hat auch die Strukturanpassungsde- 
batte an Bedeutung gewonnen: Die DAC-Mitglieder 
erkennen an, daß die Verbesserung der wirtschaftli- 
chen Rahmenbedingungen in den Entwicklungslän- 
dern entsprechende Wirtschaftspolitiken und 
Strukturanpassungen auch in den Industrieländern 
erfordert. Wichtige Einzelthemen waren: 

- die Rolle der Frauen in der Entwicklung; 

- die Einbeziehung von Umweltaspekten in die Ent- 
wicklimgsplanung und Wirtschaftspolitik der Ent- 
wicklungsländer; 

- die Zusammenarbeit der DAC-Mitgliedsländer 
mit den Newly Industrialised Economies (NIE); 

- die Entwicklung der menschlichen Ressourcen; 

- die Förderung der Privatwirtschaft; 

- die Linderung der Armut; 

- die Berücksichtigung sozio-kultureller Aspekte in 
der Entwicklungszusammenarbeit; 

- die Auswirkungen des rapiden Bevölkerungs- 
wachstums in der Dritten Welt; 


- die künftige Rolle der Technischen Zusammenar- 
beit sowie 

- die Verminderung von Militärausgaben und der 
Kampf gegen Drogen-Anbau, -Handel und -Ver- 
brauch. 

Auf der Grundlage dieser Fachdiskussionen hat der 
DAC- Vorsitzende in seinem Jahresbericht 1989 Vor- 
schläge für die Entwicklungszusammenarbeit in den 
neunziger Jahren vorgelegt. Die Bundesregierung 
hat dem DAC mehrere Positionspapiere zu den ge- 
nannten Diskussionen übermittelt, insbesondere zu 
den Themen Armutsbekämpfung durch Selbsthilfe, 
Frauenförderung, Umwelt und Technische Zusam- 
menarbeit. Sie hat auch an den DAC-Ländermissio- 
nen zur Förderung der Privatwirtschaft (Costa Rica, 
Ghana imd Indonesien) teilgenommen, die Ende 
1988 und Anfang 1989 stattfanden. 

Nach umfangreichen Vorarbeiten, an denen sich auf 
deutscher Seite neben dem BMZ auch die Kreditan- 
stalt für Wiederaufbau (KfW) beteiligt hat, billigte 
das DAC High Level Meeting im Dezember 1988 ge- 
meinsame Grundsätze und Richtlinien für Projekt- 
prüfungen22). 

Beim DAC High Level Meeting 1989 wurde eine po- 
litische Erklärung angenommen, in der die Geber- 
länder den reformwilligen Staaten Mittel- und 
Osteuropas ihre Unterstützung anboten, jedoch 
gleichzeitig bekräftigten, daß die Zusammenarbeit 
mit den Ländern der Dritten Welt für sie unverän- 
dert hohe Priorität besitzt. 


7. Parlament, Wissenschaft und Öffentlichkeit 


7.1 Anhörungen des Bundestagsausschusses 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Der AwZ hat im Berichtszeitraum drei Sachverstän- 
digenanhörungen durchgeführt. Die Anhörung zur 
„Armutsbe-kämpfung durch Hilfe zur Selbsthilfe" ist 
imter Abschnitt II. 1.3 (siehe Exkurs), die Anhörung 
„Beitrag der Bundesrepublik Deutschland zur Aus- 
und Fortbildung in Entwicklungsländern - Schwer- 
punkt gewerbliche Berufsausbildung" unter Ab- 
schnitt 11. 2.3.6 (siehe Exkurs) und die Anhörung zur 
„Schuldenkrise in der Dritten Welt" unter Abschnitt 
II. 7.2.2 (siehe Exkurs) dargestellt. 


7.2 Entwicklungspolitische Aussprachen und 
Beratungen im Deutschen Bundestag 

7.2.1 Entwickiungspoiitische Grundsatzdebatten 

Der Deutsche Bundestag hat am 19. Mai 1988 aus An- 
laß der Unterrichtung über den Siebenten Bericht 
zur Entwicklungspolitik der Bundesregierung eine 
entwicklungspolitische Grundsatzdebatte geführt. 
Alle Redner stimmten überein, daß die Bekämpfung 
der von Hunger und Armut, Unterent Wicklung und 


Bevölkerungswachstum ausgehende Zerstörung der 
Umwelt höchste Priorität haben müsse. Verstärkte 
Anstrengungen, den Teufelskreis von Armut und 
fortschreitender Umweltzerstörung zu durchbre- 
chen, lägen auch im ökologischen Interesse der In- 
dustriestaaten. 

Sprecher der Oppositionsfraktionen vertraten die 
Auffassung, daß die armutsbedingte Umweltzerstö- 
rung und die Ausplünderung der Natur für die Welt- 
marktproduktion in erster Linie unmittelbare Fol- 
gen der Schuldenkrise und der ungerechten Welt- 
wirtschaftsstrukturen seien. Sie kritisierten, daß das 
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit weiterhin einseitig den Außenwirtschaftsin- 
teressen bundesdeutscher Unternehmen verpflichtet 
bleibe und daß die ihrer Auffassung nach zunehmen- 
de Ausrichtung der deutschen Entwicklungshilfe 
auf die Struktur anpassungsprogramme der Welt- 
bank die Zwangsintegration der Entwicklungslän- 
der in die Weltwirtschaft vorantreibe. Sie forderten 
von der Bundesregierung auf eine tragfähige inter- 
nationale Lösung des Schuldenproblems hinzuwir- 


^^) Abgednickt in; Zusammenarbeit im Dienst der Ent- 
wicklung, Bericht 1988, Anhang (S. 201 ff), OECD, Paris 
1988 
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ken und die Rückflüsse aus Tilgung und Zinsen frü- 
herer Kredite an Entwicklungsländern wieder zur 
Finanzierung öffentlicher Entwicklungshilfeleistun- 
gen einzusetzen. 

Sprecher der Regierungsfraktionen unterstrichen 
die Eigenverantwortung der verschuldeten Ent- 
wicklungsländer, die durch eine Politik innerer Re- 
formen ihre strukturellen Verzerrungen und sozia- 
len Ungleichgewichte abbauen und damit die Vor- 
aussetzungen für inländische Erspamisbildung, pro- 
duktive Investitionen, ausländische Direktinvesti- 
tionen und die Rückkehr von Fluchtkapital schaffen 
müßten. Die Industrieländer trügen eine wesentli- 
che Verantwortung für die Gestaltung der weltwirt- 
schaftlichen Rahmenbedingungen. Sie müßten 
durch den Abbau von Subventionen und den Ver- 
zicht auf protektionistische Maßnahmen für offene 
Märkte sorgen. Die zentrale Rolle von IWF und 
Weltbank, den verschuldeten Entwicklungsländern 
bei der Überwindung ihrer Probleme zu helfen, solle 
nachhaltig gestärkt werden. Lösungen der Schul- 
denkrise müßten langfristig konzipiert sein und von 
Fall zu Fall zwischen Schuldner und Gläubiger ver- 
einbart werden. 

Am 19. Mai 1988 hat der Deutsche Bundestag die Be- 
richte über die Umsetzung seiner Beschlüsse „Ernäh- 
rungssicherung in Hungerregionen" und „Emäh- 
rungssituation in Äthiopien" durch die Bundesregie- 
rung und den Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN 
„Bekämpfung der Hungersnot in Eritrea und Tigray" 
beraten. 

Redner der Koalitionsparteien stellten fest, daß die 
Bundesregierung alles ihr Mögliche und Zumutbare 
getan habe, um allen bedrohten Menschen in Äthio- 
pien zu helfen. Mit Sorge müsse man allerdings fest- 
stellen, daß insbesondere in den umkämpften Bür- 
gerkriegsgebieten die Fortsetzung der Nahrungs- 
mittelhilfe nach wie vor sehr stark gefährdet sei. Die 
Oppositionsfraktionen forderten die Bundesregie- 
rung auf, Nahrungs- und Transportmittelhilfe auch 
über die in Tigray und Eritrea tätigen Hilfsorganisa- 
tionen fließen zu lassen und sich für eine friedliche 
Lösung des Konflikts einzusetzen. 

Sprecher aller Fraktionen bekräftigten die Aufgabe, 
den Hungernden zu helfen, ohne Ansehen ihrer Reli- 
gion oder ihrer Volkszugehörigkeit. 


7.2.2 Schuldenkrise in der Dritten Welt 

Ausgelöst durch Anträge aller Fraktionen hat sich 
der Deutsche Bundestag zweimal ausschließlich mit 
den Verschuldungsproblemen der Entwicklungslän- 
der befaßt, zunächst am 8. Oktober 1987 und nach 
Vorlage von federführend im Ausschuß für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit erarbeiteten Beschluß- 
empfehlungen erneut am 9. Juni 1988, im Vorfeld der 
erstmalig auf deutschem Boden in Berlin (West) 
stattf indenden gemeinsamen J ahr esversammlung 
von IWF und Weltbank. 

Sprecher der Regierungsfraktionen und der Opposi- 
tion waren sich einig in dem gemeinsamen Willen zu 
konkreter Hilfe für die Menschen in Afrika, Asien 
und Lateinamerika. Die Ursachen der Schuldenkrise 


seien im Verhalten der Schuldnerländer und der 
Gläubigerländer zu suchen. Aufgrund dieser ge- 
meinsamen Verantwortung müßten sich die Indu- 
strieländer - neben den notwendigen Eigenanstren- 
gungen der Entwicklungsländer - stärker als bisher 
an den damit verbundenen Lasten beteiligen und so 
die weltwirtschaftlichen Rahmenbedingungen für 
die Entwicklungsländer verbessern. Weitere Kem- 
forderungen des von den Regierungsfraktionen vor- 
gelegten Bundestagsbeschlusses, denen auch die 
Opposition der Sache nach zustimmte, waren, daß 
die Schuldendienstverpflichtungen im Einklang mit 
der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit stehen müs- 
sen, um wachstumsorientierte Strukturreformen und 
die politische Stabilität der Schuldnerländer nicht 
zu gefährden; daß die Auflagen des IWF nicht allein 
durch ökonomische Kriterien bestimmt sein dürfen, 
sondern ebenso soziale und politische Folgewirkun- 
gen berücksichtigen müssen; daß der IWF stärker als 
bisher auch die Politik der Gläubigerländer in seine 
Kontrolle einbeziehen müßte; daß jeder Verschul- 
dungsfall einzeln zu behandeln ist. 

Von den Regierungsfraktionen als zu dirigistisch 
oder nicht durchführbar abgelehnt wurden die For- 
derungen der Oppositionen nach einer festen Ober- 
grenze für das Verhältnis von Schuldendienst und 
Exporterlösen; nach strikteren Eingrenzungen der 
Auflagenpolitik des IWF; nach einer internationalen 
Schuldenkonferenz, die Grundregeln für die Einzel- 
fallösungen aufstellen soll; nach Schaffung eines in- 
ternationalen Insolvenzrechts und einer funktionie- 
renden internationalen Kreditaufsicht. 


Exkurs: Öffentliche Anhörung 

„Verschuldungskrise der 
Entwicklungsländer" 

Im Rahmen seiner Vorbereitung von Beschlußemp- 
fehlungen an das Plenum zu den Anträgen der Frak- 
tionen hat der Ausschuß für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit am 18. April 1988 eine Sachverständigen- 
anhörung durchgeführt, zu der Vertreter der Ban- 
ken, der Wissenschaft, der Kirchen und internationa- 
le Organisationen einschließlich IWF und Weltbank 
geladen waren. Als Ergebnis der Anhörung konnte 
festgestellt werden: 

- Ursachen der Verschuldung sind sowohl die sich 
zu Lasten der Entwicklungsländer verschlechtern- 
den Rahmenbedingungen wie auch Defizite der 
Politik der Schuldnerländer; 

- globale Lösungen des Schuldenproblemes gibt es 
nicht, jeder Fall muß für sich analysiert und gelöst 
werden; 

- als wichtige Maßnahme zur Überwindung der 
Verschuldungskrise wird weiterhin die Durchfüh- 
rung von Reformmaßnahmen des Schuldnerlandes 
gesehen; der Beitrag der Gläubiger, vor allem der 
Banken, zur Lösung des Problems muß nachhalti- 
ger sein; 

- das bisher bereitgestellte Spektrum von Hilfen 
muß erweitert werden, z.B, um Forderungsver- 
zichte, Schuldenrückkäufe, debt equity swaps; 
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“ die Industrieländer müssen den Schuldnerländem 
durch eine veränderte Handels- und Agrarpolitik 
entgegenkommen, um diesen Chancen im Welt- 
handel zu eröffnen; als besonderes Problem wurde 
dabei die EG -Agrarpolitik herausgestellt. 


7.2.3 Öffentliche Anhörung der Enquete-Kommission 
„Vorsorge zum Schutz der Erdatmosphäre“ zur 
T ropenwaldproblematik 

Die Enquete-Kommission „Vorsorge zum Schutz der 
Erdatmosphäre" des Bundestages befaßte sich im 
1. Halbjahr 1989 ausführlich mit der Rolle und Funk- 
tion der Wälder für den Klimahaushalt der Erde und 
mit entsprechenden Handlungsansätzen. Im Vorder- 
grund standen dabei die Bedeutung von Waldflä- 
chen als COj-Absorbenten („COa-Senke") sowie der 
als Folge der großräumigen Waldzerstörung in den 
Tropen ablaufende Prozeß der CO 2 -Freisetzung in 
die Atmosphäre und der damit verbundene Treib- 
hauseffekt. Schätzungsweise 20 % des weltweiten 
CO 2 -Ausstoßes sind auf den alarmierenden Rück- 
gang der Tropen Wälder zurückzuführen. Maßnah- 
men zum Waldschutz und zur Wiederaufforstung 
kommen daher eine erhebliche Bedeutung bei welt- 
weiten Handlungsstrategien gegen die alle Länder 
bedrohenden Klimaveränderungen zu. 

Die Enquete-Kommission hat auf der Grundlage ei- 
nes umfangreichen Fragenkataloges das im nationa- 
len und internationalen Bereich verfügbare Wissen 
über die Ursachen und Hintergründe, über die öko- 
logischen, wirtschaftlichen und sozialen Folgen der 
Waldzerstörung in den Tropen sowie über erfolg- 
versprechende Ansatzpunkte für internationale 
Maßnahmen zusammengetragen. In drei Anhö- 
rungsrunden wurde unter Beteiligung von über 60 
Wissenschaftlern und Sachverständigen einschlägi- 
ger Institutionen und internationaler Organisatio- 
nen sowie von Regierungsvertretem aus verschiede- 
nen Entwicklungsländern die Gesamtproblematik 
und die bisherigen nationalen und internationalen 
Aktivitäten ausführlich erörtert. Anschließende In- 
formationsbesuche verschiedener Kommissionsmit- 
glieder in ausgewählten Tropenwaldländem Latein- 
amerikas, Afrikas und Asiens boten die Möglichkeit, 
die Tropenwaldproblematik und mögliche Hand- 
lungsansätze im Kontext der jeweiligen entwick- 
lungspolitischen Rahmenbedingungen näher zu un- 
tersuchen. 

Die Kommissionsarbeit machte trotz noch vorhande- 
ner Informations- und Wissensdefizite über Ausmaß 
und Folgen der Tropenwaldzerstörung sowie z.T. 
kontroverser Auffassungen über die Problemursa- 
chen deutlich, daß nur eine Strategie Erfolg haben 
kann, die den vollständigen Schutz ökologisch be- 
sonders bedeutungsvoller Waldgebiete verbindet 
mit einer geregelten und dauerhaften Nutzung der 
übrigen Wälder und damit auch das wirtschaftliche 
Interesse der ansässigen Bevölkerung an deren Er- 
halt einbezieht Von der internationalen Gemein- 
schaft wird eine tatkräftige Unterstützung dieser 
Strategie gefordert. 


Dem für Frühjahr 1990 zu erwartenden ausführlichen 
Tropenwaldbericht der Enquete-Kommission mißt 
die Bundesregierung für ihre Entwicklungspolitik 
große Bedeutung bei. 


7.2.4 Förderung von Frauen in Entwicklungsländern 

Am 3. März 1988 hat im Deutschen Bundestag eine 
Aussprache über den Antrag der Fraktion der SPD 
zur Förderung von Frauen in Entwicklungsländern 
und den Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN zu Frau- 
en in der Entwicklungszusammenarbeit stattgefun- 
den. 

Anschließend wurden die Anträge an die zuständi- 
gen Ausschüsse zur weiteren Beratung überwiesen. 

Als Ergebnis dieser Beratungen einigten sich die Be- 
richterstatterinnen des Ausschusses für wirtschaftli- 
che Zusammenarbeit der Fraktionen von CDU/CSU, 
SPD und FDP auf einen geänderten Antrag der Frak- 
tion der SPD. Dieser Antrag wurde am 15. Juni 1989 
vom Deutschen Bundestag als Beschlußempfehlung 
angenommen. Die vorgesehenen Redebeiträge wur- 
den ohne Debatte zu Protokoll genommen. 

Sprecherinnen aller Fraktionen betonten zu beiden 
Anlässen, daß die Förderung von Frauen in Entwick- 
lungsländern von ganz wesentlicher Bedeutung für 
die Wirksamkeit der Entwicklungszusammenarbeit 
sei. Zudem könne auch nur Entwicklungshilfe, die 
einen Beitrag zur Verbesserung der Situation der 
Frauen leiste, zur Verwirklichung der Menschen- 
rechte und der sozialen Gerechtigkeit beitragen. 

Von den Oppositionsfraktionen wurde die Bundes- 
regierung aufgefordert, die Förderung von Frauen in 
den Entwicklungsländern zum integralen Bestand- 
teil der Entwicklungspolitik zu machen. Dies bedeu- 
te, Frauen bei der Lösung ihrer Probleme, wie z.B. 
hohe Arbeitsbelastung, schlechter Gesundheitszu- 
stand, geringe Einkommensmöglichkeiten und Aus- 
bildungsdefizite zu unterstützen und sie an den Pla- 
nungs- und Entscheidungsprozessen über Entwick- 
lungszusammenarbeit von Anfang an zu beteiligen. 

Die Bundesregierung wies darauf hin, daß die Be- 
schlußempfehlung weitgehend mit den im BMZ er- 
arbeiteten Grundsätzen zur Frauenförderung in der 
Entwicklungszusammenarbeit übereinstimme. Da- 
nach werde Frauenförderung als eine sektorüber- 
greifende Querschnittsaufgabe verstanden. Dies be- 
deute, daß die Interessen von Frauen in alle Projekte 
und Programme der deutschen Entwicklungshilfe 
einzubeziehen seien. Damit solle sichergestellt wer- 
den, daß nachteilige Auswirkungen von Vorhaben 
auf die Situation von Frauen vermieden und Bela- 
stungen und Benachteiligungen von Frauen abge- 
baut werden. Frauen sollen dabei sowohl im sozialen 
und familiären Bereich, wie auch in der Produktion, 
im Dienstleistungsgewerbe und im Handel gefördert 
werden. Dies erfordere, daß sie ebenso wie Männer 
Zugang zu Produktionsfaktoren, Aus- und Fortbil- 
dung sowie Einkommensmöglichkeiten erhalten. 
Dort, wo dieser integrative Ansatz nicht möglich sei, 
etwa aus sozio-kulturellen Gründen oder wegen 
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eines besonderen Nachholbedarfs sollen weiterhin 
Projekte mit Frauen als alleiniger Zielgruppe durch- 
geführt werden. 

Wesentlicher Grundsatz der Bundesregierung sei je- 
doch, daß die Frauen in den Entwicklungsländern 
selbst, entsprechend ihren Bedürfnissen und ihrem 
kulturellen Selbstverständnis, zu entscheiden hät- 
ten, wo eine solche Förderung ansetzen solle. 

Die Bundesregierung wies darauf hin, daß zur Um- 
setzung dieser Grundsätze bereits eine Reihe von 
Maßnahmen ergriffen wurden, wie beispielsweise 
die Einrichtung eines Querschnittsreferats zu über- 
sektoralen Grundsatzfragen, Frauen-, Familien- und 
Jugendfragen, die Durchführung interner Fortbil- 
dungsveranstaltungen zu diesem Thema und die Er- 
gänzung von Gutachterrichtlinien und Prüfungsleit- 
fäden, ln diesem Zusammenhang machte sie jedoch 
deutlich, daß angesichts der engen Verknüpfung 
von Frauenförderung mit sozio-kulturellen und poli- 
tischen Rahmenbedingimgen in den Entwicklungs- 
ländern, Erfolge nicht kurzfristig zu erwarten seien. 


7.3 Entwicklungspolitische Forschung 

Ressortforschung 

Im Rahmen seiner Ressortforschung hat das BMZ in 
den Jahren 1987/88 16 Forschungsaufträge vergeben. 
Thematische Schwerpunkte der Forschungsvorha- 
ben des Jahres 1987 bildeten Fragen des Umwelt- 
schutzes sowie des Handels der Entwicklungsländer. 

1988 standen neben Wissenschaftsförderung und 
Technologietransfer Fragen zur personellen Zusam- 
menarbeit im Vordergrund. 

1989 wurden neben 8 Aufträgen zu umfassenderen 
Forschungsvorhaben eine größere Zahl von Kurz- 
gutachten vergeben. Einen wichtigen inhaltlichen 
Schwerpunkt bildeten sozio-kulturelle Fragestel- 
lungen. 

Die Ergebnisse der Forschungsvorhaben liefern Ent- 
scheidimgshilfen zur sachgemäßen Erfüllung der 
thematisch breitgestreuten Fachaufgaben des BMZ. 
Soweit sich die Arbeitsergebnisse für eine Veröffent- 
lichung eignen, macht sie das BMZ in der Schriften- 
reihe „Forschungsberichte des Bimdesministeriums 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit" der Öffentlich- 
keit zugänglich. Diese Reihe, die beim Weltforum- 
Verlag in Köln erscheint, umfaßt bis Ende 1989 ins- 
gesamt 96 Bände. 

Wissenschaftlicher Beirat 

Der Wissenschaftliche Beirat beim BMZ hat in den 
Jahren 1987 und 1988 u.a. „Empfehlungen zum Stu- 
dium von Studierenden aus Entwicklungsländern in 
der Bundesrepublik Deutschland" sowie ein Gutach- 
ten zum „Einfluß der EG-Agrarpolitik auf die Ent- 
wicklimgsländer" vorgelegt. 1989 verabschiedete er 
Stellungnahmen zu den „Möglichkeiten und Gren- 
zen der Selbsthilfe im Rahmen einer armutsorien- 
tierten Entwicklungspolitik" und zur „Weltflücht- 
lingsproblematik". Daneben nahm er die Beratungen 


für ein Gutachten zu Fragen der Entwicklungspoli- 
tik in den 90er Jahren auf. 

Deutsches Institut für Entwicklungspolitik (DIE) 

Das im März 1964 vom Bund und dem Land Berlin als 
gemeirmützige GmbH mit Sitz in Berlin gegründete 
DIE erstellt für öffentliche Institutionen in der Bun- 
desrepublik Deutschland und im Ausland Gutachten 
zu entwicklungspolitischen Themen und berät sie 
im Hinblick auf aktuelle Fragen der Zusammenar- 
beit zwischen Industrie imd Entwicklungsländern. 

Schwerpunkte dieser Arbeit bildete 1987 die Erstel- 
lung von sogenannten Geberprofilen der wichtig- 
sten OE CD-G eberländer als Grundlage für eine ver- 
beserte Koordinierung der Entwicklungszusammen- 
arbeit: 1988 standen Fragen der Verschuldungskrise 
und der Strukturanpassungspolitiken im Vorder- 
grund, Themen, die auch die Forschungs- und Bera- 
tungsarbeit des Jahres 1989 prägten. Hinzu kamen 
Arbeiten zur europäischen Handelspolitik und zur 
Ausgestaltung der künftigen Entwicklungszusam- 
menarbeit mit neuen Empfängerländern. 

Daneben bildet das DIE Hochschulabsolventen ver- 
schiedener Fachrichtungen für eine berufliche Tä- 
tigkeit in der deutschen und internationalen Ent- 
wicklungsadministration aus. Diese Ausbildungs- 
programme durchlaufen pro Jahr rund 20 Teilneh- 
mer. 

Der Bund und das Land Berlin finanzieren gemein- 
sam die Arbeit des DIE. Der Beitrag aus dem Haus- 
halt des BMZ betrug in den Jahren 1987, 1988 und 
1989 jeweils rund 3,8 Mio. DM. 


7.4 Entwicklungspolitische Öffentlichkeitsarbeit 

Das Konzept der Öffentlichkeitsarbeit während des 
Berichtszeitraums sah - neben dem üblichen Publi- 
kationsangebot “ eine Konzentration entwicklungs- 
politischer Information an einem bestimmten Tag 
vor. Der 10. Juni 1988 war die Premiere des bundes- 
weiten „Informationstages Dritte Welt", der 1989 in 
ausgeweiteter Form am 12. September zum zweiten 
Mal stattfand. Über 100 Organisationen im ganzen 
Bundesgebiet haben den Tag aktiv mitgestaltet und 
über ihre Arbeit, über Probleme der Dritten Welt 
und über die Notwendigkeit, Entwicklungshilfe zu 
leisten, informiert. Beide Informationstage fanden 
große Resonanz bei der Bevölkerung und den Me- 
dien, Als flankierendes Serviceangebot wurden 
mehrere Telefonaktionen durchgeführt, in denen 
BMZ-Mitarbeiter interessierten Bürgern Fragen be- 
antworteten und mit ihnen diskutierten. 

Als Beitrag zu den Veranstaltungen „40 Jahre Bun- 
desrepublik Deutschland" zeigte das BMZ eine Wan- 
derausstellung in 10 Landeshauptstädten, die in an- 
schaulicher Weise über Grundsätze und Praxis der 
Entwicklimgszusammenarbeit informierte. Als Be- 
gleitpublikation zur Ausstellung erschien in großer 
Auflage das farbige „Magazin Dritte Welt", das sich 
an ein breites Publikum wendet. 
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Die Bundesregierung hat durch Zuschüsse an Nicht- 
regierungsorganisationen 1988 die Nord-Süd- 
Kampagne des Europarates unterstützt. Ziel der 
Kampagne war es, mit der neuartigen Zusammenar- 
beit des „Quadriloges" (Parlamente, Regierungen, 
Lokale Ebene und Nichtregierungsorganisationen) 
Aufmerksamkeit auf die Nord-Süd-Problematik zu 
lenken. 

Im Ausland wird die entwicklungspolitische Öffent- 
lichkeitsarbeit über die Auslandsvertretungen vom 
Presse- tmd Informationsamt der Bimdesregierung 
im Zusammenwirken mit dem BMZ und dem Aus- 
wärtigen Amt durchgeführt. Publizisten imd andere 
Multiplikatoren, wie Politiker, Lehrer, Fühnmgs- 
kräfte und Vertreter wichtiger gesellschaftlicher 
Gruppen, wurden über die Konzeption, Ziel tmd Lei- 
stungen der deutschen Entwicklirngszusammeneir- 
beit sowie die deutschen Positionen im Nord-Süd- 
Dialog unterrichtet. 


7.5 Entwicklungspolitische Blidungsarbeit 

Die entwicklungspolitische Bildung ist nicht nur 
eine staatliche, sondern auch eine gesamtgesell- 
schaftliche Aufgabe. Deshalb werden in Zusammen- 
cirbeit mit den gesellschaftlichen Organisationen 


und Institutionen, z.B. politischen Stiftungen, Ge- 
werkschaften und Berufsverbänden, Kirchen, Ju- 
gend- und Erwachsenenbildungsstätten, Schulen etc. 
geeignete Programme entwickelt, die in der Öffent- 
lichkeit das Verständnis der Nord-Süd-Problematik 
fördern und die Bereitschaft zum Engagement wek- 
ken sollen. Hierbei steht die Vorbereitung der Bun- 
desbürger auf die Begegnung mit Armut und Elend 
in den Entwicklungsländern aber auch die Konfron- 
tation mit fremden Kulturen im Vordergrund. 

Von Anfang 1987 bis Mitte 1989 wurden rd. 80.000 
Bürgeranfragen und -eingaben beantwortet. Etwa 
21.000 Besucher hatten im gleichen Zeitraum Gele- 
genheit, im BMZ mit sachkimdigen Angehörigen 
des Hauses entwicklungspolitische Fragen zu disku- 
tieren. Dabei stand die Unterrichtung entwicklungs- 
politisch engagierter Gruppen im Vordergrund. 

Die jugendpolitische Zusammenarbeit mit Entwick- 
lungsländern, die vom Bundesminister für Jugend, 
Familie, Frauen imd Gesundheit im Rahmen des 
Bundes] ugendplanes gefördert wird, soll jungen 
Menschen Gelegenheit geben, die Probleme der 
Dritten Welt und die Erfordernisse der Entwick- 
limgspolitik kennenzulemen, aber auch einen eige- 
nen Solidaritätsbeitrag in bestimmten Projekten der 
Zusammenarbeit, insbesondere in Auft)aulagem 
(work camps) zu leisten. 
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lll. Anhang 

1. Entwicklungspolitische Zusammenarbeit mit zehn von der Bundesregierung 
besonders geförderten Ländern 


Die Bundesregierull ig arbeitet weltweit mit Enwick- 
lungsländem zusanunen, setzt dabei aber Schwer- 
punkte. Im folgend« m werden die besondere Förde- 
rung von zehn Entwicklungsländern näher darge- 
stellt und Schwerpunkte der Zusammenarbeit be- 
gründet, Ausvahlki iterien für diese Länder waren 
nicht nur ein hohei 5 Zusagevolumen, sondern auch 
Steigerungen der Zi isagen im Berichtszeitraum, qua- 
litative Aspekte, ho hes deutsches Pro-Kopf-Hilfevo- 
lumen, Struktiirreformen und eine regional mög- 
lichst ausgewogene Verteilung. 


1.1 Indien 

1.1.1 WlrtocKefttldH I und soziale Situation 

Indien hat eine Vi rtschafts- und Sozialstruktur, in 
der sich unübersdhl »ar ein moderner von einem tra- 
ditionellen Sekta abhebt. Das Land gehört zur 
Gruppe der ännstez i Länder, gleichzeitig aber auch 
zur Gruppe der griJ Iten Industrienationen der Erde. 
Nach indischen Ai' faben lebten 1988 noch ca. 29 % 
der Bevölkerung, cÄ. nmd 230 Millionen Menschen 
unterhalb der .Armutsgrenze", nach Berechnungen 
der Weltbank sogar 41 % bzw. 330 Millionen Men- 
schen. Der wurtSchaftliche Aufschwung im moder- 
nen Sektor mit seinen 100 bis 200 Millionen „Konsu- 
menten" berührt die nach sozialen, kulturellen und 
technischen Maßstäben „mittelalterlich" lebende 
Mehrheit der ländlichen Bevölkerung nur wenig. 
Trotz eines Wirtschaftswachstums von durchschnitt- 
lich 5,7 % pro Jahr in den letzten fünf Jahren ist noch 
nicht absehbar, wann Indien den Status eines 
Schwellenlandes erreicht haben wird. Nach wie vor 
wird eine gleichgewichtige Wirtschaftsentwicklung 
von den chronischen Engpässen in den Sektoren 
Energie, Kommunikation und Transport behindert. 
Außerdem bereiten weiterhin veraltete Technologie 
und geringe Produktivität, der Mangel an Arbeits- 
plätzen, die unzureichende internationale Wettbe- 
werbsfähigkeit sowie die Kardinalprobleme Bevöl- 
kenmgswachstum und Massenarmut der Regierung 
große Sorgen, Trotz der offiziellen Anstrengungen 
auf dem Gebiet der Familienplanung wächst die Be- 
völkerung mit 2,2 %. Die derzeitige Bevölkerung 
wird auf nmd 800 Millionen Menschen geschätzt. 

Als Ergebnis der Verbessenmgen bei Bewässerung, 
Saatgut, Einsatz von Düngemitteln und anderen 
landwirtschaftlichen Inputs („Grüne Revolution") hat 
Indien trotz einer Jahrhundertdürre 1987/88 die an- 
gestrebte Selbstversorgung bei Nahrungsgetreiden 
erreicht; allerdings kann sich angesichts der gravie- 
renden Beschäftigungsprobleme etwa die Hälfte der 


Bevölkerung wegen ungenügender Kaufkraft nur 
unzureichend ernähren. 

Der Staatshaushalt ist seit 1982 defizitär. Gegenüber 
den Einnahmen der Zentralregierung sind die lau- 
fenden Ausgaben, auch für Verteidigimg, überpro- 
portional gestiegen mit der Folge wachsender Defi- 
zite. Sorgen bereitet weiterhin die Außenhcuidels- 
entwicklung, auch wenn sich zur Zeit gegenüber 
dem Rekorddefizit des Jahres 1985/86 eine deutliche 
Besserung abzeichnet. Die Gesamtschuldendienst- 
quote ist von nur 14,5 % (1983) auf 28,8 % (1987) ge- 
stiegen. Ende 1988 dürfte sie bei über 30 % gelegen 
haben. Im internationalen Vergleich bleibt die Ver- 
schuldung jedoch noch akzeptabel und wird nach 
den weitgehend realistischen Planvorgaben Anfang 
der 90er Jahre wieder sinken. 

Die innenpolitische Entwicklimg Indiens, der volk- 
reichsten funktionierenden parlamentarischen De- 
mokratie der Welt, ist belastet durch regionale und 
religiöse Unabhängigkeitsbewegungen, insbeson- 
dere der extremen Sikhs im Punjab und moslemi- 
schen Fundamentalisten und Separatisten in Kasch- 
mir, die die nationale Einheit und Integrität des indi- 
schen Subkontinents bedrohen. 


1.1.2 Die Entwickiungspolitik Indiens 

Traditionell verfolgt Indien eine Entwicklungspoli- 
tik mit den Zielen Wachstum, Eigenständigkeit imd 
soziale Gerechtigkeit. Die Verfolgimg dieser Ziele 
führte u.a. zu der weitgehend unabhängigen Nah- 
nmgsmittelversorgung und der starken Diversifizie- 
rung der einheimischen Industrie. Der 7. Fünfjahres- 
plan (1985 bis 1990) führt diese Tradition fort, wobei 
die Befriedigung der Gnmdbedürfnisse noch stärker 
heraüsgestellt wird. Die Ansätze für die Förderung 
der ländlichen Entwicklung sowie die Verbesserung 
des Loses der schwächeren Schichten der Gesell- 
schaft sind überproportional gesteigert worden. 
Schwerpunkte der Ausgaben des 7. Plans sind die 
Sektoren Energie (30 %), Landwirtschaft und Bewäs- 
serung (22 %), Soziales (16 %), Verkehr (15 %) sowie 
Industrie und Rohstoffe (12 %). In der Wirtschaftspo- 
litik verfolgt die indische Regierung ein Anpas- 
sungsprogramni der selektiven Liberalisierung, um 
die Industriestrukturen effizienter zu gestalten und 
so rpehr Wirtschaftswachstum zu erreichen. Elemen- 
te sind: weniger staatlicher Dirigismus, weniger au- 
ßenwirtschaftliche Protektion, kostengerechte Prei- 
se. Nach beachtlichen Erfolgen in den ersten Jahren 
dieser Politik sind die Erwartungen inzwischen et- 
was gedämpfter. Die neue Regierung ist aber fest 
entschlossen, diese Politik fortzusetzen. 
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Die Finanzierung der indischen öffentlichen Ent- 
wicklxmgsausgaben soll zu rund 90 % durch Inlands- 
mittel sichergestellt werden. Demgegenüber muß 
die gesamte öffentliche Unterstützung, die Indien 
aus dem Ausland erhält (6 % der Entwicklungsaus- 
gaben; fast 3 US-Dollar pro Kopf), eher unbedeutend 
erscheinen. Die deutsche Hilfe beträgt ungefähr %© 
dieser Gesamthilfe. Um seine wachstumsorientierte 
Wirtschafts- und Entwich- lungspolitik aufrecht er- 
halten zu können, ist Indien trotz des geringen An- 
teils am öffentlichen Gesamtinvestitionsvolumen 
weiterhin auf umfangreiche bilaterale und multila- 
terale Hilfe - vor allem zu konzessionellen Bedin- 
gimgen ~ angewiesen. 


1.1.3 Entwicklungspolitische Zusammenarbeit 

Indien nimmt, gemessen am Fördervolumen pro 
Kopf der Bevölkenmg, nur etwa den 100. Rang der 
Entwicklimgsländer ein, die Entwicklungshilfe von 
der Bundesregienmg erhalten. Trotzdem ist Indien 
das Entwicklungsland, das von der Bundesregierung 
absolut mit den meisten Mitteln gefördert wurde. 

Von 1958 bis 1988 hat die Bxmdesregierimg für In- 
dien insgesamt 10,8 Mrd. DM, davon 9 Mrd. DM in 
der Finanziellen Zusammenarbeit, bereitgestellt. 
Hinzu kommen 0,9 Mrd. DM Finanzkredite der KfW 
im Rahmen der Mischfinanzienmg. Außerdem er- 
bringt die Bundesregierung über multilaterale Ka- 
näle umfangreiche Hilfe für Indien (1971-1987: 4,7 
Mrd. DM). Die Schwerpunkte der Zusammenarbeit 
in den letzten Jahren (Nutzung einheimischer Ener- 
giequellen, Verbesserung des Verkehrswesens, 
strukturelle Anpassung des Industriesektors, Ent- 
wicklung der Landwirtschaft xmd technische Ausbil- 
dung) sollen auch in Zukimft beibehalten werden. 
Der Umweltschutz kommt seit 1989 verstärkt hinzu. 


Eine wesentliche Ergänzung der staatlichen bilate- 
ralen Zusammenarbeit ist die Fprderung indischer 
Selbsthilfeorganisationen durch deutsche Nichtre- 
gierungsorganisationen. Auch in| diesem Bereich ist 
Indien der größte Partner. Aus i dem Haushalt des 
BMZ werden für diese Arbeit jährlich rund 50 Mio. 
DM zur Verfügimg gestellt. 


1.1.4 Auswirkungen der entwicklMjnypöl M iei dfn Zu- 
sammenarbeit 


Die Zusammenarbeit konzentri^. sich auf Haupt- 
engpaßbereiche der indischen V Tirtschaft Günstige 
Kreditbedingtmgen im Rahmen der deutschen Fi- 
nanziellen Zusammenarbeit gew innen für Indien zu- 
nehmend an Bedeutung, insbeiondere nach dem 
rückläufigen Trend der IDA-MitfeL 
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knapp 1 % der indischen 
ausgaben nur marginal ist, trägt 
bei, die für Verwirklichung 
meidlichen Importe ohne ernst! 
Probleme zu finanzieiren. Die M| 
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dialogs sind jedoch auch für and^ri 
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en Beitrags mit 
Ent wicklimgs- 
er wesentlich dazu 
Planziele unver- 
:e Verschuldungs- 
ÖgLichkeiten zu ei- 
Lfisch über die Ent- 
imen des Politik- 
e Geber begrenzt. 


Da sich andererseits die indischer Zielsetzungen in 
der Sozial- und Wirtschallspolittit weitgehend mit 
den entwicklxmg^joUtischen Paritäten der Bun- 
desregierung decken, verläuft dp^ deutsch-indische 
Zusammenarbeit problemlos. 


1.2 Ägypten 

1.2.1 Wirtschaftliche und soziale Situation 


In der Finanziellen Zusammenarbeit bilden Misch- 
finanzierungsprojekte im modernen Sektor, vor al- 
lem Projekte der Energieerzeugung, mit rund 40 % 
der Mittel den Schwerpunkt. Weitere 20 % der Mit- 
tel werden für Projekte der sozialen Infrastruktur 
und des Umweltschutzes bereitgestellt. 

Die restlichen 40 % werden für Warenhilfe, Anlage- 
güterhilfe und Industrie-Entwicklungsbanken- 
Förderung verwendet xmd sollen Indien bei seiner 
hberalen Wirtschaftspolitik xmterstützen, Das Land 
verwendet die Mittel überwiegend für Käufe in der 
Bxmdesrepublik Deutschland. 

Schwerpunkte der Technischen Zusammenarbeit 
sind der Umwelt- xmd Ressoxircenschutz und Maß- 
nahmen der technischen Ausbildxmg. Angesichts der 
fortgeschrittenen industriellen Entwicklxmg Indiens 
xvird die Lösxmg von Spezialproblemen in technolo- 
gisch anspruchsvollen Bereichen (Elektronik, Fem- 
meldewesen xmd anderen) weiterhin eine wichtige 
Rolle spielen. Ein weiterer Schwerpxmkt ist die För- 
derxmg der indischen Export- xmd Wettbewerbsfä- 
higkeit, xim dadxirch einen Beitrag zxim Abbau des 
indischen Handelsdefizits, insbesondere auch ge- 
genüber der Bundesrepublik Deutschlcmd, zu lei- 
sten. 


Ägypten ist viermal so groß wie die Bxmdesrepublik 
Deutschland, bietet seinen rd. 50 Millionen Einwoh- 
nern aber dennoch nur ein Siedlxmgsgebiet von der 
Größe Baden-Württembergs, denn das Kultur- xmd 
Siedlungsland konzentriert sich fast ausschließlich 
auf das Niltal xmd das Nildelta. Die Gebxirtenrate ist 
hoch (2,6“3 % pro Jahr), alle acht Monate kommen 
1 Million Menschen dazu. Die Bevölkerxmgsdichte 
in den Städten ist heute schon höher als die in Ban- 
gladesch. Ägyptens Nahrungsmittelprodxiktion, Bil- 
dungseinrichtxmgen und Wohnxmgsbau reichen für 
die schnell wachsende Bevölkerung bei weitem 
nicht mehr aus. Der für die Landwirtschaft genutzte 
Boden nimmt, vor allem wegen der sich ausbreiten- 
den Städte, ständig ab. Ägypten - 1970 noch (Netto)- 
Agrarexporteur - importiert heute über zwei Drittel 
seiner Nahrxmgsmittel. Der Anstieg der Weltmarkt- 
preise für eine Reihe von Nahrxmgsgütem hat die 
ohnehin hohe Importrechnxmg bedrohlich ansteigen 
lassen. Weil die Grxmdnahrxmgsmittel subventio- 
niert werden, gibt es in Ägypten aber (noch) keinen 
Hxmger. 

Die wichtigsten Wirtschaftssektoren des Landes, die 
zusammen fast 60 Prozent des Bruttoinlandprodxik- 
tes ausmachen, sind Handel, Finanzwesen xmd Ver- 
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Sicherungen, gefolgt von der Landwirtschaft und 
den Bereichen Industrie und Bergbau. Hauptexport- 
güter sind Erdöl und Erdölprodukte (wenn auch mit 
sinkender Tendenz) sowie Baumwolle und Baum- 
wollerzeugnisse. Wichtigster Devisenbringer bei 
den Dienstleistungen sind die Gastarbeiterüberwei- 
sungen von 1,5 Millionen Ägyptern, die im Ausland 
arbeiten, gefolgt von den Suezkanalgebühren und 
den Einnahmen aus dem Tourismus. Ägypten hat 
sein Wirtschaftspotential aus Kulturland, Arbeits- 
kräften, Wasser, Erdöl, und touristischer Attraktivi- 
tät bisher nicht genügend genutzt und konnte - auch 
nach ersten Umschuldungen im Jahre 1987 - seine 
bisher größte Wirtschaftskrise noch nicht bewälti- 
gen. 

Die sich laufend verschlechternde Einkommensver- 
teilung bei gleichzeitig sinkendem Realeinkommen 
für weite Teile der unteren und mittleren Einkom- 
mensbezieher ist das größte sozialpolitische Pro- 
blem des Landes. Im öffentlichen Sektor bereiten 
langwierige Genehmigungsverfahren, schwaches 
Management und vor allem die schlechte Bezahlung 
des Personals Probleme, die unter anderem dazu füh- 
ren, daß qualifiziertes Personal abwandert und die 
verbliebenen Arbeitskräfte oft wenig motiviert sind 
bzw. mehrere Tätigkeiten ausüben und sich nach zu- 
sätzlichen Einnahmequellen umsehen müssen. Un- 
günstig wirken sich auch die staatlich festgesetzten 
Verkaufspreise aus, die oft nicht kostendeckend 
sind, und zu volkswirtschaftlich unrentablen Investi- 
tionen führen. Angesichts der in Wirtschaftskreisen 
nur als mäßig beurteilten Investitionsbedingungen 
hielt sich der Zufluß ausländischen Kapitals in en- 
gen Grenzen. Die Kapitalflucht aus Ägypten wird 
auf über 60 % der im Ausland aufgenommenen Kre- 
dite geschätzt (1970 bis 1983, neuere Schätzungen 
liegen nicht vor). Damit wäre Ägypten das von der 
Kapitalflucht am drittstärksten betroffene Entwick- 
lungsland der Welt nach Venezuela und Argentini- 
en. Die Auslandsverschuldung Ägyptens wird von 
der Weltbank auf ca. 46 Mrd. US-$ geschätzt. Die An- 
gaben zur Schuldendienstquote schwanken. Die 
Weltbank gibt die Schuldendienstquote für 1987 mit 
21,5 % der Exporte an (Weltbank, Weltentwick- 
lungsbericht 1989). 


1.2.2 Entwicklungspolitik Ägyptens 

Die ägyptische Wirtschafts- und Entwicklungspoli- 
tik muß Antworten auf folgende drängende Proble- 
me finden: einen überbewerteten Wechselkurs, ei- 
nen staatlich festgesetzten negativen Realzinssatz, 
unwirtschaftlich arbeitende Staatsbetriebe in vielen 
Sektoren sowie Preisregulierungen für Agrarpro- 
dukte, Strom und Telefon, die den Konsum zu Lasten 
der Produktion fördern und als direkte oder indirek- 
te Subventionen zu Defiziten im Staatshaushalt und 
der Devisenbilanz führen. Die Umsetzung des 1987 
mit dem IWF vereinbarten Strukturanpassungspro- 
gramms für einen Beistandskredit über 250 Mio. SZR 
ist gescheitert, weil Ägypten seine wirtschaftspoliti- 
schen Reformabsichten nicht wie vereinbart erfüllt 
hat. Die Einigung mit dem IWF ist aber Vorausset- 
zung für weitere Schritte auf dem Weg zur Gesun- 


dung der ägyptischen Wirtschaft, insbesondere für 
die dringend nötige Anschlußumschuldung der offi- 
ziellen Verbindlichkeiten Ägyptens im Pariser Club. 
Ägypten ist dem IWF in den Verhandlungen mittler- 
weile in einigen Bereichen gefolgt und hat Maßnah- 
men ergriffen, die auch die bisher geschonten ärme- 
ren Schichten der Bevölkerung tangieren. So wur- 
den - teils offen, teils verdeckt - die Energietarife 
und die Preise für eine Reihe von Nahrungsmitteln 
zum Teil drastisch erhöht. Dennoch ist eine Eini- 
gung mit dem IWF bisher nicht zustande gekommen, 
weil die Verhandlungspartner sich nicht über Zins- 
niveau und über Fragen der Wechselkurspolitik ei- 
nigen konnten. Der IWF fordert die Einführung rea- 
listischer Wechselkurse und real positiver Zinsen. 
Daneben werden konkrete MaßnaWen zur Verrin- 
gerung des Budgetdefizits auf unter 10 % des BSP in 
1990 (Defizit 1987/88: 20 %) verlangt. 

Besonders unbefriedigend sind die Reformanstren- 
gungen im Bereich der Förderung der Privatwirt- 
schaft. Hier bleibt Ägypten erheblich hinter den 
selbstgesteckten Reformzielen zurück: Ungeachtet 
der Ankündigung, im Zuge des Investitionsplanes 
1987 bis 1992 dem privaten Sektor erheblich größe- 
res Gewicht einzuräumen, ist der größte Teil der In- 
dustrie nach wie vor in öffentlicher Hand. Der Pri- 
vatsektor besteht in der Hauptsache aus kleinen und 
mittleren Betrieben. 


1.2.3 Entwicklungspolitische Zusammenarbeit 

Die Bundesregierung hat für Ägypten im Rahmen 
der bilateralen Entwicklungszusammenarbeit bis 
einschließlich 1989 insgesamt über 5 Mrd. DM an 
Entwicklungshilfemitteln bereitgestellt, davon 4.436 
Mio. DM im Rahmen der FZ. Damit ist Ägypten 
weltweit einer der wichtigsten Empfänger deut- 
scher Entwicklungshilfe. 

Schwerpunkte der Entwicklungszusammenarbeit 
mit Ägypten sind: 

- schnell wirksame Maßnahmen zur Produktivitäts- 
steigerung in Landwirtschaft und Industrie 

- Förderung der Infrastruktur (vor allem in den Be- 
reichen Energie, Eisenbahn, Fernmelde wesen, 
Wasserversorgung) 

- Aus- und Fortbildung in technischen Berufen 

- ländliche Entwicklung und Förderung von Selbst- 
hilfevorhaben, vor allem auch von Frauen. 

Probleme bereiten mitunter die unzureichende und 
zeitaufwendige Projektvorbereitung auf ägyptischer 
Seite sowie der Mangel an bzw. die Abwanderung 
von geeigneten Counterparts. Hinzu kommt die 
Konkurrenz um „gute“ Projekte in Folge des insge- 
samt hohen Hilfeangebots der Geber. 

Die Vorhaben der Kirchen und der politischen Stif- 
tungen in Ägypten konzentrieren sich auf den Auf- 
bau von Sozialeinrichtungen, auf Wohnungsbau, Ge- 
meinwesenentwicklung und Erwachsenenbildung 
sowie auf den Aufbau von Genossenschaften und die 
Medienförderung. 
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1.2.4 Auswirkungen der entwicklungspolitischen Zu- 
sammenarbeit 

Die deutsche Hilfe hat in einigen Bereichen Entwick- 
lungsfortschritte bewirkt, vor allem deshalb, weil sie 
seit langem auf bestimmte Sektoren konzentriert ist: 
Bei der Eisenbahn haben wir einen Beitrag dazu ge- 
leistet, daß der Lokomotivenpark verläßlicher, der 
Streckenaufbau und die Wartung insgesamt besser 
und zuverlässiger geworden sind. Durch eine Reihe 
von Vorhaben der Technischen Zusammenarbeit hat 
die deutsche Entwicklungshilfe mitgeholfen, die 
landwirtschaftliche Produktion zu erhöhen und die 
Ernte vor Verlusten, z,B. durch Schadnager zu be- 
Wcihren. Das Telefonsystem in Kairo funktioniert 
heute - auch dank deutscher Entwicklungshilfe - er- 
heblich besser. Und nicht zuletzt: über 4.000 Personen 
wurden mit deutschen EZ-Mitteln aus- oder fortge- 
bildet. Bei der Beurteilimg des Stellenwerts der deut- 
schen Hilfe an Ägypten ist allerdings zu berücksich- 
tigen, daß sie nur etwa 5,7 % der ägyptischen Ge- 
samtinvestitionen (1985) und etwa 12 % der deut- 
schen Exporte nach Ägypten (1988) ausmacht. 

Die entwicklungspolitische Zusammenarbeit mit 
Ägypten ermöglicht es der Bundesregierung, einen 
Politikdialog über die Verbesserung der entwick- 
lungshemmenden Rahmenbedingungen zu führen. 


1.3 Indonesien 

1.3.1 Wirtschaftliche und soziale Situation 

Indonesien hat eine Bevölkerung von ca. 175 Millio- 
nen Einwohnern auf rd. 2 Millionen qkm Landfläche 
mit erheblichen Bodenschätzen und Agrarpotential. 
Das Pro-Kopf-Einkommen betrug 1987 450 US-$ (It. 
WB-Angabe), etwa 40 % der Haushalte leben unter- 
halb der Armutsgrenze. 

Indonesien hat seine hohen Öl- und Gaseinnahmen 
der Vergangenheit für Investitionen in der Land- 
wirtschaft, Industrie, Infrastruktur sowie für Erzie- 
hung, Gesundheit imd Familienplanung relativ sinn- 
voll genutzt. Das Land erreichte Selbstversorgung in 
Reis und erheblichen sozialen Fortschritt (u.a. bei 
Einschulungsraten, Rückgang der Kindersterblich- 
keit, Nahrungsmittelversorgung pro Kopf etc.). Die 
Höhe der Militärausgaben ist schwer einzuschätzen 
(nach ACDA 1983 2,8 % des BSP). 

Der Verfall der Ölpreise (seit 1986) stellt Indonesien 
vor schwere Belastungen. Darauf hat die indone- 
sische Regierung schnell und in geeigneter Weise 
reagiert: Sparhaushalte, Erhöhung der Steuerein- 
nahmen, Abwertungen, Maßnahmen, um die Nicht- 
ölexporte zu steigern und um in- und ausländische 
Investitionen der privaten Wirtschaft zu erleichtern 
(Deregulierung). 

Zu den wichtigen Entwicklungsengpässen in Indo- 
nesien zählen: 

- hohe Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung 
(jährlicher Neuzugang an Arbeitssuchenden ca. 
2,8 Millionen); 


- Mangel an qualifizierten Fachkräften insbesonde- 
re auf mittlerer Ebene; unzureichende Aus- und 
Fortbildungsstruktur; 

- ungenügende soziale Infrastruktur (insbesondere 
Basisgesundheitsdienst, Versorgung mit Trink- 
wasser); 

- Bevölkerungswachstum von ca. 2,1 % jährlich mit 
geringfügig abnehmender Tendenz; 

- noch erhebliche (jedoch abnehmende) Abhängig- 
keit der Staatseinnahmen von Erdöl und Erdgas; 

- der sich aus dem Bevölkerungs Wachstum erge- 
bende Druck auf die natürlichen Ressourcen, ins- 
besondere die Dezimierung der Regenwaldbe- 
stände (Verlustrate ca. 0,9 Millionen ha pro Jahr). 

Hinzu kommt eine hohe Auslandsverschuldimg von 
mehr als 50 Mrd. US-$. Die Schuldendienstquote be- 
trug 1989 38 %, der Schuldendienst im Haushaltsjahr 
1988/89 belief sich auf über 7 Mrd. US-$. 

Die Entwicklimgsmöglichkeiten Indonesiens beru- 
hen vor allem auf: 

- Erdöl- und Erdgasreserven für mehrere Jahrzehn- 
te; 

- beachtliche Vorkommen an metallischen Rohstof- 
fen und Kohle; 

- Möglichkeiten der Produktionssteigerung in der 
Landwirtschaft, insbesondere auf den Außenin- 
seln; 

- großes Potential in der Forst- und Holzwirtschaft, 
jedoch verbimden mit ökologischen Risiken; 

- große Möglichkeiten in der Ausweitung des Bin- 
nen- und Meeresfischereiwesens; 

- großes Arbeitskräftereservoir. 


1.3.2 Entwicklungspolitik Indonesiens 

Der V. Fünfjahresplan (1989/90 bis 1994/95) basiert 
auf drei Entwicklungszielen: 

- adäquates Wirtschaftswachstum, 

- angemessene Einkommensverteilung, 

- nationale Stabilität. 

Er gilt als Grundlage für die Zusammenarbeit mit al- 
len Gebern, 

Der V. Plan räumt dem wirtschaftlichen Wachstum 
(Ziel 5 %) Vorrang ein und knüpft daran Fortschritte 
im sozio-ökonomischen Bereich (u.a. Bildung, Ge- 
sundheit, Trinkwasserversorgung). In der Landwirt- 
schaft hat die Selbstversorgung mit Grundnahrungs- 
mitteln im Plan hohe Priorität. Eine Entlastung des 
Arbeitsmarktes wird durch Fortschritte bei der Indu- 
strialisierung erwartet. 

Die Förderung des privaten Sektors, der Ausbau der 
Verkehrsinfrastruktur, die Elektrizitätsversorgung 
und das T elekommunikationswesen haben im V. Plan 
als Stütze des Wirtschaftswachstums hohe Priorität. 
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Die Weltbank schätzt den Bedarf Indonesiens an 
Auslandskapital für die konunenden Jahre auf jähr- 
lich 8,5 Mrd. Dollar, steigend bis zu 10,7 Mrd. Dollar 
in den Jahren 1996 bis 2001. Trotz wachsender Zufuhr 
von privatem Kapital (infolge der Deregulierungs- 
maßnahmen der Regierung und der Wiederbelebung 
der Wirtschaft) wird in absehbarer Zeit dieser Bedarf 
zum überwiegenden Teil nur durch öffentliche Mit- 
tel gedeckt werden können? in den nächsten beiden 
Jahren bis zu einem Zweidrittel- Anteil. 


1.3.3 Entwicklungspolitische Zusammenarbeit 

Bis Ende 1988 hat die Bundesregierung Indonesien 
Mittel in Höhe von 3,9 Mrd. DM bereitgestellt, da- 
von 2,7 Mrd. DM FZ und 1,2 Mrd. TZ. 

Seit den Regierungsverhandlungen 1989 gilt die 
Vereinbarung , die bisher sektoral vielfältige Zusam- 
menarbeit auf folgende Schwerpunkte zu konzen- 
trieren: 

- Projekte und Programme in den Sektoren Energie, 
Transport, Telekommunikation, Trinkwasserver- 
sorung und Abwasserentsorgung 

- Förderung kleinerer und mittlerer Produktionsbe- 
triebe zur Stärkung des privaten Sektors und des 
Exportpotentials. 

- ländliche und landwirtschaftliche Entwicklung in 
ausgewählten Bereichen und Regionen 

- Umweltschutzmaßnahmen (Wälder, Gewässer) 

- Aus- und Fortbildung einschließlich gewerblicher 
Berufsbildung in den o.a. prioritären Bereichen 

Wichtigster Förderschwerpunkt ist die ländliche 
Entwicklung; darüber hinaus ist vereinbart worden, 
der Armutsbekämpfung in Zukunft zunehmendes 
Gewicht zu verleihen. Mit dieser Schwerpunktfest- 
legung soll die deutsche EZ gezielt zur Lösung we- 
sentlicher Probleme und Engpässe beitragen. 

Größere Probleme bei der Projektdurchführung und 
bei der Erbringung von Partnerschaftsleistungen 
treten nicht auf. 

Die Geberkoordinierung erfolgt jährlich im Rahmen 
der IGGI-Konferenz (Intergovernmental Group on 
Indonesia) unter dem Vorsitz der Niederlande. 

Kirchen und andere nichtstaatliche Organisationen, 
die über ihre örtlichen Strukturen die bedürftigen 
Bevölkerungsschichten besser erreichen können, 
fördern vor allem Vorhaben mit dem Charakter ei- 
ner unmittelbaren basis- und grundbedürfnisorien- 
tierten Hilfe. 

Für private Träger bietet Indonesien - auch wegen 
der Fülle der dort aktiven Nichtregierungsorganisa- 
tionen (NRO) - ein lohnendes aber auch schwieriges 
(u.a. wegen der allgegenwärtigen Kontrolle durch 
den Staatsapparat) Arbeitsfeld. Der politische Bewe- 
gungsraum (Stiftungen) ist sehr begrenzt. 

Erhebliches Gewicht hat der Einsatz integrierter Ex- 
perten in Indonesien. 


1.3.4 Auswirkungen der entwicklungspolitischen Zu- 
sammenarbeit 

Indonesien hat - unterstützt durch die Geber - er- 
hebliche Entwicklungsfortschritte erzielt. Das gilt 
nicht nur bezüglich der landwirtschaftlichen Pro- 
duktion und der Verbesserung der Infrastruktur son- 
dern auch im Hinblick auf soziale Bereiche (u.a. Er- 
ziehungs- und Gesundheitswesen). Signifikante 
Fortschritte wurden in der Deregulierung der Wirt- 
schaft erzielt und in der Steigerung der Exporte au- 
ßerhalb des Öl/Gas-Sektors. Es werden weitere er- 
hebliche Anstrengungen nötig sein, um die ehrgeizi- 
gen Entwicklungsziele zu erreichen und insbeson- 
dere auch neue Arbeitsplätze für die rasch wachsen- 
de Zahl von Arbeitssuchenden zu schaffen. Wichti- 
ges Zukunftsziel bleibt die erhöhte Mobilisierung 
eigener Ressourcen (Steueraufkommen). 

Die Gesamtbilanz der entwicklungspolitischen Zu- 
sammenarbeit mit Indonesien ist positiv. Die Bun- 
desrepublik Deutschland ist mit den USA und den 
Niederlanden mit weitem Abstand nach Japan einer 
der wichtigsten bilateralen Geber. Als Mitfinancier 
von Weltbank, Asiatischer Entwicklungsbank und 
UN-System hat die Bundesrepublik Deutschland in- 
direkt Anteil an den EntwicMungsprojekten dieser 
Organisationen. 

Die Rahmenbedingungen für die Entwicklungszu- 
sammenarbeit werden mit der indonesischen Regie- 
rung in den bilateralen Verhandlungen und in der 
Geberkonferenz (IGGI) erörtert. Die nunmehr stär- 
ker markt- und privatwirtschaftlich ausgerichtete 
Wirtschafts- und Stabilitätspolitik der indonesischen 
Regierung erleichtert den entwicklungspolitisch 
und ökonomisch sinnvollen Einsatz unserer Hilfe. 


1.4 Bangladesch 

1.4.1 Wirtschaftliche und soziale Situation 

Bangladesch ist mit 737 Einwohnern pro qkm (1987) 
der dichtestbesiedelte Flächenstaat und mit einem 
Pro-Kopf-Einkommen von 160 US-$ (1987) eines der 
ärmsten Länder der Welt. Das Land verfügt außer 
Erdgas- und Kohlevorkommen über keine nennens- 
werten Bodenschätze; selbst Steine und Kies kom- 
men in dem Schwemmland nicht vor und müssen im- 
portiert werden. 

Bedeutendster Wirtschaftszweig des Landes ist die 
Landwirtschaft mit einem BIP-Anteil von ca. 45 %. 
Etwa 90% der Gesamtbevölkerung leben in ländli- 
chen Gebieten und sind somit direkt oder indirekt 
von der Landwirtschaft abhängig. Zugleich bildet 
die Landwirtschaft die Grundlage für den Industrie- 
sektor, in dem überwiegend landwirtschaftliche 
Rohstoffe (vor allem Jute, aber auch Zucker, Baum- 
wolle, Tee und Fischereierzeugnisse) verarbeitet 
werden. 

Wegen der geringen Rohstoffvorkommen besteht 
ein massives strukturelles Handelsbilanzdefizit 
(1987/88: über 1,7 Mio. US-$). Verstärkte Exporte bei 
den traditionellen und nicht-traditionellen Ausfuhr- 
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sten Bevölkerungsgruppen auf dem Lande fördert 
(Expansionsprogramm, Fischfarm, Ausbildung). 

Unter Federführung der Weltbank wurde ein umfas- 
sendes Konzept für den Überschwemmungsschutz 
erarbeitet (action plan for flood control). 

Auf dem Sektor Gesundheit einschl. Familienpla- 
nung beteiligt sich die Bundesregierung mit FZ und 
TZ an einem multilateralen Bevölkerungspro- 
gramm. Es soll darauf hingewirkt werden, dieses 
Programm stärker in ein Gesamtsystem der Fami- 
liengesundheitsvorsorge im Rahmen von Basisge- 
sundheitsdiensten einzubetten. Dem gleichen Ziel 
dient ein in Vorbereitungbefindliches TZ-Vorhaben. 

Der Landwirtschaftssektor soll Schwerpunkt unse- 
rer TZ bleiben. Es ist vorgesehen, die Zusammenar- 
beit auf ländliche Regionalentwicklungsprogramme 
in den Distrikten Tangail und Kurigram zu konzen- 
trieren. 

Im Energiesektor beteiligen wir uns am Ausbau der 
Kraftwerkskapazitäten sowie an einem Strukturhil- 
feprogramm der Weltbank und leisten Technische 
Hilfe im Ausbildungswesen. 

Im Sektor der Infrastruktur besteht eine Zusammen- 
arbeit auf dem Gebiet des Eisenbahnwesens (Liefe- 
rung von Lokomotiven, Streckenrehabilitierung und 
-erweiterung, Ausbildung). 

Die Nahrungsmittelhilfe (1988: 10,9 Mio. DM; 1989 
10,0 Mio, DM) soll weiterhin zur Unterstützung von 
Selbsthilfeaktivitäten (food for work und food for 
training) und künftig auch im Rahmen von Struktur- 
anpassungsmaßnahmen eingesetzt werden, sofern 
geeignete Vorhaben hierfür vorhanden sind. 

Die Zusammenarbeit mit Bangladesch gestaltet sich 
schwierig. Die Probleme resultieren in erster Linie 
aus dem Fehlen eines Entwicklungskonzepts der Re- 
gierung zur Erreichung der postulierten Ziele und 
aus der schwerfälligen Verwaltung. Die Gewöhnung 
an ausländische Hilfe verfestigt eine Mentalität, die 
hohe Mittelzusagen als selbstverständlich betrach- 
tet und Kooperation vom Wohlverhalten der Geber 
abhängig macht. Wegen mangelhafter Eigenan- 
strengungen zur Mobilisierung höherer Staatsein- 
nahmen ist die Finanzierung der Landeswährungs- 
und laufenden Kosten von Projekten gefährdet. 

In der künftigen Zusammenarbeit mit Bangladesch 
sollen in Anbetracht der schwierigen wirtschaftli- 
chen und sozialen Situation des Landes mit Priorität 
Vorhaben gefördert werden, die einen direkten Bei- 
trag zur Beseitigung der Armut leisten. Für die Pro- 
jekthilfe werden sich voraussichtlich weiterhin 
Schwierigkeiten aus der begrenzten Absorptionsfä- 
higkeit und der unzureichenden Leistungsfähigkeit 
potentieller Projektträger ergeben. Solchen Schwie- 
rigkeiten wird sich auch das zu erarbeitende Kon- 
zept für Überschwemmungsschutz gegenübersehen. 

Möglichkeiten zur Kofinanzierung, insbesondere in 
Zusammenarbeit mit Weltbank und ADB, sollen ge- 
nutzt werden, nicht zuletzt um auch die Geberpositi- 
on im Politikdialog zu stärken. 


1.4.4 Auswirkungen der entwicklungspolitischen Zu- 
sammenarbeit 

Obwohl die deutsche bilaterale Hilfe wertmäßig nur 
etwa 2,5 % desbangladeschischen Entwicklungs- 
haushaltes finanziert, sind positive Auswirkungen 
durch gezielten Einsatz in folgenden Bereichen 
sichtbar: 

- Förderung des Selbsthilfepotentials Landloser, 
Ländliche Entwicklung, Saatgutproduktion, Dün- 
gemittelproduktion, Nahrungsmittelversorgung; 

- Versorgung der Wirtschaft mit notwendigen Im- 
porten, Energieerzeugng, Nachweis verwertbarer 
Erdgasvorkommen. 


1.5 Philippinen 

1.5.1 Wirtschaftliche und soziale Situation 

Die Philippinen sind mit einer Landfläche von 
300.000 qkm - verteilt auf über 7.000 Inseln - ein 
Fünftel größer als die Bundesrepublik Deutschland. 
Die Bevölkerung umfaßt ca. 60 Millionen Einwoh- 
ner. Das Pro-Kopf-Einkommen beträgt etwa 600 
US-$ pro Jahr. 

Nach einer schweren politischen und wirtschaftli- 
chen Krise, in die die Philippinen unter Präsident 
Marcos gerieten, sieht die neue Verfassung von 1987 
eine präsidiale Demokratie sowie eine starke Beto- 
nung marktwirtschaftlicher Elemente und dezentra- 
ler Entscheidungsabläufe vor. Seit 1986 setzte wie- 
der ein beachtliches Wirtschaftswachstum ein. 

Die hauptsächlichen die Entwicklung der Philippi- 
nen hemmenden Probleme sind: 

- das hohe Bevölkerungswachstum von ca. 2,8 % 
pro Jahr; 

- die ungleiche Verteilung von Einkommen und 
Grundbesitz; 

- die starke Konzentration des Wirtschaftswachs- 
tums auf die Region Manila; 

- der sich aus dem Bevölkerungswachstum erge- 
bende Druck auf die natürlichen Ressourcen, ins- 
besondere die Dezimierung der Wälder und die 
Bodenerosion. 

Dazu kommen die hohe Auslandsverschuldung (En- 
de 1988: 28,4 Mrd. US-$; hierfür wurden 30,5 % der 
Devisenerlöse aus Waren- und Dienstleistungsex- 
porten für den Schuldendienst aufgewendet) und 
eine wenig leistungsfähige Verwaltung. 

Etwa die Hälfte aller Familien leben unterhalb der 
offiziellen Armutsgrenze (Regierungsangaben: 

49.5 %). Die Arbeitslosigkeit und Unterbeschäfti- 
gung gerade unter Jugendlichen wachsen, ebenso 
wie die Einkommensdisparitäten. Der hohe Bevölke- 
rungszuwachs verschärft erheblich diese Probleme. 
Familienplanung ist n dem aufgrund der spanischen 
Kolonialzeit überwiegend katholischen Land kaum 
durchführbar. 
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Das wichtigste wirtschaftliche Potential der Philip- 
pinen liegt im Sektor Landwirtschaft, Forstwirt- 
schaft, Fischerei, der etwa Vi zum Bruttosozialpro- 
dukt beiträgt und ca. die Hälfte der Beschäftigten 
mnfaßt. Probleme gibt es hier bei der teilweise mo- 
nokulturellen Ausrichtung, insbesondere auf Zucker 
imd Kokosprodukte, der weit fortgeschrittenen Ver- 
nichtung der Wälder - und damit einhergehend der 
Erosion - und der unkontrollierten Überfischung ei- 
nes Teils der Fischbestände. 

Ein Entwicklungspotential liegt auch im Bereich der 
Industrie. Gerade dank guter schulischer Ausbil- 
dxmg und einer englischsprachigen Bevölkerung ge- 
winnen die Philippinen zunehmend das Interesse 
ausländischer Investoren. 

Engpässe ergeben sich für eine rasche Industrialisie- 
rung im Bereich der Stromversorgung, bedingt teil- 
weise auch durch hohe Leitungsverluste. Insbeson- 
dere in ländlichen Gebieten ist das Straßennetz we- 
nig ausgebaut. Auch die Hafeneinrichtungen auf 
vielen Inseln sind unzureichend. 

Verschiedene bewaffnete Widerstandsbewegungen, 
deren stärkste die kommunistische New People's Ar- 
my ist, gefährden die innenpolitische Stabilität 
ebenso wie Unzufriedenheit innerhalb des philippi- 
nischen Militärs, das in sich gespalten und dessen 
Loyalität gegenüber der Regierung nicht immer si- 
chergestellt ist. 


1.5.2 Entwicklungspolitik der Philippinen 

Die philippinische Regierung leitete 1986 ein Re- 
formprogramm ein: Entflechtung der Monopole, 
Steuerreform, Importliberalisierung, Stärkung des 
privaten Sektors. 

Dem Entwicklungsplan 1987 bis 1992 liegt eine be- 
schäftigungsorientierte, auf ländlichen Entwicklung 
basierende Strategie zugrunde. Schwerpunkt der 
Entwicklungsbemühungen sind nach dem Plan 
Maßnahmen im ländlichen Bereich und der Land- 
wirtschaft bzw. der Agroindustrie. Beschäftigung 
imd Inlandskaufkraft sollen mit schnell wirksamen 
Infrastrukturmaßnahmen gesteigert werden. Beson- 
dere Bedeutung erhält - wegen der sehr ungleichen 
Bodenverteilimg - das Landreformprogramm von 
1988, das bisher jedoch noch keine substantiellen 
Fortschritte macht. 

Im industriellen Bereich steht die bessere Ausnut- 
zung vorhandener Kapazitäten und die Fördenmg 
der Klein- imd Mittelindustrie, insbesondere in den 
einzelnen Regionen außerhalb Manilas, im Vorder- 
grund. 

Besondere Bedeutung werden auch der Wiederauf- 
forstung und der Sensibilisierung der Bevölkerung 
für Umweltprobleme gewidmet. 

Auf allen Ebenen der Gesellschaft sollen die Motiva- 
tion und Kapazität zur Selbsthilfe u.a. durch eine 
verstärkte Einbeziehung von Nicht-Regierungsor- 
ganisationen in die nationalen Entwicklungsbemü- 
hungen verbessert werden. 


Die Realisierungschancen des Entwicklungsplans 
hängen neben der Verfügbarkeit ausreichender Fi- 
nanzierungsmittel auch von der Bereitschaft und Fä- 
higkeit des privaten Sektors ab, die ihm zugedachte 
zentrale Rolle zu übernehmen, sowie davon, ob es 
der Regierung gelingt, eine ausreichende innere Si- 
cherheit im Land zu gewähren. 

Im Mai 1989 bewilligte der IWF für ein dreijähriges 
Anpassungsprogramm 1,3 Mrd. US-$, wobei ein Teil 
der Mittel für die Verringerung der kommerziellen 
Schulden eingesetzt werden kann. 

Im Rahmen des mit den kommerziellen Banken aus- 
gehandelten Finanzierungspakts vom September 
1989 wurden mit der Kombination aus Neukrediten 
und Schuldenrückkauf neue Wege im Zeichen der 
„Brady-Initiative" beschriften. Im Falle der Philippi- 
nen ging die neue Vereinbarung davon aus, daß die 
in dem Inselreich langfristig engagierten Banken auf 
freiwilliger Basis rund 1 Mrd. US-$ „fresh money" ge- 
währen. Gleichzeitig sollten - anders als im Mexiko- 
Fall - mit Mitteln von IWF und Weltbank Verbind- 
lichkeiten in Höhe von 1,2 bis 1,4 Mrd. US-$ mit ei- 
nem kräftigen Abschlag (d.h. knapp unter 50 %) zu- 
rückgekauft werden, dies entspricht nach Angaben 
der philippinischen Regierung fast 20 Prozent der 7,3 
Mrd. US-$ mittel- und langfristigen kommerziellen 
Auslandverbindlichkeiten. Während bei dem Schul- 
denrückkauf die Banken Verbindlichkeiten in Höhe 
von 1,8 Mrd. US-$ einreichten, blieben die angebote- 
nen Neukredite mit 700 Mio. US-$ erheblich hinter 
den Erwartungen zurück. 

Ebenfalls im Mai 1989 konnten die Verhandlungen 
im Pariser Club über eine Umschuldung von bis Juni 
1989 fälligen Schulden in Höhe von ca. 1,9 Mrd. US-$ 
erfolgreich abgeschlossen werden. Am 23.01.1990 
wurde über ein deutsch-philippinisches Umschul- 
dungsabkommen über 90 Mio. DM Einigkeit erzielt. 

Auf der Tagung der Weltbankberatungsgruppe Phi- 
lippinen in Tokio im Juli 1989 erhielten die Philippi- 
nen beachtliche Zusagesteigerungen der bilateralen 
und multilateralen Geber, im Rahmen des neuen 
philippinischen Hilfsprogramms (PAP). 


1.5.3 Entwicklungspolitische Zusammenarbeit 

Volumenmäßig ist der deutsche Beitrag neben den 
beiden wichtigsten bilateralen Gebern Japan und 
den USA sowie der Weltbank und der Asiatischen 
Entwicklungsbank relativ klein. Bis Ende 1988 hat 
die Bundesregierung den Philippinen Mittel in Hö- 
he von 1.028 Mio. DM bereitgestellt, davon 426 Mio. 
DM im Rahmen der FZ (1989 kommen weitere FZ- 
Mittel von 60 Mio. DM und 20 Mio. TZ dazu). Bei den 
Regierungsverhandlungen 1988 wurde vereinbart, 
die bisher sektoral vielfältige Zusammenarbeit künf- 
tig auf folgende Schwerpunkte zu konzentrieren: 

- ländliche Regionalentwicklung; 

- Umwelt- und Ressourcenschutz (insbesondere 
Forstplanung und Tropen waldbewirtschaftung); 

- Gesundheitswesen und Familienplanung; 
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- Förderung der Klein- und Mittelindustrie; 

- Entwicklung der ländlichen Infrastruktur (interin- 
sularer Verkehr, Telekommunikation); 

- Energieerzeugung und -Verteilung; 

- berufliche und technische Ausbildung. 

Mit dieser Schwerpunktfestlegung soll die deutsche 
EZ gezielt zur Lösung wesentlicher Probleme imd 
Engpässe beitragen. 

Besondere Probleme bei der Projektdurchführung 
und bei der Erbringung von Partnerschaftsleistun- 
gen treten zur Zeit nicht auf. 

Die Geberkoordinierung erfolgt weitgehend im 
Rahmen der Weltbankberatungsgruppe Philippinen. 

Aufgrund der sehr differenzierten philippinischen 
Gesellschaftsstruktur mit zahlreichen privaten Trä- 
gem unterstützen deutsche Nicht regiemngsorgani- 
sationen seit langem viele Aktivitäten einheimi- 
scher Partner. Im Vordergrund stehen dabei die Zen- 
tralstellen beider Kirchen. Erhebliches Gewicht hat 
auch die Arbeit der politischen Stiftungen. Die Phi- 
lippinen bieten gute Voraussetzungen für den Ein- 
satz integrierter Experten. 


1.5.4 Auswirkungen der entwicklungspolitischen Zu- 
sammenarbeit 

Durch die Liberalisiemng der Wirtschaft und eine 
Dezentralisierung der Entscheidungsabläufe ist in 
den vergangenen 2 Jahren ein beachtliches Wirt- 
schaftswachstum erreicht worden. Ausländische Un- 
ternehmen haben aufgrund eines zunehmenden Ver- 
trauens in die weitere wirtschaftliche Entwicklung 
der Philippinen ihre Investitionen beachtlich erhöht. 
Der Putschversuch von Anfang Dezember 1989 
könnte allerdings diese Tendenz beeinträchtigen. 

Die bilateralen imd multilateralen Geber haben 1989 
spürbare zusätzliche Leistungen für das philippini- 
sche Unterstützungsprogramm zugesichert. Dies 
entspricht dem internationalen Bemühen, die neu 
gewachsenen demokratischen Stmkturen unter Prä- 
sidentin Aquino zu stützen. 

ln der bilateralen deutschen Entwicklungszusam- 
menarbeit konnten die gemeinsam gesetzten Pro- 
jektziele überwiegend erreicht werden. Dies trifft 
insbesondere auf die Stärkung der Organisations- 
und Diurchfühmngskapazität von Partnerorganisa- 
tionen zu. Bei wichtigen Vorhaben, z.B. städtische 
Entwicklungsprojekte und Energieerzeugung und 
-Verteilung, stellt die deutsche FZ-Komponente eine 
Ergänzung zu Finanziemngen der Weltbank und der 
Asiatischen Entwicklungsbank dar. 

Zwischen der philippinischen Regiemng und der 
Bundesregiemng gibt es einen intensiven Politik- 
dialog gerade auch auf hoher politischer Ebene, der 
die Möglichkeit bietet, sowohl gmndsätzliche politi- 
sche Fragen (Menschenrechte, Kapitalflucht, Demo- 
kratisiemng) als auch die Notwendigkeit wirtschaft- 
licher Stmkturverändemngen zu erörtern. 


Die Bundesregierung hat aktiv bei den Verhandlun- 
gen der Philippinen mit dem Internationalen Wäh- 
rungsfonds und dem Pariser Club zwecks Mildemng 
der Belastungen aus der hohen Auslandsverschul- 
dung mitgewirkt. 

Die Sicherheitslage auf den Philippinen (Aufstands- 
bewegungen) stellt teilweise ein Hemmnis für EZ- 
Maßnahmen dar. 


1.6 Bolivien 

1.6.1 Wirtschaftliche und soziale Situation 

Von den etwa 6,9 Millionen Einwohnern des Landes 
leben über 85 % im Andenhochland. Das Bevölke- 
rungswachstum liegt gegenwärtig bei etwa 2,4 %. 
Die Verstädterung schreitet auch in Bolivien voran. 
1950 wohnten nur 20 % der Bevölkerung in Städten, 
heute sind es fast 40 %. 

Die Landwirtschaft stellt den bedeutendsten Wirt- 
schaftszweig des Landes dar, in dem 46 % der ar- 
beitsfähigen Bevölkerung tätig sind. Eine wenig er- 
tragfähige Kleinstlandwirtschaft zwingt die Bauern 
aber zunehmend ihren Lebensunterhalt größtenteils 
aus außerlandwirtschaftlichen Tätigkeiten zu be- 
streiten. 

Der früher für Bolivien so bedeutende Bergbau 
schrumpfte seit dem Verfall des Zinnpreises be- 
trächtlich und führte zur Entlassung von über 20.000 
Bergarbeitern. 

Trotz vielfältiger natürlicher Ressourcen hat Boli- 
vien mit ungünstigen Wirtschaftsbedingungen zu 
kämpfen (Verfall der internationalen Rohstoffpreise, 
Topographie, Binnenlage, imzureichendes Bildungs- 
niveau, Korruption, fehlende Investitionen, hohe 
Auslandsverschuldung) . 

Mit einem marktwirtschaftlich orientierten Pro- 
gramm versucht die bolivianische Regierung seit 
August 1985, einen Umschwung der in der Mitte des 
Jahres 1985 praktisch zusammengebrochenen Wirt- 
schaft u.a. mittels Freigabe des Wechselkurses, Sen- 
kung der Staatsausgaben, einer Steuerreform, Ver- 
zicht auf Subventionen, Liberalisierung des Außen- 
handels, Reduzierung der Hyperinflation und der 
Umstrukturierung der staatlichen Bergbaugesell- 
schaft COMIBOL herbeizuführen. Die Ansätze und 
bisherigen Erfolge dieser Politik sind positiv zu be- 
urteilen. 

Das antiinflationäre Wirtschaftsprogramm hat die 
Inflationsrate von mehr als 8.000 % über 65 % 1986 
auf 10,7 %, absinken lassen. 1988 ist die Inflationsrate 
zwar wieder auf ca. 20 % angestiegen, sie ist damit 
jedoch noch immer eine der niedrigsten in Südame- 
rika. Die Freigabe des Wechselkurses führte im Ja- 
nuar 1986 zu einem realistischen Austauschverhält- 
nis der Währung, das bisher annähernd beibehalten 
werden konnte. Die Einführung eines einheitlichen 
Importzolles im August 1985, eine umfassende Steu- 
erreform im Mai 1986 und die Einführung der Mehr- 
wertsteuer im April 1987 haben die Einnahmesitua- 
tion für den Staatshaushalt verbessert. Gleichzeitig 
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konnte die bolivianische Regierung ihre Ausgaben 
durch drastischen Personalabbau, stabile Löhne und 
reduzierte Investitionen weitgehend kontrollieren. 
Die 1987 und 1988 erstmals wieder verabschiedeten 
Haushaltsgesetze konnten eine Redxizienmg des öf- 
fentlichen Defizits und 1988 einen Ausgleich der öf- 
fentlichen Ausgaben und Einnahmen vorsehen. 

Der Reformkurs war von hohen sozialen Opfern be- 
gleitet. Durch den notwendigen Personalabbau in 
der öffentlichen Verwaltung und in staatlichen Be- 
trieben, vor allem des Bergbaus, stieg die Arbeitslo- 
senquote auf weit über 20 %. Gleichzeitig nahm die 
Schattenwirtschaft (Schmuggel, Drogenhandel), die 
inzwischen für rd. 60 % der BevÖlkenmg im arbeits- 
fähigen Alter zur wesentlichsten Erwerbsquelle 
wurde, explosiv zu. 

Die Umweltbelastung hat auch in Bolivien bereits 
alarmierende Ausmaße angenommen. Die Folgen 
der Industrialisienmg, des Bevölkerungswachstums 
und das Ausbleiben sozialer Reformen sind deutlich 
sichtbar in der starken Umweltverschmutzung in 
den wirtschaftlichen Ballungszentren xmd in der 
schnell voranschreitenden Entwaldimg des Landes. 


1.6.2 Entwicklungspolltik des Landes 

Abgesehen von einem 1986 vorgelegten Strategiepa- 
pier gibt es bisher noch keinen verbindlichen Ent- 
wicklungsplan der Regierung, der den veränderten 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen und der wirt- 
schaftspolitischen Neuorientierung des Landes 
Rechnung trägt. 

Das Investitionsprogramm 1987 bis 1989 für den öf- 
fentlichen Sektor blieb eine Auflistung von laufen- 
den bzw. geplanten Vorhaben ohne Festlegung von 
Prioritäten. 

Der Verwirklichung dieses Programms sind wegen 
des Problems der Finanzienmg und der politischen 
Durchsetzbarkeit Grenzen gesetzt. 


1.6.3 Entwicklungspolitische Zusammenarbeit 

Bolivien hat bisher FZ-Zusagen in Höhe von 520 
Mio. DM und TZ-Zusagen in Höhe von 504 Mio. DM 
erhalten. 

In den vergangenen Jahren wurde eine Konzentra- 
tion der bilateralen Zusammenarbeit auf folgende 
Schwerpunktbereiche vorgenommen, die auch in 
Zukunft beibehalten werden soll: 

- Förderung der ländlichen Entwicklung ein- 
schließlich der Forstwirtschaft, 

- Hilfe zur Überwindung von Engpässen in der ma- 
teriellen und sozialen Infrastruktur (ländliches 
Gesundheitswesen, Bewässerung, Wasserver- imd 
Abwasserentsorgimg, Verkehr), 

- Förderung produktiver Sektoren (Bergbau, Ener- 
gie, Klein- und Mittelindustrie). 


1988 sind zur Unterstützung des eingeleiteten Reak- 
tivierungsprozesses 2 Sektorprogramme für den öf- 
fentlichen und den privaten Bereich hinzugekom- 
men. Gefördert werden Vorhaben, die schnell wirk- 
sam imd produktionsorientiert sind und somit zu ei- 
ner raschen Belebung der bolivianischen Wirtschaft 
beitragen. Der Schaffung von Arbeitsplätzen wird 
dabei hohe Priorität beigemessen. Weiter wurde 
1988 ein Beitrag für den Sozialnotfonds (Fondo So- 
cial de Emergencia) geleistet. Der Fonds finanziert 
beschäftigungsintensive Straßeninstandsetzungs- 
und Wasserversorgungsarbeiten, um die durch Ra- 
tionalisierungsmaßnahmen freigesetzten Bergleute 
zumindest vorübergehend zu beschäftigen und um 
die hohen sozialen Kosten des Austeritätsprogram- 
mes der Regierung abzumildem. 

Die bolivianischen Bemühungen zur Bewältigimg 
des Drogenproblems sollen mittelbar durch die För- 
derung von Verbesserungen der Infrastruktur in den 
an die Anbaugebiete angrenzenden Gebiete sowie 
in den sonstigen abwanderungsgefährdeten Gebie- 
ten unterstützt werden, um so Voraussetzungen für 
den Anbau von Alternativkulturen zu schaffen imd 
die Bevölkerung in ihren jetzigen Wirtschaftsräu- 
men zu halten. 

Die beiden Kirchen unterstützen im Rahmen der 
kirchlichen Entwicklungshilfe insbesondere die be- 
nachteiligten Bevölkerungsgruppen und führen vor 
allem Projekte der Basisversorgimg (Gesundheit, 
Handwerk imd Genossenschaften) durch. 

Der Deutsche Entwicklungsdienst, die Friedrich- 
Ebert-Stiftung und die Hanns-Seidel-Stiftung leisten 
im gesellschaftspolitischen Bereich wichtige Beiträ- 
ge. 

Als sonstige freie deutsche Träger sind 7 Mitarbeiter 
der AGEH, die IFPP (3), VEDEWA (2), der DÜ (2), der 
Volkshochschulverband (1) und die Welthimgerhilfe 
in Bolivien tätig. 


1.6.4 Auswirkungen der entwicklungspoiitischen Zu- 
sammenarbeit 

Die Ausrichtung unseres Programmes entspricht so- 
wohl in ihrer Gnmdbedürfnis- als auch in ihrer Pro- 
duktionsorientierung den entwicklungspolitischen 
Zielen der Bundesregierung wie auch den Vorstel- 
lungen der bolivianischen Regierung. 

Die Bundesrepublik Deutschland gehört mit den 
USA und Japan zu den drei größten bilateralen Ge- 
bern Boliviens. Seit 1987 ist Bolivien das Schwer- 
punktland deutscher EZ in Lateinamerika. 

Die Bundesrepublik Deutschland ist in Bolivien als 
großer, verläßlicher xmd uneigennütziger Geber 
anerkannt. 

Das wichtigste internationale Forum für den Politik- 
dialog mit Bolivien bildet das jährlich in Paris statt- 
findende Bolivienkonsortium der Weltbank. In die- 
sem Forum stellt Bolivien seine Entwicklimgs- und 
Wirtschaftspolitik offen zur Diskussion. 
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Um die Wirksamkeit der entwicklimgspolitischen 
Zusammenarbeit noch zu erhöhen, sind erforderlich: 

- höhere Priorität für die soziale Infrastruktur (Er- 
ziehimg, Gesundheit, Trinkwasser-, Abwasserent- 
sorgung), 

- weitere Verbeserung der Rahmenbedingungen 
für privatwirtschaftliches Engagement und Zu- 
sammenarbeit, 

- stärkere Mobilisierung eigener Mittel zur Ent- 
wicklungsfinanzierung, 

- Beteiligung der benachteiligten Gruppen am Ent- 
wicklungsprozeß (soziale Randgruppen, Frauen), 

- generell die Ausrichtung der Entwicklimgspolitik 
und ihrer Prioritäten auf längerfristige Perspekti- 
ven (u.a. Bergbau- und Energie, Finanzsektor, so- 
ziale Dienstleistungen). 

Die Bereitstellung ausreichender Partnerschaftslei- 
stungen ist angesichts der schwierigen finanziellen 
Lage Boliviens ein zunehmendes Problem. Insbeson- 
dere bei Maßnahmen zur Förderxmg der sozialen In- 
frastruktur und des Umweltschutzes müssen wir in 
stärkerem Maße bereit sein Inlandskosten zu über- 
nehmen sowie uns an der Finanzierung von laufen- 
den Vorhaben zu beteiligen. ^ 


1.7 Jamaika 

1.7.1 Wirtschaftliche und soziale Situation 

Mit einem jährlichen Pro-Kopf-Einkommen von 
knapp 1.000 US-$ gehört Jamaika zur Gruppe der 
Entwicklungsländer mit mittlerem Einkommen. Bei 
einer Fläche von 11.400 qkm und knapp 2,4 Millio- 
nen Einwohnern ist es zwar zu den großen Ländern 
des karibischen Archipels zu zählen, doch ergeben 
sich aus der im Weltmaßstab geringen Bevölke- 
rungszahl und dem daraus resultierenden engen 
Binnenmarkt strukturelle Entwicklimgsengpässe. 

Eine starke außenwirtschaftliche Verflechtung (die 
Anteile von Exporten und Importen am Inlandspro- 
dukt liegen jeweils zwichen 50 und 60 %), begleitet 
bis in die jüngste Vergangenheit von einer Konzen- 
tration des produktiven Sektors auf wenige export- 
abhängige landwirtschaftliche und mineralische 
Rohstoffe (Zucker und Bauxit/ Aluminium), machen 
die jamaikanische Wirtschaft in hohem Maße ver- 
wundbar und abhängig von internationalen Kon- 
junkturveränderungen sowie Rohstoffpreisschwan- 
kungen. So hat Jamaika bis heute nicht die Folgen 
der Rohölpreisexplosion Anfang der 80er Jahre und 
den Zusammenbruch der Bauxitnotierungen zur 
Mitte des Jahrzehnts bewältigt. 

Folge dieser Entwicklimg war eine auf über 4 Mrd. 
US-$ (1988) gestiegene Auslandsverschuldung, was 
134 % des Bruttosozialprodukts entspricht und welt- 
weit eine der höchsten Pro-Kopf- Verschuldungen be- 
deutet. Jamaika muß seit 1985 knapp die Hälfte seiner 
Exporterlöse für den Schuldendienst einsetzen, trotz 
inzwischen viermalig erfolgter Umschuldimg. 


Der zxmehmend geringere finanzpolitische Spiel- 
raum zwang die Regierung zu einschneidenden 
Sparmaßnahmen im öffentlichen Haushalt. Die Aus- 
gaben im Sozialbereich (Gesundheit, Erziehung 
usw.) wurden bis 1988 stark zusammengestrichen. 
Entlassungen im öffentlichen Dienst verschärften 
die ohnehin hohe Arbeitslosigkeit, deren offzielle 
Höhe bis 1983 auf 29 % kletterte (unter Schulabgän- 
gern sogar bis zu 60 %), die in den letzten Jahren je- 
doch wieder leicht sank. Die Verarmung breiter Be- 
völkerungsschichten führte zu erheblichen sozialen 
Konflikten. In der Hauptstadt Kingston ist heute, ge- 
messen an ihrer Einwohnerzahl, eine der weltweit 
höchsten Gewaltkriminalitätsraten zu beklagen. 

Periodisch auftretende Hurrikane sind als latentes 
Entwicklungshemmnis Jamaikas - wie der gesamten 
Karibik - anzusehen. Zuletzt überquerte der Hurri- 
kan „Gilbert" am 12. September 1988 die Insel mit 
Windgeschwindigkeiten bis zu 225 km/h und hinter- 
ließ eine Schneise der Verwüstung. Der wirtschaftli- 
chen und sozialen Infrastruktur wurden schwerste 
Schäden zugefügt mit der Folge, daß die nach Jah- 
ren der Austeritätspolitik leichte Aufwärtsentwick- 
limg wieder einen Rückschlag erlitt. 


1.7.2 Entwicklungspolitik Jamaikas 

Die Schwierigkeiten, denen sich Jamaika seit 1980 
angesichts der geschUderten weltwirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen gegenübersah, veranlaßte die 
damalige konservative Regierung imter Premiermi- 
nister Seaga ab 1981 zu ersten - von Weltbank imd 
IWF unterstützten - Strukturanpassungsbemühun- 
gen. Sie brachten zunächst nicht die erwarteten Er- 
folge, was auf eine nicht ausreichend konsequente 
Durchführung der notwendigen Maßnahmen auf ja- 
maikanischer Seite, die anfängliche Unerfahrenheit 
mit diesem neuen Instrument auf seiten von IWF und 
Weltbank sowie das ungünstige weltwirtschaftliche 
Umfeld zurückzuführen ist. 

Erst seit 1986, in Folge einer Verschärfung des An- 
passungstempos, unterstützt von einer sich zuneh- 
mend freundlicher gestaltenden internationalen 
Konjunktur und begleitet von großzügiger Unter- 
stützung der westlichen Geber, signalisieren die ent- 
scheidenden makroökonomischen Daten eine positi- 
ve Trendwende. 

Die von der Regierung ergriffenen Maßnahmen um- 
faßten neben einer allgemeinen Liberalisierung der 
Wirtschaft und einer Verbesserung des Anreizsy- 
stems insbesondere: 

- die Sanierung des Staatshaushaltes sowohl auf der 
Einnahmenseite (Reform der Einkommen-, Grund- 
und Körperschaftsteuer sowie des Zolltarifsystems 
und erhöhte Effizienz der Steuereintreibung mit 
dem Resultat höherer Steuereinnahmen vor allem 
zu Lasten höherer Einkommensschichten) als auch 
auf der Ausgabenseite, 

- Zurückdrängen des öffentlichen Sektors, 

- Erhöhung der Leistungsfähigkeit öffentlicher Un- 
ternehmen bzw. deren Privatisierung, 


115 



Drucksache 11/7313 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


- Produktions- und Produktivitätssteigerungen in 
Landwirtschaft und Industrie durch Stärkung des 
Privatsektors mit dem Ziel, zusätzliche Arbeits- 
plätze u.a. für entlassene Arbeitskräfte des öffent- 
lichen Sektors zu schaffen, 

- Diversifizierung der Wirtschaftsstruktur und Stei- 
gerung der Deviseneinnahmen durch Förderung 
nicht- traditioneller Exporte und des Tourismus, 

- engere Wirtschaftsbeziehungen zu Europa unter 
Nutzimg der sich aus den Lome-Verträgen erge- 
benden Möglichkeiten (Jamaika ist AKP-Staat) als 
Antwort auf die einseitige Abhängigkeit von den 
USA und auf den Rückgang des CARICOM- 
Handels. 

Mit diesem Reformpaket wurde die Rückkehr zu 
Wirtschaftswachstum bei deutlich verminderter In- 
flationsrate ebenso wie die Verbesserung der außen- 
wirtschaftlichen Position erreicht. Außerdem wurde 
das Tempo der Auslandsneuverschuldung erheblich 
gedrosselt. Jedoch ist festzustellen, daß trotz einer 
spürbaren Reduzierung der Arbeitslosigkeit die 
Früchte der Strukturanpassung bisher an der breiten 
Mehrheit der Bevölkerung vorbeigegangen sind. 
Dieser Umstand dürfte entscheidend zur Wahlnie- 
derlage Seagas im Frühjahr 1989 beigetragen haben. 

Dennnoch sind die Anpassungsbemühungen Jamai- 
kas bisher als vergleichsweise erfolgreich einzustu- 
fen. Auch aus diesem Grunde hat die neue sozialisti- 
sche Regierung von Premierminister Manley eine 
Fortsetzung dieser Politik angekündigt, wobei je- 
doch programmatisch mehr Gewicht auf die soziale 
Ausgewogenheit der Strukturanpassung sowie auf 
eine Verbesserung der in den letzten Jahren ver- 
nachlässigten sozialen Infrastruktur gelegt werden 
soll. 


1.7.3 Entwicklungspolitische Zusammenarbeit 

Jamaika ist Schwerpunktland deutscher EZ in der 
Karibik. Die Bundesregierung hat bis August 1988 
für das Land Mittel in Höhe von rd. 270 Mio. DM im 
Rahmen der FZ und rd. 42 Mio. DM im Rahmen der 
TZ bereitgestellt. Hinzu kommen 78,6 Mio. DM für 
Maßnahmen u.a. der Aus- und Fortbildung, von 
Nicht-Regierungsorganisationen sowie im Rahmen 
der kulturellen Zusammenarbeit des Auswärtigen 
Amtes. 

Mit einer Reihe von Vorhaben hat die Bundesregie- 
rung in den vergangenen Jahren die jamaikanischen 
Stmkturanpassungsbemühungen zu unterstützen 
versucht. Neben gezielten FZ-Warenhilfen für nicht- 
traditionelle Wirtschaftszweige zur Förderung der 
Diversifizienmg der Wirtschaftsstruktur und einem 
TZ-Beratungsprojekt für die Privatwirtschaft wurde 
in jüngster Zeit einer privaten Entwicklungsbank 
über die DEG ein Treuhanddarlehen zur Verfügung 
gestellt. 

Ein weiterer Schwerpunkt der EZ mit Jamaika liegt 
im Sektor Landwirtschaft. Mit Projekten zur Weiter- 
entwicklung der Zuckertechnologie, Förderung von 


Kleinkreditprogrammen und Rehabilitierung einer 
Baumschule soll das große Entwicklungspotential 
zur Importsubstitution und Exportsteigerung ge- 
nutzt und somit zu einer forcierten ländlichen Ent- 
wicklung beigetragen werden. Geplant ist zudem 
die Beteiligung an einem Sektoranpassungsdarle- 
hen der Weltbank. 

Ein umfangreiches FZ-Programm zum Bau kleiner 
Wasserkraftwerke, die die Abhängigkeit von Ölim- 
porten verringern sollten, ist dagegen ins Stocken 
geraten. Die wieder gesunkenen Ölpreise haben die 
Rentabilität der Vorhaben so vermindert, daß die an 
kurzfristigen Wachstumserfolgen interessierte Re- 
gierung die Projekte trotz ihres unbestrittenen lang- 
fristigen Nutzens derzeit nicht weiterverfolgen 
möchte. 

Im Mittelpunkt der EZ in den vergangenen Monaten 
stand die Unterstützimg Jamaikas beim Wiederauf- 
bau nach den schweren durch den Hurrikan „Gil- 
bert" angerichteten Schäden. Die Bundesregierung 
hat hierfür insgesamt 98 Mio. DM in Form von 
schnell abfließender Warenhilfe aufgewendet. Über 
die Hälfte dieses Betrages konnte durch Umpro- 
grammierung alter Zusagen kurzfristig bereitge- 
stellt werden. 61 Mio. DM wurden zur Finanzierung 
von Importen für den Niedrigkostenwohnungsbau 
benutzt, um rd. 500.000 durch den Wirbelsturm ob- 
dachlos gewordene Menschen mit neuem Wohn- 
raum zu versorgen. 

Im Rahmen der nicht-staatlichen EZ leisten Kirchen 
und politische Stiftungen nützliche Arbeit im Me- 
dienbereich, bei der Unterstützung des gesellschaft- 
lichen Demokratisierungsprozesses und mit grund- 
bedürfnisorientierten Vorhaben. Eine Wiederauf- 
nahme der Tätigkeit des DED ist vorgesehen. 


1.7.4 Auswirkungen der entwicklungspolitischen Zu- 
sammenarbeit 

Die Bundesrepublik Deutschland konnte als viert- 
wichtigster bilateraler Geber einen nennenswerten 
Beitrag zum Gelingen der jamaikanischen Struktur- 
anpassungsbemühungen leisten. Die Konzentration 
auf wenige entwicklungsrelevante Sektoren hat sich 
bewährt und soll in Zukunft fortgesetzt werden. 

Die Durchführung der Projekte und Programme ver- 
läuft teilweise schleppend, auch die Zeiträume von 
Projektplanung bis Projektbeginn sind zu lang. Dies 
liegt insbesondere an den begrenzten Planungs- imd 
Absorptionskapazitäten der Wirtschaft und Verwal- 
tung Jamaikas. Der ständig steigende Ressourcenzu- 
fluß aus dem Ausland hat auch zu einer gewissen Er- 
lahmung des Selbsthilfewillens geführt. Eine Erhö- 
hung des deutschen Zusagevolumens ist aus diesen 
Gründen nicht vorgesehen. 

Um eine Verbessenmg der wirtschaftlichen und so- 
zialen Situation Jamaikas zu fördern, wird es auf ab- 
sehbare Zeit unvermeidlich sein, durch weitere kon- 
zertierte Umschuldungen zu einer Fristenverlänge- 
rung der Auslandsschuld und damit zur Entlastung 
der jamaikanischen Zahlungsbilanz beizutragen. Die 
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mit Weltbank und IWF koordinierte Strukturanpas- 
sungspolitik verdient weiterhin Unterstützung. 


1.8 Ghana 

1.8.1 Wirtschaftliche und soziale Situation 

Ghana liegt an der tropisch-feuchtheißen Küste 
Westafrikas. Mit 238.000 qkm entspricht es etwa der 
Größe der Bundesrepublik. Die Bevölkerung beläuft 
sich auf ca. 12,2 Millionen und teilt sich in zahlreiche 
Stämme mit eigenen Sprachen auf. Wichtigster Wirt- 
schaftszweig ist die Landwirtschaft, die über 50 v.H. 
des Bruttoinlandsproduktes erarbeitet und aus der 
ca. 70 v.H. der Bevölkerung ihr Einkommen bezie- 
hen. Hauptexportprodukte sind Kakao, Kaffee und 
tropische Hölzer. An Bodenschätzen finden sich vor 
allem Gold, Diamanten und Bauxit. 

Die wirtschaftliche und soziale Situation Ghanas 
hatte 1982 nach langen Jahren verfehlter Politik frü- 
herer Regime unterschiedlichster Ausrichtungen ei- 
nen zuvor nicht gekannten Tiefstand erreicht, die 
staatlichen und kommunalen Strukturen waren 
kaum mehr handlungsfähig, die materielle Infra- 
struktur des Landes war weitgehend verfallen und 
nicht mehr nutzbar. Dem ghanaischen Staat war es 
weder möglich, Ansätze zu wirtschafts-, finanz- und 
sozialpolitischen Maßnahmen zu ergreifen, noch sah 
die private Wirtschaft reale Chancen für längerfristi- 
ge Engagements. 

Die Schlußfolgerungen aus dieser Situation führten 
im Laufe des Jahres 1983 zu ersten Vereinbarungen 
mit IWF und Weltbank über ein langfristig angeleg- 
tes Economic Recovery Programm. 

Kernstück des Programmes war eine in mehreren 
Etappen vorgenommene drastische Abwertung der 
lange Jahre überbewerteten Landeswährung mit 
dem Ziel, die einheimische Produktion für die Ver- 
sorgung des Binnenmarktes wieder wettbewerbsfä- 
hig zu machen und der exportorientierten Wirtschaft 
insbesondere in den Bereichen des Kakaoanbaues 
und der Holzgewinnung den Zugang zum Welt- 
markt wieder zu ebnen. 

Nach mehr als sechs Jahren beharrlicher und konse- 
quenter Durchführung wirtschaftlicher und finan- 
zieller Reformen, der Neufestsetzung finanzpoliti- 
scher Eckdaten und wirtschaftspolitischer Parame- 
ter sowie der Umsetzung von sektoralen Strukturan- 
passungsprogrammen hat sich das Land wieder eine 
solide Ausgangsbasis für die Einleitung eines wirt- 
schaftlichen Wachstumsprozesses erarbeitet. Neue 
Rahmenbedingungen für staatliches und privatwirt- 
schaftliches Wirken haben von der Masse der Bevöl- 
kenmg durch enorme Verteuerung der Lebenshal- 
tung hohe Opfer verlangt und werden sie in den 
kommenden Jahren noch weiter fordern. 

Kernproblem in der aktuellen ghanaischen Entwick- 
lungssituation ist das noch fehlende Engagement 
des privaten Sektors. Dieser hat auf die günstigen 
mit den Strukturanpassungsprogrammen geschaffe- 
nen Rahmenbedingungen noch nicht ausreichend 


reagiert und den von ihm erwarteten Beitrag zur Ini- 
tiierung eines Wachstumsprozesses bisher nicht er- 
bringen können. 

Das produktive Potential des Landes kann im Be- 
reich der Landwirtschaft ausreichend genutzt wer- 
den, die Ernährung des Landes aus eigener Erzeu- 
gung erscheint mittelfristig gesichert. Gleichwohl 
bedürfen die Methoden der Bodenbearbeitung, der 
Fruchtfolge, der optimalen Mischkulturen usw. ge- 
nerell erheblicher Verbesserung. 

Die Exportkraft im Kakaobereich steigt seit einigen 
Jahren wieder kontinuierlich an, auch wenn sie noch 
ein gutes Stück von den quantitativen Erfolgen frü- 
herer Jahre entfernt ist. 

Insgesamt weist Ghana seit 1986 wieder positive 
Wachstumsraten auf, die Inflationsrate konnte dra- 
stisch gesenkt werden und die Pfeiler des Außen- 
handels, Kakaoexport, Goldgewinnung und Holzex- 
port konnten gefestigt werden. 


1.8.2 Die Entwicklungspolitik Ghanas 

Die entwicklungspolitischen Vorstellungen Ghanas 
zielen auf eine Wiedergewinnung der wirtschaftli- 
chen Leistungskraft früherer Jahre. Im Vordergrund 
steht die Schaffung günstiger makroökonomischer 
und institutioneller Rahmenbedingungen für die 
Einleitung eines nachhaltigen Wachstumsprozesses. 

Dem privaten Sektor kommt hierbei eine entschei- 
dende Rolle zu, der Staat will sich weitgehend aus 
dem produktiven Bereich zurückziehen und sich, 
von wenigen zentralen Versorgungsbereichen abge- 
sehen, der Wiederherstellung und dem Ausbau der 
materiellen Infrastruktur widmen. 

Die Schaffung günstiger makroökonomischer Rah- 
menbedingungen ist mit der Anpassung der Wäh- 
rungsparitäten an die tatsächlichen Austauschver- 
hältnisse sowie mit der Liberalisierung des Außen- 
handels weitgehend gelungen. Diese Maßnahmen 
führten einerseits wieder zur Wettbewerbsfähigkeit 
der Export güt er auf den Weltmärkten, andererseits 
förderten sie durch Importverteuerung die Inlands- 
erzeugung von Kleinindustrie und Gewerbe. 

Um den negativen sozialen Auswirkungen für die 
von Strukturanpassungsmaßnahmen besonders hart 
betroffenen Bevölkerungsschichten entgegenzu- 
steuern, wurde von der ghanaischen Regierung 1988 
ein Programme of Action to Mitigate the Social 
Costs of Adjustment (PAMSCAD) ins Leben gerufen. 


1.8.3 Entwicklungspolitische Zusammenarbeit 

Die Bundesregierung hat seit der Unabhängigkeit 
des Landes im Jahre 1957 für die entwicklungspoliti- 
sche Zusammenarbeit mit Ghana in der FZ Mittel in 
Höhe von 732,6 Mio. DM, und der TZ in Höhe von 

276.4 Mio. DM bereitgestellt. 

Die Schwerpunkte der Entwicklungszusammenar- 
beit in den 80er Jahren, insbesondere seit Einleitung 
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des Economic Recovery Programme im Jahre 1983, 
liegen in der FZ in der Finanzierung sektorbezoge- 
ner Programme zur Förderung der Landwirtschaft 
und des damit unmittelbar zusammenhängenden 
Transportwesens, der Wasserversorgung, der Agro- 
Industrie sowie in der tierischen Produktion und seit 
dem Jahre 1987 auch in der Bereitstellung von Mit- 
teln in Form von Strukturhilfe. Sektorbezogene Pro- 
gramme und Strukturhilfe tragen dazu bei, den zur 
Umsetzung der Strukturanpassungsprogramme er- 
forderlichen Importbedarf zur Förderung produkti- 
ver Tätigkeiten, zur Rehabilitierung infrastrukturel- 
ler Einrichtungen usw. zu finanzieren. 

Die Zusammenarbeit erstreckt sich ferner auf die 
Einrichtung eines modernen Transportsystems auf 
dem Voltasee, auf die Erweiterung und Rehabilitie- 
rung eines gemischten ländlich-urbanen Wasserver- 
sorgungsnetzes sowie auf den Bau von rd. 3.000 Bohr- 
brunnen mit Handpumpen im ländlichen Bereich. 

Die Technische Zusammenarbeit hat ihren sektora- 
len Schwerpunkt in der Landwirtschaft und der 
ländlichen Entwicklung; regional konzentriert sie 
sich auf die Nordregion, die für die Versorgung des 
Landes mit Getreide wie Mais, Reis und Hirse ent- 
scheidende Bedeutung hat und somit die Ernährung 
der Bevölkerung des Landes aus eigener Kraft si- 
cherstellt. 


1.8.4 Auswirkungen der entwicklungspolitischen Zu- 
sammenarbeit 

Bei einem auch in den kommenden Jahren zur nach- 
haltigen Förderung des Prozesses der Strukturan- 
passung erforderlichen Mittelzufluß zu Vorzugsbe- 
dingungen in Höhe von jährlich ca. 800 Mio. US-$ 
nehmen sich die Beiträge der Bundesrepublik 
Deutschland sehr bescheiden aus (1988: FZ 57 Mio. 
DM). Allerdings bedeutet der Erlaß von Schulden 
aus Darlehen der Finanziellen Zusammenarbeit imd 
Zinsen in Höhe von 536,6 Mio. DM vom November 
1989 einen bedeutenden Beitrag der Bundesrepublik 
zur finanziellen Entlastung Ghanas in den kommen- 
den Jahren und damit zur Überwindung der Schul- 
denproblematik des Landes. 

Gleichwohl leisten die entwicklungspolitisch ge- 
zielt eingesetzten Mittel substantielle Beiträge zur 
Überwindung bedrohlicher Engpaßsituationen. 

So ist mit der Neueinrichtung eines leistungsfähigen 
Transportsystems auf dem Voltasee das entscheiden- 
de Instrument für einen rationellen Transport von 
Emteerzeugnissen aus der Nordregion in den Kü- 
stenbereich und für die Versorgtmg der nördlichen 
Lcmdesteile geschaffen worden. 

Die Fördenmg von Landwirtschaft und ländlicher 
Entwicklung in der Nordregion leistet einen nen- 
nenswerten Beitrag zur Erhaltung der Ertragskraft 
der landwirtschaftlich nutzbaren Böden und damit 
zur Emährungssicherung. 

Die als schnell abfließende und in Form von Struk- 
turhilfe bereitgestellten Finanzierungsmittel im 
Rahmen von Kofinanzierungen mit Weltbemkpro- 


grammen leisten einen gezielten Beitrag zur Versor- 
gung des Landes mit dringend benötigten Ersatztei- 
len, Vorprodukten und Verbrauchsmaterialien zur 
Rehabilitierung und Nutzung des Produktionspo- 
tentials und der infrastrukturellen Einrichtungen. 

Ein in Vorbereitimg befindliches Programm zur Er- 
haltung der forstlichen Ressourcen Ghcinas wird Teil 
des Internationalen Tropen waldaktionsplanes sein 
und wird dazu beitragen, die ökologischen Grundla- 
gen der weiteren Entwicklimg des Landes zu festi- 
gen. 


1.9 Kenia 

1.9.1 Wirtschaftliche und soziale Situation 

Kenia ist eines der am weitesten entwickelten Län- 
der Ostafrikas. Bei 22 Millionen Einwohnern und auf 
einer Fläche von 583.000 km^ in erster Linie agra- 
risch ausgerichtet, besitzt es einen verhältnismäßig 
großen und diversifizierten industriellen Sektor. Bei 
vorsichtiger Aktivierung privater Initiative im Rcih- 
men einer relativ liberalen Wirtschaftspolitik gelang 
Kenia nach der Unabhängigkeit 1963 dank politi- 
scher Stabilität ein bemerkenswerter wirtschaftli- 
cher Aufschwung. Die hohen Wachstumsraten des 
BSP (jährlich ca. 7 %) schwächten sich jedoch seit 
Mitte der 70er Jahre stark ab: ausgelöst durch die Öl- 
krise 1973, verstärkt durch verschlechterte Terms of 
Trade und unterlaufen durch eine rasante Bevölke- 
rungsentwicklung von derzeit 4 % p.a. verminderte 
sich das Wirtschaftswachstum. Die nachfolgende 
weltwirtschaftliche Rezession und eine Häufung von 
Dürrejahren verstärkten diese Tendenz bis in die 
80er Jahre. Nach energischen Maßnahmen der Re- 
gierung zur Drosselung des Inlands- und Staatsver- 
brauchs zugunsten einer Erhöhung der Exporte, 
flankiert von Anpassungs- und Strukturprogrammen 
von IWF und Weltbank, werden seit 1985 wieder ge- 
samtwirtschaftliche Wachstumsraten um 5 % erzielt. 

Strukturelle Schwächen und Engpässe erschweren 
jedoch die Entwicklung auf längere Sicht: 

- Kenia wird um die Jahrhundertwende ca. 38 Mil- 
lionen Menschen haben. Dieses Anwachsen führt 
zu einem Stagnieren des Pro-Kopf-Einkommens 
bei etwa 300 $ und belastet die Zukunftsperspekti- 
ven des Landes. 

- Daraus erwächst ein erheblicher Mangel an pro- 
duktiven Beschäftigungsmöglichkeiten. Jährlich 
müssen mindestens 300,000 Arbeitsplätze geschaf- 
fen werden, um die gegenwärtige Arbeitslosigkeit 
bei etwa 13 % zu halten. 

- Bei lediglich etwa einem Fünftel landwirtschaft- 
lich nutzbarer Landfläche, auf dem zudem noch 
80 % der Bevölkerung wohnen, wird die in guten 
Jahren erreichbare Nahrungsmittelversorgung 
immer schwieriger. 

- Handels- und Zahlungsbilanzen sind stark defizi- 
tär. Kenias Exporteinkommen beruht zudem auf 
dem sensiblen Tourismus sowie auf wenigen, wei- 
ter- und preisempfindlichen landwirtschaftlichen 
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Produkten (Kaffee, Tee, Früchte, Gemüse, Blu- 
men). 

- Starke Importabhängigkeit besteht bei Rohstof- 
fen, Industriegütern und Ersatzteilen, insbesonde- 
re jedoch bei Öl, für das mehr als die Hälfte des 
Exportwertes aufgewendet wird. 

- Die öffentliche Schuldendienstrate ist drastisch 
gestiegen imd lag 1987 bei 31 %. Das Land wird 
weiterhin von ausländischen Kapitalzuflüssen ab- 
hängig bleiben (die Weltbank schätzt allein den 
finanziellen Transfer der Gebergemeinschaft 1989 
auf etwa 1,1 Mrd. $). 


1.9.2 Entwicklungspolitik Kenias 

Richtschnur für die Entwicklung bis zum Jahre 2000 
ist das „Sessional Paper No. 1 on Economic Manage- 
ment for Renewed Growth" von 1986, das durch eine 
indikative Rahmenplanung (6. Fünf jahresplan 1989 
bis 1993) konkretisiert wurde. 

Im 6. kenianischen 5-Jahres-Entwicklungsplan 
(1989-93) wird auf die Notwendigkeit eines hohen 
Wirtschaftswachstums (5,6 % p.a.) hingewiesen, um 
14 Millionen Arbeitskräfte im Jahre 2000 (Zuwachs 
86 % gegenüber 1985) beschäftigen zu können. Die 
entscheidende Rolle des Privatsektors soll durch 
marktorientierte wirtschaftspolitische Maßnahmen 
imd weniger direkte staatliche Kontrolle gestärkt 
werden. Die Produktivität der Landwirtschaft soll 
erhöht und die Entwicklxmg im ländlichen Raum ge- 
fördert werden. Der informelle Sektor soll imter- 
stützt, die Wirtschaft durch Umstrukturierung imd 
liberalere Einfuhrpolitik in ihrer Effizienz imd Wett- 
bewerbsfähigkeit im Außenhandel verbessert wer- 
den. Ein besonderer Schwerpunkt wird auf die Ent- 
wicklung von Sekundärstädten gelegt, um die Land- 
flucht einzudämmen und eine weitere Bevölke- 
nmgskonzentration in Nairobi und Mombasa zu ver- 
meiden. Angestrebt wird die Stärkung der lokalen 
Behörden bei der Planung im ländlichen Raum. 

Methodisch bemerkenswert ist, daß dieser Plan erst- 
mals sektorübergreifende Probleme und Ziele auf- 
zeigt, die in einem integrierten Ansatz gelöst und er- 
reicht werden sollen. Materiell beachtlich ist die 
übergeordnete Bedeutung, die dabei dem Umwelt- 
und Ressourcenschutz beigemessen wurde. 

Gestützt wird dieser Entwicklimgsplan durch Sek- 
tor- und Strukturanpassimgsprogramme im Land- 
wirtschafts-, Industrie-, Gesundheits- und Finanzbe- 
reich, die - finanziert durch IWF, Weltbank, Afrika- 
nische Entwicklungsbank und bilaterale Geber - ge- 
genwärtig vorbereitet bzw. durchgeführt werden. 


1.9.3 Entwicklungspolitische Zusammenarbeit 

Kenia hat bisher FZ-Zusagen von mehr als 1 Mrd. 
DM und TZ-Zusagen in Höhe von 445 Mio, DM er- 
halten. Deutliche Schwerpunkte der Zusammenar- 


beit in der FZ sind Infrastrukturprojekte in den Be- 
reichen Wasserver- und -entsorgung, Energie, Ver- 
kehr, Landwirtschaft und Industrie, während in der 
TZ Vorhaben in den Sektoren Landwirtschaft, Bil- 
dungswesen, Gesundheitswesen und Klein- imd 
Mittelindustrie überwiegen. Kirchen imd politische 
Stiftungen sind in zahlreichen Projekten engagiert. 
Die DEG ist größter deutscher Einzelinvestor. Der 
DED will sein aus 22 Freiwilligen bestehendes Pro- 
gramm ausweiten. 

Der Erlaß von Schulden aus Entwicklungsdarlehen 
und Zinsen in Höhe von 817 Mio. DM im Februar 
1989 hat der Bundesrepublik neben entwicklungspo- 
litischer Zustimmung auch außerordentliche inter- 
nationale Aufmerksamkeit eingetragen, weil der 
Schuldenerlaß mit der von kenianischer Seite aus- 
drücklich gebilligten Auflage verknüpft wurde, da- 
durch freiwerdende Mittel für Umwelt- imd Res- 
sourcenschutzmaßnahmen einzusetzen. Ein entspre- 
chendes Abkommen wurde im September 1989 un- 
terzeichnet. 

In ihrer mehr als 25-jährigen entwicklungspoliti- 
schen Zusammenarbeit folgen Kenia und die Bun- 
desrepublik im wesentlichen gleichen Vorstellun- 
gen, grundlegende Differenzen über Ziele und Wege 
gibt es nicht. 

Offen diskutierte Probleme und kritische Themen 
des Dialogs in der Zusammenarbeit sind derzeit die 
unterschiedliche Qualität imd Absorptionsfähigkeit 
der kenianischen Trägerorganisationen, die keniani- 
schen Schwierigkeiten bei der Übernahme der lau- 
fenden Projektbetriebs- und -Unterhaltungskosten, 
Verzögerungen in der Implementierung der Projek- 
te und die Notwendigkeit besserer Koordinienmg 
von Sektorpolitiken. 


1.9.4 Auswirkungen der entwicklungspolitischen Zu- 
sammenarbeit 


Der mit Unterstützung der internationalen Geber 
1987 eingeleitete Reformprozeß zielt auf stärkere Li- 
beralisierung der Wirtschaft, Befreiung der Markt- 
kräfte von staatlicher Reglementierung und Öffnung 
der Märkte ab. 

Die bisher erzielten Ergebnisse werden allgemein 
als befriedigend eingeschätzt. Es kann damit gerech- 
net werden, daß Kenia auch in Zukunft umfassende 
Hilfe der Geber erhält, um Finanzierungslücken zu 
schließen und ausreichendes Wirtschaftswachstum 
zu erzielen. 

Die Bundesregierung will dabei besonders solche 
Vorhaben fördern, die die beträchtlichen Produk- 
tionsreserven gerade im kleinbäuerlichen Bereich 
aufschließen und eine weitere Diversifizienmg der 
kenianischen Industrie mit dem Ziel der Schaffung 
neuer Arbeitsplätze außerhalb städtischer Zentren 
unterstützen. 
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1.10 Togo 

1 .1 0.1 Wirtschaftliche und soziale Situation 

Togo ist mit 56.785 qkm eines der kleinsten Länder 
Afrikas. Die ca. 3,24 Millionen Einwohner (jährlicher 
Zuwachs 2,8 %) finden überwiegend in der Land- 
wirtschaft Arbeit. 

Die wichtigsten Exportprodukte sind Phosphat, Kaf- 
fee, Kakao und Baumwolle. Die Industrie spielt bis- 
her noch eine untergeordnete Rolle. 

Nachdem das Land zu Beginn der achtziger Jahre in 
eine ernste Finanz- und Wirtschaftskrise geriet, ar- 
beitet Togo seit 1983 mit IWF, Weltbank imd Haupt- 
gebem wie Frankreich, die Bundesrepublik 
Deutschland und der EG an einer Konsolidierung 
seiner Finanzen sowie an der strukturellen Anpas- 
sung seiner Wirtschaft und verfolgt eine dement- 
sprechend strenge Austeritätspolitik. 

1988 setzte ein leichter Aufschwung, getragen von 
der Landwirtschaft und dem Bergbau (Phosphat), 
ein. Die Wachstumsrate des BIP erhöhte sich auf 3 % 
und das Haushaltsdefizit konnte reduziert werden. 
Dies lag hauptsächlich an der Einführung des 
Strukturanpassungsprogramms, der Anhebung der 
Phosphat-Produktion und der Zunahme der Erzeu- 
gung im Bereich der landwirtschaftlichen Grund- 
nahrungsmittel. Die Bereitschaft der togoischen Re- 
gierung zur Umsetzung von Reformmaßnahmen 
auch etablierte Interessen in Frage zu stellen, hat 
sichtlich zugenommen. 

Die von der Regierung angestrebte Selbstversorgung 
der Bevölkerung mit Grundnahrungsmitteln (Yams, 
Maniok, Mais, Hirse und Sorghum) wurde weitge- 
hend erreicht. Im Gegensatz dazu steht die verringer- 
te Produktion landwirtschaftlicher Exporterzeugnis- 
se (Kaffee, Kakao, Baumwolle), deren Erlöse zudem 
für Kaffee und Kakao zurückgingen. Zugleich redu- 
zierte sich jedoch auch das Importvolumen, so dciß 
das Handelsbilanz-Defizit erheblich verringert wer- 
den konnte und nunmehr nur noch leicht negativ ist. 

Ein großes Problem für Togo stellt der räumlich eng 
begrenzte Binnenmarkt mit relativ niedriger In- 
landsnachfrage dar. Die Entwicklung der westafri- 
kanischen Wirtschaftsgemeinschaft mit der Abschaf- 
fung der Zollgrenzen hat kaum Fortschritte gemacht 
und wird wohl auch weiterhin stagnieren. Damit 
bleibt das Land auch für ausländische Investoren 
wenig attraktiv. Um ausländische Investoren zu ge- 
winnen, strebt Togo seit kurzem an, eine Freihan- 
delszone einzurichten. Der mit deutschen Mitteln 
gebaute Hafen Lom6, der bereits 1988 seine Aktivitä- 
ten um ca. 10 % ausweiten konnte, könnte dabei eine 
wichtige Rolle spielen. 

Die Verschuldung Togos per 31.12.1988 betrug 1.210 
Mio. US-$, der Schuldendienst belief sich auf 91 Mio. 
US-$, die Auslandsverschuldung im Verhältnis zum 
Export von Gütern und Leistungen betrug 232,1 % 
mit einer Schuldendienstquote von 26,8 % (Quelle: 
World Debt Tables 1989). 

Die Aussichten für die kommenden Jahre bleiben je- 
doch besorgniserregend: Die mittelfristig schlechten 


Perspektiven für Togos landwirtschaftliche Export- 
produkte bei gleichzeitig hohem Schuldendienst 
und hohem Bevölkerungswachstum machen Togo 
weiterhin von ausländischer Finanzhilfe abhängig. 
Zudem wird die Selbstversorgung Togos mit Grund- 
nahrungsmitteln durch die rapide abnehmende Bo- 
denfruchtbarkeit in vielen Regionen des Landes ge- 
fährdet. 


1.10.2 Entwicklungspolitik Togos 

Die Prioritäten Togos decken sich mit den im Struk- 
turanpassungsprogramm mit IWF und Weltbank 
festgelegten Zielen. Auch in den früheren Entwick- 
lungsplanungen entsprachen eine Reihe von Priori- 
täten (z.B. ländliche Entwicklung) den heutigen Zie- 
len, doch wich die Realisienmg erheblich davon ab. 
Im Vordergrund stehen heute die Konsolidierung 
laufender Vorhaben, die Konzentration auf unmittel- 
bar produktive Sektoren und die Reduzierung der 
laufenden Kosten. Sektoral hat die ländliche Ent- 
wicklung Vorrang. 

Entsprechend den Auflagen von IWF und Weltbank 
dominieren heute zwei übergeordnete Politikziele: 

a) Stabilisierung der öffentlichen Finanzen durch 
erhöhte Einnahmen (Steuerreform) und durch 
Entlastung des Staatshaushalts (5 %ige Kürzung 
der Gehälter, Einst ellungsstop im öffentlichen 
Dienst, verstärkte Ausgabenkontrolle, verbesser- 
tes Schuldenmanagement). 

b) Ankurbelung und Restrukturierung der Wirt- 
schaft durch Konsolidierung des staatlichen 
Sektors (Schließung unproduktiver und Rehabili- 
tierung bzw. Privatisienmg lebensfähiger Staats- 
Unternehmen, Investitionsplanung mit Schwer- 
gewicht auf produktive Vorhaben), Reaktivie- 
rung traditioneller Aktivitäten (Nahrungsmittel- 
produktion, Kaffee, Kakao, Phosphat) und Förde- 
rung neuer Bereiche mit komparativen Vorteilen 
(Nahrungsmittelverarbeitung und -Vermarktung, 
Produktion von Phosphatsäure, Entwicklung 
neuer Energiequellen - off-shore Öl-Exploration, 
Wasserkraftwerk Nangb^to, Holzwirtschaft, För- 
derung von Klein- und Mittelindustrie). 

Die Anpassungsmaßnahmen der letzten Jahre waren 
mit negativen sozialen Auswirkungen - vermutlich 
vor allem auf die städtischen Armen und die Subsi- 
stenzbauem - verbunden und machen die Ausarbei- 
tung von sozialen Kompensationsmaßnahmen erfor- 
derlich. 


1.10.3 Entwicklungspoiitische Zusammenarbeit 

Die deutschen Zusagen im Rahmen der entwick- 
lungspolitischen Zusammenarbeit betragen (ein- 
schließlich der Zusagen für 1988/89) insgesamt 792 
Mio. DM, davon 511 Mio. DM im Rahmen der Finan- 
ziellen Zusammenarbeit.Schwerpunkte der Zusam- 
menarbeit sollen weiterhin Projekte der ländlichen 
Entwicklung bilden (Landwirtschaft, Forstwirt- 
schaft, Tierzucht, Gesundheitswesen, Verkehrsinfra- 
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Struktur, Wasserversorgung). In der Landwirtschaft 
geht es vor allem um die Förderung der Nahrungs- 
mittelproduktion. Erst in zweiter Linie spielt die För- 
derung der landwirtschaftlichen Exporte eine Rolle. 

Probleme liegen insbesondere in der schwierigen 
finanziellen und wirtschaftlichen Situation des Lan- 
des und in der äußerst begrenzten Fähigkeit staatli- 
cher Träger, Folgekosten zu übernehmen. Künftig 
muß daher vermehrt darauf geachtet werden, daß lo- 
kal verfügbare Ressourcen genutzt werden und die 
Orientierung auf Selbsthilfegruppen und nicht- 
staatliche Träger verstärkt wird. 

Im Rahmen der Schuldenerlaßmaßnahmen der Bun- 
desregierung sind der Republik Togo Rückzah- 
lungsverpflichtungen aus Entwicklungshilfedarle- 
hen in Höhe von ca. 288,1 Mio. DM erlassen worden. 

Togo ist im Rahmen der staatlichen Entwicklungs- 
zusammenarbeit ein Schwerpunktland. Seit langem 
sind in Togo eine Vielzahl von deutschen Nichtre- 
gierungsorganisationen engagiert. Umfangreich ist 
die Hilfe der beiden kirchlichen Zentralstellen, die 
in den Sektoren Gesimdheit, Landwirtschaft und Bil- 
dung wirksame Hilfe leisten. Der Gesundheitssektor 
wird außerdem durch das Deutsche Aussätzigen- 
Hilfswerk und das Deutsche Rote Kreuz sowie die 
Blindenarbeit durch die Christoffel-Blindenmission 
unterstützt. Im Aus- und Fortbildungsbereich sind 
die Hanns-Seidel-Stiftung und die Bayerisch-Togoi- 
sche- Gesellschaft tätig. 


2. Projektbeispiele 

2.1 Erfolgreiche Projekte 

2.1.1 Integrierte ländliche Regionalentwicklung im 
Tagant-Gebiet/Mauretanien 

Die mauretanische Regierung ist bemüht, die ländli- 
chen Räume zu fördern, um die Nahrungsmittelpro- 
duktion zu erhöhen und die Landflucht zu verrin- 
gern. 500 km östlich der Hauptstadt Nouakchott 
liegt die Tagant-Region, einst ein Zentrum mau- 
risch-islamischer Zivilisation. Die Dürre der letzten 
beiden Jahrzehnte und das Vordringen der Wüste 
haben dazu geführt, daß die Nomaden ihre Herden 
verloren und die Erträge der Landwirtschaft (Oasen- 
kultur und Nachflutanbau) zurückgingen. 

Hier setzt das Vorhaben der ländlichen Regionalent- 
wicklung mit Sitz in Achram Diouk ein. Drei eng 
miteinander zusammenhängende Projekte verfolgen 
das gleiche Oberziel, die „Verbesserung der Lebens- 
bedingungen in der Tagant-Region". Mit Kapital 
imd Beratimg wird eine alte Tradition wiederbelebt: 
Durch den Bau von kleinen Erddämmen, die das in 
der kiurzen Regenzeit in Senken zusammenlaufende 
Wasser zurückhalten, wird Hirseanbau wieder mög- 
lich und der Ertrag gesteigert. Die Realisierung der 
Dämme geschieht überwiegend durch ein Projekt 
der Finanziellen Zusammenarbeit. In einem Projekt 
der Technischen Zusammenarbeit wird bei Bauar- 
beiten und der landwirtschaftlichen Produktion be- 


1.10.4 Auswirkungen der entwicklungspolitischen Zu- 
sammenarbeit 


Das Grundproblem bei der Entwicklungszusammen- 
arbeit mit so armen Ländern wie Togo besteht darin, 
daß die Entwicklunsprojekte die ohnehin sehr be- 
grenzte finanzielle und institutionelle Leistimgsfä- 
higkeit der Administration zusätzlich belasten. Des- 
halb wird versucht, im Rahmen der Entwicklungs- 
projekte die Rahmenbedingungen weitestgehend zu 
berücksichtigen und die wirtschaftliche Strukturan- 
passung durch die Projekte zu unterstützen. Dabei 
geht es darum, den Staat in seinen originären Funk- 
tionen zu stärken und ihn gleichzeitig, durch Orien- 
tierung auf nichtstaatliche Strukturen, in anderen 
Bereichen zu entlasten. 

Ein Großteil des Investitionsbudgets Togos wird ex- 
tern finanziert. Die Bundesrepublik Deutschland hat 
daran als zweitgrößter bilateraler Geber einen maß- 
geblichen Anteil. Die wirtschaftlichen Refomunaß- 
nahmen der letzten Jahre haben zwar Verzerrungen 
abgebaut, jedoch die Abhängigkeit Togos von aus- 
ländischer Hilfe nicht vermindert. Auch die Wachs- 
tumsperspektiven sind eher bescheiden. Durch das 
hohe Bevölkerungswachstum und die erdrückende 
Schuldenlast, sowie die rapid abnehmende Boden- 
fruchtbarkeit werden in Zukunft die Probleme der 
Entwicklungszusammenarbeit sicherlich nicht 
leichter werden. 


raten. Drittes Vorhaben ist der Aufbau eines Ge- 
sundheitsdienstes. Ergänzend kommen hinzu: Auf- 
forstungsmaßnahmen, Förderung des Dorfhand- 
werks zur Herstellung von Ackergeräten und Esels- 
karren, Unterstützung wirtschaftlicher Aktivitäten 
von Frauengruppen und die Verbessenmg der 
Trinkwasserversorgung. 

Wesentlich ist, daß die Bevölkerung zur Akzeptanz 
und aktiven Mitwirkung gewonnen werden konnte. 
In Selbsthilfe wurden alte Dämme repariert imd 
neue angelegt, wurden Brunnen, Schulen und Ge- 
sundheitsstationen gebaut. Auch im Gesundheits- 
wesen arbeiten die Betroffenen mit, z.B. bei Emäh- 
rungsberatung und Impfkampagnen in speziellen 
Programmen für Frauen und Kleinkinder. 

Das Zusammenspiel von FZ und TZ war nicht immer 
einfach und wurde zusätzlich durch die organisatori- 
sche Schwäche des maxiretanischen Projektpartners 
SONADER erschwert. Inzwischen ist ein einheitli- 
ches Verfahren für die Kooperation zwischen maxire- 
tanischen und deutschen Partnern gefunden wor- 
den. Auch bei der Anlage von Dämmen haben alle 
Beteiligten dazugelemt. Die anfänglich gewählten 
technischen Standards waren zu hoch, die Unterhal- 
tung der Dämme zu teuer. Unter intensiver Beteili- 
gxmg der Zielgruppen wurden angepaßtere Bauver- 
fahren entwickelt. Weil Erosion und Versandung 
fortschreiten, wurden bei der Projektverlängenmg 
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Mitte 1989 Maßnahmen der Desertifikationsbe- 
kämpfung zum Schutz von Anbaugebieten und Sied- 
lungen vorgesehen. 

Insgesamt gesehen sind die Ergebnisse des Vor- 
habens ermutigend. In Achram Diouk ist ein neues 
ländliches Entwicklungszentrum entstanden. Men- 
schen, die sonst in die Elendssiedlungen der Städte 
abgewandert wären, haben ein Auskommen gefun- 
den. Zur Hilfe von außen mußte ihre aktive Beteili- 
gimg kommen. In der nun laufenden Phase des Pro- 
jektes geht es darum, die Selbsthilfefähigkeit der Be- 
völkerung so zu stärken, daß sie auch nach Projekt- 
ende anhält und damit die Lebensbedingungen in 
der Region nachhaltig verbessert sind. Bisher wur- 
den von der Bundesregierung fast 30 Mio. DM für die 
Tagant-Region zur Verfügung gestellt. 


2.1.2 Philippinisch-deutsche Zusammenarbeit im 
Forstsektor 

Zwischen 1969 und 1988 nahm die philippinische 
Waldfläche von 10,5 Millionen Hektar auf 6,5 Millio- 
nen Hektar ab. Wenn sich dieser Trend fortsetzt, sind 
in 30 Jahren alle Wälder auf den Philippinen ver- 
schwunden. 

Wesentlich für diesen dramatischen Waldrückgang, 
der auch schon zu einer großflächigen Bodenerosion 
geführt hat, sind hauptsächlich der Wanderfeldbau 
(Brandrodung) sowie die Umwandlung von Waldge- 
bieten in permanente landwirtschaftliche Nutzung. 

Im Bereich der Waldzone der Philippinen leben 6 bis 
7 Millionen Menschen (bei hoher Bevölkerungszu- 
nahme), die einen starken Besiedlungsdruck aus- 
üben. Die Bevölkerung in diesen Regionen ist sehr 
arm und hat zur Sicherung der eigenen Ernährung 
kaum Alternativen zum Wanderfeldbau. 

Daneben hat auch der häufig unkontrollierte und 
beim Fällen und Abtransport des Holzes schwere 
Schäden verursachende kommerzielle Holzein- 
schlag zur Waldvemichtung beigetragen. 

Zur Lösung der Probleme arbeitet die Bundesregie- 
nmg seit 1975 mit der philippinischen Regierung im 
Rahmen mehrerer TZ-Projekte im Forstsektor zu- 
sammen. 

In dem ersten Projekt (1975 bis 1979) ging es um die 
Untersuchung und Verbesserung der Methoden zur 
nachhaltigen Bewirtschaftung von Naturwaldflä- 
chen auf Mindanao. 

In dem zweiten Projekt „Timber Stand Improve- 
ment" (1980 bis 1988), d.h. Regenwaldbewirtschaf- 
tung durch Waldpflege, wurde die philippinische 
Regierung darin unterstützt, das Schutz- und Pro- 
duktionspotential von exploitierten Dipterocarpa- 
ceen Regenwäldem durch ein standortgerechtes 
Waldbaukonzept nachhaltig zu nutzen. 

Neben der Sicherung der nachhaltigen Erzeugung 
von Wertholz hat das Projekt zum Ressourcenschutz 
durch die Entwicklung eines sozio-ökonomisc ak- 
zeptablen Bewirtschaftungsmodells beigetragen. 


Das neue Waldbaukonzept hat in den philippini- 
schen Entwicklungsplan 1987 bis 1992 Eingang ge- 
funden und wird auch von der Asiatischen Entwick- 
lungsbank im Rahmen eines Sektordarlehens und 
von Japan gefördert. 

Das dritte Projekt „Nationale Forst Inventur" (1984 bis 
1988) erbrachte genaue Kenntnisse über die Ressour- 
ce Wald und somit wesentliche Voraussetzungen für 
eine nachhaltige Erzeugung von Holz sowie erfor- 
derliche Waldschutz- und Wiederaufforstungsmaß- 
nahmen. 

Die von den Vorgängerprojekten gesammelten 
wertvollen Erfahrungen wurden in dem Ende 1988 
begonnenen vierten Projekt „Dipterocarp Forest 
Management" (DFM) aufgegriffen und in die Kon- 
zeption integriert. Das Ziel des DFM-Projektes lau- 
tet „Einführung und weitere Entwicklung sozial ak- 
zeptabler, nachhaltiger Bewirtschaftungssysteme für 
den Dipterocarpaceenwald". Darin kommt zum Aus- 
druck, daß der Tropenwald nur dann überleben 
wird, wenn es gelingt, einen Großteil der Flächen 
unter Einbeziehung der ländlichen Bevölkerung 
dauerhaft zu bewirtschaften. 

Grundgedanke der gegenwärtigen dreijährigen Pro- 
jektphase ist deshalb, in repräsentativen Schwer- 
punktgebieten Operationelle, nachhaltige und an 
ökologischen und sozio-ökonomischen Rahmenbe- 
dingungen angepaßte Waldbewirtschaftungsverfah- 
ren zu entwickeln, zu demonstrieren und in verbind- 
liche Richtlinien zur Bewirtschaftung der Wälder 
umzusetzen. Dazu werden sowohl Bewirtschaftungs- 
modelle für Holzeinschlagskonzessionen entwickelt 
(traditionelle Form der Forstnutzung) als auch für 
Wälder von Dorfgemeinschaften (neues Konzept). 
Dabei steht die Sicherung des Schutzes und die 
langfristige Nutzung und Erhaltung der Ressourcen 
im Vordergrund. 

Da die Hauptursache der Waldzerstörung der Land- 
bedarf von Subsistenzbauern zur Deckung ihrer ma- 
teriellen Grundbedürfnisse ist, soll das Projekt Wege 
aufzeigen, durch pflegliche Waldnutzung (Holz, 
Rattan, Bambus, Heilpflanzen, Früchte etc.) in Ver- 
bindung mit weiterverarbeitendem Gewerbe (Mö- 
bel, Schnitzereien) das Einkommen der Dorfbevöl- 
kerung aus dem Wald zu heben und damit einen An- 
reiz zu schaffen, ihn als langfristige Einnahmequelle 
zu erhalten. Durch Verbesserung der Bodennutzung 
(z.B. Agroforst-Modelle) in Verbindung mit dem An- 
bau geeigneter Verkaufsfrüchte sollen die Boden- 
produktivität erhöht und der Wanderfeldbau zum 
Stillstand gebracht werden. 

Als zweite Hauptkomponente des Projektes werden 
Bewirtschaftungskonzepte für Konzessionen und 
Forstbetriebe eingeführt. Das Projekt wird dafür de- 
taillierte Durchführungsbestimmungen erarbeiten. 
Außerdem wird es mit der Einführung schon erprob- 
ter waldschonender Holzemteverfahren einen Bei- 
trag zur Walderhaltung leisten. 

Das Projektziel sieht die Umsetzung der erarbeiteten 
und überprüften Konzepte in landesweit verbindli- 
che Bewirtschaftungsrichtlinen vor. Die administra- 
tiven und gesetzlichen Rahmenbedingungen dafür 
sind in einem im Juli 1989 fertiggestellten, von der 
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Asiatischen Entwicklungsbank finanzierten Master- 
plan, an dem sich das DFM-Projekt maßgeblich be- 
teiligte, erarbeitet worden. 

In Ergänzung der bisherigen TZ sind den Philippi- 
nen 1989 FZ-Mittel in Höhe von 20 Mio. DM zur Ver- 
fügung gestellt worden. Hiermit sollen Maßnahmen 
zur nachhaltigen Waldbestandsicherung finanziert 
werden. 


2.1.3 Verbreitung angepaßter holzsparender Techno- 
logien in flüchtlingsbetroffenen Gebieten der 
Nordwestgrenzprovinz/Pakistan 

Weniger als 5 % der Fläche Pakistans ist bewaldet. 
Die meisten Waldflächen befinden sich in den Berg- 
regionen der Nordwestgrenzprovinz (NWFP). Holz 
ist knapp, und der Mangel wird durch den zuneh- 
menden Bevölkerungsdruck weiter verschärft. Die 
langjährige Anwesenheit der afghanischen Flücht- 
linge hat in den betroffenen Gebieten den Druck auf 
die ökologischen Ressourcen zusätzlich erhöht. Al- 
lein in der NWFP leben über 2 Millionen Flüchtlin- 
ge, die mit ihrem Bedarf an Brenn- und Bauholz und 
mit ihren Kleintierherden dazu beitragen, die Wald- 
flächen weiter zmückzudrängen. Die imkontrollier- 
te (Über-)Nutzung der Holzreserven und das Ver- 
brennen der Emteabfälle gefährden das ökologische 
Gleichgewicht und bringen Bodenerosion und ande- 
re Formen der Umweltzerstörung mit sich. 

Das in Zusammenarbeit mit dem UNHCR entstande- 
ne Programm zur Verbreitung angepaßter holzspa- 
render Technologien leistet seit 1984 in den flücht- 
lingsbetroffenen Gebieten der NWFP einen wirksa- 
men Beitrag, den flüchtlingsbedingten Mehrver- 
brauch der knappen Holzvorräte insbesondere in der 
Verwendung als Energieträger für private Haushal- 
te und im Hausbau zurückzudrängen. 1984 bis 1988 
wurden für das Vorhaben insgesamt 4,0 Mio. DM TZ- 
Mittel bereitgestellt. 

1984 begann das Projekt damit, einfache und preis- 
werte Metall-Kochherde zu entwickeln, die in den 
Flüchtlingslagern vertrieben werden. Das inzwi- 
schen marktreife Produkt (Multipot) wird heute auf 
kommerzieller Basis hergestellt und in größerer An- 
zahl verkauft. 

Ein anderes wichtiges Ergebnis ist die Entwicklung 
eines Ofens für Bäckereien, in denen eines der 
Hauptnahrungsmittel, die Brotfladen, rationell und 
brennholzsparend hergestellt wird. Der Einspa- 
rungseffekt beruht neben der energiesparenden 
Bauweise des Ofens insbesondere darauf, daß durch 
die Einrichtung einer Bäckerei viele individuelle 
Feuerst eilen ersetzt werden. Hinzu kommt, daß mit 
der Gründung von Bäckereien Arbeitsplätze ge- 
schaffen werden. 

Schließlich ist Ende 1986 der Bau von Lehmkuppel- 
häusem in das Programm des Vorhabens aufgenom- 
men worden. Mit dieser Bauweise sind mehrere Vor- 
züge verbunden; Vor allem wird kein Holz zum Bau 
benötigt, das sonst als tragendes Element für die 
Dachkonstruktion unerläßlich ist und nach einigen 


Jahren immer wieder erneuert werden muß. Ferner 
sind die Baukosten für ein Lehmkuppelhaus wesent- 
lich geringer als für ein konventionelles Holz/Lehm- 
dach-Haus. Lehmkuppelhäuser weisen zudem eine 
bessere klimatische Anpassimg auf, so daß auch 
Brennholz für Heizzwcke eingespart werden kann. 
Seit 1988 werden zimehmend afghanische Maurer in 
dieser Bautechnik ausgebildet, um das Selbsthilfe- 
potential für den Wiederaufbau Afghanistans nach 
der Rückkehr der Flüchtlinge zu stärken. 

Insgesamt sind bis Ende 1989 etwa 25.000 energie- 
sparende Herde verkauft worden, etwa 900 Bäcke- 
reien errichtet und 1.100 Lehmkuppelhäuser gebaut 
worden. Damit konnten ca. 80.000 Flüchtlingshaus- 
halte mit holz- bzw. energiesparenden Maßnahmen 
erreicht werden. 

Der fortschreitende Raubbau an den natürlichen 
Ressourcen in Pakistan geht jedoch nur teilweise 
von den Flüchtlingen aus. Die Hauptbelastung des 
ökologischen Gleichgewichts wird zweifellos von 
der einheimischen Bevölkerung verursacht. Deshalb 
kann die Beschränkung der Projektaktivitäten auf 
die Zielgruppe der Flüchtlinge, die aus der Entste- 
hungsgeschichte des Projekts zu erklären ist, auf 
Dauer nicht befriedigen. 1989 ist es gelungen, einen 
geeigneten pakistanischen Trägerfür das Projekt zu 
interessieren (Pakistan Council for Appropriate 
Technology - PCAT) und mit der pakistanischen Re- 
gierung zu vereinbaren, ab 1990 die Verbreitung an- 
gepaßter holzsparender Technologien zu einem lan- 
desweiten Programm auszubauen. Für eine erste 
dreijährige Phase dieses erweiterten Vorhabens 
wurden von der Bundesregierung weitere 4,0 Mio. 
DM bewilligt. 


2.1.4 Beratung bei der Reorganisation der indonesi- 
schen Steuerverwaltung 

Seit 1978 arbeiten die Bundesregierung und die Re- 
gierung der Republik Indonesien im Bereich der Re- 
organisation der indonesischen Steuerverwaltung 
mit dem Ziel zusammen, durch die Einführung ord- 
nungsgemäßer und konsistent angewandter Verfah- 
ren die Effizienz der Steuerverwaltung in ausge- 
wählten Gebieten zu verbessern. Dadurch wird ein 
Beitrag zu einem erhöhten Steueraufkommen und 
zur Verbesserung der Steuergerechtigkeit geleistet. 

Für die Notwendigkeit einer Erhöhung der Steuer- 
einnahmen sprechen vor allem 

- die hohe Abhängigkeit des Staatshaushalts von 
den Steuereinnahmen aus dem Ölsektor, 

- die im internationalen Vergleich niedrige Steuer- 
belastung der indonesischen Volkswirtschaft und 
damit 

- die Möglichkeit, mit Hilfe höherer Steuern mehr 
interne Ressourcen für die Finanzierung wichtiger 
Infrastrukturinvestitionen bereitzustellen und so 
auch die Abhängigkeit vom Auslandskapitcd zu 
verringern. 

Mit der von der indonesischen Regienmg im Jahre 
1983 eingeführten großen Steuerreform wurden u.a. 
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die Mehrwertsteuer sowie das Selbstveranlagungs- 
prinzip für die Einkommensteuer eingeführt. Mit 
dieser Maßnahme und mit der schrittweisen Anhe- 
bung der Aufkommensrichtgrößen konnten die 
Steuereinnahmen erheblich gesteigert werden. Das 
von der Bundesregierung geförderte Projekt hat da- 
zu einen wesentlichen Beitrag geleistet. 

Der neue Fünfjahresplan 1989/1994 (Repelita V) sieht 
für jedes Jahr weitere Steigerungen des Steuerauf- 
kommens vor. 

Ursache fürdie Erreichung des Projektziels und für 
den Projekt erfolg sind folgende Komponenten: 

1. Aufbau eines Steuerzahler-Nummemsystems, 

2. Aufbau eines Zahlungskontrollsystems, 

3. steuerpolitische Beratung, besonders Steuerpo- 
tentialschätzung, 

4. Beratung bei der Erhebung der Mehrwertsteuer. 

Durch die effiziente und systematische Registrie- 
rung von Steuerpflichtigen sind zunächst die Vor- 
aussetzungen für eine geordnete Steuerfestsetzung 
sowie eine effiziente Zahlungskontrolle geschaffen 
worden. Das Steuerzahler-Nummemsystem bildet 
eine der Grundlagen der indonesischen Steuerre- 
form. 

Auch das im Projekt entwickelte computergestützte 
Zahlungskontrollsystem baut darauf auf. Ein klares 
und geordnetes Buchführungssystem für Steuerein- 
nahmen ist geschaffen worden, das Voraussetzung 
für die Durchsetzung des Steueranspruchs und seine 
Vollstreckbarkeit ist und somit im Dienste einer 
Konsolidierung der Staatsfinanzen steht. 

Das Zahlungskontrollsystem ist inzwischen prakti- 
ziertes Generalkonzept für die Datenverarbeitung 
der Finanzbehörden in ganz Indonesien. 

Im Rahmen der Policy-Beratung hat das Projekt ein 
umfassendes Instrumentarium entwickelt, mit dem 
methodisch abgesicherte Grundlagen für steuerpoli- 
tische Entscheidungen und klare Vorgaben für die 
Steuerverwaltung geliefert werden können. 

Die Beratung bei der Erhebung der Mehrwertsteuer 
umfaßt bzw. umfaßte die Ausweitung der Mehrwert- 
steuer von der Produzenten- zur Einzelhandelsstufe, 
Rechts- und Verwaltungsberatung sowie Verbesse- 
rung der Steuerbeamten-Ausbildung. Die Auswir- 
kungen des Zahlungskontrollsystems auf die Steuer- 
festsetzung sowie Elemente der Politikberatung bei 
der Rechts- und Verwaltungsberatung sind dabei 
berücksichtigt worden. 

Das Projekt hat mit den geleisteten Arbeiten nicht 
nur einen wesentlichen Beitrag zur Durchführung 
der indonesischen Steuerreform, sondern auch zur 
internen Ressourcenmobilisierung im Partnerland 
geleistet und damit die Abhängigkeit des Staats- 
haushalts von den Steuereinnahmen aus dem Ölsek- 
tor vermindert. 

Das derzeit in der Schlußphase befindliche Vorha- 
ben ist von der Bundesregierung mit 11,7 Mio. DM 
gefördert worden. 


2.1.5 Zweisprachige Schulerziehung/Ecuador 

Ponchos, Gürtel und Wandteppiche: Nur im kunst- 
gewerblichen Bereich nehmen die Indios in der 
ecuadorianischen Gesellschaft eine herausragende 
Stellung ein. In allen anderen Bereichen kann man 
ihre Situation als „benachteiligt" bezeichnen. Als 
Bauern und Landarbeiter gehören sie zur Bevölke- 
rungsgruppe mit dem geringsten Einkommen und 
dem niedrigsten Bildungsstand. Ihre Kultur gilt als 
minderwertig. Daß sie im Gegenteil über eine be- 
merkenswerte Kraft verfügt, zeigt sich an der Erhal- 
tung der Indiosprache, dem Ketschua. Für ein Drittel 
der ecuadorianischenBevölkerung, vor allem im 
Hochland, ist Ketschua, und nicht Spanisch, die Mut- 
tersprache. 

Diese Tradition erweist sich jedoch für die Indiokin- 
der im ecuadorianischen Schulsystem als Hemm- 
schuh: In der Familie wachsen sie mit Ketschua auf. 
In der Schule sollen sie dann plötzlich spanisch spre- 
chen vmd verstehen. Lernschwierigkeiten und Fru- 
stration sind damit vorprogrammiert. Viele Kinder 
halten unter diesen Bedingungen nicht einmal die 
ersten sechs Pflichtschuljahre durch. 

Die Wanderung vom Land in die Städte erfaßt auch 
die Indios. Sie lassen dabei nicht nur Sprache und 
Tracht, sondern auch das kulturelle Erbe zurück. Die 
Massenmedien, die Anziehungskraft der weißen 
städtischen Kultur und die Tatsache, daß Schulbil- 
dung nur in spanischer Sprache durchgeführt wird, 
sind weitere Faktoren, die zu einer raschen Auflö- 
sung der indianischen ländlichen Ortsgemeinschaf- 
ten führen. 

Ziel des vom ecuadorianischen Erziehungsministe- 
rium mit Unterstützung der Bundesregierung im 
Rahmen der Technischen Zusammenarbeit durchge- 
führten Schulversuchs ist es, die Indiokinder im Rah- 
men eines inter kulturellen zweisprachigen Unter- 
richts zu erziehen, dadurch den Lernerfolg in allen 
Fächern zu steigern und letztlich den Anteil erfolg- 
reicher Schulabgänger aus der Primarschule zu er- 
höhen. Es soll dazu beigetragen werden, daß die 
Schulabgänger aus den Indiogebieten weniger als 
bisher benachteiligt sind, ihre eigene Kultur aufge- 
wertet wird und sie damit an Selbstbewußtsein ge- 
winnen. Dies ist Grundlage für die Durchsetzung ih- 
rer Ansprüche im politisch-ökonomischen Kontext 
des Landes. 

Für das Vorhaben wurden bisher rd. 4,0 Mio. DM be- 
reitgestellt. Deutsche Experten beraten den Partner 
und unterstützen ihn bei seinen Aktivitäten. Zur Zeit 
sind an insgesamt 73 ländlichen Primarschulen in 
acht Provinzen des Hochlandes zweisprachige Klas- 
sen eingeführt worden. Im Rahmen des Projektes 
werden die Unterrichtsmaterialien entwickelt und 
die Lehrer für die neuen Anforderungen ausgebil- 
det. Da die Sprache der Indios jahrhundertelang nur 
mündlich überliefert wurde, werden zusätzlich For- 
schungsarbeiten in andiner Linguistik unterstützt. 

Mit dem Schulversuch soll die flächendeckende Ein- 
führung von zweisprachigen Klassen vorbereitet 
werden. Das Projekt mußte daher bei der Auswahl 
der Versuchsschulen auch die unterschiedlichen Be- 
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dingungen in den einzelnen Provinzen berücksichti- 
gen. Neben rein ketschuasprachigen Indiodörfern 
gibt es Dörfer, in denen Indios und Mestizen Zusam- 
menleben und spanisch sprechen. 

Bei diesem Schulversuch geht es nicht nur darum, 
den Indiokindern die bisherigen Unterrichtsinhalte 
in Ketschua zu vermitteln. Ziel ist vielmehr ein inter- 
kultureller Unterricht. Die Kultur der Indios, ihre 
Sprache, Geschichte, Mythen, Lebens- und Arbeits- 
weisen sollen aufgewertet werden. Dafür sind neue 
Lehrmaterialien und neue Unterrichtsmethoden not- 
wendig. 

Was ist nun das Neue an Unterricht und Schulbü- 
chern? Die Indiokinder finden zum ersten Mal in ei- 
nem einzigen Schulbuch ihre Lebensbedingungen 
beschrieben. Sie lernen lesen, schreiben und rech- 
nen anhand von Geschichten und Bildern, die sie aus 
ihrem Umfeld kennen. Um den Unterricht lebensnah 
zu gestalten, werden ab dem vierten Schuljahr auch 
Probleme auf dem Hochland wie z.B. die Boden- 
erosion behandelt. 

Der Unterricht findet etwa eineinhalb Jahre aus- 
schließlich in Ketschua statt. Im letzten Drittel des 
zweiten Schuljahres werden die ersten spanischen 
Worte eingeführt. Mit Beginn des dritten Schuljah- 
res wird Spanisch allmählich zur gleichberechtigten 
Unterrichtssprache. Bis zum Ende der sechsten Klas- 
se, dem Ende der Schulpflicht, sollen die Kinder bei- 
de Sprachen gleich gut beherrschen. Sie lernen nicht 
weniger Fachwissen als ihre Altersgenossen in den 
Städten, sie lernen nur anders. 

An die Lehrer stellt dieser Schulversuch besondere 
Anforderungen. Das Projekt legt daher großen Wert 
auf ihre Fortbildung. 

Das Projekt begann seine Arbeit nach jahrelanger 
Vorbereitung im April 1985. 1988 wurde das Projekt 
„inspiziert". Dabei wurde u.a. herausgestellt: 

~ der exemplarische Basisbezug: Befriedigung von 
Grundbedürfnissen besonders benachteiligter Be- 
völkerungskreise und deren möglichst aktive Mit- 
wirkung bei der Projektvorbereitung und im Pro- 
jektvollzug; 

- die besondere entwicklungspolitische Relevanz 
durch gesellschafts- und kulturpolitische Projekt- 
inhalte; 

- der beachtliche Mut aller Beteiligten, der dazuge- 
hört, ein so zukunftsweisendes Projekt in die ver- 
krusteten bürokratischen Strukturen des formalen 
Erziehungssystems einzupfropfen; 

- der energische Schwung, mit dem der Dachver- 
band der Indio-Organisationen selbst an die Um- 
gestaltung des Erziehimgssystems für die autoch- 
thone Bevölkerung des Landes herangeht, wo- 
durch der Projektträger bereits jetzt mit der Um- 
setzung von Projektzielen beginnt, die frühestens 
in einigen Jahren erwartet wurden. 


2.1.6 Ernährungssicherungsprogramm San Yi/China 

Nach einer internen Veröffentlichung des chinesi- 
schen Staatsrates zur wirtschaftlichen Entwicklung 
der Armutsgebiete vom August 1987 gibt es in der 
VR China 430 „Armutskreise" in 21 der 30 Provinzen. 
In Shangdong liegen 9 Armutskreise, 6 davon in der 
Präfektur Linyi. Es handelt sich hierbei um die Krei- 
se Yishui, Yinan, Yiyuan (San Yi) sowie Pingyi, Feixi- 
an und Mengyin (Ping-Fei-Meng), die unmittelbar 
angrenzen und die von der Bundesregierung geför- 
dert werden. 

Etwa 85 % der Fläche des Projektgebietes sind Berg- 
und Hügelland, das Relief ist stark zergliedert und 
klein gekammert. Die für diese Verhältnisse extrem 
hohe Bevölkerungsdichte (416 Einwohner pro qkm) 
sowie die herrschende Armut - das ländliche Pro- 
Kopf-Einkommen liegt bei 300 Yuan (150 DM) pro 
Jahr), in vielen Gemeinden unter 200 Yuan (100 DM) 
pro Jahr und damit unter der offiziellen Armutsgren- 
ze - und der niedrige Bildungsstand der Bevölke- 
rung (Analphabetenquote ca. 40 %) führt bei den we- 
nig fruchtbaren Böden und dem spürbaren Mangel 
an Bewässerungswasser zu einer bedrohlichen Über- 
nutzung der natürlichen Ressourcen. Größere Wald- 
gebiete sind bereits fast vollkommen abgeholzt. Die 
Restwälder stehen bei relativ hohen Kohlepreisen 
und der verbreiteten Armut, unter einem starken 
Nutzungsdruck. Viele Hänge sind, insbesondere 
dort, wo der Mangel an Bewässerungswasser zum 
Regenfeldbau auf Kleinparzellen in den Hanglagen 
geführt hat, sehr stark von der Erosion betroffen (je 
nach Hanglage 7.000 bis 8.000 to pro qkm). Die weni- 
gen Bewässerungsanlagen in den Tälern sind infolge 
der Erosion in einem schlechten Zustand und errei- 
chen nur einen Wirkungsgrad von 30 - 40 %. Die Er- 
nährung kann nur noch durch staatliche Subsidien 
gesichert werden, die momentan zwar ausreichen, 
akute Hungerrisiken zu vermeiden, langfristige 
Schäden durch Unter- und Mangelernährung jedoch 
nicht ausschließen. Die Säuglingssterblichkeitsrate 
ist z.B. beträchtlich höher als in anderen Kreisen. 

Der Mangel an Wasser, besonders Trinkwasser, und 
die ökologische Degration wurden als dringendste 
Probleme identifiziert. 

Durch die Einführung eines funktionierenden Was- 
sermanagements und verschiedener Ressourcen- 
schutz-Komponenten in der primären Förderungs- 
phase (1987-1992) soll zunächst die Versorgung mit 
Trinkwasser sichergestellt und eine Regulierung des 
regionalen Wasserhaushalts erreicht werden. 

Bis Ende 1988 wurden insgesamt 2.716 Trinkwasser- 
baumaßnahmen für rd. 70.000 Menschen abgeschlos- 
sen, sowie Bewässerungsmaßnahmen auf einer Flä- 
che von 551,6 ha, Erosionsschutzmaßnahmen auf ei- 
ner Fläche von 380 ha durchgeführt. Weiterhin wur- 
den 285 ländliche Verbindimgswege sowie 214 km 
Stromleitungen gebaut. 

Aktive Mitarbeit und Selbsthilfe der Bevölkerung 
stehen im Mittelpunkt des Programms. Gebildet 
werden Dorfkommissionen, deren Mitglieder von 
den Dorfbewohnern gewählt werden. Sie bestimmen 
maßgeblich Art und Umfang der durchzuführenden 
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Maßnahmen, deren Umsetzxmg durch die Bevölke- 
rung mit Hilfe chinesischer Techniker erfolgt. 

Der deutsche Beitrag für das Vorhaben mit einer 
Laufzeit von 1988-1992 setzt sich zusammen aus rund 
21 Mio. DM für Personal und Sachlieferungen (Im- 
portgüter wie Bohrgeräte, Piimpen etc.) sowie Nah- 
rungsmittellieferungen in der Größenordnimg von 
bis zu 55.000 t Weichweizen. Eingesetzt sind zwei 
deutsche Fachkräfte, die fallweise durch Kurzzeitex- 
perten unterstützt werden. 

Der Gegenwert für die gelieferten Nahrungsmittel 
(Nettoverkaufserlös), die zu Preisen veräußert wer- 
den, die den im Lande üblichen Marktpreisen für Er- 
zeugnisse vergleichbarer Qualität entsprechen, 
fließt in einen Fonds. Aus diesem werden lokale Ko- 
sten, die im Zuge der Durchführung des Emährungs- 
sicherungsprogrammes anfallen und bei denen es 
sich überwiegend um Materialbeschaffungen (z.B. 
Baustoffe) handelt, finanziert. 

Über die Nutzung der Gegenwertmittel entscheidet 
auf Basis detaillierter Finanzierungsvorschläge eine 
gemeinsame Kommission, der deutscherseits der 
Projektleiter imd der Entwicklxmgshilfereferent der 
Botschaft Peking, seitens des Empfängerlandes je 
ein Vertreter der chinesischen Ministerien für Fi- 
nanzen und Agrarwirtschaft angehören. Die Ver- 
wendung der Mittel wird dokmnentiert (Rechnungs- 
legimg) und u.a. auch durch den chinesischen Rech- 
nungshof überprüft. 

Der chinesische Beitrag besteht aus der Bereitstel- 
Ixmg von Personal, Sachleistimgen, Betriebsmittel, 
Lagerkapazitäten etc. im Wert von rd. 28 Mio. DM. 

Langfristig ist an die Erarbeitxmg imd Durchführung 
eines umfassenden Ressourcenschutz-Programms 
gedacht, mit dem Ziel, durch Wassermanagementsy- 
steme, verbunden mit Aufforstung xmd anderen Ero- 
sionsschutzmaßnahmen, die langfristige Wasserver- 
sorgimg der Region nicht nur für den Trinkwasser- 
bedarf, sondern auch für den Bedarf an Bewässe- 
rungswasser zu sichern. 


2,1.7 Umweltverträgliche Bewirtschaftung tropischer 
Regenwälder (TZ-Vorhaben in Quintana Roo/ 
Mexiko) 

Seit 1978 arbeiten Mexiko und die Bundesrepublik 
Deutschland beim Vorhaben „Landnutzimgsplanxmg 
in Gebieten des tropischen Regenwalds" in der Pro- 
vinz Quintana Roo auf der Halbinsel Yucatan ge- 
meinsam an der Erarbeitxmg und Umsetzxmg eines 
Konzeptes zur nachhaltigen und umweltverträgli- 
chen Bewirtschaftxmg des dortigen Regenwaldes. 
Die bisherigen Erfolge sind ermutigend. Das Kon- 
zept wird zximindest teilweise modellhaft für die 
wirtschaftliche Nutzung xmd die dauerhafte Erhal- 
txmg tropischen Waldes sein. 

Es ging davon aus, daß die einheimische Bevölke- 
rxmg ein handfestes materielles Interesse an der Er- 
haltxmg des Tropenwaldes haben muß. Die Siedler 
waren davon zu überzeugen, den Wald wirtschaft- 
lich so zu nutzen, daß er nicht wie bei der üblichen 


Brandrodung zerstört wird, sondern auch Kinder xmd 
Enkel noch von ihm leben können. 

Heute, nach mehr als einem Jahrzehnt gemeinsamer 
Arbeit, ist die Zerstörung des Regenwaldes im Pro- 
jektgebiet in Quintana Roo gestoppt. Dabei war die 
Ausgangslage hier so desolat wie in anderen Tro- 
penwaldgebieten. Der Kahlschlag vollzog sich auch 
hier nach dem international bekannten Muster: 
Holzgesellschaften fällten mit staatlicher Genehmi- 
gung die vorhandenen ein bis zwei Mahagoniebäu- 
me pro Hektar. Ihren Erschließungswegen folgten 
„wilde" Siedler. Das von den Siedlern durch Brandro- 
dung gewonnene Ackerland war nach zwei bis drei 
Ernten ausgelaugt xmd mußte wieder aufgegeben 
werden. 

Der sich so stets wiederholende Ablauf von Ausbeu- 
tung und Zerstörung konnte im „Plan Piloto Fores- 
tal" in Quintana Roo xmterbrochen werden. Den 
zehn „Ejidos", d.h. den im Wald lebenden oder dort 
neu angesiedelten Dorfgemeinschaften, wurden 
vom Staat 130.000 Hektar Tropenwald zxir selbstver- 
antwortlichen Bewirtschaftxmg übereignet. Bei der 
Planung und Umsetzxmg der Waldnutzung für forst- 
und landwirtschaftliche Zwecke werden sie von ei- 
nem mexikanisch-deutschen Beraterteam xmter- 
stützt. Für die Subsistenzwirtschaft der Siedler wur- 
den bestimmte Mindestflächen für intensive klima- 
tisch angepaßte Landwirtschaft ausgesondert, bevor 
die verbleibenden Forstgebiete nach einer sorgfälti- 
gen Waldinventur für einen ca. 25-jährigen Nut- 
zungszyklus eingeteilt wurden. Nur in den jeweils 
zum Einschlag vorgesehenen Flächen werden Bäu- 
me nach Kriterien gefällt, die gemeinsam mit den 
Beratern festgelegt wurden. So müssen z.B. Mahago- 
ni-Bäume zum Einschlag einen Mindestdurchmesser 
von 60 cm haben. Bäume mit geringerem Durchmes- 
ser können bis zum nächsten Einschlagzykus weiter- 
wachsen. Im Laufe eines derartigen Zyklus kann sich 
der Wald einschließlich der jeweiligen Erschlie- 
ßungswege vollständig regenerieren und steht dann 
zur erneuten Nutzxmg zxir Verfügxmg, 

Während früher jährlich 30.000 Kubikmeter Maha- 
goni eingeschlagen wurden, sind es heute nur noch 
7000. Trotzdem ging die Rechnung für die Siedler 
von Anfang an axif: Die Kredite für notwendige Ma- 
schinen konnten bereits in der Anfangszeit aus den 
Holzerlösen zxirückgezahlt werden. Vom ersten Jahr 
an verblieben Gewinnanteile für die ca. 2000 Fami- 
lien. 

Um trotz des verminderten Mahagoni-Einschlags 
die Forstwirtschaft für die Dorfbewohner zu einer 
dauerhaften xmd ausreichenden Einkommensquelle 
werden zu lassen, werden nxm neben den Edelhöl- 
zern Mahagoni und Zeder auch bisher nicht genutz- 
te Gebrauchshölzer von ca. 30 weiteren Baximarten 
eingeschlagen xmd vermarktet. Gelingt es der örtli- 
chen Bevölkerung, allmählich auch Weiterverarbei- 
txmg und Vertrieb selbst zu übernehmen, wird sie 
mit Forst- xmd Holzwirtschaft wirtschaftliche Ergeb- 
nisse erzielen können, die sich in der Landwirtschaft 
kaxim erreichen lassen. 

Als Ergänzung des Projektes wird daher derzeit eine 
einfache Schreiner-Lehrwerkstatt eingerichtet. Die 
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Mittel für diese Ausbildungswerkstatt hat die Pro- 
vinzregierung von Quintana Roo aufgebracht. Ein 
deutscher Schreiner bildet als integrierte Fachkraft 
die überwiegend jugendlichen Lehrlinge aus. 

Der Erfolg dieses Pilotprojekts beruht darauf, daß 
die Dorfbewohner ein gemeinsames Interesse an der 
dauerhaften Nutzimg und damit Erhaltung des ih- 
nen übereigneten Tropenwaldgebietes entwickelt 
haben. Zugleich liegt hierin auch die Schwierigkeit 
bei der Übertragung der gewonnenen Erfahrungen 
auf Regionen mit anderen sozialen Bedingungen 
und abweichenden forstlichen Voraussetzungen. 

Gefahr könnte diesem und ähnlichen Projekten von 
einem undifferenzierten Einführungsverbot der In- 
dustrieländer für Tropenhölzer drohen. „Wenn 
nichts verkauft wird“, warnt der Wirtschaftsminister 
von Quintana Roo, „bleibt der Bevölkerung nichts 
anderes übrig, als den Wald abzuholzen und Land- 
wirtschaft zu betreiben." 


2.1.8 Dörfliche Wasserversorgung in der Region Pia- 
teaux/VR Kongo 

Die ländliche Bevölkerung der VR Kongo ist in vie- 
len Gebieten darauf angewiesen, das zum Lebenser- 
halt notwendige Wasser aus Flüssen oder Brunnen in 
Sumpfniederungen zu entnehmen. Die Wasserver- 
sorgung ist oft nicht ausreichend. Mangelhafte Was- 
serqualität verursacht Krankheiten wie Magen- und 
Darminfektionen, Bilharziose etc. 

Das Vorhaben Dörfliche Wasserversorgung in der 
Region Plateaux hat zum Ziel, die Bevölkerung in 
diesem Gebiet während der dreimonatigen Trok- 
kenperiode mit einer ausreichenden Menge hygie- 
nisch einwandfreien Trink wassers zu versorgen 
sowie in Verbindung mit projektbegleitenden Maß- 
nahmen im Sanitärbereich (Latrinenbau) und im 
Bereich der Hygieneberatung die Gesundheitsge- 
fährdung der Dorfbewohner zu verringern. 

Bei den Voruntersuchungen zeigte sich, daß sich das 
Projektziel nicht mit dem Bau von handbetriebenen 
Brunnenanlagen realisieren ließ. Das nutzbare 
Grundwasser liegt in der Region Plateaux durchge- 
hend mehr als 70 m tief. Als einzige Möglichkeit kam 
daher der Bau von Zisternen in Frage. Ein einfaches 
Zistemensystem wurde entwickelt, das aus der Auf- 
fangfläche, dem Speicherraum, einem nachgeschal- 
teten Langsam-Sandfilter und einer Handpumpe zur 
Förderung des Wassers besteht. 

Für die Speicherung wurde die Abmessung der Zi- 
sternen auf 100 m^ festgelegt. Mit diesem Zistem- 
eninhalt kann die gesamte dreimonatige Trockenpe- 
riode für 200 Einwohner, bei einem Trink Wasserbe- 
darf von 5 1 pro Tag und Einwohner, überbrückt wer- 
den. Als Zistemenstandorte wurden nur kleine Dör- 
fer ausgewählt. 

Die Durchführung des in mehrere 2- jährige Phasen 
unterteilten Vorhabens begann 1984. In jedem Dorf 
wurden Dorfkomitees gebildet, die mit dem Projekt- 
träger vor Baubeginn die Art und Weise der Nutzung, 
Verwaltung und Erhaltung der zu erstellenden Ver- 


sorgungsinstallationen abstimmten. Die Dorfvertre- 
tungen tragen die Verantwortung für einen sparsa- 
men Wasserverbrauch und den pfleglichen Umgang 
mit den Anlagen. Nur die Arbeiten, zu denen die 
Dorfbewohner selbst nicht in der Lage sind, wie z.B. 
schwierige Reparaturen und routinemäßige Kontrol- 
le der Wasserqualität, werden von dem Projektträger 
(Bergbau imd Energieministerium) übernommen. 

Die erste zweijährige Erprobungsphase verlief er- 
folgreich. Drei Musterzistemen wurden gebaut und 
die zur eigentlichen Projektdurchführung erforderli- 
chen Vorarbeiten (Errichtimg eines Bauhofes, eines 
Betriebsgebäudes mit Büros imd Werkstatträumen 
etc.) geleistet. Bereits in der 2. Phase konnten 44 Zi- 
sternen fertiggestellt werden. In der seit 1988 laufen- 
den dritten Phase des Projektes wurden von den vor- 
gesehenen weiteren 24 Zisternen bis Ende des Jah- 
res 8 errichtet. Die Bauarbeiten wurden von der 
Dorfbevölkerung mit Unterstützung des vom Pro- 
jektträger angestellten technischen Personals durch- 
geführt. In jeder Ortschaft der Region, in der Zister- 
nen errichtet wurden, wurde zudem eine Doppella- 
trine aus ortsüblichen Baumaterialien als Muster- 
und Demonstrationsobjekt gebaut. 

Zur Zeit wird ein einfaches imd leicht kontrollierba- 
res System der Gebührenerhebimg entwickelt, wel- 
ches einerseits die Dorfbewohner nicht zu sehr bela- 
stet, andererseits aber die Betriebs- imd Unterhal- 
tungskosten des Projektträgers deckt. 

Der deutsche Beitrag umfaßt im wesentlichen die 
Finanzierung der notwendigen Bau- und Ausrü- 
stungsgüter, die Beratung durch Langzeit- und Kurz- 
zeitexperten sowie Aus- und Fortbildungsmaßnah- 
men. Neben der Überwachung des Zisternenbaus 
vor Ort waren die Langzeitexperten beratend bei 
der Errichtung der administrativen und technischen 
Infrastruktur der Trägerorganisation tätig, mit dem 
Ziel, den Projektträger mittelfristig zu befähigen, 
das Projekt selbständig fortzusetzen und auf andere, 
dafür geeignete Regionen auszuweiten. 

Kurzzeitexperten wurden für Sonderaufgaben wie 
Hygieneerzieung, Motivationskampagnen, Öffent- 
lichkeitsarbeit, etc. eingesetzt. Das im Rahmen der 
Technischen Zusammenarbeit mit ca. 5,3 Mio. DM 
finanzierte Projekt hat mit der Schaffung einer adä- 
quaten Trinkwasserversorgung eine wesentliche 
Entlastung der Frauen und erste spürbare Verbesse- 
rungen des Gesundheitszustandes in den bisher be- 
günstigten Dörfern in dieser Region erzielt. Das in 
der VR Kongo einzige Projekt dieser Art wird von 
der Bevölkerung sowie von der Regierung hoch ge- 
schätzt. 

Von Fortschritten bei der Einstellungsänderung der 
Zielgruppe zur Hygiene wird es nun abhängen, in- 
wieweit der Gesundheitszustand der begünstigten 
Bevölkerung aufrechterhalten bzw. noch weiter ver- 
bessert werden kann. Die selbständige Fortführung 
der Projektmaßnahmen durch den kongolesischen 
Träger, insbesondere die eigenständig geplante und 
aus dem kongolesischen Budget finanzierte Anwen- 
dung der im Projekt bewährten Methoden in anderen 
Regionen, scheitert z.Zt. noch an der sehr schwieri- 
gen Wirtschafts- imd Ftnanzsituation der VR Kongo. 


127 



Drucksache 11/7313 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


2.2 Weniger erfolgreiche Projekte 

2.2.1 Verbreitung agroforstlicher Produktionssysteme 
in der Region Kayes/Mali 

Von 1979 bis 1982 wurde im Rahmen der TZ die re- 
gionale Forstverwaltung Kayes mit Material ausge- 
stattet und eine Werkstatt zur Instandhaltung des 
Fahrzeug- und Geräteparks aufgebaut. Der malische 
Forstdienst übt in erster Linie forstpolizeiliche 
Funktionen aus. 

Dieser Ansatz reichte nicht aus, um der komplexen 
Probleme in der Region wie Verringerung der Bo- 
denfruchtbarkeit, Verknappung des Brennholzange- 
bots, Verschlechterung der Weideressourcen und 
wachsende Bodenerosion Herr zu werden. 

Daher wurde ab Ende 1986 ein neues TZ-Projekt mit 
dem Ziel begonnen, die regionale Forstverwaltung 
für die Integration von Aufforstungsmaßnahmen in 
die bäuerliche Landnutzungspraxis in Zusammenar- 
beit mit den dörflichen Vereinigungen zu qualifizie- 
ren. Mit dieser Verbindung von Land- und Forstwirt- 
schaft sollten die Holzproduktion erhöht, die Nah- 
rungsmittelerzeugung gesteigert und das Vordrin- 
gen der Wüste nachhaltig aufgehalten werden. 

Im Zuge der Projektdurchführung gab es jedoch zu- 
nehmend Meinungsverschiedenheiten zwischen 
Deutschen und Maliern. Die malischen Fachkräfte 
wollten flächendeckend mit Hilfe der Technischen 
Zusammenarbeit aufforsten, waren in erster Linie an 
Material interessiert und sahen wie in der Vergan- 
genheit die wichtigste Aufgabe der Forstverwaltung 
in polizeilichen Funktionen gegenüber der Bevölke- 
rung. 

Die deutsche Seite wollte indes know-how-Transfer 
und Beteiligung der Zielgruppenbevölkerung, da- 
mit Nachhaltigkeit und Übertragbarkeit sicherge- 
stellt würden. Die Zusammenarbeit wurde ferner 
durch Forderungen der Partnerseite beeinträchtigt, 
die nicht im Einklang mit der Projektvereinbarung 
standen, sowie durch Querelen zwischen malischem 
und deutschem Personal vor Ort. Das gemeinsam 
festgelegte Projektziel war unter diesen Umständen 
nicht mehr erreichbar. Das Projekt wurde daher 
nach mehreren Versuchen, eine einvemehmliche 
Zusammenarbeit zu erreichen, abgebrochen. 


2.2.2 Fischereihafen Tabarka/Tunesien 

Die stärkere Nutzung der Fischressourcen für die Er- 
nähnmg seiner Bevölkerung ist eines der wesentli- 
chen Entwicklungsziele Tunesiens. 

Diese Zielsetzung bildete den Hintergrund für das 
Projekt der Finanziellen Zusammenarbeit „Erweite- 
rung des Fischereihafens Tabarka". 1984 wurde für 
die Verlängerung eines Wellenbrechers, die Aus- 
baggerung und Vergrößerung des Hafenbeckens so- 
wie den Bau von Kai- und Kühlanlagen ein Darlehen 
von 14,4 Mio. DM gegeben. Das Projekt basierte auf 
der Voraussetzung, daß parallel zur Hafenerweite- 
rung der Ausbau und die Modernisierung der tunesi- 


schen Fischereiflotte eingeleitet würden, um die 
vergrößerten Hafenkapazitäten entsprechend zu 
nutzen. Es sollte zur Verbesserung des Nahrungsmit- 
telangebots durch verstärkte Nutzimg heimischer 
proteinreicher Ressourcen und zur Förderung der 
Nord Westregion Tunesiens beitragen, die im Ver- 
gleich zu anderen Landesteilen wenig entwickelt ist. 

Schon der Baubeginn verzögerte sich. Erforderliche 
Vorleistungen wurden von dem Projektträger, dem 
tunesischen „Commissariat General ä la Pöche", 
nicht rechtzeitig erbracht. Beim Bau selbst ergaben 
sich Probleme durch zeitweilig unzureichende Devi- 
senversorgung der beauftragten Firma, häufigen 
Personalwechsel, Schwächen im Management sowie 
mangelnde Qualität bestimmter Baumaterialien. In- 
zwischen konnten die Arbeiten an der Verlängerung 
des Wellenbrechers, an den Kaianlagen und weite- 
ren technischen Installationen abgeschlossen wer- 
den. Mitte 1989 waren u.a. noch die Straßenanbin- 
dung, Flächenbefestigungen, Elektroinstallationen 
und die Werftkranmontage abzuschließen. Der er- 
weiterte Hafen war jedoch in Betrieb. 

Das eigentliche Projektziel, eine erhebliche Erhö- 
hung der jährlichen Fischanlandungen in Tabarka, 
wurde indes bislang nicht erreicht. Die Erweiterung 
und Modernisierung der tunesischen Hochseefi- 
schereiflotte blieb trotz der verbesserten Hafeninfra- 
struktur aus. Der tunesischen Regierung war im Dar- 
lehensvertrag u.a. empfohlen worden, die Techniken 
der modernen Fischerei im Lehrstoff der Fischerei- 
schulen zu berücksichtigen, Maßnahmen zur Ver- 
besserung der Fischvermarktung zu intensivieren 
und die gesamten Fischressourcen des Landes 
gründlich zu untersuchen, um bessere Planungsun- 
terlagen für künftige Investitionen zu gewinnen. 

Diese Empfehlungen führten jedoch nicht zu den er- 
hofften Ergebnissen, ebensowenig wie ein Projekt 
der Technischen Zusammenarbeit zur rationellen 
Bewirtschaftung von Fischbeständen. 

Auf deutscher Seite waren bei der Projektplanung 
Schwächen beim Commissariat General ä la Pöche 
und die bislang imzureichende Bereitschaft der tu- 
nesischen Fischer, die verbesserte Hafeninfrastruk- 
tur sowie die Ausbildungs- und Beratungsangebote 
auch zu nutzen, nicht ausreichend berücksichtigt 
worden. Die in Tunesien weiterhin angestrebte 
Hochseefischerei setzt eine Veränderung von Prakti- 
ken und Gewohnheiten voraus, die offenbar nur 
langfristig erreichbar ist und nicht in erster Linie 
durch Entwicklungshilfe beeinflußt werden kann. 
Der jüngste deutsche Beitrag zur Nutzung der tune- 
sischen Fischressourcen strebt daher den Ausbau der 
Binnenfischerei des Landes an. 


2.2.3 Trinkwasserversorgung und Sanitärmaßnahmen 
in der Nordwestgrenzprovinz/Pakistan 

Für das FZ-Programm „Trinkwasserversorgung und 
Sanitärmaßnahmen in der Nordwestgrenzprovinz 
(NWFP)“ in Pakistan wurde 1982 eine erste Förde- 
rungsphase (7,6 Mio. DM) und 1987 eine zweite För- 
derungsphase (16,0 Mio. DM) vereinbart. Das Pro- 
gramm ist Teil des flüchtlingsbedingten Sonderpro- 
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gramms, für das seit 1981 jährlich 20,0 Mio. DM FZ 
bereitgestellt werden. Ziel des Programms ist es, die 
Gesundheitsgefährdung durch wasserinduzierte 
Krankheiten in den Gebieten der NWFP, die durch 
den Zustrom cifghanischer Flüchtlinge am stärksten 
betroffen sind, zu verringern. Zu diesem Zweck sol- 
len insgesamt (Phasen I und II) 27 zentrale Trinkwas- 
serversorgungsanlagen errichtet werden, die für et- 
wa 450.000 Menschen - afghanische Flüchtlinge wie 
Einheimische - die Versorgimg mit einer ausrei- 
chenden Menge hygienisch einwandfreien Wassers 
sicherstellen sollen. Diese Maßnahmen werden er- 
gänzt durch die Schaffung basissanitärer Einrichtim- 
gen im Zuge einer Aufklärungs- imd Motivations- 
kampagne. Nach Abschluß der Phase I sind gegen- 
wärtig 13 Wasserversorgungsanlagen fertiggestellt; 
basissanitäre Einrichtimgen sind an etwa 1.000 Stel- 
len errichtet worden. 

Der Bau von Wasserversorgungsanlagen für die 
Flüchtlinge geschieht in enger Abstimmung mit 
dem UNHCR. Im Gegensatz zu den Hilfsmaßnah- 
men des UNHCR und anderer Flüchtlingshilfsorga- 
nisationen ist die lokale pakistanische Bevölkenmg 
in das FZ-Programm mit eingebimden. Die flücht- 
lingsbetroffenen Gebiete gehören zu den ohnehin 
am meisten benachteiligten Regionen Pakistans. Die 
Vielzahl em ausschließlich auf Flüchtlinge ausge- 
richteten Hilfsprogrammen hat gebietsweise zu ei- 
ner im Vergleich zur lokalen Bevölkerung besseren 
Versorgimg der Flüchtlinge geführt und Spannun- 
gen zwischen beiden Gruppen hervorgerufen bzw. 
verstärkt. Daher werden die den Flüchtlingslagern 
benachbarten pakistanischen Dörfer an die aus dem 
Programm finanzierten Versorgungssysteme ange- 
schlossen. 

Die Einbeziehung der pakistanischen Zielgruppen 
ist jedoch nicht improblematisch. Die Bereitstellung 
von Hilfsgütem und Versorgungseinrichtungen für 
die Flüchtlinge erfolgt generell kostenlos. Es hat 
sich daher als unrealistisch herausgestellt, für die pa- 
kistanischen Zielgruppen in den benachbarten Dör- 
fern eine Wassergebühr zur Deckung der laufenden 
Kosten der Trinkwasserversorgung einzuführen. 
Dies führt aber dazu, daß die Nutznießer der Maß- 
nahmen sich daran gewöhnen, daß für Verbesserun- 
gen ihrer Lebenssituation ohne eigene Beteiligimg 
und Anstrengimgen gesorgt wird. Ferner kann auf 
diese Weise keinerlei Interesse an der Erhaltung und 
effizienten Nutzung der neuen Versorgungseinrich- 
tungen entstehen. An den Wasserzapfstellen findet 
eine erhebliche Wasserverschwendimg statt, die bis- 
lang auch durch technische Änderungen nicht zu 
beseitigen war. Bei der starken Zunahme neuer 
Trinkwasserversorgungssysteme sind die zuständi- 
gen Behörden der Provinzregierung jedoch perso- 
nell imd materiell immer weniger in der Lage, die 
notwendigen Wartungs- und Reparaturarbeiten 
durchzuführen. Damit haben unbestritten dringende 
Maßnahmen zur Versorgimg der Flüchtlinge mit 
dem Lebensnotwendigen dazu geführt, daß die 
gleichzeitig angestrebte Verbesserung der Situation 
der lokalen Bevölkerung in Frage gestellt ist, weil 
die Nachhaltigkeit dieser Maßnahmen nicht gesi- 
chert ist. 


Die Provinzregienmg der NWFP hat die Tragweite 
des Problems erkannt. Auf ihre Veranlassung soll 
1990 - ebenfalls mit deutscher Unterstützung - ein 
umfassendes Programm anlaufen, das auf die plane- 
rische und technische Stärkung des zuständigen Pu- 
blic Health Engineering Department zielt. Zudem 
sollen stufenweise Wassergebühren xmd die Beteili- 
gung lokaler Stellen und vor allem der Bevölkerung 
an Unterhaltung und Wartung der Versorgungsein- 
richtungen eingeführt werden. 


2.2.4 Trinkwasser- und Sanitärversorgung in Provinz- 
städten/Haiti 

Mit 2 FZ- Vorhaben (Zusagevolumen 11,9 Mio. DM) 
zur Verbesserung der Trinkwasser- und Sanitärver- 
sorgimg in Provinzstädten begann ab 1980 die För- 
denmg eines Sektors, der in den darauffolgenden 
Jahren durch Aufnahme weiterer FZ-Projekte sowie 
von TZ-Maßnahmen zur Trägerstärkung zu einem 
Schwerpunktbereich deutscher Entwicklxmgszu- 
sammenarbeit mit Haiti wurde. 

Ursprünglich eds Teil eines „10-Städte-Trinkwasser- 
programms" der Weltbank geplant, beantragte die 
haitianische Regierung im Jahre 1979 aufgrund von 
Kostenerhöhungen und beschränkter Mittelverfüg- 
barkeit die Finanzierung aus deutscher FZ. Projekt- 
ziele waren die Rehabilitierung, Emeuenmg und Er- 
weitenmg von Wasserversorgungssystemen in den 
Provinzstädten Gonaives und St. Marc sowie die 
Vorbereitimg weiterer Vorhaben in anderen ländli- 
chen Zentren Haitis. Durch die Bereitstellung ein- 
wemdfreien Trinkwassers sollten die besorgniserre- 
genden hygienischen Verhältnisse in den Städten 
verbessert, die Lebensqualität ländlicher Regionen 
angehoben und ein Beitrag zu deren wirtschaftlicher 
imd sozialer Entwicklung geleistet werden. Die Vor- 
haben standen im Einklang mit der Entwicklungs- 
planung der haitianischen Regierung und ihren De- 
zentralisierungsbemühungen. Sie sollten dazu bei- 
tragen, die Migration in die Hauptstadt Port-au- 
Prince zu verringern. 

Trotz dieses auf die haitiemischen Bedürfnisse zu- 
geschnittenen Ansatzes konnten die Ziele bis 1987 
nicht oder nur teilweise verwirklicht werden: 

- die Städte Gonaives und St. Marc wurden nur we- 
nige Stunden pro Tag mit Wasser versorgt, 

- die Qualität des bereitgestellten Wassers war un- 
zureichend, 

- eine nennenswerte Verbesserung des Gesund- 
heitszustandes der Bevölkerung trat nicht ein, 

- der technische Zustand der errichteten Infrastruk- 
tur war schlecht, 

- der Sanitärbereich wurde weitgehend vernachläs- 
sigt. 

Die hierfür maßgeblichen Gründe sind vielfältig. So 
wiesen die noch von der Weltbank stammenden Pla- 
mmgsunterlagen Mängel, vor allem in technischer 
Hinsicht, auf, deren Tragweite zu spät erkeinnt wur- 
de und die angesichts der von Weltbank imd haitia- 
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nischer Regierung weit vorangetriebenen Projekt- 
vorbereitungen nicht mehr entscheidend beeinflußt 
werden konnten. 

Der haitianische Träger wurde mit der ihm zuge- 
dachten Rolle technisch, personell und organisato- 
risch überfordert. Er war nicht in der Lage, die ihm 
zum Teil durch Auflagen zugedachten Eigenleistun- 
gen zu erbringen. Dies waren insbesondere die Un- 
terhaltung und Wartung der errichteten Trinkwas- 
serversorgimgseinrichtungen, die Planung und Um- 
setzung von Entsorgungsmaßnahmen (Abwässer/ 
Fäkalien/Abfall) zur Gewährleistung hygienischer 
Mindeststandards sowie die Durchführung intensi- 
ver Kampagnen zur Aufklärung der Bevölkenmg 
über Wasserverwendtmg und Hygiene. Die im Janu- 
ar 1984 begonnenen TZ-Trägerstärkungsmaßnah- 
men erschöpften sich angesichts dieser Situation zu- 
meist in punktuellen „Notmaßnahmen" zur Sicher- 
stellung des laufenden Betriebs, eine gezielte und 
nachhaltige Trägerfördenmg war in dem Vorgefun- 
denen Umfeld in wenigen Jahren nicht zu erreichen. 

Die zxmehmend desolate Verfassung des Projektträ- 
gers war auch eine Folge der sich in den 80er Jahren 
beschleunigenden Verarmung Haitis. Hinzu kamen^ 
ab 1985 politische Unruhen, die schließlich im Fe- 
bruar 1986 Diktator Duvalier zur Flucht zwangen. In 
der Folgezeit entlud sich der aufgestaute Volkszom 
in der Zerstönmg vieler staatlicher Einrichtungen, 
die als Symbol des verhaßten Systems galten. Zeit- 
weise brach jegliche staatliche Ordnung zusammen. 
Durch diese Rahmenbedingungen wurden alle Pro- 
jekte in Haiti schwer in Mitleidenschaft gezogen. 

Negativ wirkte sich ferner die vernachlässigte Zu- 
sammenarbeit mit den Zielgruppen aus. Sie waren 
an der Vorbereitung und Durchführung der Maß- 
nahmen nicht beteiligt worden, spätere Motivations- 
versuche blieben in den Anfängen stecken. Fehlen- 
de Selbsthilfeinitiativen, mangelnde Akzeptanz der 
Versorgungssysteme, unterstützt durch traditionel- 
les Mißtrauen in Haiti gegenüber staatlichen Insti- 
tutionen, sowie unzureichende Dienstleistungen des 
Trägers bildeten einen Kreislauf, der wesentlich da- 


zu beigetragen hat, daß die Projektziele nur teilwei- 
se erreicht wurden. 

Schließlich verhinderte eine unzureichende Koordi- 
nienmg der zahlreichen Geber (Weltbank, IDB, KfW, 
GTZ, UNICEF, UNDP und andere) die sinnvolle Ab- 
stimmung der verschiedenen Projekte und Program- 
me im Sektor Wasser- und Sanitärversorgung und 
den Aufbau eines überschaubaren institutionellen 
Überbaus mit wenigen, vergleichsweise leistungsfä- 
higen Partnerorganisationen. 

Das BMZ hat nach der 1987 durchgeführten Inspek- 
tion des Vorhabens (siehe auch II, 3.10.4) die notwen- 
digen Folgerungen gezogen. Angesichts der unver- 
ändert bestehenden Defizite in diesem für die Bevöl- 
kenmg des ärmsten Landes Lateinamerikas sozial 
und humanitär lebenswichtigen Bereich wird die 
Förderung der Trinkwasser- und Sanitärversorgung 
fortgesetzt. Konzeptionelle Veränderungen bei der 
Ausrichtung und Ausgestaltung der Maßnahmen 
sollen jedoch in Zukunft die Voraussetzungen für 
positive und nachhaltige Projektwirkungen schaf- 
fen. Wesentliche Elemente des nunmehr verfolgten 
Konzepts sind 

- die Bereitschaft der haitianischen Regierung zu 
durchgreifenden, insbesondere institutioneilen 
Reformen auf der Trägerseite, 

- die konsequente Verwirklichung eines integrier- 
ten Ansatzes im Sinne einer gleichgewichtigen 
Einbeziehung von Entsorgungsmaßnahmen, 

- ein qualitativ und quantitativ erheblich stärkerer 
Mitteleinsatz zur Trägerförderung, 

- stärkere Einbindung der Zielgruppen durch sozio- 
ökonomische Begleitmaßnahmen, 

- Priorität für Maßnahmen zur Substanzerhaltung, 

- Finanzierung neuer Infrastruktur nur im Gleich- 
schritt mit Fortschritten bei der Leistimgsfähig- 
keit des Trägers, 

- Bemühungen um eine engere Geberkoordinie- 
rung. 
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Tabelle 1 


Weltimporte und -exporte 1963 bis 1988 

Mrd. US-$ f.o.b. und Prozentsatz der Weltexporte 


Importierende 

Gebiete 

Jahr 

Westliche 

Industrieländer 

Entwicklungs- 

länder 

Staatshandels- 

länder 

Welt 

insgesamt ^) 

Exportierende 

Gebiete 

Mrd. 

US-$ 

7o 

Mrd. 

US-$ 

% 

Mrd. 

US-$ 

% 

Mrd. 

US-$ 

% 

Westliche Industrieländer 

1963 

77 

50,1 

22 

14,7 

4 

2,5 

103 

67,3 


1970 

174 

55,7 

41 

13,2 

8 

2,7 

223 

71,6 


1973 

316 

55,0 

72 

12,5 

19 

3,3 

407 

70,8 


1979 

780 

47,7 

236 

14,4 

53 

3,2 

1069 

65,3 


1980 

900 

45,2 

294 

14,8 

62 

3,1 

1 256 

63,1 


1981 

854 

43,5 

321 

16,3 

59 

3,0 

1234 

62,8 


1982 

821 

44,5 

296 

16,1 

54 

2,9 

1 171 

63,5 


1983 

833 

46,1 

272 

15,0 

52 

2,9 

1 157 

64,0 


1984 

908 

47,6 

268 

14,0 

55 

2,9 

1231 

64,5 


1985 

957 

49,8 

253 

13,2 

65 

3,4 

1 275 

66,3 


1986 

1 141 

53,9 

269 

12,7 

65 

3,1 

1 475 

69,7 


1987 

1369 

55,0 

307 

12,3 

66 

2,6 

1 742 

69,9 


1988 

1 584 

55,0 

373 

12,9 

76 

2,6 

2 033 

70,5 

Entwicklungsländer 



15,1 


4,4 


1,1 

32 

20,6 

(ohne China) 

1963 

23 

7 

2 

1970 

42 

13,4 

11 

3,5 

3 

1,0 

56 

17,9 


1973 

82 

14,3 

23 

4,0 

5 

0,9 

110 

19,2 


1979 

300 

18,4 

98 

6,0 

16 

1,0 

414 

25,4 


1980 

397 

20,0 

137 

6,9 

21 

IJ 

555 

27,9 


1981 

373 

19,0 

149 

7,6 

22 

1,1 

544 

27,8 


1982 

317 

17,2 

140 

7,6 

22 

12 

479 

26,0 


1983 

295 

16,3 

128 

7,1 

23 

1,3 

446 

24,7 


1984 

315 

16,5 

125 

6,6 

26 

lA 

466 

24,5 


1985 

295 

15,3 

116 

6,0 

30 

1,6 

441 

22,9 


1986 

278 

13,1 

108 

5,1 

28 

13 

414 

19,5 


1987 

337 

13,5 

120 

4,8 

34 

1,4 

490 

19,7 


1988 

389 

13,5 

144 

5,0 

39 

1,4 

572 

19,8 

Staatshandelsländer 










(mit China) 

1963 

4 

2,3 

3 

IJ 

12 

8,1 

19 

12,1 

1970 

8 

2,5 

5 

16 

20 

6,4 

33 

10,5 


1973 

16 

2,7 

9 

1,5 

32 

5,7 

57 

10,0 


1979 

47 

2,9 

26 

1,6 

79 

4,8 

152 

9,3 


1980 

58 

2,9 

31 

1,6 

89 

4,5 

178 

9,0 


1981 

57 

2,9 

37 

1,9 

90 

4,6 

184 

9,4 


1982 

58 

3,1 

40 

2,2 

95 

5,1 

193 

10,5 


1983 

59 

3,2 

41 

2,3 

104 

5,8 

204 

11,3 

1 

1984 

62 

3,3 

41 

2,2 

107 

5,6 

210 

11,0 


1985 

60 

3,1 

38 

2,0 

110 

5,7 

208 

10,8 


1986 

59 

2,8 

43 

2,0 

127 

6,0 

230 

10,8 


1987 

71 

2,8 

50 

2,0 

137 

5,5 

258 

10,4 


1988 

75 

2,6 

58 

2,0 

145 

5,0 

277 

9,6 

Welt insgesamt 1) 

1963 

104 

67,5 

32 

20,8 

18 

11,7 

154 

100,0 

1970 

224 

71,6 

57 

18,3 

32 

10,1 

313 

100,0 


1973 

414 

72,0 

104 

18,1 

57 

9,9 

574 

100,0 


1979 

1 127 

69,0 

360 

22,0 

148 

9,0 

1 635 

100,0 


1980 

1 355 

68,1 

462 

23,3 

172 

8,7 

1 989 

100,0 


1981 

1284 

65,4 

507 

25,8 

171 

8,7 

1 962 

100,0 


1982 

1 196 

64,9 

476 

25,9 

171 

9,2 

1 843 

100,0 


1983 

1 187 

65,6 

441 

24,4 

179 

10,0 

1 807 

100,0 


1984 

1 284 

67,4 

434 

22,7 

188 

9,9 

1 907 

100,0 


1985 

1311 

68,1 

407 

21,2 

205 

10,7 

1 924 

100,0 


1986 

1478 

69,8 

420 

19,8 

221 

10,4 

2 119 

100,0 


1987 

1 776 

71,3 

477 

19,2 

237 

9,5 

2 490 

100,0 


1988 

2 048 

71,1 

575 

20,0 

260 

9,0 

2 882 

100,0 


1) Einschließlich Australien, Neuseeland, Südafrika (bei den übrigen Ländergruppen nicht berücksichtigt) und nicht näher 
bezeichnete Gebiete. 


Quelle: GATT, International Trade, 1986/87 imd 1988/89. 


133 



Drucksache 11/7313 


Deutscher Bundestag — 11 . Wahlperiode 


Tabelle 2 


Außenhandel der Bundesrepublik Deutschland mit den Entwicklungsländern 
(nach Herstellungs- und Verbrauchsländem) — 1960—1988 

— in Mrd . DM — 


Jahr 

Außenhandel mit allen 
Entwicklungsländern i) 

Außenhandel mit den außereuropäischen Entwicklungsländern 

einschheßhch OPEC-Länder2) 

ohne OPEC-Länder 

Ausfuhr 

Einfuhr 

Saldo 3) 

Ausfuhr 

Einfuhr 

Saldo 3) 

Ausfuhr 

Einfuhr 

Saldo 3) 

1960 

10,8 

10,9 


0,1 

9,0 

9,5 

- 0,5 

7.1 

6,6 

+ 0,5 

1961 

11,1 

10,9 

+ 

0,2 

9,1 

9,4 

- 0,3 

7,2 

6,4 

+ 0,8 

1962 

10,4 

11,8 

- 

1,4 

8,2 

10,2 

- 2,8 

6,6 

6,8 

- 0,2 

1963 

10,8 

12,1 

- 

1,3 

8,4 

10,6 

- 2,2 

6,7 

7,1 

- 0,4 

1964 

11,9 

13,8 

- 

1,9 

9,2 

12,0 

- 2,8 

7,3 

7,7 

- 0,4 

1965 

13,6 

15,4 

- 

1,8 

10,3 

13,5 

- 3,2 

8,0 

8,8 

- 0,8 

1966 

15,3 

16,2 

- 

0,9 

11,2 

14,1 

- 2,9 

8,5 

9,1 

- 0,6 

1967 

16,2 

15,6 

- 

0,6 

11,7 

13,7 

- 2,0 

8,9 

8,5 

+ 0,4 

1968 

17,7 

17,9 

- 

0,2 

12,9 

15,6 

- 2,7 

9,7 

9,5 

+ 0,2 

1969 

19,5 

20,0 

- 

0,5 

14,0 

17,0 

- 3,0 

10,6 

10,7 

- 0,1 

1970 

21,4 

21,0 

+ 

0,4 

14,9 

17,7 

- 2,8 

11,4 

11,2 

+ 0,2 

1971 

23,4 

22,8 

+ 

0,6 

16,3 

19,1 

- 2,8 

12,2 

10,9 

+ 1,3 

1972 

24,9 

24,2 

+ 

0,7 

17,0 

19,6 

- 2,6 

12,4 

11,7 

+ 0,7 

1973 

30,0 

29,5 

+ 

0,5 

20,5 

23,9 

- 3,4 

14,5 

13,7 

+ 0,8 

1974 

45,1 

46,1 

- 

1,0 

32,1 

40,2 

- 8,1 

21,6 

16,3 

+ 5,3 

1975 

50,9 

43,7 

+ 

7,2 

36,5 

36,0 

- 0,3 

19,6 

16,6 

+ 3,0 

1976 

57,0 

53,7 

+ 

3,3 

41,7 

45,4 

- 3,7 

21,0 

21,0 

0,0 

1977 

62,3 

56,6 

+ 

6,2 

46,7 

48,0 

- 1,3 

21,8 

24,5 

- 2,7 

1978 

62,6 

52,9 

+ 

9,7 

47,4 

43,6 

+ 3,8 

22,9 

24,3 

- 1,4 

1979 

62,4 

64,8 

- 

2,4 

45,0 

54,3 

- 9,3 

25,9 

27,3 

- 1,4 

1980 

71,8 

83,0 

- 11,2 

53,7 

71,0 

- 17,3 

30,8 

33,5 

- 2,7 

1981 

89,0 

83,5 

+ 

5,5 

72,6 

73,3 

- 0,7 

37,8 

35,8 

+ 2,0 

1982 

92,5 

81,4 

+ 11,1 

74,5 

70,1 

+ 4,4 

36,4 

37,3 

- 0,8 

1983 

80,5 

72,4 

+ 

8,1 

69,4 

64,9 

+ 4,5 

37,9 

37,6 

+ 0,2 

1984 

81,9 

81,4 

+ 

0,5 

70,1 

72,1 

- 2,0 

42,2 

44,8 

- 2,6 

1985 

86,3 

84,9 

+ 

1,4 

72,5 

74,2 

- 1,7 

47,3 

47,1 

+ 0,3 

1986 

73,0 

64,0 

+ 

9,0 

61,9 

55,6 

+ 6,3 

44,0 

42,3 

+ 1,7 

1987 

68,2 

62,7 

+ 

5,5 

57,0 

53,7 

+ 3,3 

42,8 

42,6 

+ 0,2 

1988 

70,0 

68,6 

+ 

1,4 

58,7 

59,1 

- 0,4 

43,2 

48,2 

- 5,0 


1) Entwicklungsländer nach DAC; ab 1981 jedoch ohne Griechenland (EG-Land); ab 1983 ohne Spanien; ab 1986 ohne Portugal 
(EG-Land). 

2) Algerien, Ecuador, Gabun, Indonesien, Irak, Iran, Katar, Kuwait, Libyen, Nigeria, Saudi-Arabien, Venezuela, Vereinigte Ara- 
bische Emirate. 

3) Einfuhr- (— ) bzw. Ausfuhrüberschuß (-J-) der Bimdesrepubhk Deutschland. 

Quelle: Veröffentlichungen des Statistischen Bundesamtes. 
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Tabelle 3a 

FAO-Indexwerte der Nahrungsmittelproduktion insgesamt und pro Kopf 1986—1988 



N ahrungsmittelproduktion 

Index (1979 bis 1981 = 100) 

Veränderungen in % 

Durchschnittl. 
jährliche 
Verände- 
rungen in % 


1986 

1987 

1988 

1986bisl987 

1987 bis 1988 

1980 bis 1988 

Nahrungsmittelproduktion in: 

Marktwirtschaftliche 
Entwicklungsländer 

118,0 

117,4 

123,0 

-0,5 

4,8 

3,1 

Afrika 

117,9 

114,7 

119,3 

-2,8 

4,0 

2,3 

Ferner Osten 

121,8 

119,7 

127,2 

-1,8 

6,3 

3,5 

Lateinamerika 

113,0 

115,7 

119,7 

2,4 

3,5 

2,6 

Naher Osten 

117,9 

117,2 

121,8 

-0,5 

4,0 

3,4 

Asiatische Länder 

mit zentraler Planwirtschaft 

133,8 

138,7 

138,5 

3,7 

- 1,0 

4,9 

Entwicklungsländer insgesamt . . . 

122,6 

123,5 

127,5 

0,7 

3,0 

3,5 

Entwickelte marktwirtschaftl. 

Länder 

109,3 

108,1 

104,3 

-1,0 

- 3,6 

0,7 

Nordamerika 

104,0 

100,5 

90,5 

-3,5 

- 9,0 

-1,2 

Ozeanien 

108,3 

105,9 

108,5 

2,3 

2,5 

1,9 

Westeuropa 

107,3 

108,8 

107,1 

1,4 

- 16 

0,7 

Osteuropa imd UdSSR 

118,7 

116,6 

115,7 

-h8 

- 0,8 

2,0 

Entwickelte Länder insgesamt .... 

109,3 

108,1 

104,3 

1,1 

- 3,7 

0,7 

Welt 

115,8 

115,7 

115,6 

- 0,09 

- 0,09 

2,1 

Nahrungsmittelproduktion 
pro Kopf in: 

Marktwirtschaftliche 
Entwicklungsländern 

102,8 

99,9 

102,4 

-2,9 

2,5 

0,3 

Afrika 

98,3 

92,7 

93,4 

-6,4 

0,8 

-1,2 

Ferner Osten 

107,7 

103,9 

108,3 

-3,7 

4,2 

1,1 

Lateinamerika 

98,7 

98,9 

100,1 

0,2 

1,2 

0,08 

Naher Osten 

100,8 

97,4 

98,4 

-3,5 

1,0 

-0,1 

Asiatische Länder mit zentraler 
Planwirtschaft 

123,7 

126,6 

124,8 

2,4 

- 1,5 

3,2 

Entwicklungsländer insgesamt . . . 

108,8 

107,6 

108,9 

-1,1 

1,2 

1,2 

Entwickelte marktwirtschaftl. 

Länder 

101,6 

100,2 

94,9 

-1,4 

- 5,6 

-0,1 

Nordamerika 

98,3 

94,1 

84,0 

-4,5 

-12,0 

-0,1 

Ozeanien 

100,5 

97,2 

98,4 

-3,5 

1,2 

0,05 

Westeuropa 

105,5 

106,8 

104,9 

1,2 

- 1,8 

0,04 

Osteuropa und UdSSR 

113,4 

110,5 

108,7 

-2,6 

- 1,7 

0,1 

Entwickelte Länder insgesamt .... 

104,8 

103,0 

98,7 

-1,7 

- 4,3 

-0,1 

Welt 

104,8 

103,0 

101,3 

- 1,7 

- 1,7 

0,03 


Quelle: FAO-Quarterly Bulletin Of Statistics, 1989, No 1, Vol. 2. 


135 






Drucksache 11/7313 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Tabelle 3 b 


Getreideimporte und Nahrungsmittelhillebedarf 

— in 


Region/Land 

Wirtschaftsjahr 

Getreideproduktion 1988 i) 

bisherige Importe 3) 

ins- 

gesamt 

in % 

des Durch- 
schnitts 
der vorher- 
gehenden 

5 Jahre 

Durch- 
schnitt der 
vorher- 
gehenden 

5 Jahre 

1987/88 oder 1988 

ins- 

gesamt 

davon 

kom- 

merzielle 

Importe 

Ost-Afrika 


22 198 

136 

3 003 

2 521 

480 

Burundi 

Juli/Juni 

491 

119 

23 

23 

15 

Komoren 

Januar/Dezember 

16 

148 

39 

37 

30 

Dschibuti 

Januar/Dezember 

— 

— 

57 

47 

34 

Äthiopien 

Januar/Dezember 

6 810 

129 

1053 

1 295 

149 

Kenia 

Juli/Juni 

3 462 

129 

348 

199 

56 

Ruanda 

Juli/Juni 

292 

97 

24 

20 

13 

Seschellen 

Januar/Dezember 

— 

— 

9 

8 

8 

Somalia 

Januar/Dezember 

642 

129 

299 

221 

61 

Sudan 

November/Oktober 

5 361 

200 

798 

510 

28 

Tansania 

Juni/Mai 

3 535 

106 

310 

112 

76 

Uganda 

Januar/Dezember 

1 589 

145 

43 

49 

10 

Südafrika 


8 974 

124 

1975 

1805 

776 

Angola 2) 

April/März 

335 

98 

305 

291 

182 

Botsuana 

Juh/Juni 

57 

328 

183 

162 

86 

Lesotho 

Juli/Mai 

216 

154 

188 

187 

154 

Madagaskar 

Januar/Dezember 

1478 

101 

184 

122 

73 

Mcdawi2) 

April/März 

1509 

110 

46 

100 

37 

Mauritius 

Juh/Juni 

10 

195 

177 

165 

121 

Mosambik 

Mai/ April 

538 

97 

500 

506 

— 

Swasiland 

Med/ April 

93 

88 

54 

55 

33 

Sambia 

Mai/ April 

1 748 

157 

162 

106 

— 

Simbabwe 2) 

April/März 

2 990 

141 

176 

111 

90 

West-Afrika 


24 315 

123 

4 470 

3 184 

2 472 

Benin 

Januar/Dezember 

568 

126 

93 

92 

78 

Burkina Faso 

November/Oktober 

2 017 

141 

169 

175 

126 

Kap Verde 

Januar/Dezember 

16 

200 

71 

50 

7 

Tschad 

November/Oktober 

809 

144 

109 

61 

30 

Cote d’Ivoire 

Juh/Juni 

1 054 

126 

564 

511 

492 

Gambia 

Oktober/September 

110 

129 

80 

65 

50 

Ghana 

Oktober/September 

1 022 

139 

226 

238 

131 

Guinea 

Januar/Dezember 

436 

106 

194 

190 

146 

Guinea-Bissau 

Januar/Dezember 

177 

123 

50 

51 

42 

Liberia 

Januar/Dezember 

186 

97 

102 

86 

63 

Mali 

November/Oktober 

2 338 

159 

194 

76 

40 

Mauretanien 

November/Oktober 

156 

171 

241 

204 

118 

Niger 

Oktober/September 

2 418 

154 

136 

102 

50 

Nigeria 

Juli/Juni 

11450 

112 

1 394 

591 

591 

Senegal 

November/Oktober 

847 

100 

594 

492 

365 

Sierra Leone 

Januar/Dezember 

314 

89 

149 

96 

57 

Togo 

Januar/Dezember 

397 

110 

104 

104 

86 

Zentral-Afrika 


2 159 

107 

810 

771 

613 

Kamerun 

Juli/Juni 

916 

104 

227 

209 

209 

Zentredafrikanische Republik . 

September/August 

135 

113 

44 

40 

36 

Kongo 

Juh/Juni 

10 

111 

97 

65 

56 

Äquatoiicil Guinea 

Januar/Dezember 

— 

— 

7 

8 

4 

Gabun 

Januar/Dezember 

7 

87 

56 

78 

78 

Sao Tome 

Juli/Juni 

— 

— 

13 

19 

9 

Zaire 

Januar/Dezember 

1 091 

109 

366 

352 

221 

insgesamt 


57 646 

127 

10 258 

8 281 

4 341 


1) einschließlich Reis 

2) FAO hat alle Zusagen sowohl für kostenlose Verteilung als auch für Verkauf auf geführt. Darunter können auch einige Fälle sein, 
bei denen Regierungen Hilfe, die für den Verkauf bestimmt ist, als kommerzielle Importe bewertet haben, 

3) ohne Wiederausfuhr 
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Tabelle 3 b 


in Subsahara-AMka 1988/89 oder 1989 
1 000 t - 


Situation 1988/89 oder 1989 


Importbedarf 

für 

Getreide 3) 

geplante 

kom- 

Bedarf an 

Nahnmgsmittelhilfe 


Getreideimportsituation 

außer- 
gewöhnlicher 
lokaler Auf- 
kaufbedarf 


Nahnmgsmittelhilfe 

merzielle 

Importe 

ins- 

gesamt 

davon 

außer- 

gewöhnlich 

getätigte 

kommerzielle 

Importe 

Zusagen 2) 

davon 

bereits 

geliefert 

1819 

455 

1364 

133 

158 

138 

1 087 

306 

24 

16 

8 

— 

1 

— 

7 

4 

39 

31 

8 

— 

— 

13 

2 

1 

55 

42 

13 

— 

— 

— 

9 

6 

400 

50 

350 

70 

— 

— 

188 

— 

260 

110 

150 

— 

— 

56 

141 

70 

31 

12 

19 

— 

2 

3 

4 

2 

8 

7 

1 

— 

— 

— 

2 

— 

313 

90 

223 

63 

25 

44 

178 

121 

600 

60 

540 

— 

100 

— 

490 

52 

71 

30 

41 

— 

30 

22 

63 

50 

18 

7 

11 

— 

— 

— 

2 

— 

2 241 

791 

1450 

827 

39 

431 

1262 

864 

408 

205 

203 

141 

— 

85 

177 

150 

172 

137 

35 

— 

— 

14 

17 

14 

105 

79 

26 

— 

6 

69 

28 

11 

107 

47 

60 

— 

— 

— 

40 

10 

242 

25 

217 

216 

14 

40 

239 

112 

184 

149 

35 

— 

— 

112 

50 

13 

815 

— 

815 

467 

— 

— 

572 

443 

57 

48 

9 

3 

— 

9 

20 

10 

47 

12 

35 

— 

1 

20 

119 

101 

104 

89 

15 

— 

18 

82 

— 

— 

3 108 

2 516 

592 

21 

129 

406 

532 

78 

75 

67 

8 

— 

— 

— 

10 

— 

115 

100 

15 

— 

10 

— 

46 

1 

57 

5 

52 

— 

— 

— 

46 

— 

45 

25 

20 

— 

20 

— 

14 

8 

500 

498 

2 

— 

— 

79 

3 

1 

55 

40 

15 

— 

— 

— 

18 

3 

165 

90 

75 

— 

— 

— 

59 

9 

190 

135 

55 

— 

— 

— 

23 

— 

46 

27 

19 

— 

— 

— 

15 

— 

120 

70 

50 

— 

— 

— 

19 

— 

60 

40 

20 

— 

20 

— 

48 

17 

175 

110 

65 

— 

15 

— 

68 

24 

60 

45 

15 

— 

50 

3 

46 

6 

650 

650 

— 

— 

— 

300 

— 

— 

565 

455 

110 

— 

10 

24 

85 

3 

160 

95 

65 

21 

— 

— 

21 

7 

70 

64 

6 

— 

4 

— 

13 

— 

781 

629 

152 



6 

208 

131 

36 

205 

205 

— 

— 

6 

71 

— 

— 

45 

36 

9 

— 

— 

— 

4 

4 

95 

80 

15 

— 

— 

52 

14 

12 

9 

4 

5 

— 

— 

— 

1 

1 

67 

67 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

10 

2 

8 

— 

— 

— . 

7 

4 

350 

235 

115 

— 

— 

85 

104 

15 

7 949 

4 391 

3 558 

981 

332 



1284 
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Tabelle 3c 


Getreide-Nahnmgsmittelhilfezusagen für Subsahara- Afrika 
für 1988/89 oder 1989 und lokale Aufkäufe 

- in 1 000 t- 






Getreide 

insgesamt 

davon 

Geber 

Weizen 

Reis 

Grobgetreide 

Drittland- 

aufkäufe 

lokale 

Aufkäufe 

Argentinien 

5,0 

_ 


5,0 



Austrahen 

23,4 

18,3 

42,7 

84,4 

32,2 

— 

Österreich 

13,4 

1,0 

10,8 

25,2 

— 

— 

Kanada 

102,9 

— 

43,6 

146,5 

34,9 

10,0 

Caritas 

— 

— 

— 

— 

— 

4,2 

China 

— 

2,9 

— 

2,9 

— 



Common Fund 

— 

— 


— 

— 

5,0 

CRS 

— 

2,0 


2,0 

— 

— 

EG 

450,5 

89,1 

348,6 

888,2 

136,2 

60,4 

davon: 

EG -Maßnahmen 

286,4 

33,5 

192,1 

512,0 

25,5 

26,6 

Nationale Maßnahmen 

164,1 

55,6 

156,5 

376,2 

110,7 

33,8 

Belgien-Luxemburg 

17,5 

— 

22,0 

39,5 

13,0 

4,5 

Dänemark 

38,1 

— 

15,6 

53,7 

— 

— 

Griechenland 

6,0 

— 

— 

6,0 

— 

— 

Frankreich 

25,5 

— 

6,0 

31,5 

— 

— 

BR Deutschland 

40,0 

— 

35,7 

75,7 

24,0 

23,0 

Itahen 

24,6 

53,1 

33,8 

111,5 

32,3 


Niederlande 

0,5 

0,3 

22,0 

22,8 

22,0 

6,3 

Spanien 

11,9 

2,2 

2,0 

16,1 

— 

— 

Großbritannien 

— 

— 

19,4 

19,4 

19,4 

— 

IKRK 

— 


7,1 

7,1 

7,1 

— 

Indien 

5,0 

— 

— 

5,0 

— 

— 

Japan 

18,0 

53,5 

13,7 

85,2 

10,8 

— 

Kuwait 

0,6 

0,6 

— 

1,2 

— 

— 

LICROSS 

0,5 


— 

0,5 

— 

1,2 

Luth. Weltverband 

— 

— 

0,8 

0,8 

0,8 

— 

Norwegen 

— 

— 

1.0 

1,0 

— 

— 

OXFAM 

— 

_ 

1,9 

1,9 

1,9 

— 

Menschen für Menschen 

10,0 

— 

_ 

10,0 

— 

— 

Saudi-Arabien 

10,0 

— 

— 

10,0 

— 

1,2 

Save the Children Fund 

10,0 

— 

10,0 

20,0 

— 

— 

SIM 

— 

— 

— 

— 

— 

0,9 

Südafrika 

— 

— 

3,0 

3,0 

— 

— 

Schweden 

27,2 

— 

1,1 

28,3 

— 

— 

Schweiz 

1.0 

— 

— 

1,0 

— 

— 

USA 

647,1 

150,7 

351,9 

1 149,7 

19,6 

— 

UNHCR 

— 


9,5 

9,5 

9,5 


UdSSR 

15,0 

3,5 

— 

18,5 

— 

— 

Weltemährungsprogramm 

207,1 

48,6 

249,4 

505,1 

32,2 

48,8 

Insgesamt 

1 546,7 

370,2 

1 095,1 

3 012,0 

285,3 

131,7 


1) Quelle: Food Supply Situation and Crop Prospects in Sub-Saharan Afiica, FAO, Stand: Februar 1989. 
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Tabelle 4 


Relative Belastung der Enhvicklungs- und 
Industrieländer durch Rüstungsausgaben 1987 


Anteü der 

Bruttosozialprodukt (BSP) pro Kopf (1987, in US-$) 

Mihtär- 
ausgaben am 
BSPi) 

imter 200 US-$ 

200 bis 

400 US-$ 

500 bis 

900 US-$ 

1 000 bis 

2 999 US-$ 

3 000 bis 

9 999 US-$ 

10 000 US-$ 
u. m. 

10% 

und mehr 

Vietnam 

Kampu- 

tschea*) 

Laos * ) 

Jemen DVR*) 
Afghanistan * ) 
Guayana*) 

Kap Verde *) 
Jemen AR 
Marokko 
Albanien 

Nord-Korea 

Jordanien 

Syrien 

Angola * ) 
Mongolei * ) 

Oman 

Irak*) 

Israel 

Saudi-Arabien 
Sowjetunion 
Libyen 
Nicaragua * ) 
Bulgarien 

Katar *) 

5 bis 9,9% 

Äthiopien 

Mosambik 

Sambia * ) 
Pakistan 

Simbabwe 

El Salvador 

Thailand 

Honduras 

Bolivien 

Ecuador 

Botsuana 

Senegal 

Ägypten 
Libanon * ) 

Kuba * ) 
Gabun*) 

Iran 

Polen 

Tschecho- 

slowakei 

Griechenland 

Rumänien 

Ungarn 

Singapur*) 

DDR 

Vereinigte 
Arabische 
Emirate * ) 
Vereinigte 
Staaten 

Kuwait 

2 bis 4,99% 

Tansania *) 
Guinea-Bissau 
Burkina-Faso 
Somalia * ) 
Madagaskar 

China 

Mauretanien 

Indien 

Liberia 

Tschad 

Togo 

Sri-Lanka 

Burundi 

Myanmar 

Sudan 

Mali 

Kenia 

Äquatorial- 

guinea*) 

Lesotho 

Benin *) 
Indonesien 
Zentral- 
afrikanische 
Republik * ) 
Ruanda 

Elfenbein- 

küste 

Guatemala 
Papua- 
Neuguinea *) 
Domini- 
kanische 
Republik 
Swasiland 
Philippinen 
Jamaika 

Peru 

Süd-Korea 

Kongo 

Türkei 

Südafrika 

Chile 

Venezuela 

Malaysia 

Tunesien 

Algerien 

Suriname 

Jugoslawien 

Panama 

Taiwan 

Bahrain 
Portugal 
Trinidad & 
Tobago * ) 
Spanien 

Groß- 

britannien 

Frankreich 

Norwegen 

Niederlande 

Bundes- 

republik 

Deutschland 

Belgien 

Schweden 

Australien 

Italien 

Neuseeland 

Kanada 

Dänemark 

Schweiz 

1 bis 1,99% 

Zaire *) 

Bangladesch 

Malavri 

Gambia*) 

Nepal 

Haiti 

Guinea *) 
Uganda *) 


Kamerun 

Uruguay*) 

Argentinien 

Fidschi*) 

Kolumbien 

Paraguay 

Irland * ) 

Malta 

Finnland *) 
Österreich 
Japan 

unter 1 % 


Ghana 

Sao Thome 
und Principe 
Niger * ) 

Nigeria 

Sierra 

Leone*) 


Brasilien 

Costa Rica 

Mexiko 

Mauritius 

Zypern 
Barbados *) 

Luxemburg 

Island 


1) Die Länder sind in den Rubriken entsprechend der abnehmbaren Bedeutung üirer Mihtärausgaben im Verhältnis zu ihrem BSP 
aufgelistet. 

2) Die Rangfolge basiert auf einer Abschätzung einzelner oder mehrerer Variablen, für die 1987 keine Daten oder verläßliche 
Schätzimgen nicht verfügbar sind. 

Quelle: ACDA, World Military Expenditures and Arms Transfers, Washington, 1988. 
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Tabelle 5 


Re0onale Verteilung der Rüstungslieferungen 1983 bis 1987 
nach Lieferländern und Empfängerregionen 

(zu laufenden Preisen) 



■■1 

■ 

danmter 

Lieferländer 


Ostasien 

Mittlerer Osten 

Südasien 

Afrika 

Lateinamerika 


Mio. 

US-$ 


Mio. 

US-$ 

% 

Mio. 

US-$ 

% 

Mio. 

US-$ 

D 

Mio. 

US-$ 

% 

Mio. 

US-$ 

% 

Sowjetimion . . 

96 435 

100 

11 770 

12,2 

27 525 

28,5 


12,1 

19 040 

19,7 

9 240 

9,6 

USAi) 

54 640 

100 

11 350 

20,8 

16 820 

30,8 

1 440 

2,6 

1425 

2,6 

1 980 

3,6 

Frankreich . . . 

19 710 

100 

205 

1,0 

14 870 

75,4 

1 900 

9,6 

1575 

8,0 

720 

3,7 

Großbritannien 

8 065 

100 

480 

6,0 

3 925 

48,7 

425 

5,3 

570 

7,1 

105 

1,3 

Bundes- 
republik 
Deutschland . . 

7 975 

100 

460 

5,8 

1 260 

15,8 

400 

5,0 

165 

2,1 

2 290 

28,7 

China 

6 515 

100 

105 

1,6 

5 735 

88,0 

430 

6,6 

245 

3,8 

0 

0 

Italien 

4 015 

100 

425 

10,6 

1 520 

37,9 

100 

2,5 

1 170 

29,1 

400 

10,0 

Sonstige 

40 380 

100 

2 590 

6,4 

18 310 

45,3 

950 

2,4 

5 105 

12,6 

2 840 

7,0 

Insgesamt .... 

237 735 

100 

27 385 

11,5 

89 965 

37,8 

17 285 

7,3 

29 295 

12,3 

17 575 

7,4 


1) Einschließlich der Lieferungen an die NATO, die keinem Empfängerland zugeordnet werden. 
Quelle: ACDA, World Military Expenditures and Arms Transfers, Washington, 1988 
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Tabelle 6 


Entwicklungsländer mit den höchsten Rüstungsimporten 
im Verhältnis zu ihrem BSP und ihre öffentliche Entwicklungshilfe 1987 


Land 

Rüstungsimporte 1987 

öffentliche Entwicklungshilfe (Nettoleistungen) 1987 ') 
Mio, US-$ 

in % des BSP 

in Mio. US-$ 

von den DAC- 
Ländem, multilat. 
Organisationen 
und OPEC 

nur von DAC- 
Ländem 

von der 

Bundesrepublik 

Deutschland 

Afghanistan 

42,8 

3 083 

45,2 

37,7 

0,4 

Guinea-Bissau 

32,8 

122 

104,4 

47,6 

1,6 

Jemen (DVR) 

31,9 

941 

79,9 

14,6 

0,1 

Äthiopien 

19,2 

5 217 

635,0 

312,4 

26,7 

Vietnam 

15,0 

1 900 

116,2 

65,8 

4,3 

Tschad 

10,3 

968 

198,3 

119,6 

6,8 

Irak 

9,9 

5 600 

91,3 

79,2 

2,9 

Mosambik 

9,7 

120 

649,2 

531,7 

29,7 

Jemen (AR) 

8,6 

390 

349,2 

147,8 

32,3 

Gambia 

7,3 

10 

103,5 

50,7 

6,5 

Bahrain 

7,2 

280 

0,3 

Irl 

0 

Zypern 

7,0 

260 

41,5 

23,1 

1,3 

Jordanien 

6,9 

4 646 

595,1 

174,8 

27,2 

Kuba 

6,8 

1800 

29,7 

6,7 

0,2 

Syrien 

6,7 

1 900 

696,5 

88,7 

28,5 

Israel 

4,8 

1 600 

1 250,8 

1 249,5 

36,5 


1) ohne Leistungen ost-europäischer Staatshandelsländer 

Quellen: ACDA, World Mihtary Expenditures and Arms Transfers, Washington, 1988. 

OECD/DAC, Geographical Distribution of Financial Flows to Developing Countries, Paris, 1989. 
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Tabelle 7 


Bundeshaushalt und Einzelplan (23) des BMZ 1962 — 1993 


Jahr 

Bundeshaushalt 

Einzelplan 23 

Isti) 

Soll (ursprünglich) 2) 

Ist 3) 

Mrd. DM 

Veränderung 
gegenüber 
Vorjahr 
in % 

Mio. DM 

Veränderimg 
gegenüber 
Vorjahr 
in % 

Mio. DM 

Veränderung 
gegenüber 
Vorjahr 
in % 

Anteil am 
Bundes- 
haushalt 
in % 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

1962 

50,0 

16,3 

380,0 

— 

317,7 

— 

0,6 

1963 

54,7 

9,4 

866,0 

127,9 

751,6 

136,6 

1,4 

1964 

57,8 

5 . 7 . 

718,5 

- 17,0 

749,9 

- 0,2 

1.3 

1965 

64,0 

10,7 

865,7 

20,5 

962,4 

28,3 

1,5 

1966 

66,7 

4,2 

1 552,3 

79,3 

1425,1 

48.1 

2.1 

1967 

80,6 

20,8 

1 656,7 

6.7 

1 621,4 

13,8 

2.0 

1968 

88,1 

9,3 

2 064,4 

24,6 

2 032,0 

25,3 

2,3 

1969 

97,3 

10,4 

2 190,4 

6,1 

2 163,1 

6,5 

2,2 

1970 

87,3 

- 10,3 

2 247,3 

2.6 

2 018,0 

- 6.7 

2,3 

1971 

99,0 

13,5 

2 478,1 

10,3 

2 316,5 

14,8 

2,3 

1972 

109,7 

10,8 

2 427,7 

- 2,0 

2 280,3 

rh 6 

2,1 

1973 

121,8 

11,0 

2 799,2 

15,3 

2 588,9 

13,5 

2,1 

1974 

133,3 

9,4 

2 992,6 

6,9 

2 938,4 

13,5 

2.2 

1975 

160,1 

20,1 

3 558,6 

18,9 

3 547,3 

20,7 

2.2 

1976 

161,7 

1.0 

3 004,5 

- 15,6 

3 077,9 

- 13,2 

1.9 

1977 

170,9 

5,7 

3 217,9 

7,1 

3 061,0 

- 0,5 

1,8 

1978 

189,2 

10,7 

3 989,7 

24,0 

3 511,4 

14,7 

1,9 

1979 

203,4 

7,5 

4 937,9 

23,8 

5 139,4 

46,4 

2,5 

1980 

215,7 

6,0 

5 470,9 

10,8 

5 401,8 

5,1 

2,5 

1981 

233,0 

8,0 

5 840,9 

6,8 

5 757,7 

6,6 

2,5 

1982 

244,6 

5,0 

6 030,1 

3,2 

6 016,8 

4,5 

2,5 

1983 

246,7 

0,9 

6 267,2 

3,9 

6 245,1 

3,8 

2,5 

1984 

251,8 

2,1 

6 417,1 

2,4 

6 399,1 

2,5 

2,5 

1985 

257,1 

2,1 

6 615,2 

3,1 

6 595,3 

3,1 

2,6 

1986 

261,5 

1,7 

6 787,2 

2,6 

6 497,9 

- 1,5 

2,5 

1987 

269,0 

2,9 

6 940,4 

2,3 

6 533,5 

0,5 

2,4 

1988 

275,4 

2,4 

6 848,1 

~ 1,3 

6 801,4 

4,1 

2,5 

1989 

289,8 

5,2 

7 109,1 

3,8 

7 061,5 

3,8 

2,4 

1990 

300,1 

3,0 

7 245,8 

1,9 

— 

— 


1991 

311,4 

3,8 

7 416,0 

2,3 

— 

— 

— 

1992 

320,0 

2,8 

7 611,0 

2,6 \ 

— 

— 


1993 

329,0 

2,8 

7 810,0 

2,6 


— 

— 


1) Ausgaben des Bundes: ohne Tilgimg von Krediten am Kreditmarkt, ohne Ausgaben zur Deckung kassenmäßiger Fehlbeträge 
der Vorjahre, ohne haushaitstechnische Verrechnimgen, einschheßhch Zuführung an Rücklagen; 1990 HaushaltssoU ohne Ent- 
wurf für Nachtragshaushalt, ab 1991 Finanzplan. 

2) ohne wiedereinsetzbare FZ-Rückflüsse (ab 1988); Kürzxmgen des SoUs wiuden nicht berücksichtigt; ab 1991 Finanzplan. 

3) mit wiedereingesetzten FZ-Rückflüssen (ab 1988). 

Quelle: BMZ. 
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Tabelle 8 

Bilaterale und multilaterale Gesamtleistungen der Bundesrepublik Deutschland 1950 bis 1988 

— Nettoauszahlungen in Mio. DM — 




Öffentliche 




Private Leistrmgen 


Jahr 

Entwicklimgs- 
Zusammenarbeit (ODA)i) 

ouiisugt; uiitJiiuiuiit; 
Leistungen 

private 

Entwick- 

Leistimgen zu markt- 
üblichen Bedingungen 

Gesamt- 

leistun- 

gen 


bila- 

teral 

multi- 

lateral 

zusam- 

men 

büa- 

teral 

multi- 

lateral 

zusam- 

men 

lungs- 
hilf e 2) 

bila- 

teral 

multi- 

lateral^) 

zusam- 

men 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

1950 bis 
1960 

2942,4 

7851,1 

3727,5 

1576,5 

1776,2 

3352,7 


7341,3 

276,4 

7 617,7 

14697,9 

1961 

1169,2 

295,0 

1464,2 

160,4 

848,0 

1008,4 


926,6 


915,8 

3388,4 

1962 

1199,1 

421,2 

1 620,3 

257,1 

-12,0 

245,1 


573,7 

- 1,7 

572,0 

2 437,4 

1963 

1436,6 

119,3 

1555,9 

201,4 

-18,1 

183,3 


698,2 

45,4 

743,6 

2482,8 

1964 

1737,1 

98,6 

1 835,7 

-84,2 

-60,0 

-144,2 


905,5 

228,7 

1 134,2 

2825,7 

1965 

1674,7 

149,4 

1824,1 

54,0 

6,0 



752,9 


1054,5 

2938,6 


1492,3 

185,4 

1677,7 

305,9 

-40,0 

265,9 


1234,5 

-24,1 

1210,4 


UH 

1745,1 

289,7 


176,6 

-24,0 

152,6 


2415,3 

-21,1 

2394,2 

4581,6 

1968 

1787,7 

439,9 

2227,6 

152,9 

— 

152,9 


3095,7 

1177,4 

4 273,1 

6653,6 

1969 

1770,2 


2271,0 

62,8 

-265,6 



4466,9 

1415,9 

5882,8 

7 951,0 


1705,9 

496,9 


291,1 

192,1 

483,5 

284,6 

2251,4 


2482,3 

5453,2 

1971 

2040,1 

714,5 

2754,6 

310,2 

69,0 

379,2 

378,1 

2766,5 


3171,5 

6683,4 

1972 

1 938,2 

666,5 


373,5 

105,0 

478,5 

398,4 



2177,8 

5659,4 

1973 

2112,3 

828,8 

2941,1 

596,8 

14,8 

611,6 

419,5 

525,9 

324,0 

849,9 

4822,1 

1974 

2628,5 


3715,2 

244,7 

3,9 

248,5 

459,6 

3880,9 

-76,0 


8228,2 

1975 

2859,3 

1305,9 

4165,2 

-30,3 

52,7 

22,4 


6664,1 

870,0 

7534,1 

12 226,7 

1976 

2628,4 



38,7 

69,5 


515,1 

6927,0 

2342,1 

9269,1 


1977 

2399,2 

1586,2 

3985,4 

134,2 

7,4 

141,6 

522,3 

7383,4 

2092,8 

9476,2 

14 125,5 

1978 

3 134,4 

1580,1 

4714,5 

436,7 

8,8 

445,5 


7816,0 

1639,2 

9455,2 

15 185,5 

1979 

4039,4 

2179,8 

6219,2 

201,5 

3,1 

204,6 

713,8 

4599,7 

1701,0 


13438,3 


4219,0 

2257,1 

6476,1 

1 149,5 

-5,4 

1144,1 

763,9 

8461,9 

2462,0 



1981 

5073,8 

2118,8 

7192,6 

1511,7 

— 

1511,7 

839,1 

7958,3 

782,5 

8740,8 

18 284,2 

1982 

5501,6 

2152,5 

7654,1 

1361,2 

-45,7 

1315,5 

949,2 

6073,9 

909,0 

6982,9 


1983 

5368,4 

2747,9 

8116,3 

1522,9 

17,9 

1540,8 

946,4 

6244,4 

1056,0 


17 903,9 

1984 

5315,7 


7 916,5 

2446,3 

-28,5 

2417,8 


5721,6 

959,0 

6680,6 


1985 

5826,1 

2830,6 

8656,7 

2017,1 

-32,1 

1 985,0 

1 246,9 

3194,2 

1119,8 


16202,6 

1986 

5736,2| 

2581,3 

8317,5 


-8,7 

1 994,4 

1182,5 

4140,4 

1021,6 


16656,4 

1987 

5556,8 

2338,3 

7 895,1 


-3,6 

1621,4 

1 159,6 

3521,5 

716,1 

4 237,6 

14913,7 

1988 

5577,7 

2741,0 

8318,7 

2274,4 

1,3 

2275,7 

1222,8 

8160,3 

791,0 

8951,3 

20768,1 

1950 bis 
1988 


37478,1 

128093,5 

21372,0 

2632,0 

24004,0 

14165,1 

120172,8 

23440,7 

143613,5 

309876,1 


1) Bi- und multilaterale Zuschüsse sowie Kredite und sonstige Kapitalleistungen zu Vorzugsbedingungen. 

2) Zuschüsse nicht-staatlicher Organisationen (z. B. Kirchen, Verbände, Stiftungen) aus Eigenmitteln imd Spenden werden erst seit 
1970 erfaßt imd in der DAC-Statistik ausgewiesen. 

3) Emissionen von Schuldtiteln multilateraler Fmanzierungsinstitutionen am deutschen Kapitalmarkt sowie Kreditaufnahmen bei 
deutschen Banken. 

Quelle: BMZ. 
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Tabelle 9 

Brutto- und Nettoleistungen der Bundesrepublik Deutschland 1986 bis 1988 

— in Mio. DM — 




1986 



1987 



1988 


Art der Leistung 

Brutto 

Tilgun- 

gen 

Netto 

Brutto 

Tügim- 

gen 

Netto 

Brutto 

Tilgun- 

gen 

Netto 

I. Öffentliche Entwick- 
lungszusammenarb eit 
(ODA) 

9 957,2 

1 639,7 

8 317,5 

9 130,6 

1 235,5 

7 895,1 

9 555,9 

1 237,2 

8 318,7 

Bilateral 

7 358,3 

1 622,1 

5 736,2 

6 772,7 

1 235,5 

5 556,8 

6 795,5 

1 217,8 

5 577,7 

— Zuschüsse 

3 904,9 

— 

3 904,9 

3 894,6 

— 

3 894,6 

4 053,2 

— 

4 053,2 

Technische 
Zusammen- 
arbeit 

2 670,6 


2 670,6 

2 760,6 


2 760,6 

2 803,1 


2 803,1 

— Sonstige 

Zuschüsse 

1 234,3 



1 234,3 

1 134,0 

_ 

1 134,0 

1 250,1 

_ 

1 250,1 

— Kredite 
und sonstige 
Kapitalleistungen . . 

3 453,4 

1 622,1 

1 831,3 

2 878,1 

1 215,9 

1 662,2 

2 742,3 

1217,8 

1 524,5 

Multilateral 

2 598,9 

17,6 

2 581,3 

2 357,9 

19,6 

2 338,3 

2 760,4 

19,4 

2 741,0 

— Zuschüsse 

1471,0 

— 

1471,0 

1 369,8 


1 369,8 

1 771,0 

— 

1 771,0 

— Kapitalanteile/ 
Subskriptionen .... 

1 123,9 



1 123,9 

983,6 

— 

983,6 

985,9 



985,9 

— Kredite 

4.0 

17,6 

-13,6 

4,5 

19,6 

-15,1 

3,5 

19,4 

-15,9 

11. Sonstige öffentliche 
Leistungen 

4 761,6 

2 297,2 

2 464,4 

5 118,8 

3 497,4 

1 621,4 

6 854,5 

4 578,8 

2 275,7 

Büateral 

4 221,9 

1 748,8 

2 473,1 

4 573,8 

2 948,8 

1 625,0 

6 321,1 

4 046,7 

2 274,4 

~ Kredite an KfW .... 

1 913,8 

1 125,4 

788,4 

1 331,1 

1 531,5 

-200,4 

1 341,7 

1 349,7 

-8,0 

— Refinanzierungen 
des BMF 

2 231,1 

589,8 

1 641,3 

3 153,8 

1 385,8 

1 768,0 

4 857,4 

2 641,0 

2 216,4 

— DEG-Darlehen .... 

77,0 

33,6 

43,4 

88,9 

31,5 

57,4 

122,0 

56,0 

66,0 

Multilateral 

539,7 

548,4 

-8,7 

545,0 

548,6 

-3,6 

533,4 

532,1 

1,3 

111. Private Entwicklungs- 
hilfe 

1 182,5 

— 

1 182,5 

1 159,6 


1 159,6 

1 222,8 

_ 

1 222,8 

IV. Private Leistungen 
zu marktüblichen 
Bedingungen 

34 102,4 

28 940,4 

5 162,0 

40 191,2 

35 953,6 

4 237,6 

43 724,1 

34772,8 

8 951,3 

Büateral 

18 715,1 

14 574,7 

4 140,4 

23 479,3 

19 957,8 

3 521,5 

27 934,6 

19 774,3 

8 160,3 

— Investitionen 
und sonstiger 
Kapitalverkehr .... 

15 432,7 

12 436,1 

2 996,6 

17 875,0 

14 929,5 

2 945,5 

22 052,3 

14 856,5 

7 195,8 

— Exportkredite 

3 282,4 

2 138,6 

1 143,8 

5 604,3 

5 028,3 

576,0 

5 882,3 

4 917,8 

964,5 

Multilateral 

15 387,3 

14 365,7 

1021,6 

16 711,9 

15 995,8 

716,1 

15 789,5 

14 998,5 

791,0 

V. Gesamte Leistungen . . 

50 003,7 

32 877,3 

17 126,4 

55 600,2 

40 686,5 

14 913,7 

61 357,3 

40 588,8 

20 768,5 

davon: 

Büateral 

31 477,8 

17 945,6 

13 532,2 

35 985,4 

24 122,5 

11 862,9 

42 274,0 

25 038,8 

17 235,2 

— öffentlich 

11 580,2 

3 370,9 

8 209,3 

11 346,5 

4 164,7 

7 181,8 

13 116,6 

5 264,5 

7 852,1 

— privat 

19 897,6 

14 575,7 

5 322,9 

24 638,9 

19 957,8 

4 681,1 

29 157,4 

19 774,3 

9 383,1 

Miütilateral 

18 525,9 

14 931,7 

3 594,2 

19 614,8 

16 564,0 

3 050,8 

19 083,3 

15 550,0 

3 533,3 

— öffentlich 

3 138,6 

566,0 

2 572,6 

2 902,9 

568,2 

2 334,7 

3 293,8 

551,5 

2 742,3 

— privat 

15 387,3 

14 365,7 

1 021,6 

16 711,9 

15 995,8 

716,1 

15 789,5 

14 998,5 

791,0 


Quelle: BMZ. 
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Tabelle 10 


Bilaterale und multilaterale öffentliche Entwicklungszusammenarbeit (ODA) 
der Bundesrepublik Deutschland 
1960 bis 1988 

— Zusagen i) in Mio. DM 



Technische 

Zusammen- 

arbeit 




1 004,1 
1 518,0 
1 357,3 
1 174,0 
1 401,6 
1 735,1 
1 958.2 


2 578,7 
2 274.3 


2 861,6 
3 110,1 
3 267.5 


3 390,7 


Bilaterale 

Entwicklungszusammenarbeit 


Sonstige 

Zuschüsse 


Entwicklungszusammenarbeit 
über multilaterale Stellen 



158.1 

168,0 

290,7 

245.4 
313,9 

250.4 

251.5 

268,0 

204.1 

363,0 

1 524,4 
3 052,0 
1 267,4 
1 102,9 
1 154,3 
1 342,6 
1 880,6 
1 260,2 
1 300,7 
1 430,0 


752,4 
903,3 
1 078,2 
1 167,0 
1 318,0 
1 768,4 
1 608,8 
1 442,0 

1 605,7 

2 098,1 

3 482,6 
5 319,0 
3 802,6 
3 681,6 

3 428,6 

4 029,6 
4 742,2 
4 370,3 
4 568,2 
4 820,7 


923,0 
1 202,4 
1 342,9 
1 315,3 
1 143,5 
1 222,4 
1 337,9 
1 467,7 
1 626,9 

1 943,9 
3 151,9 

2 315,1 
2 443,6 
2 397,0 

2 813,8 

3 876,0 

3 154,4 

4 035,6 
2 907,0 

2 373,3 

3 937,9 
2 400,0 

2 873,7 

3 170,0 
3 692,5 


683,7 
1 323,4 

1 613,9 

2 561,2 
1 679,2 
1 962,3 
1 839,8 
1 924,6 
1 803,2 

1 974,8 

2 241,2 
2 545,9 

2 793,9 

3 261,9 

4 920,2 
3 923,9 

3 885,6 

4 002,7 

4 911,9 

7 358,6 

8 473,4 
7 838,2 

6 588,6 

5 801,9 

7 967,5 
7 142,2 
7 244,0 

7 738,2 

8 513,2 


241,2 

283,6 

315.5 

289.5 

195.8 

338.1 

382.2 

399.8 
392,4 

499.3 

752.6 

874.9 

948.4 
1 082,0 

984.4 
1 101,5 
1 921,4 
1 671,6 
1 723,1 
1 624,6 

1 827,1 

2 129,0 
2 121,0 
2 107,0 
2 217,0 


293.2 

431.5 

114.3 

93,2 

337,2 

401.6 

526.7 

549,9 

626.4 

506.1 

734.5 

773,0 

836.2 
1 031,3 
1 307,5 
1 426,6 
1 748,7 
1 945,9 
1 893,7 


976.9 

754.9 

1 728,2 

2 654,4 
2 016,4 
2 363,9 
2 366,5 
2 474,5 
2 429,6 
2 480,9 

2 975,7 

3 318,9 

3 630,1 

4 293,2 
6 227,7 


1 004.3 


1 115,4 
1 181.0 


1 082,3 


1 426,6 5 350,5 

1 748,7 5 634,3 

1 945,9 5 948,6 

1 893,7 6 805,6 

1 078,5 I 2 180,0 9 538,6 

2 925,7 11 399,1 

2 672,3 10 510,5 

2 399,5 8 988,1 

2 460,7 8 262,6 

2 942,5 10 910,0 

3 310,0 10 452,2 

3 104,7 10 348,7 

2 506,0 10 244,2 

3 299,3 11 812,5 


1) Die Übersicht enthält die Zahlenangaben über die Zusagen, wie sie jeweils dem DAC (Entwicklungshilfe- Ausschuß der OECD) 
gemeldet werden. Bei der bilateralen Entwicklungszusammenarbeit sind als Zusagen z. B. bei den Krediten die abgeschlossenen 
Darlehensverträge und bei den Zuschüssen aus Finanzieller Zusammenarbeit die abgeschlossenen Finanzierungsverträge 
erfaßt. Bei der Entwicklungszusammenarbeit über multilaterale Stellen sind als Zusagen die Haushaltsansätze des jeweils fol- 
genden Jahres erfaßt und bei den Mehrjahreszusagen (z. B. IDA) der entsprechende Teilbetrag. 

Quelle: BMZ. 
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Tabelle 11 

Bilaterale und multilaterale öffentliche Entwicklungszusammenarbeit (ODA) 
der Bundesrepublik Deutschland 
1960 bis 1988 

— Nettoauszahlimgen in Mio. DM — 


Jahr 

Bilaterale 

Entwicklungszusammenarbeit 

Entwicklungszusammenarbeit 
über multilaterale Stellen 

Gesamt- 

summe 

Zuschüsse 

Kredite 

und 

sonstige 

Kapital- 

leistungen 

Summe 

Zuschüsse 

Kapital- 

anteile/ 

Supskrip- 

tionen 

und 

Kredite 

Summe 

Technische 
Zusammen- 
arbeit i) 

Sonstige 

Zuschüsse 

Summe 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

1960 

67,5 

259,5 

327,0 

363,8 

690,8 

157,6 

90,4 

248,0 

938,8 

1961 

116,9 

342,3 

459,2 

710,0 

1 169,2 

223,0 

72,0 

295,0 

1 464,2 

1962 

198,1 

305,2 

503,3 

695,8 

1 199,1 

349,2 

72,0 

421,2 

1 620,3 

1963 

297,6 

310,4 

608,0 

828,6 

1 436,6 

47,6 

71,7 

119,3 

1 555,9 

1964 

342,8 

278,3 

621,1 

1 116,0 

1 737,1 

58,0 

40,6 

98,6 

1 835,7 

1965 

374,3 

329,1 

703,4 

971,3 

1 674,7 

52,3 

97,1 

149,4 

1 824,1 

1966 

422,8 

28,1 

450,9 

1 041,4 

1 492,3 

57,5 

127,9 

185,4 

1 677,7 

1967 

460,4 

80,0 

540,4 

1 204,7 

1745,1 

115,8 

173,9 

289,7 

2 034,8 

1968 

515,5 

118,1 

633,6 

1 154,1 

1 787,7 

216,0 

223,9 

439,9 

2 227,6 

1969 

583,2 

230,2 

813,4 

956,8 

1 770,2 

285,4 

215,4 

500,8 

2 271,0 

1970 

695,6 

207,0 

902,6 

803,3 

1 705,9 

309,5 

187,4 

496,9 

2 202,8 

1971 

721,1 

251,9 

973,0 

875,7 

1 848,7 

408,9 

305,6 

714,5 

2 563,2 

1972 

774,1 

206,2 

980,3 

957,9 

1 938,2 

383,4 

283,1 

666,5 

2 604,7 

1973 

798,7 

281,0 

1 079,7 

1 032,6 

2 112,3 

442,7 

386,1 

828,8 

2 941,1 

1974 

985,6 

225,6 

1 211,2 

1417,3 

2 628,5 

623,5 

463,2 

1 086,7 

3 715,2 

1975 

1 156,3 

213,1 

1 369,4 

1 489,9 

2 859,3 

787,6 

518,3 

1 305,9 

4 165,2 

1976 

1 113,3 

175,1 

1 288,4 

1 340,0 

2 628,4 

708,0 

672,0 

1 380,0 

4 008,4 

1977 

1 208,5 

169,6 

1 378,1 

1 021,1 

2 399,2 

767,5 

818,7 

1 586,2 

3 985,4 

1978 

1 371,1 

204,8 

1 575,9 

1 558,5 

3 134,4 

628,4 

951,7 

1 580,1 

4 714,5 

1979 

1 533,6 

936,3 

2 469,9 

1569,5 

4 039,4 

1 138,0 1 

1041,8 

2 179,8 

6 219,2 

1980 

1 798,9 

2 299,4 

4 098,3 

120,7 

4 219,0 

1 164,0 

1 093,1 

2 257,1 

6 476,1 

1981 

1 986,3 

1 063,7 

3 050,0 

2 023,8 

5 073,8 

1 321,1 

797,7 

2 118,8 

7 192,6 

1982 

2 113,4 

1 113,0 

3 226,4 

2 275,2 

5 501,6 

1 362,5 

790,0 

2 152,5 

7 654,1 

1983 

2 129,9 

1 122,7 

3 252,6 

2 115,8 

5 368,4 

1 403,3 

1 344,6 

2 747,9 

8 116,3 

1984 

2 496,6 

1 072,6 

3 569,2 

1 746,5 

5 315,7 

1 663,3 

937,5 

2 600,8 

7 916,5 

1985 

2 576,3 

1 621,4 

4 197,7 

1 628,4 

5 826,1 

1 608,0 

1 222,6 

2 830,6 

8 656,7 

1986 

2 670,6 

1 234,3 

3 904,9 

1 831,3 

5 736,2 

1471,0 

1 110,3 

2 581,3 

8 317,5 

1987 

2 760,6 

1 134,0 

3 894,6 

1 662,2 

5 556,8 

1 369,8 

968,5 

2 338,3 

7 895,1 

1988 

2 803,1 

1 250,1 

4 053,2 

1 524,5 

5 577,7 

1 771,0 

970,0 

2 741,0 

8 318,7 


1) Unter Technischer Zusammenarbeit ist zu verstehen: Leistungen für Studenten, Praktikanten, Fachkräfte und Entwicklungs- 
helfer; die liefenmg von Ausrüstungen und Material für Forschungs-, Ausbildimgs- und Demonstrationszwecke; sonstige 
Zusammenarbeit wie technische Unterstützung und Beratimgsdienste auf vertraglicher Basis. 


Quelle: BMZ 
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Tabelle 12 


Bilaterale öffentliche Entwicklungszusammenarbeit (ODA) 
der Bundesrepublik Deutschland nach Erdteilen 
1950 bis 1988 

— Nettoauszahlungen in Mio. DM — 





Kredite und 
sonstige 
Kapital- 
leistungen 

Bilaterale 

Regionaler 

Erdteü 


Zuschüsse 

ODA 

insgesamt 

Anteil 
in % 

1 

2 

3 

4 

5 

Europa 



159,5 

264,9 

5,3 



231,3 

346,7 


n,4 


HIH 

323,1 

255,6 

487,7 

9,4 


1950 bis 1988 

2 465,2 

6 137,5 


10,3 

Afrika 

1986 

1 544,4 

539,2 

2 083,6 

41,9 


1987 

1 525,7 

566,2 

2 091,9 

41,1 


1988 

1 565,2 

673,9 

2 237,1 

44,5 


1950 bis 1988 


10 029,9 

29 607,7 

35,6 

Amerika 

1986 

579,4 

181,7 

761,1 

15,3 


1987 

578,6 

363,3 

941,9 

18,5 


1988 

568,5 

158,8 

727,3 

14,2 


1950 bis 1988 

7 524,1 

3 156,7 

10 680,8 

12,9 

Asien 

1986 

863,6 

972,5 

1 836,1 



1987 

1 042,6 

408,7 

1 451,4 



1988 

1 140,5 

463,5 

1 604,1 



1950 bis 1988 

16 980,9 

17 029,4 

34 010,3 

40,9 

Ozeanien 

1986 

18,1 

4,5 

22,6 

0,5 


1987 

22,6 

3,4 

25,9 

0,5 


1988 

22,7 

- 1,2 

21,4 

0,4 


1950 bis 1988 

179,5 

75,8 

255,2 

0,3 

I. Aufteilbare 

1986 


1 857,4 

4 968,3 


Leistungen 

1987 

3 400,8 

1 688,2 

5 089,1 

100,0 \ 

(ohne Wiedergut- 
machungen) 

1988 

3 526,9 

1 550,6 

5 077,6 



1950 bis 1988 

46 718,5 

36 429,2 

83 147,7 

100,0 

Nicht aufteilbare 

1986 

794,0 

-26,1 

767,9 


Leistungen 

1987 

493,8 

-26,1 

467,7 


(einschüeßlich Wieder- 
gutmachungen) 

1988 

526,2 

-26,1 

500,1 



1950 bis 1988 

7 425,2 

42,4 

7 467,6 


n. Summe der 

1986 

3 904,9 

1 831,3 

5 736,2 


bilateralen Leistungen 

1987 

3 894,6 

1 662,2 

5 556,8 



1988 


1 524,5 

5 577.7 



1985 bis 1988 


36 471.6 

90 615,4 



Quelle: BMZ. 
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Tabelle 13 


Öffentliche Entwicklungszusammenarbeit (ODA) 
mit Entwicklungsländern und -gebieten 1986 und 1987 

— Nettoauszahlungen — 


Erdteil/Land 

DAC- 

Länder 

multilaterale 

Stellen 

aus allen Quellen 

absolut 

pro Kopf 

1986 

1987 

1986 

1987 

1986 


Mio. US-$ 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

R 

Europa 

430,9 

518,2 

135,9 

77,5 

597,1 

611,6 

6,36 

Gibraltar, brit 

20,8 

14,6 

— 

— 

20,8 

14,6 

486,67 

Griechenland 

15,2 

30,6 

5,3 

3,7 

20,5 

34,3 

3,43 

Jugoslawien 

14,4 

29,4 

4,2 

5.2 

18,6 

34,7 

1,48 

Malta 

0,9 

0,5 

1,6 

0,7 

6,9 

-1.2 

— 

Portugal 

120,9 

31,0 

18,2 

33,0 

139,1 

64,0 

6.18 

Türkei 

234,7 

385,1 

80,3 

20,7 

340,2 

419,9 

8,18 

Zypern 

23,5 

23,1 

11,1 

14,2 

35,3 

41,5 

61,03 

nicht aufteilbar 

0,4 

4,0 

15,4 

— 

15,8 

4,0 


Afrika 

9 769,5 

11 182,8 

4 020,0 

4 469,6 

14 447,9 

16 196,6 

28,86 

Nördlich der Sahara . . 

2 132,9 

2 287,6 

194,1 

239,9 

2 534,4 

2 699.4 

24,76 

Ägypten 

1 566,2 

1 565,3 

96,3 

126,5 

1 716,6 

1 766,3 

34,81 

Algerien 

119,4 

144,9 

17,8 

25,3 

165,1 

221,9 

9,61 

Libyen 

8,4 

2,4 

2,5 

4,1 

10,9 

6.5 

1,59 

Marokko 

292,1 

348,9 

41,1 

36,9 

418,7 

401,4 

17,22 

Tunesien 

147,1 

205,1 

36,5 

47,0 

223,4 

282,2 

36.99 

nicht aufteübar 

-0,2 

21,0 

— 

0,1 

-0,2 

21,1 


Südlich der Sahara . . . 

7 474,5 

8 695,0 

3 614,0 

3 997,4 

11 530,3 

13 025,3 

28,80 

Äquatorialguinea 

10,5 

21,7 

11,1 

20,8 

21,7 

42,7 

104,15 

Äthiopien 

396,9 

312,4 

240,0 

322,5 

635,5 

635,0 

13,75 

Angola 

93,8 

97,7 

36,5 

36,0 

131,2 

135,2 

14,65 

Benin 

72,5 

76,4 

62,9 

58,5 

138,1 

135,7 

31.56 

Botswana 

82,0 

124,3 

21,5 

31,4 

102,3 

154,3 

131,79 

Burkina Faso 

175,3 

195,2 

98,0 

81,3 

283,9 

283,1 

34,07 

Burundi 

89,8 

86,6 

89,4 

93,9 

187,6 

192,6 

38,52 

Cote d'Ivoire 

137,9 

221,1 

48,7 

32,6 

186,6 

253,7 

22,77 

Dschibuti 

64,6 

59,4 

21,5 

21,9 

115,1 

91,6 

247,57 

Gabun 

58,7 

70,2 

6,2 

7,1 

78,9 

82,2 

77,55 

Gambia 

59,1 

50,7 

42,8 

52,7 

101,0 

103,5 

131,01 

Ghana 

120,6 

130,5 

247,5 

247,8 

371,5 

373,4 

27,26 

Guinea 

97,6 

119,5 

73,0 

82,5 

174,9 

214,0 

33,54 

Gxiinea-Bissau 

40,6 

47,6 

26,8 

54,1 

71,0 

104,4 

113,48 

Kamerun 

176,5 

179,8 

45,2 

32,6 

224,8 

212,8 

19,67 

Kap Verde 

76,3 

60,2 

31,4 

24,9 

109,4 

86,2 

246,29 

Kenia 

382,8 

436,1 

68,0 

124.6 

455,5 

564,9 

24,63 

Komoren 

20,8 

32,2 

23,1 

20,9 

46,3 

53,1 

112,98 

Kongo 

100,7 

131,1 

10,3 

20,5 

110,2 

151,6 

82,39 

Lesotho 

56,0 

62,5 

32,2 

46,4 

87,8 

108,4 

66,91 

Liberia 

69,1 

51,6 

28,1 

26,7 

97,3 

78,4 

33,36 

Madagaskar 

176,2 

181,0 

141,7 

148,6 

316,4 

327,3 

30,06 

Malawi 

85,0 

170,2 

113,2 

110,2 

198,4 

280,6 

37,41 

Mali 

203,8 

221,6 

128,5 

135,3 

372,2 

364,5 

41,99 

Mauretanien 

105,1 

97,4 

56,8 

76,4 

221,0 

177,7 

95,54 

Mauritius 

47,8 

49,6 

6,7 

12,1 

56,2 

65,1 

65,10 

Mayotte, franz 

26,1 

37,7 

2,2 

1,1 

28,3 

38,8 

705,45 
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Erdteil/Land 

DAC- 

Länder 

multilaterale 

Stellen 

aus allen Quellen 

absolut 

pro Kopf 







1 


1986 

1987 

1986 

1987 

1986 

1987 


Mio. US-$ 

us-$ 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

Mosambik 

319,2 

531,7 

95,4 

114,5 




Namibia 

6,6 

15,7 

9,1 

0,9 


mEM 


Niger 

183,8 

214,7 

117,9 

130,3 

307,1 

348,0 

53,62 

Nigeria 

39,1 

50,9 

20,0 

18,3 

59,2 

69,3 

0,68 

Reunion, franz 

441,1 

543,4 

64,6 

30,8 

505,7 

574,3 

1 025,54 

Ruanda 

123,7 

135,6 

80,9 

101,3 

210,7 

242,8 

37,18 

Sambia 

349,1 

344,3 

115,4 

84,5 

464,5 

428,8 

56,72 

Sao Tome u. Principe . 

7,0 

4,3 

5,4 

13,6 

12,4 

17,9 

179,00 

Senegal 

315,7 

357,9 

218,2 

253,5 

566,8 

642,1 

94,57 

Seschellen 

20,7 

18,6 

6,5 

4,8 

28,6 

24,1 

344,29 

Sierra Leone 

51,3 

43,7 

30,0 

21,0 

87,1 

68,3 

17,74 

Simbabwe 

191,3 

265,4 

35,6 

29,2 

224,9 

295,0 

34,14 

Somaha 

353,9 

398,6 

166,8 

180,5 

511,4 

580,2 

84,58 

St. Helena luid abhän- 








gige Gebiete, brit 

13,5 

20,1 

0,0 

0,0 

13,5 

20,1 

3 350,00 

Sudan 

468,7 

443,1 

285,5 

251,0 

944,9 

901,6 

38,98 

Swasiland 

24,8 

29,7 

9,8 

15,7 

34,6 

45,4 

63,94 

Tansania 

513,9 

717,3 

161,5 

164,9 

680,6 

882,2 

37,99 

Togo 

91,7 

85,5 

74,7 

34,9 

174,3 

123,2 

39,11 

Tschad 

102,2 

119,6 

62,8 

78,7 

165,0 

198,3 

37,63 

Uganda 

77,3 

86,7 

117,1 

186,4 

197,8 

275,9 

16,62 

Zaire 

296,1 

332,2 

152,0 

288,6 

448,1 

620,8 

19,13 

Zentralafrikanische 








Republik 

84,9 

108,7 

50,4 

55,8 

139,3 

173,3 

64,19 

nicht aufteilbar 

373,2 

502,8 

20,9 

14,7 

394,1 

517,5 

— 

Afrika nicht aufteilbar . 

162,1 

200,2 

211,9 

232,3 

383,1 

471,9 


Amerika 

3 484,3 

4 117,9 

903,6 

847,5 

4 394,7 

4 970,5 

11,87 

Nord- und 








Mittelamerika 

2 376,2 

2 638,4 

457,9 

402,1 

2 834,2 

3 041,0 

22,33 

Anguilla, brit 

2,6 

2,9 

0,4 

1,2 

3,0 

4,1 

585,71 

Antigua imd Barbuda . 

4,4 

4,8 

0,7 

0,7 

5,1 

5,6 

70,00 

Aruba 

40,4 

20,8 

— 

0,1 

40,4 

20,9 

348,33 

Bahamas 

0,2 

0,1 

5,6 

0,7 

5,8 

0,8 

3,33 

Barbados 

2,8 

4,2 

1,0 

2,5 

3,8 

6,6 

26,40 

Belize 

22,4 

21,5 

1,7 

2,1 

24,1 

23,6 

138,82 

Bermuda, brit 

0,0 

0,1 

0,1 

0,1 

0,1 

0,2 

3,33 

Costa Rica 

164,8 

208,1 

30,8 

20,3 

195,7 

228,3 

82,12 

Dominica 

7,0 

5,1 

4,0 

9,4 

11,0 

14,5 

181,25 

D ominikanische 








Republik 

62,9 

101,9 

29,7 

27,6 

92,6 

129,5 ' 

19,27 

El Salvador 

316,3 

404,9 

24,4 

21,3 

340,7 

426,2 

85,07 

Grenada 

16,9 

10,0 

7,5 1 

10,4 

24,5 

20,5 

205,00 

Guadeloupe, franz. . . . 

153,6 

174,4 

52,0 

7,1 

205,6 

181,4 

533,53 

Guatemala 

111,3 

213,9 

23,5 

26,7 

134,8 

240,6 

28,51 

Haiti 

126,4 

149,2 

48,8 

68,7 

175,3 

217,9 

40,06 

Honduras 

239,8 

222,5 

43,7 

35,9 

283,5 

258,4 

55,45 

Jamaica 

161,1 

146,4 

16,5 

22,2 

177,8 

169,2 

70,21 

Jimgfem-Inseln, brit. . . 

1,3 

1,0 

0,2 

1,3 

1,5 

2,3 

176,92 

Kaiman-Inseln, brit. . . . 

-0,1 

1,2 

2,0 

1,0 

2,0 

2,2 

100,00 
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DAC- 

multilaterale 

aus allen Quellen 

Erdteil/Land 

Länder 

Stellen 

absolut 

pro Kopf 









1986 

1987 

1986 

1987 

1986 

1987 


Mio. US-$ 

us-$ 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

Kuba 

3,7 

6,7 

14,3 

23,0 

18,0 

29,7 

2,89 

Martinique, franz 

341,2 

391,0 

39,2 

7,6 

380,4 

398,6 

1 207,88 

Mexiko 

247,2 

151,1 

4,4 

5,2 

251,6 

156,3 

1,93 

Montserrat, brit 

3,3 

2,3 

0,5 

1,1 

3,8 

3,4 

340,00 

Nicaragua 

Niederländische 

104,6 

111,0 

45,8 

29,7 

150,3 

140,7 

40,20 

Antillen 

56,3 

61,9 

1.2 

2,6 

57,5 

64,5 

339,47 

Panama 

28,2 

26,7 

24,0 

13,8 

52,2 

40,5 

17,84 

St. Kitts imd Nevis .... 

1,8 

4,0 

3,7 

3,5 

5,5 

7,5 

150,00 

St. Luda 

1,9 

6,0 

9,8 

4,9 

11,7 

10,9 

83,85 

St. Pierre imd 

Miguelon, franz 

21,1 

28,2 

_ 

0,0 

21,1 

28,3 

4 716,67 

St. Vincent und 

die Grenadinen 

8,4 

5,3 

4,1 

8,3 

12,4 

13,5 

122,73 

Trinidad imd Tobago . 
Tiuks- imd 

16,4 

32,8 

2,7 

1.6 

19,1 

34,4 

28,20 

Caicos-lnseln, brit 

8,0 

9,1 

0,9 

0,6 

8,9 

9,6 

1 200,00 

Westindien 

nicht aufteilbar 

23,2 

67,6 

8,4 

37,4 

31,5 

105,0 


nicht aufteilbar 

76,7 

41,6 

6,5 

3,7 

83,1 

45,3 

— 

Südamerika 

999,1 

1 307,1 

386,5 

340,3 

1 392,2 

1 651,9 

5,84 

Argentinien 

57,8 

62,2 

29,8 

36,8 

87,6 

99,0 

3,14 

Bolivien 

196,6 

212,8 

124,8 

105,7 

321,4 

318,5 

46,84 

Brasilien 

132,6 

255,6 

47,3 

35,9 

178,4 

288,1 

2,04 

Chüe 

-0,4 

23,2 

-4,7 

-2,0 

-5,1 

21,2 

1,69 

Ecuador 

85,6 

153,8 

60,9 

49,4 

146,5 

203,2 

20,48 

Falkland-lnseln, brit. . . 

15,0 

13,3 

— 

0,0 

15,0 

13,3 

6 650,00 

Guayana, franz 

106,1 

138,3 

31,0 

8,7 

137,1 

147,0 

1 633,33 

Guyana 

9,1 

14,9 

21,6 

13,8 

30,7 

28,7 

28,99 

Kolumbien 

36,7 

67,8 

26,7 

10,1 

63,5 

77,9 

2,62 

Paraguay 

45,6 

54,4 

20,8 

27,5 

66,4 

81,9 

20,89 

Peru 

250,5 

260,5 

21,1 

31,0 

271,5 

291,4 

14,06 

Suriname 

3,3 

8,6 

2,3 

5,7 

13,6 

22,3 

57,18 

Uruguay 

25,3 

12,1 

1,4 

5,7 

26,7 

17,8 

5,82 

Venezuela 

17,2 

19,6 

-1,1 

-0,7 

16,0 

18,8 

1,03 

nicht aufteilbar 

18,1 

10,0 

4,8 

12,7 

22,9 

22,7 

— 

Amerika 

nicht aufteilbar 

109,0 

172,4 

59,3 

105,2 

168,3 

277,6 

— 

Asien 

8 617,1 

8 910,8 

3 736,1 

3 905,7 

15 467,4 

15 123,7 

5,50 

Mittel-Ost 

2 372,9 

2 044,1 

273,6 

228,7 

3 979,0 

3 440,9 

28,92 

Bahrain 

1,5 

1,1 

-0,1 

0,0 

99,6 

0,3 

0,70 

Irak 

20,9 

79,2 

12,3 

2,1 

33,3 

91,3 

5,35 

Iran 

13,4 

46,0 

13,5 

24,1 

26,9 

70,2 

1,37 

Israel 

1 937,0 

1 249,5 

0,1 

1,3 

1 937,1 

1 250,8 

286,22 

Jemen, AR 

115,2 

147,8 

57,8 

57,3 

262,4 

349,2 

47,77 

Jemen (DVR) 

1,6 

14,6 

47,0 

50,4 

71,6 

79,9 

32,75 

Jordanien 


174,8 

20,7 

25,1 

564,7 

595,1 

157,02 

Katar 

1,5 

1,7 

0,9 

1,4 

2,3 

3,1 

9,39 


150 

























Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/7313 


noch Tabelle 13 


Erdteil/Land 

DAC- 

Länder 

multilaterale 

Stellen 

aus allen Quellen 


pro Kopf 







1 


1986 

1987 

1986 

1987 


1987 


Mio. US-$ 

us-$ 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

Kuwait 

3.7 

2,1 

1,3 

1.3 

5,0 

3.4 

1,82 

Libanon 

38,5 

64,1 

21,1 

17,5 

62,2 

99,9 

36,20 

Oman 

29,4 

15,2 

1,9 

2,3 

84,0 

16,0 

12,03 

Saudi-Arabien 

19,7 

10,8 

11,6 

11,6 

31,3 

22,4 

1,65 

Syrien 

41,4 

88,7 

55,2 

19,8 

728,4 

696,5 

63,49 

Vereinigte 








Arabische Emirate .... 

32,7 

113,4 

1,5 

1.5 

34,2 

114,8 

79,17 

nicht aufteilbar 

7.1 

35,2 

28,8 

12,9 

36,0 

48,2 

— 

Süd’Asien 

3 278,3 

3 143,4 

2 539,5 

2 573,4 

6 020,7 

5 679,4 

5,28 

Afghanistan 

-1,7 

37,7 

7,3 

8,8 

2.3 

45,2 

3,07 

Bangladesch 

760,9 

926,5 

613,5 

684,5 

1 455,7 

1 636,8 

15,96 

Bhutan 

13,9 

11,5 

17,8 

23,5 

40,0 

42,0 

29,58 

Birma 








jetzt Myanmar 

307,7 

240,7 

108,0 

123,9 

415,7 

364,6 

9,32 

Indien 

1 014,9 

956,8 

1 087,4 

914,3 

2 123,6 

1 852,2 

2,37 

Malediven 

11,4 

12,3 

5,1 

8,7 

16,3 

19,1 

100,53 

Nepal 

170,2 

189,2 

126,7 

151,8 

300,9 

344,6 

19,37 

Pakistan 

610,4 

440,5 

413,2 

471,9 

967,3 

857,9 

8,39 

Sri Lanka 

388,2 

326,1 

160,6 

173,4 

570,3 

502,1 

30,69 

nicht aufteilbar 

2,4 

2,2 

— 

12,7 

128,6 

14,8 

— 

Ferner Osten 

2 885,1 

3 661,0 

826,7 

971,3 

3 768,3 

4 644,6 

2,99 

Brunei 

2,5 

3,2 

0,1 

0,1 

2,5 

3,3 

14,35 

China (VR) 

660,7 

860,0 

450,5 

588,3 

1 133,9 

1 448,8 

1,33 

Hongkong, brit 

14.1 

15,0 

4.4 

4,4 

18,5 

19,4 

3,46 

Indonesien 

604,9 

1 121,8 

85,6 

112,2 

710,9 

1 245,2 

7,29 

Kamputschea 

5.7 

8,9 

7,5 

5,4 

12,3 

14,3 

1,86 

Korea (DVR) 

1,1 

10,2 

4,4 

6,7 

5,6 

16,9 

0,79 

Korea (Repubhk) 

-23,5 

0,9 

4,4 

3,9 

-17,3 

10,5 

0,25 

Laos 

19,2 

30,4 

29,0 

28,5 

48,2 

58,9 

15,58 

Macau, port 

0,1 

0,1 

0,3 

0,0 

0,4 

0,1 

0,23 

Malaysia 

174,5 

352,1 

8,8 

11,1 

192,0 

363,3 

21,94 

Mongolei 

0,6 1 

0,6 

3,9 

2,4 

4,6 

3,0 

1,48 

Philippinen 

886,8 ' 

705,8 

69,3 

69,4 

955,8 

774,8 

13,51 

Singapur 

27,4 , 

22,2 

1,9 

14 

29,4 

23,3 

8,93 

Taiwan 

-0,5 

0,6 

-0,5 

-0,5 

-10,1 

0,1 

0,01 

Thailand 

390,8 

435,8 

97,1 

75,1 

496,0 

506,4 

9,45 

Vietnam 

90,0 

65,8 

52,5 

50,9 

146,5 

116,2 

1,85 

nicht aufteilbar 

30,8 

27,6 

7,6 

12,4 

38,4 

40,0 

— 

Asien nicht aufteilbar . 

80,8 

62,3 

96,4 

132,4 

1 699,4 

1358,9 

— 

Ozeanien 

1 098,7 

1 250,7 

57,5 

158,7 

1 159,0 

1412,5 

249,56 

Cook-Inseln, neuseel. . 

25,5 

9,7 

0,9 

1,4 

26,4 

11,0 

550,00 

Fidschi 

32,4 

32,1 

10,1 

3,7 

42,5 

35,7 

50,28 

Kiribati 

11,9 

14,6 

1,5 

3,8 

13,4 

18,4 

262,86 

Nauru 

0,0 

0,1 

— 

— 

0,0 

0,1 

12,50 

Neukaledonien, franz. . 

205,5 

281,7 

1,1 

0,9 

206,6 

282,6 

1 884,00 

Niue, neuseel 

3,9 

6,6 

0,3 

0,1 

4,2 

6,7 

2 233,33 

Papua-Neuguinea .... 

242,9 

254,6 

20,8 

68,1 

263,4 

322,4 

92,64 

Pazifische Inseln, US . . 

230,8 

184,4 

1,4 

1.5 

232,2 

185,8 

1 161,25 
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noch Tabelle 13 


Erdteü/Land 

DAC- 

Lander 

multilaterale 

Stellen 

aus edlen Quellen 

absolut 

pro Kopf 









1986 

1987 

1986 

1987 

1986 

1987 


Mio. US-$ 

US-$ 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

Polynesien, franz 

247,2 

293,4 

0,4 

1,1 

247,6 

294,5 

1 732,35 

Salomonen 

19,4 

22,1 

8,4 

33,7 

30,1 

57,0 

196,55 

Samoa 

18,1 

21,8 

4,5 

11,9 

23,3 

35,8 

223,75 

Tokelau-Inseln, 








neuseel 

1.8 

1,6 

0,2 

0,2 

2,0 

1.8 

900,00 

Tonga 

11,6 

15,2 

3,5 

6,2 

15,1 

21,4 

194,55 

Tuvalu 

3,8 

24,9 

0,6 

0,8 

4,4 

25,7 

3 212,50 

Vanuatu 

20,8 

32,5 

3,6 

18,5 

24,4 

51,0 

364,29 

WaUis und Futuna, 








franz 

0,0 

0,9 

0,1 

0,3 

0,1 

1,2 

80,00 

Ozeanien 








nicht aufteilbar 

23,3 

54,7 

0,1 

6,6 

23,4 

61,3 

— 

Zusammenfassung 








Europa 

430,9 

518,2 

135,9 

77,5 

597,1 

611,6 

6,36 

Afrika 

9 769,5 

11 182,8 

4 020,0 

4 469,6 

14 447,9 

16 196,6 

28,86 

Amerika 

3 484,3 

4 117,9 

903,6 

847,5 

4 394,7 

4 970,5 

11,87 

Asien 

8 617,1 

8 910,8 

3 736,1 

3 905,7 

15 467,4 

15 123,7 

5,50 

Ozeanien 

1 098,7 

1 250,7 

57,5 

158,7 

1 159,0 

1412,5 

249,56 

nicht aufteilbar 

1 599,0 

1 161,2 

618,4 

684,2 

2 280,5 

1 896,1 

— 

Insgesamt 

24 999,5 

27 141,6 

9 471,5 

10 143,2 

38 346,5 

40 210,9 

10,49 


Quellen: 1. Spalten 2 bis 7: OECD/DAC, Geographical Distribution of Financial Hows to Developing Countries 1988. 
2. Spalte 8: Bevölkerung; a) UN, Monthly Bulletin of Statistics Oktober 1988. 

b) Statistisches Bundesamt, Statistisches Jahrbuch 1988. 

Abweichungen in den Summen ergeben sich durch Rmden der Zahlen. 
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Tabelle 14 


Bilaterale öffentliche Entwicklungszusammenarbeit (ODA) nach Förderbereichen 

1987 und 1988 

— Zusagen 1) — 


Förderbereich 

1987 

1988 

Mio. DM 

% 

Mio. DM 

% 

1. Wirtschaftsplanung und öffentliche Verwaltung 

367,0 

5,5 

384,7 

5,3 

2. Entwicklimg von öffentlichen Versorgungsbetrieben . . 

2 425,5 

36,0 

2 548,4 

34,9 

3, Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 

752,5 

n,2 

800,4 

10,9 

4. Industrie, Bergbau und Bauwirtschaft 

656,4 

9,8 

924,4 

12,6 

5. Handel, Banken, Tourismus und sonstige Dienstlei- 
stungen 

294,5 

4.4 

367,3 

5,0 

6, Bildung, Ausbüdimg, Wissenschaft 

1 534,5 

22,8 

1 434,4 

19,6 

7. Gesundheitswesen 

183,4 

2,7 

188,6 

2,6 

8, Soziede Infrastruktur xmd Sozialfürsorge 

183,6 

2,7 

264,4 

3,6 

9. Mehrzweckprojekte 

159,2 

2,4 

304,9 

4,2 

10. Sonstige Hilfsmaßnahmen (nicht näher bestimmbar) . . 

171,1 

2,5 

95,2 

1,3 

Aufteilbare Zusagen insgesamt 

6 727,7 

100,0 

7 312,7 

100,0 

Nicht aufteilbare Zusagen 2) 

948,8 


1 121,3 


Zusagen (ohne Umschuldungen) insgesamt 

7 676,5 


8 434,0 


Umschuldungen (einschheßlich Schuldenerlaß an 
LDC) 

61,7 


79,2 


Bilaterale ODA insgesamt 

7 738,2 


8 513,2 



Die Übersicht enthält die Zahlenangaben über die Zusagen, \vie sie jeweils dem DAG (Entwicklungshilfe- Ausschuß der OECD) 
gemeldet werden. Als Zusagen sind z. B. bei den Krediten die abgeschlossenen Darlehensverträge und bei den Zuschüssen aus 
Finanzieller Zusammenarbeit die abgeschlossenen Finanzierungsyerträge erfaßt. 

2) Darunter: 

Allgemeine Warenhüfe 361,9 453,4 

Nahrungsmittelhilfe 228,1 250,9 

Verwaltungskosten 118,0 115,6 

Quelle: BMZ 
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Tabelle 15 


Multilaterale öffentliche Entwicklungszusammenarbeit (ODA) der Bundesrepublik Deutschland 

1986 bis 1988 

— Nettoauszahlungen in Mio. DM — 


Leistungsart 

1986 

1987 

1988 

1. Zuschüsse an internationale Organisationen 


1 369,8 

1 771,1 

a) VN-Stellen und -Fonds i) 

381,3 

375,4 

406,3 

— Entwicklungsprogramm der VN (UNDP) ........ 

mmm 

127,0 

137,0 

Bevölkerungsfonds der VN (UNFPA) 

mmm 

45,5 

45,5 

- Weltkinderhilfswerk der VN (UNICEF) 

15,5 

14,6 

15,5 

— Hilfsprogramm der FN für die arabischen Rücht- 




linge aus Palästina (UNRWA) 

10,0 

9,4 

9,5 

— Hoher Flüchtlingskommissar der VN (UNHCR) . 

7,0 

7,5 

7,5 

— Weltemährungsprogramm (WFP) 

34,5 

34,5 

39,4 

— Emährungs- und Landwirtscheiftsorganisation der 




VN (FAO) 

14,2 

9,2 

12,9 

— Weltgesundheitsorganisation (WHO) 

37,3 

29,0 

32,3 

— Organisation der VN für Erziehimg, Wissenschaft 




und Kultur (UNESCO) 

2,8 

3,0 

3,7 

— Internationale Atomenergie-Organisation (lAEO) . 

5,9 

5,1 

5,3 

— Umweltprogramm der VN (UNEP) 

5,0 

4,8 

4,8 

“ Organisation der VN für industrielle Entwicklung 




(UNIDO) 

20,3 

17,2 

19,6 

— andere VN-Organisationen 

28,1 

24,7 

24,3 

— zweckgebundene Beiträge an verschiedene Organi- 




sationen 

38,7 

43,9 

49,0 

b) EG 

1 023,3 

909,7 

1 322,3 

— Europäischer Entwicklungsfonds 

412,1 

435,0 

578,4 

— Nahnmgsmittelhilfe im Rahmen der EG 

233,4 

165,7 

333,6 

— Sonstige Leistungen im Rahmen der EG . 

377,3 

308,6 

410,0 

— Zinssubventionen der EIB 

0,5 

0,4 

0,3 

c) Sonstige Einrichtungen i) 

66,4 

84,8 

42,5 

“ Internationale Agrarforschung 

27,0 

31,0 

31,5 

— Internationaler Fonds für landwirtschaftliche Ent- 




wicklimg (IFAD) 

28,7 

43,0 

— 

■“ Sonstige 

10,7 

10,8 

11,0 

2. Kapitalanteile/Subskriptionen 

1 123,9 

983,6 

985,9 

a) Weltbankgruppe 1) 

914,3 

714,8 

922,3 

- Weltbank (IBRD) 

145,3 

— 

— 

— Internationale Entwicklungsorganisation (IDA) . . . 

750,1 

700,3 

889,7 

— Internationale Finanzkorporation (IFC) 

18,9 

14,5 

13,3 

— Multilaterale Investitions-Garantie Agentur 




(MIGA) 

— 

— 

19,3 

b) Regionale Entwicklxmgsbanken 

209,6 

168,8 

63,6 

Asiatische Entwicklungsbank (Grundkapital und 




Sonderfonds) 

84,3 

109,5 

61,0 

— Afrikanische Entwicklimgsbank (Sonderfonds) . . . 

99,4 

151,9 

— 

— Interamerikanische Entwicklimgsbank (Gnmdkapi- 




tal imd Sonderfonds) 

25,9 

7,4 

2,6 

3. Kredite 

-13,6 

-15,1 

-15,9 

Multilaterale öffentliche Entwicklungszusammenarbeit insge- 




samt 

2 581,3 

2 338,3 

2 741,1 


1) Englische Abkürzungen in Klammem. 
Quelle: BMZ. 
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Nahrungsmittelhilfe der Bundesrepublik Deutschland 
1986 bis 1988 

— Nettoauszahiungen in Mio. DM — 


Tabelle 16 


Leistungsart 

1986 

1987 

1988 

Gesamte Nahrungsmittelhilfe (1.2) 

493,5 

410,6 

572,0 

1. Bilateral 




— Förderung von Emährungssicherungsprogrammen der Entwick- 
limgsländer 

99,6 

110,3 

88,0 

— Förderung von Emähnmgssichenmgsprogrammen der Entwick- 
limgsländer im Rahmen des Internationalen Nahrungsmittelhilfe- 
Übereinkommens (FAC) 1) 

126,0 

100,1 

111,0 

2. Multilateral 




— Beteiligung an der Nahrungsmittelhilfe der EG 

233,4 



— Beteiligung am Weltemähnmgsprogramm (WEP) 

34,5 



Anteü der Nahrungsmittelhilfe an der öffentlichen Entwicklimgszusam- 
menarbeit in % 

5,9 

5,2 

6,9 


1) Einschließlich Sonderleistungen an WEP und andere VN-Organisationen. 
Quelle: BMZ. 
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Tabelle 17 

Öffentliche humanitäre Hilfe der Bundesrepublik Deutschland für Entwicklungsländer und -gebiete 

1984-1988 

- 1 000 DM- 


Erdteil/Land/Gebiet 

1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

Europa 

100 

4 

360 

121 

2 005 

Gibraltar, brit 






Griechenland 



336 

121 

5 

Jugoslawien 


4 




Malta 

100 


24 



Portugal 






Türkei 





2 000 

Zypern 






nicht aufteilbar 






Afrika 

29 452 

23 415 

19 962 

19 886 

21 185 

Nördlich der Sahara 

750 

150 


111 

14 

Ägypten 






Algerien 

300 

150 


111 


Libyen 






Marokko 

450 




14 

Tunesien 






nicht aufteilbar 






Südlich der Sahara 

28 702 

23 265 

19 962 

19 775 

21 171 

Äquatorialguinea 






Äthiopien 

10 050 

8 387 

5 691 

5 060 

8 895 

Angola 

2 117 

2 258 

2 626 

3 140 

2 266 

Benin 

187 

25 


43 

50 

Botswana 


100 

250 

100 


Burkina Faso 

23 

22 

29 

31 


Burundi 

83 

56 



6 

Cote d'Ivoire Dschibuti 

1400 

35 




Gabun 





39 

Gambia 






Ghana 






Guinea 

271 





Guinea-Bissau 






Kamerun 


100 

154 



Kap Verde 



160 



Kenia 

50 





Komoren 



20 



Kongo 



45 



Lesotho 


10 

20 

27 


Liberia 




5 


Madagaskar 

61 


57 

1 

2 

Malawi 



463 

348 

1 170 

Mäh 

330 

20 

50 

250 


Mauretanien 

473 

166 


111 


Mauritius 

10 
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Erdteü/Land/Gebiet 

1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

Mayotte, frz 

Mosambik 

1 388 

335 

217 

3 227 

2 857 

Namibia 

Niger 

Nigeria 

Reimion, frz 

449 

135 

94 

23 


Ruanda 

321 




80 

Sambia 

3 186 

300 

765 

500 

400 

Sao Tome und Principe 

Senegal 

Seschellen 

68 


3 



Sierra Leone 



45 

5 


Simbabwe 

406 

25 


434 

339 

Somaha 

1419 

1 048 

1015 

1 529 

707 

St. Helena und abh. Geb., brit. ...... 

Sudan 

1 896 

7 527 

5 081 

2 863 

3 217 

Swasiland 

67 

100 

Tansania 

Togo 

1489 

3 

3 

96 

100 

Tschad 

1260 

1 144 

1 110 

893 

171 

Uganda 

1 548 

357 

1 246 

336 

572 

Zaire 


487 

300 

200 

200 

Zentralafrikanische Republik ........ 

100 

425 




nicht aufteilbar 

50 

300 

518 

553 


Afrika 

nicht aufteilbar 

— 

— 

— 

— 

— 

Amerika 

3 896 

4 439 

5 455 

7 296 

6 022 

Nord- und Mittelamerika 

2 920 

3 464 

4 985 

6 378 

5 747 

Anguilla, brit 

Antigua imd Barbuda 

Bahamas 

Barbados 

Belize 

Bermuda, brit 

Costa Rica 

Dominica 

90 

300 

550 

850 

1 050 

Dominikanische Republik 



6 



El Salvador 

1 680 

981 

2 010 

2 643 

1 171 

Grenada 

Guadeloupe, frz 

Guatemala 




118 

227 

Haiti 


3 

118 

140 

227 

Honduras 

400 

600 

950 

800 

1 100 

Jamaica 

Jungfem-Inseln, brit 

Kaiman-Inseln, brit 

Kuba 


i 

50 


238 
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noch Tabelle 17 


Erdteil/Land/Gebiet 

1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

Martinique, frz 

Mexiko 

300 

1 280 

786 

667 

500 

Monteserrat, brit 

Nicaragua 

Niederländische Antillen 

450 

300 

515 

1 160 

1 262 

Panama 





139 

St. Christoph und Nevis 

St. Lucia 

St. Pierre und Miquelon, frz 

St. Vincent und die Grenadinen 

Trinidad imd Tobago 

Turks- und Caicos-Inseln, brit 

Westindien 

nicht aufteübar 

nicht aufteilbar 





25 

Südamerika 

976 

975 

470 

918 

275 

Argentinien 

101 

146 




Bolivien 

210 


240 

20 


Brasilien 

575 

90 



217 

Chile 

90 

100 


300 

3 

Ecuador 

Falkland-Inseln, brit 

Guayana, frz 

Guyana 

Kolumbien 


564 


564 

21 

Paraguay 





20 

Peru 

Suriname 

Uruguay 

Venezuela 

nicht aufteilbar 


75 

230 

34 

14 

Amerika 






nicht aufteilbar 






Asien 

18 863 

21 612 

21 729 

22 627 

33 362 

Mittel-Ost 

3 787 

3 027 

3 437 

5 301 

5 923 

Bahrain 

Irak 

63 

133 

400 

800 

100 

Iran 

1400 

1400 

1 500 

1 900 

1 233 

Israel 

Jemen, AR 

Jemen, DVR 

Jordanien 

Katar 

Kuwait 



9 



Libanon 

Oman 

Saudi-Arabien 1 

1 

2 307 

1 494 

1 528 

2 601 

1 531 
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noch Tabelle 17 


Erdteil/Land/Gebiet 

1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

Syrien 

17 





Ver. Arab. Emirate 






nicht aufteilbar 





3 059 

Süd’Asien 

8 135 

9 729 

11 778 

10 739 

21 847 

Afghanistan 


1 082 

605 

672 

12 202 

Bangladesch 

70 

253 


181 

255 

Bhutan 






Birma 

48 


31 


140 

Indien 

173 

242 

242 

25 

29 

Malediven 




44 


Nepal 

50 



47 

60 

Pakistan 

7 794 

8 102 

10 870 

9 493 

7 756 

Sri Lanka 


50 

30 

277 

600 

nicht aufteilbar 





805 

Ferner Osten 

6 941 

8 856 

6 514 

6 587 

5 592 

Bnmei 






China, VR 




483 


Hongkong, brit 






Indonesien 


45 

100 

200 


Kamputschea 





300 

Korea, DVR 






Korea, Republik 




6 


Laos 


177 


46 


Macau, port 






Malaysia 

25 

250 

200 

200 


Philippinen 

300 

200 

700 

2 008 

1 604 

Singapur 






Taiwan 






Thailand 

5 666 

6 306 

4 004 

3 065 

3 212 

Timor, port 






Vietnam 

950 

1 878 

1 510 

579 

476 

nicht aufteilbar 






Asien 






nicht aufteilbar 






Ozeanien 

400 

383 

258 

132 


Cook-Inseln, neuseel 




54 


Fidschi 


83 




Kiribati 






Nauru 






Neukaledonien, frz 






Niue, neuseel 






Ozeanien, austral 






Ozeanien, brit 






Ozeanien, frz 






Ozeanien, neuseel 






Ozeanien, US 






Papua-Neuguinea 

400 

300 

200 
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Erdteil/Land/Gebiet 

1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

Pazifische Inseln, US 

Polynesien, frz 

Salomonen 

Samoa 

Tokelau-Inseln, neuseel 

Tonga 

Tuvalu 

Vanuatu 

Wallis und Futuna, frz 

nicht aufteilbar 



58 

78 


Zusammenfassuiig 






Europa 

100 

4 

360 

121 

2 005 

Afrika 

29 452 

23 415 

19 962 

19 886 

21 185 

Amerika 

3 896 

4 439 

5 455 

7 296 

6 022 

Asien 

18 863 

21612 

21 739 

22 627 

33 362 

Ozeanien 

400 

383 

258 

132 

— 

Nicht aufteilbar 

2 988 

3 132 

948 

586 

408 

Insgesamt 

55 699 

52 985 

48 712 

50 646 

62 982 


Abweichungen in den Summen ergeben sich durch Runden der Zahlen. 
Quelle; Auswärtiges Amt 
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Tabelle 18 

Zusagen der Deutschen Finanzienmgsgesellschaft für Beteiligungen in Entwicklungsländern GmbH 

1962 bis 1988 


Branche 

Anzahl der 
Projekt- 
gesell- 
schaften 

Investitionssumme (Millionen DM) 

DEG 

deutsche 
und andere 
Partner aus 
Industrie- 
nationen 

Partner aus 
Entwick- 
lungs- 
ländern 

Gesamt 1) 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

Leder, Textil, Bekleidung 

62 



267 

1 234 

Maschinen-, Fahrzeugbau 

61 



323 

2 273 

Entwicklungsinstitutionen 

71 


140 

220 

845 

Elektrotechnik, Feinmechanik, EBM-Waren . . . 

43 


98 

129 

502 

Tourismus 

23 


194 

216 

1 022 

Chemische Industrie 

28 

104 

205 

279 

1 302 

Nahrungs-, Genußmittel 

37 

102 

306 

336 

1 055 

Metallerzeugung, -verarbeitimg 

14 

123 

137 

674 

2 389 

Steine vmd Erden, Feinkeramik, Glas 

25 

61 

176 

126 

629 

Holz, Papier, Druck 

26 

107 

259 

153 

759 

Kimststoff, Gummi 

16 

34 

43 

37 

181 

Landwirtschaft 

36 

111 

129 

96 

793 

Handel, sonstige Dienstleistungen 

15 

31 

49 

26 

156 

Verkehr . 

11 

29 

27 

31 

242 

Bergbau 

4 

89 

320 

104 

3 620 

Gesamt 

472 

1 877 

2 759 

3 017 

17 002 


1) In der Gescuntsumme sind auch die fremdfinanzierten Investitionen enthalten. 
Quelle: DEG. 
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Tabelle 19 


Bilaterale private Leistungen zu marktüblichen Bedingungen der Bundesrepublik Deutschland 

1960 bis 1988 

— Netto in Mio. DM — 


Jahr 

Direktinvestitionen 

Wertpapier- 

investitionen 

Export- 

Kredite 

Sonstige 
Kredite und 
Kapital- 
anlagen 

Gesamt- 

leistung 

Neu- 

investitionen 

reinvestierte 

Gewinne 

Summe 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

1960 

154,3 

168,0 

322,3 

7.0 

671,0 

145,5 

1 145,8 

1961 

173,1 

160,0 

333,1 

26,6 

328,4 

238,5 

926,6 

1962 

307,0 

176,0 

483,0 

9,2 

160,7 

- 79,2 

573,7 

1963 

84,1 

170,0 

254,1 

11,4 

287,0 

145,7 

698,2 

1964 

155,0 

205,0 

360,0 

21,2 

487,1 

37,2 

905,5 

1965 

238,8 

220,0 

458,8 

16,9 

233,2 

44,0 

752,9 

1966 

356,0 

248,0 

604,0 

27,0 

410,0 

193,5 

1 234,5 

1967 

412,0 

284,0 

696,0 

142,4 

1 452,5 

124,4 

2 415,3 

1968 

435,9 

332,0 

767,9 

581,2 

1 020,6 

726,0 

3 095,7 

1969 

520,7 

395,0 

915,7 

468,3 

958,3 

2 124,6 

4 466,9 

1970 

671,9 

490,0 

1 161,9 

13,8 

685,4 

390,3 

2 251,4 

1971 

700,1 

550,0 

1 250,1 

- 88,3 

1 439,1 

165,6 

2 766,5 

1972 

1 327,5 

610,0 

1 937,5 

- 205,6 

- 198,6 

- 62,5 

1 470,8 

1973 

1 449,9 

650,0 

2 099,9 

- 15,6 

- 832,8 

- 725,6 

525,9 

1974 

1 116,2 

700,0 

1 816,2 

3,2 

1 336,8 

724,7 

3 880,9 

1975 

1 309,6 

700,0 

2 009,6 

16,6 

2 476,8 

2 161,1 

6 664,1 

1976 

1 226,6 

700,0 

1 926,6 

369,3 

2 136,2 

2 494,9 

6 927,0 

1977 

1 364,2 

600,0 

1 964,2 

1 233,5 

401,7 

3 784,0 

7 383,4 

1978 

1 508,7 

550,0 

2 058,7 

804,0 

1 608,9 

3 344,4 

7 816,0 

1979 1 

948,9 

550,0 

1 498,9 

236,8 

1 644,9 

1 219,1 

4 599,7 

1980 

2 566,9 

300,0 

2 866,9 

681,6 

2 522,3 

2 391,1 

8 461,9 

1981 

2 806,3 

250,0 

3 056,3 

351,5 

2 105,5 

2 445,0 

7 958,3 

1982 

2 340,8 

70,0 

2 410,8 

428,4 

428,3 

2 806,4 

6 073,9 

1983 

2 124,1 

30,0 

2 154,1 

263,7 

- 84,0 

3 910,6 

6 244,4 

1984 

1 938,7 

70,0 

2 008,7 

- 341,3 

1 354,6 

2 699,6 

5 721,6 

1985 

- 571,8 

150,0 

- 421,8 

618,4 1 

690,2 

2 307,4 

3 194,2 

1986 

1 393,5 

- 502,0 

891,5 

623,6 

1 143,8 

1481,5 

4 140,4 

1987 

805,7 

382,0 

1 187,7 

1 232,2 

576,0 

525,6 

3 521,5 

1988 

1 924,0 

247,0 

2 171,0 

3 691,7 

964,5 

1 333,1 

8 160,3 


Quelle: BMZ. 
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Tabelle 20 


Anteil der öffentlichen Entwicklungshilfe (der DAC-Länder und anderer Geber) 
am Bruttosozialprodukt 1970—1988 

— Nettoauszahlungen in % — 



1970') 

1975') 

1980 

1985 

1986 

1987 

19882) 

DAC-Länder insgesamt 

0,34 

0,36 

0,37 

0,35 

0,35 

0,34 

0,36 

davon: 

Australien 

.0,62 

0,65 

0,48 

0,48 

0,47 

0,34 

■ 

Österreich 

0,07 

0,21 

0,23 

0,38 

0,21 

0,17 


Belgien 

0,46 

0,59 

0,50 

0,55 

0,48 

0,48 

■H 

Kanada 

0,41 

0,54 

0,43 

0,49 

0,48 

0,47 

0,50 

Dänemark 

0,38 

0,58 

0,74 

0,80 

0,89 

0,88 

0,89 

Finnland 

0,06 

0,18 

0,22 

0,40 

0,45 

0,49 

0,59 

Frankreich (einschließhch Über- 
see-Departements und -Gebiete) 

0,66 

0,62 

0,63 

0.78 

0,70 

0,74 

0,73 

Frankreich (ohne Übersee- 
Departements und -Gebiete) , . . 

0,42 

0,38 

0,38 

0,54 

0,48 

0,51 

0,50 

Bundesrepublik Deutschland . . . 

0,33 

0,40 

0,44 

0,47 

0,43 

0,39 

0,39 

Irland 

— 


0,16 

0,24 

0,28 

0,19 

0,20 

Italien 

0,16 

0,11 

0,17 

0,36 

0,40 

0,35 

0,37 

Japan 

0.23 

0,23 

0,32 

0,29 

0,29 

0,31 

0,32 

Niederlande 

0,61 

0,75 

0,97 

0,91 

1,01 

0,98 

0,98 

Neuseeland 

0,23 

0,52 

0,33 

0,25 

0,30 

0,26 

0,27 

Norwegen 

0,32 

0,66 

0,87 

1,01 

1,17 

1,09 

1,12 

Schweden 

0,38 

0,82 

0,78 

0,86 

0,85 

0,88 

0,87 

Schweiz 

0,15 

0,19 

0,24 

0,31 

0,30 

0,31 

0,32 

Großbritannien 

0,39 

0,39 

0,35 

0,33 

0,31 

0,28 

0,32 

Vereinigte Staaten 

0,32 

0,27 

0,27 

0,24 

0,23 

0,20 

0,20 

Arabische Länder insgesamt . . . 

2,19 

5,49 

3,26 

1,27 

1,72 

1,162) 


darunter: 

Algerien 

0,02 

0,22 

0,20 

0,09 

0,18 

0,03 


Irak . 

— 

2,01 

2,36 

(-0.05) 

(-0,03) 

(-0,04) 


Kuwait 

6,19 

6,91 

3,52 

3,17 

2,91 

1,23 


Libyen 

1,89 

2.43 

1,16 

0,25 

0,33 

0,16 


Katar 

— 

14,17 

4.16 

0,15 

0,49 

0,09 


Saudi-Arabien 

5,57 

7.60 

4,87 

2,98 

4,67 

(3,42) 


VAE 

— 

10,38 

4,06 

0,45 

0,49 

0,08 


COMECON-Länder insgesamt 3) 

0,16 

0,14 

0,18 

0,24 

0,27 



darunter: 

UdSSR 3) 

0,17 

0,17 

0,18 

0,31 

0,33 



Übriges Osteuropa 3) 

0,14 

0,07 

0,10 

0,11 

— 




1) Zahlen — mit Ausnahme der USA — ohne Verwaltungsausgaben. 

2) Vorläufig. 

3) Geschätzt. 

Quelle: OECD/DAC, Jahresprüfungen; für 1987 und 1988: Working Doctunent 89.1 (Ist Revision) vom 19. 6. 1989 
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Tabelle 21 

Bilaterale und multilaterale 

Vergleich der 
— in 


Auszahlungen 

DAC- 

Länder 

insge- 

samt 

Austra- 

lien 

Öster- 

reich 

Belgien 

Kanada 

Däne- 

mark 

Finn- 

land 

Nettoauszahlungen 

I. Öffentliche Entwicklungshilfe (ODA) 








(A + B) 

48 094 

1 101 

302 

597 

2 342 

922 

608 

BSP-Anteil der ODA in % 

0,36 

0,47 

0,24 

0,40 

0,49 

0,89 

0,59 

A. Bilaterale öffentüche Entwicklungs- 








hilfe(l + 2) 

33 180 

622 

163 

423 

1 579 

478 

380 

1. Zuschüsse und zuschußartige 








Beiträge 

26 035 

622 

90 

371 

1 651 

424 

334 

1.1 Technische Hilfe 

10 222 

203 

68 

176 

403 

95 

25 

1.2 Nahrungsmittelhilfe 

1 827 

33 

2 

5 

231 

— 

1 

1.3 Verwaltungsausgaben 

1 598 

27 

— 

21 

143 

21 

17 

1.4 Sonstige Zuschüsse 

12 389 

360 

20 

169 

874 

308 

291 

2. Entwicklungskredite und 








sonstige Kapitalleistimgen 

7 145 

— 

74 

52 

-72 

54 

45 

2.1 Neue Entwicklungskredite . . 

6 745 

— 

74 

52 

-72 

54 

45 

2.2 Nahnmgsmittelhilfekredite . . 

648 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

2.3 Aktienkapital und sonstige 








bilaterale Vermögensanlagen 

-248 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

B. Beiträge an multilaterale Stellen 








(1+2 + 3) 

14 914 

479 

139 

174 

763 

444 

228 

1. Zuschüsse 

6 668 

129 

21 

162 

364 

329 

144 

1.1 UNO-SteUen 

3 457 

108 

21 

26 

315 

188 

123 

1.2 EG 

2 565 

— 

— 

130 

— 

61 

— 

1.3 Sonstige Zuschüsse 

646 

21 

— 

6 

48 

80 

21 

davon: Nahrungsmittelhilfe 








insgesamt 

1 166 

60 

— 

31 

181 

32 

34 

2. Zahlungen auf Kapital- 







84 

zeichnungen u. ä. an 

8 263 

349 

118 

13 

400 

115 

2.1 Weltbank (einschl. IFC) 

720 

7 

17 

3 

19 

17 

5 

2.2 IDA 

5 290 

175 

73 

— 

189 

60 

37 

2.3 Regionale 







23 

Entwicklungsbanken 

2 134 

161 

26 

10 

192 

0 

2.4 Sonstige 

119 

7 

2 

— 

— 

38 

19 

3. Vergünstigte Kredite 

-16 

0 

— 

- 

— 

— 

- 

Nachrichtlich: 

Kapitalzeichnung auf Kassen- 








basis 

3 179 

77 

" 


349 
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Tabelle 21 

Gesamtleistungen der DAC-Länder 1985 

Leistungen nach Kategorien 
Mio. US-$ - 


Frank- 

reich 

Deutsch- 

land 

Irland 

Italien 

Japan 

Nieder- 

lande 

Neu- 

seeland 

Nor- 

wegen 

Schwe- 

den 

Schweiz 

Groß- 

britan- 

nien 

Ver- 

einigte 

Staa- 

ten 

EG 

6 865 

4 731 

57 

3 183 

9 134 

2 231 

105 

985 

1 529 

617 

2 645 

10 141 

2 909 

0,72 

0,39 

0,20 

0,39 

0,32 

0,98 

0,27 

1,10 

0,87 

0,32 

0,32 

0,21 

— 

5601 

3 172 

22 

2 408 

6 422 

1552 

93 

572 

1 054 

445 

1430 

6 765 

2 587 

4 175 

2 305 

22 

1604 

2 908 

1 393 

93 

570 

1 058 

414 

1 528 

6 472 

2 511 

2 422 

1594 

13 

286 

1 093 

631 

49 

86 

207 

103 

642 

2 127 

— 

49 

113 

— 

188 

91 

40 

— 

0 

29 

23 

31 

990 

388 

189 

66 

3 

82 

266 

72 

5 

35 

51 

13 

82 

505 

104 

1 516 

532 

6 

1 049 

1 458 

650 

39 

449 

771 

274 

773 

2 850 

2 020 

1426 

867 



804 

3 514 

159 



1 

-4 

31 

- 98 

293 

76 

1 309 

806 

— 

633 

3 514 

145 

— 

1 

-4 

31 

-128 

286 

648 

76 

116 

61 

- 

171 

— 

14 

— 

— 

— 

— 

30 

-641 

— 

1 265 

1559 

35 

775 

2 712 

679 

12 

413 

475 

172 

1 215 

3 376 

322 

770 

1 007 

21 

589 

418 

411 

7 

261 

285 

110 

725 

913 

322 

113 

231 

3 

203 

378 

229 

5 

220 

281 

95 

192 

726 

214 

605 

752 

18 

329 

— 

182 

— 

— 

— 

— 

488 

— 

— 

52 

24 

— 

57 

40 

1 

3 

41 

4 

14 

46 

187 

109 

— 

212 

— 

110 

46 

93 

- 

25 

- 

15 

142 

185 

— 

494 

561 

13 

186 

2 294 

268 

4 

152 

194 

62 

489 

2 467 



38 

19 

8 

42 

224 

24 

— 

7 

4 

— 

128 

160 

— 

262 

506 

5 

— 

1 340 

208 

3 

79 

131 

— 

311 

1 910 

— 

194 

36 

— 

141 

704 

26 

1 

51 

59 

62 

50 

397 

— 

— 

-9 

— 

3 

26 

10 


15 

-3 




-4 


— 

474 

— 

334 

— 

183 

— 

— 

— 

— 

448 

1 314 

— 
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noch Tabelle 21 


Auszahlungen 

DAC- 

Länder 

insge- 

samt 


Öster- 

reich 

Belgien 

Kanada 

Däne- 

mark 

Finn- 

land 

II. Sonstige öffentliche Nettoleistungen 








(A + B) 


49 

-23 

— 

— 

— 

20 

A. Sonstige bilaterale öffenthche 








Leistungen (1+2) 


35 

— 

— 

— 

— 

0 

1, Öffenthche Exportkredite (a) . . , . 


35 

— 

- 

— 

— 

0 

2. Aktienkapital und sonstige 








bilaterale Vermögensanlagen . . . 


0 

— 

— 

— 

— 

— 

B. Multilaterale Stehen 


13 

— 

-- 

— 

— 

19 

davon: Weltbank 


13 

— 

— 

— 

— 

— 

Zwischensumme (I + II) : 


■i 






öffenthche Gesamtleistungen 




— 

— 

— 

627 

III. Zuschüsse privater Hilfsorganisationen 


■ 

— 


— 

— 

15 

rv. Private Leistungen zu marktüblichen 








Bedingungen (1—4) 


2 390 

— 

— 

- 

— 

112 

1. Direktinvestitionen 


2 152 

— 

— 

— 

— 

74 

2. Bilaterale Wertpapierinvestitionen 








und sonstige Kredite 


193 

— 

— 

— 

— 

— 

3. Multilaterale Wertpapier- 








investitionen 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

4. Private Exportkredite 


45 

— 

— 

— 

— 

39 

IV. 5. a In IV enthaltener monetärer 








Sektor (b) 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

i) Ansässige Banken (c): 
Änderung der bilateralen 








Forderungen 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

ü) Multilaterale Wertpapier- 








investitionen 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

V. Gesamtleistungen 








(auf Zahlungsbilanz (I— FV) 


3 584 

— 

— 

— 

— 

755 

Gesamtleistungen in % des BSP 


1,52 

— 

— 

— 

— 

0,74 

IV, 5.b Banken und ihre Töchter (d) .... 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Berichtigter Leistungsbetrag, 








konsohdierte Büanzbasis 

(I bis IV.S.a + IV,5,b) 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 
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noch Tabelle 21 


Frank- 

reich 

Deutsch- 

land 

Irland 

Italien 

Japan 

Nieder- 

lande 

Neu- 

seeland 

Nor- 

wegen 

Schwe- 

den 

Schweiz 

Groß- 

britan- 

nien 

Ver- 

einigte 

Staa- 

ten 

EG 

1028 

1 028 

571 

457 

1294 

1 293 

29 

1 265 

1 


473 

472 

185 

287 

1 

-639 

-428 

-1 838 

1410 

-211 

4 

4 

4 

2 

1 

1 

1 

-12 

1 

1 

-12 

-12 

31 

31 

31 

-7 

-7 

-7 

323 

323 

196 

127 

1 906 

1 906 

-865 

2 771 

56 

56 

56 

7 893 

6 025 



8 494 

2 235 

107 

973 

1 560 

610 

2 968 

12 047 

2 965 

— 

695 

23 



180 

8 

56 

— 

89 

239 

2 255 

— 

-783 

5 091 


1400 

12 822 

260 

30 

-123 

686 

1 283 

-255 

3 203 


663 

1 235 

— 

1 053 

8 190 

472 

29 

28 

145 

2 078 

2 494 

4 205 

— 

-481 

2 858 

— 

0 

2 830 

573 

— 

— 

— 

-77 

-1 425 

-1 619 

— 

687 

450 

— 

— 

1583 

-222 

— 

— 


-128 


-1009 

— 

-1652 

548 

— 

347 

219 

--563 

1 

-151 

541 

-591 

-1324 

1 626 

— 

— 

682 

— 

— 


-479 

— 

— 

— 

-657 

— 

-5 948 

— 

45 

848 

— 

— 

-1 583 

-280 

— 

— 

— 

-657 

— 

-5 948 

— 

-45 

-165 

— 

— 

1 583 

-200 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


11 811 

261 

5 075 

21424 

2 675 

145 

906 


1981 

2 952 

17 505 


— 

0,98 

0,92 

0,62 

0,75 

1,18 

0,38 

1,03 


0,51 

0,36 

0,36 

— 

— 

1 884 

— 

— 

— 







-8 376 

— 

— 

13 013 

— 

— 

— 







15 077 

— 
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Auszahlungen 

DAC- 

Länder 

insge- 

samt 

Austra- 

lien 

Öster- 

reich 

Belgien 

Kanada 

Däne- 

mark 

Finn- 

land 

Zum Vergleich: 

Bruttoauszahlungen 

Gesamtbetrag der öffentlichen Leistungen . 

67 236 

1389 


618 

2 432 

939 

630 

Öffentliche Entwicklungshilfe . 

51 203 

1 102 

— 

618 

2 432 

939 

610 

Sonstige öffentiiche Leistimgen 

16 033 

288 

— 

— 

— 

— 

20 

Neue Entwicklungskredite 

9 213 

— 

— 

71 

18 

71 

48 

Umschuldung, insgesamt 

7 360 

— 

— 

— 

55 

9 

43 

Zuschüsse an ODA (Schuldenerlasse) . . . 

271 

— . 

— 

— 

55 

9 

43 

ODA-Kredite tmd -Darlehen 

445 

— 

— 

— 

— 


— 

Sonstige öffentiiche Leistungen 

6 644 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Nahnmgsmittelhilfe, insgesamt 

3 567 

93 

— 

37 

413 

— 

36 

Öffentliche Exportkredite 

4 150 

70 

— 

— 

— 

— 

0 

Private Exportkredite 

16 147 

482 

— 

— 

— 

— 

78 

Zusagen 








Öffentliche Entwicklungshilfe, insgesamt(e) 


1 232 

— 

719 

3 033 

1 054 

625 

Büaterale Leistungen 


927 

— 

430 

1 911 

642 

399 

davon: Zuschüsse 


927 

— 

347 

1 786 

617 

345 

Multilaterale Leistungen 


305 

— 

289 

1 122 

413 

226 

Sonstige öffentliche Leistungen 

> 

277 

— 

312 

— 

— 

0 

Nachrichtlich 








1 . Gesamte Nettoleistimgen an multilaterale 








SteUen (I.B. + II.B. + IV.3) 

16 087 

492 

139 

174 

763 

444 

24? 

2. Öffentiiche Zuschüsse zu privaten Export- 
krediten (enthalten in Zeüe n.A.l) 

-1 510 



_ 

_ 

_ 

_ 

_ 

3 . Öffentliche Zuschüsse zu privaten Investi- 
tionen (enthalten in Zeüe ILA.2) ....... 

-279 









— 


4. Empfangene Zinszahlungen auf ODA . . 

1 637 

— 

— 

4 

2 

— 

— 

5. Empfangene Zinszahlungen auf sonstige 
öffentiiche Leistungen 

1 521 

30 

— 

— 

— 

— 

— 


a) Einschließlich Zuschüsse zu privaten Exportkrediten. 

b) Ein Teil der in dem Gesamtbetrag für ein Land enthaltenen Bankkredite stammt u. U. nicht aus der Wirtschaft dieses Landes. 
Dieser Teil kann nicht immer genau ermittelt werden, wenn auch darauf hinzuweisen ist, deiß er aus der Auslandskreditauf- 
nahme der Banken herkommen kann (vgl. IV.5.a.i). Bei der Interpretation des Verhältnisses zwischen der für ein gegebenes 
Land ausgewiesenen Summe oder Zwischensumme, die Kapitalströme des Bankensektors einschließt, imd dem BSP dieses 
Landes ist daher Vorsicht geboten. 

c) Einschließlich der in dem Berichtsland ansässigen Tochtergesellschaften von Banken mit Sitz in einem anderen Land. 

d) Einschließhch der ausländischen Tochtergesellschaften von Banken mit Sitz in dem Berichtsland. 

e) Einschließhch Umschuldung. 

Quelle: OECD/DAC, Jahresprüfung 1989. 
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noch Tabelle 21 


Frank- 

reich 

Deutsch- 

land 

Irland 

Italien 

Japan 

Nieder- 

lande 

Neu- 

seeland 

Nor- 

wegen 

Schwe- 

den 

Schweiz 

Groß- 

britan- 

nien 

Ver- 

einigte 

Staa- 

ten 

EG 

8 670 

9 333 

238 

3 897 

15 323 

2 393 

107 

1 025 

1 568 

621 

3 166 

14 888 

286 

7 081 

5 434 

57 

3 230 

10 350 

2 356 

105 

988 

1 537 

621 

2 795 

10 948 

— 

1590 

3 898 

182 

667 

4 973 

37 

2 

37 

31 

— 


3 940 

286 

1496 

1483 

— 

680 

4 731 

270 

— 

5 

— 

35 

21 

286 

116 

768 

2 758 

— 

497 

90 

27 

— 

— 

— 

— 

51 

3 063 

— 

— 

3 

— 

1 

90 

27 

— 

— 

— 

— 

43 

— 

— 

145 

50 

— 

171 


— 

— 

— 

— 


1 

78 


623 

2 704 

— 

325 

— 

— 

— 

— 

-- 

— 

6 

2 985 


49 

325 

— 

298 

137 

132 

— 

0 

29 

39 

172 

1 823 


967 

751 

— 

311 

1 339 

— 

1 

— 

31 

— 

196 

483 

^^B 

— 

3 345 

— 

1941 

2 165 

514 

1 

21 

997 

442 

1 937 

4 225 

|H 


6 718 

57 

4 586 

13 747 

2 531 

88 


1557 

706 

2 948 

11 176 

4 909 

— 

4 841 

22 

3 040 

12 326 

1809 

78 


1078 

519 

1 691 

7 928 

4 560 

— 

2 742 

22 

2 052 

3 540 

1461 

78 

311 

1078 

519 

1 653 

6 818 

4 347 

— 

1 876 

35 

1546 

1 422 

723 

10 

418 

479 

188 

1 256 

3 247 

350 

— 

2 469 

— 

2 485 

9 160 

26 

2 

— 

31 

— 

422 

3 720 

615 

1952 

2 009 

35 

776 

4 083 

457 

13 

401 

475 

45 

1 215 

2 367 

322 

— 

-26 

— 

-19 

-1 503 


— 

— 

— 

— 

— 

37 

— 

— 

27 

— 

— 

-310 


— 

1 

— 

— 



4 

— 

— 

443 

— 

28 

1096 


— 

— 

— 

— 

63 

756 

— 

— 

274 

— 

— 

— 

15 

— 

5 

— 

1 

75 

1 120 

— 
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Tabelle 22 


Anteil der Gesamtleistungen der DAC-Länder am Bruttosozialprodukt 1970—1988 

— Nettoauszahlimgen in % — 


Land 

1970 

1975 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

Australien 

1,15 

0,75 



0,78 

0,62 

0,88 

0,80 

0,65 

0,49 


Belgien 

1,19 

1,36 

2,42 


0,77 


4,53 

1,63 

-0,70 

-0,22 


Dänemark 

0,54 

0,78 

1.24 

1.71 

1,53 

1,98 

1,19 

0,82 

0,60 

0,87 


Bundesrepubhk Deutschland . 

0,79 

1,19 

1,30 

1,18 

1,06 



0,88 

0,86 

0,74 

0,98 

Finnland 

0,24 

0,32 

0,40 


0,41 



0,52 

0,63 

0,66 

0,74 

Frankreich 

1,24 

1,17 

1,76 

1,99 

2,49 

1,80 

1,82 

1,74 

1,27 

0,99 


Großbritannien 

1,01 

2,83 

2,29 

2,30 

1,29 

1,33 

1,13 

0,54 

1,21 

0,50 

0,36 

Irland 

— 

— 



0,27 

0,20 


0,61 

0,52 

0,29 

0,92 

Italien 

0,73 

0,95 

0,88 


1,23 

ig 

HM 

0,52 

0,43 

0,27 

0,62 

Japan 

0,92 

0,57 

0,66 

1,07 

igi 

H 

HM 

0,87 

0,74 

0,85 

0,75 

Kanada 

0,77 

1,26 

1,30 

2,11 


Mi 

HM 

0,51 

0,44 

0,62 


Neuseeland 

0,38 

0,59 

0,48 




HM 

0,41 

0,43 

0,36 


Niederlande 

1,34 

1,56 

1,40 

1,57 

1,83 

1,65 

1,66 

2,11 

1,63 

1,50 

1,18 

Norwegen 

0,59 

0,98 

1,55 

1,22 

1,52 

1,39 

1,14 

1,05 

1,07 

1,12 

1,03 

Österreich 

0,67 

0,49 

0,33 

0,47 

0,21 



0,24 

0,14 

0,21 


Schweden 

0,74 

1,09 

1,52 

1,27 

1,82 

1,46 

1,37 

1,45 

1,33 

1,13 


Schweiz 

0,67 

1,25 

2,56 

2,31 

3,15 

3,20 

3,51 

2,58 

0,98 

-0,91 

0,51 

Vereinigte Staaten 

0,63 

1,16 




0,69 


0,05 

0,43 

0,29 

0,36 

DAC-Länder insgesamt 

0,78 

1,17 

1,03 





0,53 

0,66 

0,55 



Quelle: OECD/DAC, Jahresprüfung 1989 
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Tabelle 23 

Aufbringung und Verwendung der Mittel des 
Sechsten Europäischen Entwicklungsfonds (EEF) 
1985-1989 

(EWG-AKP-Abkommen von Lome 
vom 8. Dezember 1984 

^ Laufzeit 1. März 1985 bis 28, Februar 1990 — ) 


Land 

Mio. ECU 

% 

Belgien 

296,94 

3,96 

Dänemark 

155,82 

2,08 

Bimdesrepublik 



Deutschland 

1 954,4 

26,06 

Frankreich 

1 768,2 

23,58 

Griechenland 

93,03 

1,24 

Irland 

41,3 

0,55 

Italien . . . 

934,8 

12,58 

Luxembiug 

14 

0,19 

Niederlande 

423,36 

5,64 

Portugal 

66,15 

0,88 

Spanien 

499,8 

6,66 

Vereinigtes 



Königreich 

1 243,2 

16,58 

Insgesamt 

7 500*) 

100 

davon 



Zuschüsse 

4 915 

65,5 

Sonderdarlehen 

625 

8,3 

Haftendes Kapital 

615 

8,2 

Erlösstabilisienmg 



(STABEX) 

930 

12,4 

Investitionen im Bergbau 



— Sonderdcirlehen — 



(SYSMIN) 

415 

5,5 

dazu 



Dcirlehen aus Eigenmitteln 



der Europäischen 



Investitionsbank 

1 120 



*) 5. EEF (1980 bis 1985): 4 721 Mio. ECU 

Quelle: Finanzmfomiationen über die EEF (dem Vorentwurf 

des EG-Haushaltsplans für 1988 beigefügt). 
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Tabelle 24 

Entwicklungshilfezusagen der Europäischen Gemeinschaft 1986—1988 


Land 

ODA-Zusagen 
in Mio. ECUi) 
Zusagen im DAC-Sinne 

1986 

1987 

1988 

Mittelmeerländer 




Algerien 

6,22 

23,63 

11,05 

Marokko 

0,01 

0,80 

13,05 

Tunesien 

63,78 

4,41 

57,29 

Ägypten 

50,49 

91,61 

74,85 

Jordanien 

7,53 

0,81 

16,82 

Libanon 

4,66 

9,59 

9,99 

Syrien 

17,56 

0,28 

2,00 

Zypern 

4,80 

1,10 

0,02 

Israel 

0,73 

1,36 

2,13 

Malta 

— 

5,99 

10,53 

Türkei 

18,69 

22,48 

20,85 

Jugoslawien 

— 

0,67 

0,69 


Land 

D6ulehen aus 
Eigenmitteln 
der EIB - Mio. ECU 


1986 

1987 

1988 

Mittelmeerländer 

Algerien 

60,00 

22,00 


Marokko 

— 

— 

50,00 

Tunesien 


1,10 

57,00 

Ägypten 


— 

25,00 

Jordanien 

iig 

3,10 

33,00 

Libanon 

— 

— 

— 

Syrien 

16,00 

— 

— 

Zypern 

— 

1,50 

— 

Israel 


— 

— 

Malta 


— 

16,00 

Türkei 


— 

— 

Jugoslawien 


— 

210,00 


1) 1986: 1 ECU - 0,984167 $ 
1987: 1 ECU = 1,15444 $ 
1988: 1 ECU = 1,18248 $ 


Land 

ODA-Zusagen 
in Mio. ECU 1) 
Zusagen im DAC-Sinne 


1986 

1987 

1988 

Nicht-assoziierte 

Entwicklungsländer 

Asien 

Afghanistan 

0,01 

0,14 

7,32 

Bangladesch 

44,26 

56,32 

71,72 

Bhutan 

1,10 

— 

3,42 

Birma 

0,15 

3,50 

0,77 

China 

14,04 

37,48 

58,00 

Indien 

114,67 

108,64 

128,35 

Indonesien 

24,35 

32,22 

2,47 

AR Jemen 

0,23 

10,56 

0,10 

VR Jemen . 

0,45 

— 

— 

Kambodscha 

0,44 

0,17 

2,88 

Laos 

0,03 

8,97 

5,96 

Malaysia ...... 

0,02 

0,48 

0,48 

Malediven 

0,30 

0,32 

— 

Nepal 

6,01 

3,86 

0,36 

Pakistan 

28,56 

39,27 

23,63 

Phihppinen 

14,10 

21,36 

3,92 

Sri Lanka 

11,54 

37,89 

8,37 

Thailand 

1,55 

9,19 

14,34 

Vietnam 

0,86 

0,29 

0,30 

Asien Regional 

26,55 

33,70 

42,65 

Lateinamerikä 

Argentinien 

0,72 

3,40 

1,47 

Bohvien 

21,85 

29,09 

15,04 

Brasüien 

1,18 

1,72 

6,11 

Chüe 

1,62 

3,10 

1,87 

Costa Rica 

2,02 

0,26 

0,18 

Dominikanische Republik 

0,56 

1,76 

0,48 

Ecuador 

0,82 

13,44 

7,44 

El Salvador 

5,14 

19,16 

0,84 

Guatemala 

0,18 

0,90 

1,45 

Haiti 

7,50 

2,23 

2,42 

Honduras 

4,19 

14,91 

9,79 

Kolumbien 

5,03 

0,56 

3,50 

Kuba 

0,01 

— 

0,01 

Mexiko 

6,15 

0,40 

1,84 

Nicaragua 

14,37 

19,07 

25,11 

Panama 

0,09 

0,11 

0,61 

Paraguay 

0,02 

0,57 

0,08 

Peru 

22,82 

9,76 

33,73 

Uruguay 

0,51 

0,83 

0,95 

Venezuela 

0,01 

0,84 

0,27 

Zentralamerika Regional . 

6,22 

— 

53,09 

Lateinamerika Regional . . 

97,19 

106,92 

220,16 


Quelle: EG-Kommission; 
OECD 
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Tabelle 25 


Nahrungsmittelhilfe der Europäischen Gemeinschaft 
Nahrungsmittelhilfe-Programm 1988 


Empfängerregion 

Getreide 

t 

Milchpulver 

t 

Butteröl 

t 

Speiseöl 

t 

Zucker 

t 

Sonstiges 
Mio. ECU 

Sahel 

14 000 

300 

0 

200 

0 

0,00 

West-Afrika 

6 000 

700 

100 

0 

0 

0,00 

Zentral-Afrika 

17 000 

0 

0 

50 

0 

0,06 

Ost-Afrika 

30 000 

0 

0 

0 

0 

0,00 

Hom von Afrika 

39 000 

900 

200 

400 

0 

0,00 

Südliches Afrika 

166 000 

0 

0 

2 500 

1 000 

1,49 

Indischer Ozean 

20 000 

0 

0 

0 

0 

0,00 

Karibik 

1 000 

350 

150 

0 

0 

0,00 

Mittelmeer 

235 000 

7 100 

200 

6 000 

0 

1,50 

Lateinamerika 

39 000 

6 100 

800 

2 600 

0 

5,68 

Asien 

190 000 

26 360 

8 587 

2 500 

0 

0,00 

gesamte direkte NMH 

757 000 

41 810 

10 037 

14 250 

1 000 

8,73 

Indirekte NMH 

477 535 

62 900 

15 100 

16 450 

9 100 

19,37 

gesamte normale NMH 

1 234 545 

104 710 

25 137 

30 700 

10 100 

28,10 

Nothilfe 

152 712 

1250 

500 

3 000 


1,90 

gesamte NMH 

1 387 247 

105 960 

25 637 

33 700 


30,00 


1) NMH, die über internationale Organisationen und Nicht-Regierungsorganisationen abgewickelt wird. 
Quelle: EG -Kommission (vorläufige Angaben) 
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Tabelle 26 

Liefer- und Leistungsaufträge aus Entwicklungshilfeleistungen der Europäischen Gemeinschaft 

— Beträge in Mio. ECU — 


Staatsangehörigkeit 
der Unternehmen 

Bauaufträge 

Lieferaufträge 

Verträge über 
technische 
Zusammenarbeit 

Aufträge 
und Verträge 
insgesamt 

Betrag 

% 

Betrag 

% 

Betrag 

% 

Betrag 

% 

5. EEF (Stand 31. Dezember 1988): 








Deutschland 

86,520 

7,87 


18,77 

103,326 

22,20 

311,141 

14,07 

Belgien 

38,707 

3,52 


3,72 

40,664 

8,73 

103 388 

4,68 

Frankreich 

248,276 

22,58 

128 042 

19,81 

93,152 

20,01 

469,469 

21,23 

Italien 

102,086 

9,28 

66,195 

10,24 

45,248 

9,72 

213,529 

9,66 

Luxemburg 

0,000 

0,00 

2,125 

0,33 

7,701 

1,65 

9,826 

0,44 

Niederlande 

5,086 

0,46 

44,193 

6,84 

32,627 

7,01 

81,906 

3,70 

Dänemark 

0,000 

0,00 

1,731 

0,27 

17,424 

3,74 

19,155 

0,87 

Vereinigtes Königreich . 

84,655 

7,70 

155,918 

24,13 

74,732 

16,05 

315,305 

14,26 

Irland 

0,000 

0,00 

11,030 

1,71 

12,231 

2,63 

23,261 

1,05 

Griechenland 

0,000 

0,00 

0,807 

0,12 

12,293 

2,64 

13,100 

0,59 

AKP-ÜLG-Länder 

512,333 

46,60 

81,868 

12,67 

26,102 

5,61 

620,303 

28,05 

Dritte Länder 

21,855 

1,99 

9,053 

1,40 

0,035 

0,01 

30,943 

1,40 

Insgesamt absolut ..... 


100,00 

646,273 

100,00 

465,535 

100,00 

2 211,326 

100,00 

Insgesamt in % 

■SM 






100,00 



Quelle: EG -Kommission 
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Tabelle 27 


Leistungen^) der Bundesländer 1962—1988 

— in DM — 


Land 

1975 

1980 

1985 

1986 

1987 

1988 

1962 bis 1988 

Baden- 

Württemberg .... 

10 228 559 

16 450 121 

32 370 485 

31 197 768 

34 507 953 

34 827 274 

422 737 190 

Bayern 

3 661 433 

6 219 063 

9 179 056 

7 808 618 

8 288 492 

8 951 776 

119 116 801 

Berlin 

5 293 720 

6 964 831 

7 541 976 

10 201 701 

10 602 775 

9 620 600 

218 855 188 

Bremen 

666 063 

2 493 589 

1416 113 

1 246 802 

1 979 420 

1 862 345 

26 879 049 

Hamburg 

6 406 947 

7 454 347 

8 016 378 

8 971749 

8 180 084 

8 367 676 

157 045 914 

Hessen 

1 681 646 

5 626 819 

3 200 378 

2 932 678 

4 403 027 

10 836 973 

117 643 375 

Niedersachsen . . . 

2 357 380 

6 181 174 

11 115 380 

10 055 934 

9 951 515 

9 074 257 

107 445 773 

Nordrhein- 
Westfalen 

7 195 941 

6 964 691 

12 463 762 

16 006 417 

15 790 480 

15 869 220 

231 972 113 

Rheinland-Pfalz . . 

528 775 

774 005 

5 235 793 

4 407 516 

5 138 974 

6 555 090 

47 314 238 

Saarland 

664 736 

948 185 

447 981 

474 100 

467 115 

452 170 

16 786 673 

Schleswig-Holstein 

266 356 

311775 

376 157 

658 444 

799 598 

1 721 223 

11 963 855 

Insgesamt 

38 951 556 

60 388 600 

91 363 459 

93 961 727 

100 109 433 

108 138 604 

1 477 760 169 


1) Ohne Studienplatzkosten. 
Quelle: BMZ 


Tabelle 28 


Studienplatzkosten für Studenten aus Entwicklungsländern 1984—1988 

— in DM — 


Land 

1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

Baden- Württemberg , . 

39 400 000 

40 872 807 

47 250 000 

48 260 568 

52 076 638 

Bayern 

20 868 100 

25 448 500 

28 123 342 

29 797 719 

32 990 334 

Berlin 

51 661 942 

69 027 328 

65 268 615 

69 906 392 

74 608 508 

Bremen 

4 074 817 

5 797 269 

6 823 952 

6 378 532 

6 914 846 

Hamburg 

12 711 106 

11 322 811 

11 128 106 

12 262 137 

13 639 366 

Hessen 


35 336 700 

42 292 372 

42 590 264 

48 449 105 

Niedersachsen 


15 006 079 

15 772 816 

17 545 558 

17 394 336 

Nordrhein-Westfalen . 


82 364 448 

82 377 820 

86 119 688 

87 976 590 

Rheinland-Pfalz 


9 497 756 

8 799 959 

10 068 408 

11330 022 

Saarland 


2 420 298 

3 943 390 

3 856 472 

4 330 123 

Schleswig-Holstein . . . 

5 972 444 

6 473 810 

7 187 212 1 

7 115 702 

8 053 203 

Insgesamt 

271 319 014 

303 567 806 

318 967 583 

333 901 440 

357 763 071 


1) Erstmals 1984 erfaßt. 

Abweichungen in den Summen ergeben sich durch Runden der Zahlen. 
Quelle: BMZ 
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